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Wie können viele Akteure gemeinsam eine Region steuern? Wie werden kollektive 
Entscheidungen getroffen, wodurch werden diese beeinflusst und mit welchem 
Ergebnis? Im vorliegenden Buch werden kollektive Entscheidungen aus 20 Jahren 
Metropolregionsbildung in Mitteldeutschland analysiert. Es basiert maßgeblich 
auf einer mehrjährigen teilnehmenden Beobachtung sowie auf Einzelinterviews 
mit Verwaltungsangestellten und den politischen Spitzen auf kommunaler,  
Landes- und Bundesebene.
Die Arbeit zeigt auf, wie die komplexen institutionellen Verflechtungen, partei-
taktische und geostrategische Überlegungen, versteckte Prioritäten, die Macht-
verhältnisse innerhalb der Kommunen, die Art der Kopplung von Entscheidungs-
kontexten sowie das Zusammenspiel von individuellen Diskontierungsraten 
auf politischer und Verwaltungsebene die kollektiven Entscheidungen in der 
Metropolregion Mitteldeutschland beeinflusst haben. 
What determines collective decisions of local actors in regional cooperation 
processes? The book analysis 20 years of decision making for and within the 
‘Metropolitan Region Central Germany’. It is based on a long term participatory 
observation and on interviews with public officials and politicians from the local, 
the federal state and the national level.
It demonstrates how different influencing factors such as institutional interde-
pendency, geostrategic and political party interests, hidden priorities, local and 
regional power structures, the coupling of decision making arenas as well as the 
interplay of individual discount rates of public officials and politicians play 
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Wie steuert man eine Region? Es gibt viele, mit Sicherheit aber keine einfachen Antwor-
ten auf diese Frage. Ausgehend von der Kritik am traditionell stark formalisierten und 
starren Instrumentarium der Raumplanung sowie einer tatsächlich oder vermeintlich 
umsetzungsschwachen klassischen Regionalplanung haben sogenannte ‚weiche‘ Steue-
rungsansätze zur Förderung der Regionalentwicklung seit Mitte der 1990er Jahre an 
Bedeutung gewonnen. Sie basieren maßgeblich auf dem kollektiven Handeln einer Viel-
zahl von Akteuren und sind inzwischen ein fester Bestandteil der deutschen Raument-
wicklungspolitik geworden.  
Im Mittelpunkt dieser Steuerungsansätze steht die freiwillige Koordination von Interes-
sen verschiedener öffentlicher und zunehmend auch privater und zivilgesellschaftlicher 
Akteure auf regionaler Ebene. Es gibt wohl kaum eine Region in Deutschland, in der 
noch nicht der Versuch unternommen wurde, durch den Aufbau von regionalen Gover-
nancestrukturen eine freiwillige und verhandlungsbasierte Steuerungsebene zu schaf-
fen, mittels derer die (Raum)-entwicklung der Region beeinflusst werden soll. Raumpla-
nerische Konzepte wie ‚Regionale Entwicklungskonzepte‘, Städtenetze‘ und ‚Metropol-
regionen‘ aber auch Bundes- und Landeswettbewerbe sowie Instrumente der europäi-
schen Raumentwicklungspolitik (INTERREG) stellen häufig den Rahmen für die Imple-
mentierung dieser ‚weichen‘ Ansätze dar.   
Dabei wurden in einigen Regionen beachtenswerte Erfolge bezüglich des Aufbaus von 
regionalen Akteursnetzwerken, der Institutionalisierung und Professionalisierung von 
Kooperationsstrukturen und der Umsetzung von gemeinsamen Projekten erzielt. Dies 
darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass eine beachtliche Zahl der initiierten Ko-
operationsansätze bereits die Phase der Anschubfinanzierung nicht überdauert hat, wei-
tere aus finanziellen oder politischen Erwägungen heraus ein Schattendasein fristen oder 
für beendet erklärt wurden und wieder andere zwar mit großem Beharrungsvermögen 
bis heute bestehen geblieben sind, aber letztlich mit Blick auf geringe praktische 
Erfolge, gerade bei konfliktträchtigen Themen, ebenso hinterfragt werden müssen wie 
die klassischen Raumordnungsinstrumente. 
Aufgrund der ungebrochen hohen Popularität ‚weicher‘ Steuerungsansätze in der Praxis 
haben diese auch eine erhöhte Aufmerksamkeit in der Wissenschaftslandschaft erfah-
ren. Auch im Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR) wurde eine Viel-
zahl dieser Ansätze seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre begleitet und unterstützt, 
sei es durch die Erarbeitung von Grundlagen, durch Moderation und Prozesssteuerung 
oder durch die Evaluierung entsprechender politischer Programme und Wettbewerbe.  
II Markus Egermann 
Als ich 2001 meine Tätigkeit am IÖR – damals noch als studentischer Mitarbeiter – be-
gann, wurde dort gerade der Bundeswettbewerb „Regionen der Zukunft“ (1997-2000) 
im Rahmen einer Fortführung der Initiative unter dem Namen „Netzwerk Regionen der 
Zukunft“ (2000-2003) evaluiert. Das Lesen der Wettbewerbsbeiträge war gleicherma-
ßen spannend wie aufschlussreich. Es zeigte sich, dass die Erwartungen an dieses ver-
gleichsweise neue Instrument durchaus hoch waren und dass im Aufbau von regionalen 
Akteursnetzwerken die Chance gesehen wurde, die Defizite der traditionellen Raum-
ordnung im Bereich der Raumentwicklung durch ein proaktiveres Vorgehen auszuglei-
chen. Trotz oder vielleicht auch gerade wegen des späteren „Versandens“ vieler Initiati-
ven blieben systematische Evaluierungen weitestgehend aus.  
Es war dann das Sächsische Staatsministerium des Innern, welches das methodisch 
schwierige und politisch riskante Thema der Evaluierung von Regionalentwicklungsan-
sätzen „anfasste“ und das IÖR damit beauftragte (2003) zunächst eine Methodik für 
eine solche Evaluierung zu entwickeln. Ziel war die Überprüfung der durch den Freistaat 
Sachsen im Rahmen der Förderrichtlinie ‚Regio‘ geförderten ‚Aktionsräume für Maß-
nahmen der Regionalentwicklung‘. Die anschließend durchgeführte Evaluierung konnte 
einen guten Überblick zum Stand des Erreichten in den verschiedenen Aktionsräumen 
und darauf aufbauend auch Handlungsempfehlungen zur weiteren Ausgestaltung der 
Förderrichtlinie geben. Dennoch war diese Evaluierung aus wissenschaftlicher Sicht un-
befriedigend. Denn eine vertiefte Betrachtung von Entscheidungsprozessen unter Be-
rücksichtigung von Interessen, Positionen und Strategien von einzelnen Akteuren die 
letztlich entscheidend für den Erfolg oder Misserfolg einzelner Projekte bzw. ganzer Ko-
operationsansätze waren, konnte damit nicht geleistet werden. 
Die Gelegenheit einer solchen vertieften Betrachtung sollte sich dann ab dem Jahr 2006 
– wie ich damals nicht ahnen konnte – für einen vergleichsweise langen Zeitraum (bis 
2012) ergeben. Die kontinuierliche Befassung mit der Metropolregion Mitteldeutsch-
land (vormals Sachsendreieck), entweder im Auftrag des BMVBS, des Freistaats Sach-
sens oder der Metropolregion bzw. einer ihrer Mitgliedsstädte selbst, ermöglichte eine 
mehrjährige teilnehmende Beobachtung die mit einem privilegierten Zugang zu Infor-
mationen zu dieser einen Kooperation verbunden war. Vor diesem Hintergrund ergaben 
sich auch neue Perspektiven für die eigene Forschung zu regionalen Kooperationspro-
zessen. Plötzlich schienen verschiedene Aspekte zur inneren Dynamik einer Kooperation 
über einen längeren Zeitraum empirisch beobachtbar, zu denen man als Forscher, wie 
auch im Rahmen der oben zitierten ex-post Betrachtungen, in der Regel nur begrenzt 
Zugang hat. Wie wurden beispielsweise Entscheidungen in den verschiedenen Gremien 
der Kooperation getroffen und wie wirkten sich die selbst aufgestellten Kooperationsre-
geln auf diese Entscheidungen aus? Welche Akteure innerhalb und außerhalb der
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Gruppe hatten Einfluss auf die Entscheidungen? Welche Interessen hatten die unter-
schiedliche Akteure, wie haben sie versucht diese durchzusetzen und mit welchem Er-
gebnis? Wie sind die Akteure mit Dilemmata umgegangen und wie haben sich ‚stärke-
re‘ und ‚schwächere‘ Partner verhalten? Wie haben sich Themen, Interessen, Positionen 
und Kräfteverhältnisse über mehrere Jahre verändert und warum?   
Inspiriert von und aufbauend auf Arbeiten von Elinor Ostrom zum kollektiven 
Handeln, von Fritz Scharpf zur Übertragung spieltheoretischen Wissens auf die 
Policy-Forschung und zusammen mit Renate Mayntz zum akteurzentrierten 
Institutionalismus sowie von Arthur Benz zur Steuerung in Mehrebenensystemen und 
Dietrich Fürst zu regionalen Steuerungsprozessen wurde das Erkenntnisinteresse der 
vorliegenden Monographie auf die Erklärung von kollektiven Entscheidungen im 
Rahmen einer vertieften, langjährigen Einzelfallstudie zur Metropolregion 
Mitteldeutschland gelegt. Als Autor trage ich die alleinige Verantwortung für das 
vorliegende Buch. Seine Entstehung basiert jedoch auf der Unterstützung einer 
Vielzahl von Personen, denen ich an dieser Stelle danken möchte. 
PROF. THORSTEN WIECHMANN hat als Betreuer und Gutachter der Dissertation nicht nur 
mein Interesse an der Forschung zu regionalen Steuerungsprozessen geweckt, sondern 
als Projektleiter am Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung in Dresden mir 
stets einen großen Rückhalt geboten, den ich anderen Doktoranden nur wünschen 
kann. Zudem hat die Arbeit von seinen vielen inhaltlichen und methodischen Anregun-
gen über den gesamten Bearbeitungszeitraum hinweg profitiert. Auch nach dem Antritt 
einer Professur an der TU-Dortmund (Fachgebiet Raumordnung und Planungstheorie) 
war er ein jederzeit ansprechbarer und hilfreicher Begleiter der Arbeit. 
PROF. BERNHARD MÜLLER hat als Direktor des IÖR und Gutachter die Arbeit ebenfalls 
über den gesamten Entstehungszeitraum konstruktiv begleitet. Die exzellenten For-
schungsbedingungen am IÖR, die damit verbunden Freiräume und das entgegenge-
brachte Vertrauen haben wesentlich zur Entstehung der Dissertation beigetragen. 
DR. PETER WIRTH danke ich für die Fachbetreuung der Arbeit am IÖR, in deren Rahmen 
ich von seinem großen Erfahrungsschatz im Bereich der Regionalentwicklung profitieren 
durfte. DR. GERD LINTZ danke ich für die Unterstützung im Rahmen der Doktoranden-
förderung im IÖR.  Die vielen wohlwollenden Hinweise von beiden während der ge-
meinsamen Diskussionsrunden habe ich gerne aufgenommen. 
PROF. KARSTEN ZIMMERMANN danke ich für das Interesse an meiner Arbeit und seine Be-
reitschaft als Prüfer im Rahmen der Verteidigung der Arbeit an der TU Dortmund zur 
Verfügung zu stehen. 
IV Markus Egermann 
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1. Hintergründe und Erkenntnisinteresse der Arbeit 
1.1 Gegenstand, Motivation, Forschungsbedarf und Anlass 
Die Arbeit befasst sich mit dem kollektiven Handeln kommunaler Akteure in regionalen 
Kooperationen. Sie baut im Kern auf sozialwissenschaftlichen Forschungen auf, die in 
den letzten Jahrzehnten aus unterschiedlichen Perspektiven Erkenntnisse zum kol-
lektiven Handeln beigetragen haben. Die Arbeit versucht, die vorrangig in Politik-, Ver-
waltungs- und Wirtschaftswissenschaften gewonnenen Erkenntnisse zum kollektiven 
Handeln für die aktuelle Diskussion zur regionalen Steuerung in der Raumentwicklung 
fruchtbar zu machen. Zugleich knüpft sie an theoretische und empirische Arbeiten der 
raum- und planungswissenschaftlichen Forschung zur kooperativen Steuerung und 
Handlungskoordination auf regionaler Ebene an.  
Die Motivation, sich mit kollektivem Handeln kommunaler Akteure in regionalen Ko-
operationen zu beschäftigen, resultiert zum einen aus dem viel beschriebenen grund-
sätzlichen Bedeutungszuwachs der Region als politische Handlungsebene und den da-
mit verbundenen Prozessen der Handlungskoordination im Rahmen regionaler Netz-
werke (BENZ & FÜRST 2003: 18 ff.; DILLER 2005: 8; FÜRST 2008: V; KNIELING ET AL. 2003: 1 
ff. und MÜLLER ET AL. 2004: 8; im europäischen Kontext siehe: KLEINFELD ET AL. 2006 und 
STURM & BAUER 2010: 11). Sie ergibt sich zum anderen aus der Diskrepanz zwischen die-
sem vielfach beschriebenen Bedeutungszuwachs und den zum Teil ernüchternden Er-
gebnissen bei der Implementierung und Institutionalisierung regionaler Kooperationen 
in der Praxis1 sowie den vergleichsweise wenigen systematischen Untersuchungen zur 
Funktionsweise von regionalen Netzwerken (WIECHMANN 2008: 98).  
Folglich mangelt es auch in der jüngeren Literatur zu diesem Forschungsfeld nicht an 
Hinweisen zum weiteren Forschungsbedarf. Dieser wird im Wesentlichen bezüglich 
zweier zentraler Aspekte formuliert, mit denen in der Regel auch gleich ein spezifischer 
methodischer Zugang zum Untersuchungsgegenstand verknüpft wird.  
                                             
1 Sehr anschauliche Belege hierfür lassen sich beispielsweise bei der Betrachtung von regionalen 
Kooperationsansätzen im Rahmen nationaler Wettbewerbe (z. B. ‚Regionen der Zukunft‘) und 
Modellvorhaben (z. B. ‚Überregionale Partnerschaften‘) oder im Zuge länderspezifischer Förder-
programme (z. B. ‚FR-Regio‘ in Sachsen zur Förderung von Aktionsräumen der Regionalent-
wicklung) finden. Nur ein Bruchteil der darin initiierten Kooperationen konnte später in der 
Fachwelt als ‚erfolgreich‘ rezipiert werden, während andere Partnerschaften bereits innerhalb 
der Projektlaufzeit scheiterten, kurz nach Beendigung der externen Förderung ihre Aktivitäten 
einstellten oder zumindest den Schwung verloren haben und schrittweise ‚einschlafen‘ sind.    
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Zum einen werden vergleichende empirische Untersuchungen gefordert, die als hilfreich 
eingeschätzt werden, die Implikationen spezifischer institutioneller Regelsysteme her-
auszuarbeiten (BENZ 2000: 120 und 2009: 81; BENZ & FÜRST 2004: 651).  
Zum anderen wird mit einer vertieften Analyse einzelner Fälle von regionalen Koopera-
tionen, die nicht nur ex post und „aus der Distanz“ (WIECHMANN 2008: 98) vorgenom-
men werden, die Hoffnung verbunden, mehr über die innere Logik der Kooperation 
und das Zusammenwirken verschiedener Faktoren (BENZ & FÜRST 2003: 36) zu erfahren. 
Dabei geht es unter anderem darum, konkrete Entscheidungsprozesses zu analysieren 
(DILLER 2005: 185) und dabei aufzuzeigen, welche Interessen von einzelnen Akteuren 
verfolgt wurden (NEWMAN 2009: 186; HAMILTON 2004: 457), welche Strategien sie 
entwickelt haben, wie Institutionen und Interaktionen zusammengewirkt haben (BENZ 
2009: 11), wie sich die Machtverhältnisse darstellten oder verändert haben (PÜTZ 2006: 
39) oder auch welche Lerneffekte (BENZ & FÜRST 2004) stattgefunden haben. Ange-
sichts der Diskrepanz zwischen der Fülle an Literatur zu regionalen Kooperationen und 
dem gleichzeitigen Mangel an vertieften Untersuchungen zu darin ablaufenden Ent-
scheidungsprozessen fordert DILLER (2005: 185) „die Analyse von Regional-
Governance-Strukturen weiter zu entwickeln zu einer Analyse konkreter Entscheidungs-
prozesse innerhalb von Regional-Governance-Prozessen“.  
Dass vertiefte Untersuchungen zur inneren Logik regionaler Kooperationen sowie zu 
konkreten Entscheidungsprozessen bisher noch als eine ‚offene Flanke‘ der Forschung 
gelten, liegt auch an zwei zentralen Eigenschaften regionaler Kooperationen. Diese wei-
sen in der Regel einen informellen bzw. netzwerkartigen Charakter auf, womit nicht 
selten eine fehlende Transparenz von Handlungs- und Entscheidungsprozessen verbun-
den ist, was unter anderem mit Blick auf legitimatorische und demokratische Gesichts-
punkte kritisiert wird (vgl. WORTMANN 2006: 305 ff.). Die ebenfalls in der Regel vorzu-
findende Exklusivität von Netzwerken (KILPER 1994: 3) bzw. informellen Kooperationen 
gibt mithin auch Anlass zu der Vermutung der „construction of peripheralities through 
governance“ (HERRSCHEL 2009: 240 ff.).  
Beide Aspekte, die fehlende Transparenz und die Exklusivität, stellen zugleich ein Prob-
lem für die Wissenschaft dar, da der forschungspraktische Zugang zu empirischen In-
formationen in vielen Fällen stark eingeschränkt ist. Folglich muss man sich in entspre-
chenden Fallstudien in der Regel mit dem zufrieden geben was dokumentiert wurde 
oder was Dritte gegebenenfalls Jahre später rückblickend an Informationen und Ein-
schätzungen zur Verfügung stellen können. Auf diese Weise sind jedoch die oben ange-
führten Untersuchungskategorien zur inneren Logik von Kooperationen nur noch 
schwer beobachtbar und in der Konsequenz ist nur begrenzt nachzuvollziehen, wie und 
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warum Entscheidungen so getroffen wurden, durch welche Faktoren diese beeinflusst 
wurden und welche spezifischen Strategien und Lösungen zum Umgang mit verschie-
denen Dilemmata der Handlungskoordination auf regionaler Ebene entwickelt und 
praktiziert wurden.2  
Damit wird deutlich, dass die Forschung zur inneren Logik von regionalen Kooperatio-
nen bzw. Netzwerken voraussetzungsvoll und nicht ohne Weiteres planbar ist. Dass dies 
dennoch zum zentralen Forschungsgegenstand dieser Arbeit werden konnte ist folglich 
einer Reihe günstiger forschungspraktischer Rahmenbedingungen zu verdanken, in de-
ren Ergebnis ein dauerhafter, privilegierter Zugang zu Informationen und Insiderwissen 
bezüglich einer Kooperation, in dem Fall zur Partnerschaft der Metropolregion Mittel-
deutschland, bestand.  
Der konkrete Anlass, sich mit dieser Thematik eingehender zu beschäftigen, waren ei-
gene empirische Beobachtungen zu Entscheidungsprozessen in der Metropolregion Mit-
teldeutschland und die diesbezügliche Erkenntnis, dass sich eine Einigung oder Nichtein-
igung der kommunalen Partner nur mit Hilfe sich wechselseitig beeinflussender indivi-
dueller, institutioneller und prozessualer Faktoren erklären lassen, die zudem noch auf 
mehreren miteinander verbundenen räumlichen Ebenen zu finden und letztlich auch für 
die beteiligten Akteure selbst weder offensichtlich noch in Gänze erkennbar oder gar 
beeinflussbar sind. Erst nach vielen zunächst eher zufällig, später kontinuierlich geführ-
ten Einzelgesprächen sowie der Teilnahme an Sitzungen und Abstimmungstreffen der 
Kooperationspartner ergab sich ein erstes Bild über das Zustandekommen kollektiver 
Entscheidungen in den Gremien der Metropolregion Mitteldeutschland und den hierzu 
maßgeblichen Einflussfaktoren. Dieses erste Bild war gleichermaßen erhellend wie er-
nüchternd. Erhellend, weil es erste Erklärungen lieferte, warum die Akteure in den Gre-
mien der Metropolregion sich so verhalten haben wie sie sich verhalten haben, etwa bei 
der Zustimmung oder Ablehnung bezüglich eines neuen Namens der Partnerschaft, der 
Umsetzung gemeinsamer Projekte oder der Erhöhung der Mitgliedsbeiträge. Ernüch-
ternd, weil die Gründe für ein kooperatives Verhalten an der einen und ein defektives 
Verhalten an einer anderen Stelle manchmal leicht und manchmal schwer nachvollzieh-
bar waren, manchmal rational und manchmal irrational erschienen, selten inhaltlicher 
und oftmals strategischer Natur waren, manchmal vom Wissensstand der Beteiligten 
und manchmal von der Formulierung des Beschlusses abhingen. 
                                             
2 Siehe hierzu auch DILLER 2005: 188. 
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1.2 Erkenntnisinteresse, forschungsleitende Frage und empirische 
Grundlagen 
Vor dem Hintergrund dieser Beobachtungen und dem oben skizzierten Forschungsbe-
darf liegt das zentrale Erkenntnisinteresse der Arbeit darin, die Einflussfaktoren auf das 
kollektive Handeln kommunaler Akteure im Rahmen regionaler Kooperationen zu iden-
tifizieren, deren Zusammenwirken aufzuzeigen und somit die daraus hervorgegangenen 
politischen Entscheidungen zu erklären. Die Arbeit möchte nicht nur einen Beitrag zum 
besseren Verständnis des Zustandekommens politischer Entscheidungen kommunaler 
Akteure in regionalen Kooperationen leisten, sondern auch Erkenntnisse zur theoriege-
leiteten Analyse kooperativer Steuerungsprozesse in der Regionalentwicklung beisteu-
ern. Weiterhin besteht die Erwartung, konkrete empirische Hinweise und Erklärungen 
zu finden, die Aufschluss darüber geben, warum vergleichsweise viele Kooperationen in 
der Regionalentwicklung scheitern und unter welchen Bedingungen die kollektive 
Handlungsfähigkeit kommunaler Akteure auf regionaler Ebene erhöht werden kann. Die 
Arbeit setzt sich daher mit folgender übergeordneten Fragestellung auseinander:  
Wodurch wird das kollektive Handeln kommunaler Akteure  
in regionalen Kooperationen bestimmt? 
Zur Beantwortung der Frage wurde eine Einzelfallstudie zur Metropolregion Mittel-
deutschland (1994 – 2012) durchgeführt. Die Vor- und Nachteile von fallstudienbasier-
ter Forschung werden in der Literatur kontrovers diskutiert und naturgemäß ergeben 
sich aus dem gewählten Ansatz spezifische Einschränkungen und Möglichkeiten bezüg-
lich des Erkenntnisprozesses, worauf im methodischen Teil der Arbeit (Kapitel 3.1) noch 
einzugehen sein wird. Ausschlaggebend für die Entscheidung zugunsten einer Einzelfall-
studie war der privilegierte Zugang zu Informationen zur Metropolregion Mitteldeutsch-
land, womit die Möglichkeit verbunden war, die oben skizzierten forschungspraktischen 
Schwierigkeiten bei der Analyse netzwerkartiger Kooperationen zu überwinden und so 
zu neuen Erkenntnissen bezüglich des kollektiven Handelns auf regionaler Ebene zu 
kommen. So konnte die Metropolregion in den Jahren 2006 – 2011 kontinuierlich teil-
nehmend beobachtet und auf ein vergleichsweise umfangreiches Insiderwissen bei der 
Analyse und Interpretation zurückgegriffen werden. Der empirische Teil der Arbeit ba-
siert somit maßgeblich auf eigenen Beobachtungen, Notizen und Gesprächen während 
der Teilnahme an Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses (Oberbürgermeister der 
Mitgliedsstädte), des Lenkungsausschusses (Leitungsebene aus den Verwaltungen der 
Mitgliedsstädte), der Arbeitsgruppen der Metropolregion Mitteldeutschland und wäh-
rend der bisher durchgeführten Metropolregionskonferenzen sowie aus unzähligen Ein-
zelgesprächen mit Akteuren aus den in den Gremien vertretenen Institutionen. Zudem 
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wurden alle relevanten internen Dokumente (Sitzungsprotokolle, Beschlussvorlagen, 
Geschäftsordnung, Anträge, Briefwechsel etc.) und allgemein zugängliche Publikationen 
zur Metropolregion ausgewertet. Weiterhin wurden in den Jahren 2009 und 2010 Ein-
zelinterviews mit den politischen Spitzen der Metropolregion, d. h. mit den Mitgliedern 
des Gemeinsamen Ausschusses, mit ausgewählten politischen Vertretern in den Zwi-
schenräumen (Nichtmitglieder) sowie mit Vertretern von Bund und Ländern durchge-
führt. Weiterhin ergab sich im Jahr 2010 die Möglichkeit, im Rahmen eines selbst kon-
zipierten Planspiels zum Interessenausgleich, mit den Akteuren der Metropolregion Mit-
teldeutschland eine reale Verhandlungssituation eines Metropolregionsgremiums unter 
‚Laborbedingungen‘ zu simulieren. 
1.3 Zentrale Begriffe und Gliederung der Arbeit 
Zum besseren Verständnis und zur Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes soll an 
dieser Stelle kurz auf in der Arbeit zentral verankerte Begriffe eingegangen werden. Die-
se sind ‚kollektives Handeln‘ und ‚Handlungskoordination‘, ‚kommunale Akteure‘ und 
‚regionale Kooperation‘. 
Kollektives Handeln und Handlungskoordination 
Eine Vielzahl der sozialwissenschaftlichen Forschungen der letzten Jahrzehnte hat sich 
mit dem Handeln von Akteuren oberhalb der Ebene des Individuums unter Verwendung 
des Begriffspaars ‚kollektives Handeln‘ vor allem mit der Frage beschäftigt, wie kollekti-
ve Handlungsfähigkeit von mehreren Akteuren hergestellt werden kann bzw. woran 
dies in vielen Fällen scheitert. Kollektives Handeln wird in diesem Kontext als „konzer-
tierte Anstrengung zur Änderung des Status quo“ (WERLE & SCHIMANK 2000: 10, Her-
vorhebung im Original) verstanden. Der damit explizit oder implizit verbundene norma-
tive Gehalt ist dabei gleichermaßen in individualistischen wie institutionalistischen Arbei-
ten zu finden. Die vorliegende Arbeit baut im Kern auf diesen Forschungen zu kollekti-
vem Handeln von Akteuren auf, welche somit im Theorieteil auch vielfach rezipiert sind, 
nimmt aber selbst eine ausschließlich analytische Perspektive ein, wonach kollektives 
Handeln eher als ‚Handlungskoordination‘ bzw. Interdependenzmanagement (MAYNTZ 
1997: 285; BENZ & DOSE 2010: 252) verstanden wird. Damit wird nicht die kollektive 
Handlungsfähigkeit von Akteuren im oben definierten Sinne in den Mittelpunkt gestellt, 
sondern der Fokus auf die Koordination von Handlungen von mehreren Akteuren ge-
legt, die, wie später noch zu zeigen sein wird, nicht alle zwangsläufig an einer Änderung 
des Status quo oder einer kollektiven Handlungsfähigkeit im normativen Sinne interes-
siert sein müssen.  




Eine „Konzeptualisierung von Akteuren oberhalb der individuellen Ebene“ (SCHARPF 
2000: 97) wird in der Policy-Forschung in der Regel mit dem Ziel vorgenommen, die 
Aufgabe zu „erleichtern, politische Entscheidungen unter Verwendung von akteurtheo-
retischen Begriffen zu erklären“ (EBENDA: 98). Die Verwendung des Akteursbegriffs für 
Einheiten oberhalb der individuellen Ebene ist nach Meinung von SCHARPF dann zulässig 
und sinnvoll, wenn „deren Entscheidungen unter Hinweis auf Faktoren erklärt werden 
können, die auf der Ebene der größeren Einheit definiert werden“ (EBENDA: 97). Begriff-
lich verwendet SCHARPF in Abgrenzung zu individuellen Akteuren den Begriff ‚komplexe 
Akteure‘, definiert als eine „Ansammlung von Individuen“ (EBENDA: 96). Weiterhin un-
terteilt er diese in ‚korporative Akteure‘ und ‚kollektive Akteure‘. Letztere seien „von 
den Präferenzen ihrer Mitglieder abhängig.“ Erstere definiert er als Akteure, „die über 
ein hohes Maß an Unabhängigkeit von den letztendlichen Nutznießern ihres Handelns 
verfügen und deren Aktivitäten von Arbeitnehmern ausgeführt werden, deren eigene 
Interessen durch Arbeitsverträge neutralisiert werden“ (EBENDA: 101). SCHNEIDER (2003: 
109) führt in Anlehnung an COLEMAN (1979) und VANBERG (1982) weiter aus, dass 
‚korporative Akteure‘ „entstehen, wenn Akteure Ressourcen zusammenlegen, um als 
Handlungseinheit eine überindividuelle Rechtsperson zu erschaffen, die in ihrem Interes-
se tätig wird.“ Beispiele seien „Unternehmerverbände, Gewerkschaften, Aktiengesell-
schaften, Parteien und natürlich auch Organisationen des öffentlichen Bereichs wie Par-
lament, Regierung und Verwaltung“ (EBENDA).  
Letztere nehmen in regionalen Kooperationen in der Regel zentrale Positionen ein (BENZ 
& FÜRST 2003: 40). Sie kontrollieren in der Regel die kooperationsgebundenen Ressour-
cen und besitzen entsprechende Entscheidungskompetenzen. Sie sind in den überwie-
genden Fällen die sogenannten Träger der Kooperation. Dies ist nicht verwunderlich, 
denn territoriale Ansätze sind politik- bzw. verwaltungsaffin, da Politiker und Verwal-
tungsangestellte durch ihre institutionelle Einbindung territorial ausgerichtet sind und 
sich auf raumbezogene Machtbasen stützen (FÜRST 2003: 442). In vielen regionalen 
Kooperationen sind so verstandene ‚korporative Akteure‘ zumindest in großer Mehrheit 
an der Kooperation beteiligt. Auch in der Metropolregion Mitteldeutschland stehen 
‚kommunale Akteure‘ im Mittelpunkt, die im oben beschriebenen Sinne als ‚korporative 
Akteure‘ konzeptionell gefasst werden können. Die Verwendung dieses Akteursbegriffs 
erlaubt damit eine analytische Betrachtung sowohl der „Interorganisationsbeziehungen 
– Transaktionen und Netzwerke zwischen korporativen Akteuren – als auch die Adres-
sierung individueller Perspektiven und Interessen von konkreten Akteuren aus der Per-
spektive der Organisationszugehörigkeit (Mitglieder) und internen Positionszuweisung 
(Funktionsträger)“ (SCHNEIDER & JANNING 2006: 92). Der von RENATE MAYNTZ und FRITZ 
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SCHARPF (1995) entwickelte Ansatz des ‚akteurzentrierten Institutionalismus‘ baut we-
sentlich auf diesem Akteursverständnis auf und dient diesbezüglich als wichtige Refe-
renz für die theoretische und begriffliche Fundierung der Arbeit. 
Regionale Kooperation 
Die Untersuchung bezieht sich auf ‚regionale Kooperationen‘. Somit steht die Hand-
lungskoordination auf regionaler Ebene im Mittelpunkt. In Anlehnung an die Ausfüh-
rungen von ARTHUR BENZ und DIETRICH FÜRST wird Region im Rahmen dieser Arbeit als 
eine politisch konstruierte Handlungsebene verstanden (BENZ & FÜRST 2003: 15 ff.), auf 
der mindestens zwei, in der Regel jedoch mehr kommunale Akteure versuchen mittels 
Kooperation Einfluss auf die Entwicklung dieser Region zu nehmen. Die Definition bzw. 
räumliche Abgrenzung einer Region ist somit Gegenstand des politischen Aushand-
lungsprozesses. Unter dem Gesichtspunkt einer regionalen Steuerung unterscheidet 
FÜRST den funktionalen und den territorialen Ansatz. Demnach geht der funktionale 
Ansatz von Problemen bzw. Themen aus, in denen Akteure kooperieren, womit die Re-
gionsabgrenzung sekundär ist. Beispiele hierfür sind Kooperationen im Rahmen eines 
Nahverkehrsverbundes oder bezüglich der Abwasserentsorgung. Hingegen unterstellt 
der territoriale Ansatz, „dass die gemeinsame Einbindung in einer definierten Region die 
Basis für Gemeinsamkeiten zwischen den Akteuren bildet“ (FÜRST 2003: 442). Im Fokus 
dieser Arbeit stehen Kooperationen, die dem territorialen Ansatz zuzuordnen sind. Da-
bei ist zunehmend erkennbar, dass bei territorialen Ansätzen die Frage der Regionsab-
grenzung zum zentralen Verhandlungsgegenstand wird und nicht selten immer wieder 
neu auf der Agenda3 steht. Weiterhin ist im Ergebnis der damit verbundenen Auseinan-
dersetzungen immer häufiger zu beobachten, dass anstatt einer festen Regionsabgren-
zung Kooperation im Rahmen einer „flexible geometry“ (EGERMANN 2009: 279) bzw. in 
„soft spaces“ und „fuzzy boundaries“ (HAUGHTON ET AL. 2010) praktiziert wird.  
Die Arbeit gliedert sich in sechs Kapitel. Im Anschluss an das Einführungskapitel werden 
im Kapitel 2 zunächst verschiedene theoretische Perspektiven auf kollektives Handeln 
erörtert, die maßgeblich auf sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Arbeiten beruhen. 
Dabei finden stärker individualistisch geprägte Ansätze ebenso Berücksichtigung wie 
institutionalistische Zugänge und selbstverständlich auch Arbeiten, die handlungsorien-
tierte und strukturalistische Perspektiven miteinander verbinden. Ziel des Kapitels ist es, 
die verschiedenen Denkansätze und die ihnen zugrundeliegenden Prämissen herauszu-
arbeiten und diese bezüglich ihrer Erklärungskraft zum kollektiven Handeln kommunaler 
                                             
3 Diesbezügliche Diskussionen sind in vielen Kooperationen in der deutschen Regionalentwick-
lung zu beobachten gewesen, unter anderem auch innerhalb der Metropolregionen Mittel-
deutschland, Nürnberg, Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg und Hamburg. 
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Akteure im Rahmen regionaler Kooperationen zu prüfen. Mit dem gleichen Ziel werden 
anschließend die aus Raum- und Planungswissenschaften hervorgegangenen Theorie-
ansätze und empirischen Befunde zur Steuerung bzw. Handlungskoordination auf regi-
onaler Ebene diskutiert. Auf Basis der Diskussion werden ein analytischer Bezugsrahmen 
und Forschungsteilfragen für die Analyse der Metropolregion Mitteldeutschland abge-
leitet.  
In Kapitel 3 werden der Untersuchungsansatz und das methodische Vorgehen im Rah-
men der Arbeit dargelegt. Im Mittelpunkt stehen dabei die Möglichkeiten und Grenzen 
der fallstudienbasierten Forschung und insbesondere die Vor- und Nachteile von Einzel-
fallstudien. Es wird dargelegt, warum sich im vorliegenden Fall für eine Einzelfallstudie 
entschieden wurde und auf welchen empirischen Grundlagen die Studie basiert. Zudem 
wird auf die Erhebung und die Auswertung der fallstudienbezogenen Informationen 
eingegangen. 
In Kapitel 4 werden die empirischen Befunde zur Metropolregion Mitteldeutschland 
dargelegt. Die Aufarbeitung des Falls erfolgt weitestgehend chronologisch, es ist jedoch 
keine Chronik der Metropolregion Mitteldeutschland. Mit der chronologischen Struktu-
rierung des Kapitels 4 und der Unterscheidung in vier Kooperationsphasen ist das Ziel 
verbunden, den studierten Fall für den Leser gut nachvollziehbar darzulegen. In den 
Unterkapiteln werden die Beschlüsse der Gremien der Metropolregion Mitteldeutsch-
land aufgearbeitet. Dabei wird insbesondere auf die Hintergründe der getroffenen Ent-
scheidungen und die Konsequenzen für die Partnerschaft eingegangen. 
In Kapitel 5 werden auf Basis der zuvor erörterten empirischen Befunde die aus der Fall-
studie gewonnenen Erkenntnisse diskutiert. Als Strukturierung dienen die in Kapitel 2 
formulierten Forschungsteilfragen. Es wird aufgezeigt, welche Akteure aufgrund ihrer 
Handlungsressourcen Einfluss auf die Entscheidungen in der Metropolregion hatten, 
welche Art von Handlungsressourcen die Akteure besaßen, auf welcher Grundlage 
ihnen Handlungsressourcen zugeordnet werden können, welche Interessen sie bezüg-
lich der Metropolregion verfolgten, welche Rolle das institutionelle Design und das Re-
gelsystem der Metropolregion bei Entscheidungen spielten und wie sich die gemeinsa-
me Kooperationserfahrung und die Zukunftsbedeutung auf die Entscheidungen ausge-
wirkt haben. 
In Kapitel 6 werden zunächst die in den Kapiteln 4 und 5 herausgearbeiteten empiri-
schen Erkenntnisse zu Einflussfaktoren bezüglich des kollektiven Handelns kommunaler 
Akteure in regionalen Kooperationen zusammengefasst. Außerdem werden die An-
wendbarkeit des in der Arbeit entwickelten analytischen Rahmens diskutiert und Per-
spektiven für weitere Forschungsaktivitäten aufgezeigt. Abschließend werden Hand-
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lungsoptionen skizziert, von denen zu erwarten ist, dass sie die Handlungsfähigkeit der 
Metropolregion Mitteldeutschland erhöhen. 
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2. Theoretische Grundlagen zur Steuerung durch kollektives 
Handeln 
„Wissenschaftliche Theorien kann man mit Fangnetzen vergleichen. 
So wie das, was man aus dem Meer an Land zieht, nicht nur von dem 
abhängt, was im Wasser schwimmt, sondern auch von der Beschaffen-
heit des Netzes, so hängt das Wissen über die Wirklichkeit auch von 
der Art der Theorie ab, die man angewandt hat. Wer ein grobmaschi-
ges Netz benutzt, wird keine kleinen Fische fangen, und es wäre un-
klug zu behaupten, es gäbe nur große.“ (KIRSCH 2004: 2)  
Die Arbeit beschäftigt sich mit dem kollektiven Handeln kommunaler Akteure in regio-
nalen Kooperationen. Sie hat zum Ziel, die Faktoren zu identifizieren, die das kollektive 
Handeln dieser Akteure in regionalen Kooperationen bestimmen. Das zweite Kapitel 
dient dazu, um im Bilde von GUY KIRSCH zu bleiben, das Fangnetz für die eigene empiri-
sche Untersuchung zu knüpfen, mit deren Hilfe diese Faktoren ‚gefangen‘ werden. Die 
Beschaffenheit des Netzes für diese Arbeit ergibt sich aus den bisherigen empirischen 
und theoretischen Erkenntnissen zum kollektiven Handeln einerseits und zur Steuerung 
auf regionaler Ebene andererseits. Die eigenen empirischen Vorkenntnisse zum Unter-
suchungsgegenstand dienen als Filter für die unzähligen Möglichkeiten, mit Hilfe vorlie-
gender Erkenntnisse einen theoretischen Bezugsrahmen für die Analyse zu erarbeiten.  
Vertreter der Raumwissenschaft, die sich mit Fragen der Steuerung räumlicher Entwick-
lungsprozesse beschäftigen, greifen, auch in Ermangelung einer eigenen theoretischen 
Basis, oft auf theoretische Grundlagen anderer Wissenschaftsdisziplinen zurück. Dass 
die Entleihung theoretischen Wissens aus benachbarten Disziplinen sehr erhellend für 
die Raumwissenschaft sein kann, ist immer wieder an verschiedenen Forschungsergeb-
nissen erkennbar. Beispielhaft sei an dieser Stelle auf Arbeiten zur Strategieforschung 
von WIECHMANN (2008) und HUTTER (2008) bzw. beiden gemeinsam (HUTTER & WIECH-
MANN 2010), zur ökonomischen Analyse von Raumplanungsinstrumenten in der 
Schweiz von GMÜNDER (2010) oder zur geographischen Konfliktforschung vor dem Hin-
tergrund konstruktivistischer Theorien von REUBER (1999) verwiesen. Zudem machen 
Vertreter aus anderen Wissenschaftsdisziplinen gelegentlich die ‚räumliche Dimension‘ 
zu ihrem Untersuchungsgegenstand und leisten somit wertvolle Beiträge zur raumwis-
senschaftlichen Forschung. Diesbezüglich sei stellvertretend für andere auf die politik-
wissenschaftlichen Arbeiten zu Steuerungsansätzen in Grenzräumen (BLATTER 2000) 
oder zur Steuerung in Mehrebenensystemen (BENZ 2000) verwiesen. Mit Blick auf das 
Erkenntnisinteresse der Arbeit scheint es nicht nur sinnvoll, sondern geradezu geboten, 
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sich beim Erarbeiten eines eigenen Analyserahmens auch an theoretischen Grundlagen 
aus Nachbardisziplinen zu orientieren. 
Auf der Suche nach theoretischen Ansätzen, die Ausgangspunkt und Blickwinkel der 
eigenen empirischen Arbeit bestimmen, kommt man schnell zu dem Schluss, dass eine 
endlose Anzahl theoretischer Grundlagen aus verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen 
berechtigterweise Einfluss auf die eigene Perspektive haben können. So bieten ökono-
mische, politische, verwaltungswissenschaftliche, systemtheoretische, organisationsthe-
oretische, spieltheoretische, soziologische und psychologische Grundlagen gleicherma-
ßen interessante Perspektiven auf gesellschaftliche Steuerungsprozesse an. Auch inner-
halb der einzelnen Wissenschaftsdisziplinen und Forschungszweige existiert eine kaum 
zu überschauende Anzahl von theoretischen Ansätzen, die einerseits das jeweilige Fach-
gebiet stark ausdifferenzieren, andererseits aber auch vielfältige Überschneidungen, 
etwa bei gemeinsamen Prämissen, aufweisen. Diese zunehmende Ausdifferenzierung 
der gesellschaftswissenschaftlichen Forschung hat zur Folge, so WERLE & SCHIMANK 
(2000: 9), dass zum Verständnis einer wissenschaftlichen Arbeit zunächst einmal mit 
immer größerem Aufwand begründet werden muss, unter welchen Prämissen die Arbeit 
durchgeführt wurde und welche Ansätze, Denkrichtungen und Nebeneffekte in diesem 
speziellen Fall nicht berücksichtigt wurden. Nachfolgend soll sich, diesem Prinzip fol-
gend, schrittweise den eigenen theoretischen Bezugspunkten genähert werden. 
Wenn man sich mit theoretischen Grundlagen gesellschaftlicher Steuerung beschäftigt, 
kann man dies mit der grundsätzlichen Frage beginnen, ob eine Steuerung der Gesell-
schaft durch Politik überhaupt möglich und sinnvoll ist. Eine überwiegende Mehrheit 
von Gesellschaftswissenschaftlern bejaht diese Frage und sieht kollektives Handeln als 
erforderlich an, um der gesellschaftlichen Komplexität gerecht zu werden (EBENDA: 11). 
Auch dieser Arbeit liegt diese Annahme zugrunde. Dennoch sei darauf verwiesen, dass 
einflussreiche theoretische Ansätze dieser Auffassung entgegenstehen. So weist bei-
spielsweise LUHMANN (1984) Bestrebungen politischer Gesellschaftssteuerung zurück 
und auch FRIEDRICH VON HAYEK (1969) spricht einer politischen Steuerung die Prob-
lemlösungsfähigkeit ab und plädiert für eine Steuerung durch den Markt. 
Folgt man also der Annahme, dass Steuerung durch Politik grundsätzlich möglich ist, 
gelangt man zur Frage, wie gesellschaftliche Entwicklungen durch Politik gesteuert 
werden können bzw. wie sich diese Steuerung derzeit in der Praxis vollzieht. Hierbei ist 
es innerhalb der Gesellschaftswissenschaften weitgehend Konsens, dass dies, zumindest 
in demokratischen Gesellschaftsformen, immer weniger allein durch hierarchische Struk-
turen, sondern auch durch marktliche und kooperative Steuerungsmodi bzw. einer 
Kombination aus allen dreien vollzieht (WIECHMANN 2009: 137; PÜTZ 2005: 98; MAYNTZ 
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2004). Von dieser Entwicklung sind alle gesellschaftlichen Teilsysteme und Politikfelder 
gleichermaßen betroffen, also auch die öffentliche Verwaltung in ihren verschiedenen 
Aufgabenbereichen. So haben innerhalb der letzten beiden Jahrzehnte auch innerhalb 
der räumlichen Planung kooperative und kommunikative Prozesse auf allen räumlichen 
Ebenen an Bedeutung gewonnen (HEALEY 1992), was nicht zuletzt auch an der zuneh-
menden Anzahl wissenschaftlicher Untersuchungen und Publikationen hierzu zu erken-
nen ist (siehe hierzu unter anderem BAITSCH & MÜLLER 2001; WIECHMANN ET AL. 2001).  
Mit Blick auf die Planungspraxis auf regionaler Ebene sei diesbezüglich auf die sich seit 
Mitte der 1990er Jahre entwickelnden Formen kooperativer Steuerung räumlicher Ent-
wicklungsprozesse in Deutschland (z. B. Städtenetze, Regionale Entwicklungskonzepte) 
verwiesen. Auch das raumordnerische Konzept der Europäischen Metropolregionen in 
Deutschland und die vor allem seit dem Jahr 2000 aufgebauten regionalen Steuerungs-
strukturen in den von der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) anerkannten 
‚Europäischen Metropolregionen in Deutschland‘ sind Ausdruck dieser Entwicklung. 
Zugleich gibt es in der deutschen Raumentwicklungspolitik unverkennbar die Tendenz, 
Anreize zum Aufbau regionaler Steuerungskapazität über Wettbewerbe zu organisieren 
(BERGMANN & JAKUBOWSKI 2001; BENZ 2004; WIECHMANN 2000B).  
Will man nun das kollektive Handeln in solchen regionalen Kooperationen analysieren, 
stehen die handelnden Akteure im Mittelpunkt der Betrachtung und damit die Frage, 
wodurch ihre Handlungen beeinflusst und strukturiert werden. Laut SCHARPF stützen 
sich die Sozialwissenschaften dabei auf zwei grundlegende Mechanismen. Zum einen 
findet man Vertreter des ‚Rational-Choice-Ansatzes‘4, der ein egoistisch-rationales Han-
deln als universelles Charakteristikum des Menschen unterstellt und die Maximierung 
der individuellen Wohlfahrt als handlungsleitend annimmt, wobei diese bei privatwirt-
schaftlichen Akteuren in der Regel über den ökonomischen Nutzen definiert wird. 
Demgegenüber stehen Ansätze, welche die strukturierenden Einflüsse von Kultur und 
Institutionen auf individuelles Handeln betonen und daher davon ausgehen, dass Re-
gelmäßigkeiten im menschlichen Verhalten vor allem durch die Analyse dieses kulturell-
institutionellen Rahmens entdeckt werden können (SCHARPF 2000: 48 f.). Vertreter eines 
Schwarz-Weiß-Bildes, die einzig einem dieser beiden Paradigmen folgen und allen an-
deren Ansätzen die Erklärungskraft gänzlich absprechen, gibt es dabei kaum und ent-
sprechende Auseinandersetzungen haben sich zum Teil als Scheingefechte bzw. falsche 
Spaltungslinie erwiesen (BENZ 1997: 19). In Erkenntnis der in der Realität vorhandenen 
unzähligen Grautöne gab es daher immer wieder Versuche beide Perspektiven mitein-
                                             
4 Siehe hierzu auch KIRSCH 2004: 9. 
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ander zu vereinen und so zu einem realitätsnäheren Analyserahmen menschlichen Han-
delns zu gelangen (z. B. OSTROM ET AL. 1994; MAYNTZ & SCHAPRF 1995). 
Die in diesem Grundlagenkapitel berücksichtigten Theorieansätze, Modelle oder Analy-
serahmen wurden vor allem deshalb ausgewählt, weil sie in der Literatur als einfluss-
reich bewertet wurden oder von ihnen zu erwarten ist, dass sie über Erklärungskraft 
bezüglich des kollektiven Handelns kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen 
verfügen und entsprechende Kategorien und Variablen für die eigene empirische Unter-
suchung liefern. Dabei kommen methodologisch-individualistisch orientierte Forschun-
gen des Rational-Choice-Ansatzes genauso zum Tragen (Kapitel 2.1) wie Ansätze, die 
besonderen Wert auf die Rolle von Institutionen, Akteurskonstellationen, Regelsysteme 
und Interaktionen legen (Kapitel 2.2). Zudem werden die vorwiegend in Raum- und 
Planungswissenschaft gewonnenen empirischen Erkenntnisse und theoretischen Ansät-
ze zur Steuerung von Regionen berücksichtigt (Kapitel 2.3). Im Anschluss wird auf Basis 
der herausgearbeiteten Erkenntnisse der Analyserahmen für die eigene empirische Un-
tersuchung konzipiert (Kapitel 2.4).  
2.1 Warum Individuen gute Gründe haben nicht kollektiv zu handeln 
Nur Individuen können Entscheidungen treffen. Sie treffen diese rational und mit Blick 
auf die Maximierung der eigenen Wohlfahrt. Ungefähr so könnte man das Postulat vie-
ler methodologisch individualistisch5 argumentierenden Wissenschaftler und Wissen-
schaftsdisziplinen zusammenfassen. Unter dieser Perspektive wurde in den vergangenen 
Jahrzehnten Forschung und Theorieentwicklung in allen gesellschaftlichen Bereichen 
betrieben. Einige ihrer Vertreter haben sich explizit mit der Frage auseinandergesetzt, 
welche Konsequenzen sich daraus für das kollektive Handeln mehrerer Individuen erge-
ben. Die wesentlichen Erkenntnisse hieraus sollen nachfolgend kurz skizziert werden. 
Dabei ist naheliegend, dass zunächst die auf ökonomischen Arbeiten beruhenden Er-
kenntnisse der ‚(Neuen) Politischen Ökonomie‘ im Mittelpunkt stehen. Anschließend 
werden ökologisch-evolutionäre und spieltheoretische Perspektiven ergänzt. Damit 
werden die drei am häufigsten genutzten und einflussreichen methodologisch indivi-
dualistisch konzipierten Modelle kollektiven Handelns (OSTROM 1999: 2) mit Blick auf 
deren Erklärungskraft für regionale Kooperationen geprüft.  
                                             
5 Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem „methodologischen Individualismus“ vgl. 
KIRSCH 2004, insbesondere Seite 19 ff. 
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2.1.1 Die Logik kollektiven Handelns 
Eine Möglichkeit die Ergebnisse kollektiven Handelns zu erklären besteht darin, sie als 
kumuliertes Ergebnis individueller Entscheidungen zu verstehen, bei denen eben diese 
individuellen Entscheidungen, im Sinne des ‚rational choice‘, nur auf der Basis der Ab-
schätzung der individuellen Kosten und des individuellen Nutzens getroffen werden. In 
seinem Werk ‚The Logic of Collective Action‘ nimmt OLSON (1965) eben diese Perspek-
tive ein und erklärt so unter anderem das Auftreten unerwünschter gesellschaftlicher 
Folgen. Bei diesem Verständnis von kollektivem Handeln kann man durchaus der Ein-
schätzung SUCHANEKS (1997: 28) folgen, der in diesem Ansatz eher die „Logik des indi-
viduellen Handelns“ erkennt. In seinen späteren Werken, und hier wird die Relevanz 
seiner Forschungen für die Gesellschaft nochmal eindrucksvoll dargelegt, überträgt OL-
SON seine Überlegungen unter anderem auf die Entwicklung von Gesellschaftssystemen 
und erklärt damit im gleichnamigen Werk den ‚Aufstieg und Niedergang von Nationen‘ 
(OLSON 1985). 
Im Verständnis OLSONS ist kollektives Handeln demnach maßgeblich von den Anreiz-
strukturen individuellen Handelns bestimmt. Entscheidend dabei ist, dass Anreize, die 
sich aus der Interaktion mit anderen Gruppenmitgliedern (soziale Netze) sowie aus dem 
institutionellen Kontext (Einbindung von Akteuren in Organisationen) ergeben, bei ihm 
zunächst keine Berücksichtigung finden. Diese Perspektive war und ist Ansatzpunkt an-
dauernder Kritik an seiner Arbeit. Während vor allem Ökonomen die theoretischen De-
fizite von OLSONS Logik versuchen zu beheben, indem sie zwar methodologisch indivi-
dualistisch argumentieren, jedoch interaktive und institutionelle Anreizstrukturen be-
rücksichtigen, sind es die sozialwissenschaftlichen Nachbardisziplinen die kritisch auf die 
bei OLSON nicht berücksichtigten Einflussfaktoren auf kollektives Handeln hinweisen 
(PANTHER 1997: 71). Dieser Kritik kann man sich mit Blick auf aktuelle sozialwissen-
schaftliche Untersuchungen (z. B. zu Netzwerkanalysen) leicht anschließen, sie mindert 
aber nicht den Gehalt einer zentralen Aussage von OLSON zur kollektiven Handlungsfä-
higkeit von Gruppen: „Aus der Tatsache, dass es für alle Mitglieder einer Gruppe vor-
teilhaft wäre, wenn das Gruppenziel erreicht werden würde, folgt nicht, dass sie ihr 
Handeln auf die Erreichung des Gruppenziels richten werden, selbst wenn sie völlig rati-
onal im Eigeninteresse handeln“ (OLSON 2004: 2). 
In seinen empirischen Arbeiten versucht OLSON (EBENDA: 3) aufzuzeigen, dass die übli-
che Ansicht, dass Gruppen von Individuen mit gemeinsamen Interessen diese gemein-
samen Interessen fördern werden, kaum gerechtfertigt ist. Er behauptet sogar, dass für 
eine deutliche Mehrheit der Gruppen genau das Gegenteil der Fall ist und das individu-
elle Verhalten nicht zur Produktion des kollektiven Guts führt, sondern diesem entge-
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gensteht (EBENDA: 2). Als entscheidend für die Frage, ob eine Gruppe ein kollektives Gut 
produziert oder nicht, führt OLSEN die Gruppengröße und die sich daraus ergebenden 
Konsequenzen für das individuelle Verhalten ins Feld. Die Gruppengröße definiert er 
dabei nicht über eine absolute Zahl der Gruppenmitglieder. Er unterscheidet große, 
mittlere und kleine Gruppen anhand der Frage, ob der Beitrag eines Einzelnen von den 
anderen Gruppenmitgliedern wahrgenommen werden kann und wie groß der Anteil des 
Einzelnen am Gewinn des Kollektivguts ist. „Es kommt darauf an, ob die individuellen 
Handlungen eines oder mehrerer Mitglieder der Gruppe von den anderen Mitgliedern 
bemerkt werden können“ (EBENDA: 44).  
In großen Gruppen (z. B. Gewerkschaftsverbänden) beeinflusst das individuelle Verhal-
ten eines Gruppenmitglieds die Kosten und den Nutzen der anderen Gruppenmitglieder 
nicht spürbar (z. B. Austritt aus der Gewerkschaft) und ist für diese somit in der Regel 
nicht wahrnehmbar. In diesen Gruppen bestehe im besonderen Maße der Anreiz zum 
‚Trittbrettfahren‘, da ein großes persönliches Engagement den eigenen Nutzen nicht 
merklich steigert, während absolute Passivität nicht zu einer Verringerung des eigenen 
Nutzens führt. Das Wissen um die Tatsache, dass Individuen von der späteren Nutzung 
eines kollektiven Gutes nicht ausgeschlossen werden können (Nicht-Ausschlussprinzip) 
bietet somit einen hohen Anreiz, sich nicht an der Erstellung des Gutes zu beteiligen. 
Folglich ist laut OLSON die Bereitschaft in großen Gruppen einen individuellen Beitrag zu 
leisten grundsätzlich gering und kann nur durch Zwang oder selektive Anreize gesichert 
werden. Fehlen Letztere, werden große Gruppen aufgrund individuellen Handelns der 
Gruppenmitglieder nicht in der Lage sein, sich mit einem kollektiven Gut zu versorgen. 
OLSON (EBENDA: 49) bezeichnet diese als latente Gruppen.  
Bei OLSONS kleinen Gruppen ist der Anteil eines einzelnen Mitglieds am Gesamtgewinn 
des Kollektivguts so groß, dass es eher die gesamten Kosten allein tragen würde, als auf 
das Gut zu verzichten. In solchen Gruppen spräche vieles dafür, dass das Kollektivgut 
bereitgestellt wird. OLSON bezeichnet sie als privilegierte Gruppen. Dabei resultieren die 
Anteile der einzelnen Mitglieder aus der absoluten Anzahl der Gruppenmitglieder und 
der ‚Größe‘ des Einzelnen innerhalb der Gruppe. Der Unterschied zwischen ‚Großen‘ 
und ‚Kleinen‘ ergibt sich aus dem „verschieden starken Interesse am Kollektivgut“ (OL-
SON 2004: 33) bzw. der „Ungleichheit der Bedürfnisintensität der einzelnen Individuen“ 
(KIRSCH 2004: 172). Demnach steigt die Wahrscheinlichkeit der Kollektivgutproduktion, 
wenn die Bedürfnisintensität ungleich in der Gruppe verteilt ist, während bei gleicher 
Verteilung die Chancen sinken. Somit besteht vor allem in kleineren Gruppen die Ten-
denz zur „Ausbeutung der Großen durch die Kleinen“ (OLSON 2004: 28). Dieser Effekt 
kommt verstärkt zum Tragen, wenn die Mitglieder der Gruppe um die unterschiedliche 
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Bedürfnisintensität wissen und wissen, dass die anderen es auch wissen (KIRSCH 2004: 
172). 
Bei mittleren Gruppen zieht kein einzelner Akteur einen so großen Nutzen aus dem Kol-
lektivgut, dass er es allein bereit stellen würde. Jedoch ist der Beitrag bzw. mangelnde 
Beitrag einzelner Gruppenmitglieder immerhin so wichtig, dass er die Kosten oder den 
Ertrag der anderen merklich beeinflusst. In einer solchen Konstellation, OLSON bezeich-
net sie als oligopolistische Gruppe, sei das Ergebnis unbestimmt. Es ist seiner Ansicht 
nach auch die einzige Gruppe, bei der die Gruppenmitglieder das Handeln anderer 
Gruppenmitglieder berücksichtigen. In großen Gruppen sei dies schlicht nicht möglich 
(man kennt gar nicht alle Gruppenmitglieder) und in kleinen Gruppen nicht notwendig 
(man braucht die anderen Gruppenmitglieder nicht) (OLSON 2004: 42 ff.).  
Überträgt man diese Überlegungen auf Ansätze kooperativer regionaler Steuerung in 
Deutschland, so kann man zunächst feststellen, dass in der Regel keine großen bzw. 
latenten Gruppen im Sinne OLSONs existieren. Die Anzahl der Beteiligten ist in der Regel 
so gering, dass alle maßgeblichen Akteure einander bekannt sind und dass das Verhal-
ten eines Einzelnen von allen anderen wahrgenommen werden kann. Die verbleibenden 
Gruppentypen, kleine und oligopolistische Gruppen, sind beide zu finden.  
So schlüpft nicht selten eine Großstadt im Rahmen einer stadtregionalen Kooperation in 
die Rolle des alleinigen Bereitstellers, weil sie ein so starkes Eigeninteresse an der Erstel-
lung des Gutes hat, dass man eine Beteiligung der Umlandgemeinden zwar jederzeit 
willkommen heißt, im Zweifel die Erstellung des Guts aber auch allein finanziert. Der 
Nutzen für die Großstadt wird dann offensichtlich so hoch eingeschätzt, dass man die 
Kosten für die Guterstellung auch allein trägt. Praktisch ist das etwa dann der Fall, wenn 
die Großstadt Mitarbeitern der eigenen Stadtverwaltung Aufgaben überträgt, die aus 
der stadtregionalen Kooperation mit den Umlandkommunen entstehen (z. B. Geschäfts-
führerfunktionen oder die Pflege von regionalen Datenbanken) und dieses kollektive 
Gut somit allein finanziert. In dem Fall würde man von einer kleinen Gruppe sprechen.  
In den überwiegenden Fällen regionaler Kooperation ist jedoch kein einzelner Partner 
bereit, die gesamten Kosten für ein kollektives Gut (dauerhaft) allein zu tragen. Dessen 
Erstellung hängt also maßgeblich von einer Beteiligung mehrerer Partner ab, deren An-
zahl jedoch nicht so groß ist, dass diese anonym bleiben. So wird die gleiche Großstadt 
in der Regel nicht das gemeinsame Handlungskonzept eines Städtenetzes finanzieren, in 
dem sie selbst Mitglied ist, dem aber auch noch vier weitere Großstädte angehören. Für 
eine solche oligopolistische Gruppe ist die Bereitstellung eines kollektiven Gutes laut 
OLSON ungewiss.  
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In Anbetracht des Gesagten muss man vorerst annehmen, dass viele Kollektive nicht in 
der Lage sein werden, sich ohne Weiteres mit einem kollektiven Gut zu versorgen. Dass 
viele gesellschaftlichen Gruppen (auch große Gruppen im Sinne OLSONS) dennoch in der 
Lage sind, kollektive Güter zu erstellen, liegt seiner Meinung nach an positiven und ne-
gativen selektiven Anreizen, wobei er unter Letzterem vor allem Zwang als Triebfeder 
der Bereitstellung versteht. So argumentiert OLSON, dass beispielsweise große Gewerk-
schaftsverbände nicht etwa durch freiwilliges gruppenorientiertes Verhalten ihrer Mit-
glieder existieren, sondern oftmals nur auf Basis einer Zwangsmitgliedschaft (z. B. in 
bestimmten Wirtschaftszweigen) als große Gruppe überleben können. Die in dieser Ar-
beit im Mittelpunkt stehenden kooperativen Steuerungsansätze in der Regionalentwick-
lung schließen Zwang im formalen Sinne aus, da sie auf Freiwilligkeit beruhen und alle 
Mitglieder jederzeit eine ‚Exit-Option‘ besitzen. Bewusst gesetzte positive Anreize zur 
regionalen Kooperation sind hingegen häufig Bestandteil regionaler Kooperationspro-
zesse und nicht selten ermöglichen sie diese erst, beispielsweise in Form einer Anschub-
finanzierung. Inwiefern kollektives Handeln also ausschließlich oder maßgeblich auf-
grund von positiven Anreizen erfolgt, ist sicher eine für den empirischen Teil beach-
tenswerte Kategorie. 
Letztlich, und hier könnte man sicher viele weitere Ökonomen6 zitieren, betont OLSON 
die Bedeutung von Transaktionskosten. Diese haben seiner Meinung nach maßgebli-
chen Einfluss darauf, ob Gruppen in der Lage bzw. angesichts der kooperationsbeding-
ten Transaktionskosten bereit sind, zur Entstehung eines kollektiven Gutes beizutragen. 
Dabei geht er davon aus, dass mit zunehmender Mitgliederzahl in einer Gruppe die 
Transaktionskosten zur Bereitstellung des kollektiven Gutes steigen, wobei OLSON in 
Anlehnung an andere ökonomische Arbeiten auch für die Gruppenorganisation eine 
Kostendegression unterstellt (EBENDA: 45). In Einklang mit eben diesen Arbeiten unter-
stellt OLSON, dass die Wahrscheinlichkeit der Erstellung des kollektiven Gutes mit zu-
nehmenden Transaktionskosten sinkt. Folglich nehmen Transaktionskosten eine wichti-
ge Rolle bei allen Kooperationen ein.  
Ungeachtet der Tatsache, dass man die Transaktionskosten im Rahmen regionaler Ko-
operationen nur schwer quantitativ erfassen kann, erfolgt bei den beteiligten Koopera-
tionspartnern in der Regel eine recht einfache Kosten-Nutzen-Abwägung, bei der sich 
die Kosten der Kooperation maßgeblich über direkte finanzielle Zuweisungen (z. B. Um-
lage, Mitgliedsbeitrag) und gegebenenfalls zusätzlich über die Arbeitszeit von Mitarbei-
                                             
6 Allen voran RONALD COASE, der mit seinem Artikel ‚The Nature of the Firm‘ (1937) den Grund-
stein für viele weitere Werke zur Neuen Institutionenökonomik und zu Transaktionskosten in 
Organisationen gelegt hat.  
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ten bemessen. Diese Kosten werden dann dem Nutzen der Beteiligung der Institution 
an dieser Kooperation gegenübergestellt, der sich naturgemäß noch schwieriger bezif-
fern lässt. Schon aufgrund der Schwierigkeiten bei der Quantifizierung von Kosten- und 
Nutzenaspekten werden Transaktionskosten von regionalen Kooperationen selten expli-
zit gemacht bzw. als Entscheidungsgrundlage verwendet. Insofern ist die absolute Höhe 
der Transaktionskosten bzw. deren Veränderung im Regelfall nicht relevant. Erst wenn 
sich zu hohe oder steigende Transaktionskosten in mangelndem politischen Erfolg aus-
drücken, gewinnen sie wieder an Bedeutung. Die Frage, ob und wann die Transaktions-
kosten für die Erstellung eines gemeinsamen Gutes in der regionalen Zusammenarbeit 
als zu hoch einzustufen sind, entscheidet also vor allem die Politik, nicht die Mathema-
tik. Insofern wäre es für die Analyse irreführend, die von OLSON unterstellten Kosten-
Nutzen-Rechnungen von Individuen als Perspektive heranzuziehen. Es wird jedoch von 
Interesse sein, ob und wie einzelner Partner Kosten-Nutzen-Erwägungen anstellen und 
wie man gegebenenfalls auf hohe Transaktionskosten bei Abstimmungs- und Entschei-
dungsprozessen und die daraus sich ergebenden politischen Folgen (v. a. Handlungsun-
fähigkeit) reagiert. 
2.1.2 Die Tragik der Allmende 
Eine ähnliche, jedoch aus biologischen Grundlagen heraus entwickelte Perspektive auf 
die Zusammenhänge zwischen individuellem Handeln und den Folgen für das Kollektiv 
nimmt der Ökologe GARRETT HARDIN in seinem vielbeachteten Artikel ‚The Tragedy of 
the Commons‘ ein (HARDIN 1968). Die mit Bezug auf seine Arbeiten oft zitierte ‚Tragik 
der Allmende‘ besteht darin, dass Individuen den rationalen Anreiz haben, ihren indivi-
duellen Nutzen auf Kosten des Kollektivs (Externalisierung) immer weiter zu vermehren, 
was in der Summe aller einzelnen Handlungen zum Ruin des Systems führt. Übertragen 
auf den Umgang der Menschheit mit den ihr zur Verfügung stehenden Allmendegütern 
in ihrer Eigenschaft als nicht unendlich vermehrbare Ressourcen nimmt HARDIN eine 
pessimistische Haltung zur Zukunft der Menschheit ein und verdeutlicht die Folgen an 
verschiedenen Beispielen, etwa zur Luftverschmutzung, zur Überfischung der Meere 
oder zur Überweidung. Letzteres Beispiel sei anhand seiner eigenen Ausführungen 
(HARDIN 1968: 1244) zur Verdeutlichung herangezogen: 
„As a rational being, each herdsman seeks to maximize his gain. Explicitly or 
implicitly, more or less consciously, he asks, "What is the utility to me of add-
ing one more animal to my herd?" This utility has one negative and one posi-
tive component.  
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1) The positive component is a function of the increment of one animal. Since 
the herdsman receives all the proceeds from the sale of the additional animal, 
the positive utility is nearly +1.  
2) The negative component is a function of the additional overgrazing created 
by one more animal. Since, however, the effects of overgrazing are shared by 
all the herdsmen, the negative utility for any particular decision-making 
herdsman is only a fraction of -1.  
Adding together the component partial utilities, the rational herdsman con-
cludes that the only sensible course for him to pursue is to add another animal 
to his herd. And another; and another.... But this is the conclusion reached by 
each and every rational herdsman sharing a commons. Therein is the tragedy. 
Each man is locked into a system that compels him to increase his herd with-
out limit--in a world that is limited. Ruin is the destination toward which all 
men rush, each pursuing his own best interest in a society that believes in the 
freedom of the commons. Freedom in a commons brings ruin to all.“  
Die einzige Lösung des so beschriebenen Allmendeproblems sieht HARDIN in der Sicher-
stellung der Mäßigung durch gesetzliche Grundlagen und fragt: „How to legislate tem-
perance?“ (Ebenda: 1245). Seine Forderung nach einer gesetzlichen Kontrolle der 
menschlichen Fortpflanzung („Freedom to breed is intolerable“) zur Verhinderung einer 
globalen Überbevölkerung sei an dieser Stelle nicht bewertet. In jedem Fall hat sein 
Schlussfolgerung, dass eine Gruppe von Individuen ohne staatlichen Zwang nicht in der 
Lage sein wird, sich mit kollektiven Gütern zu versorgen, vielfältige Forschungen, insbe-
sondere zur Nutzung von Allmendegütern nach sich gezogen, worauf in den folgenden 
Kapiteln noch einzugehen sein wird.  
2.1.3 Kooperation und Defektion in nicht-kooperativen Spielen 
Eine weitere interessante Perspektive auf die Beziehung zwischen individuellem Verhal-
ten und kollektiven Ergebnissen bietet die Spieltheorie. Auch die Erkenntnisse aus meh-
reren Jahrzehnten spieltheoretischer Forschung zeigen, dass Individuen, unterstellt man 
ihnen rationales Verhalten, gute Gründe haben nicht zu kooperieren. Im Mittelpunkt 
spieltheoretischer Ansätze stehen demnach ebenfalls Entscheidungen von rational han-
delnden Individuen. Der Fokus der Betrachtungen liegt hier jedoch auf dem strategi-
schen Verhalten der Individuen, wenn sie davon ausgehen müssen, dass die Folgen ih-
rer eigenen Entscheidungen nicht allein durch eben diese bestimmt werden, sondern 
auch von den Entscheidungen weiterer ‚Spieler‘ abhängen.  
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Diese Situation kommt naturgemäß in fast allen gesellschaftlichen Bereichen zum Tra-
gen, trifft aber auf die Entscheidungsfindung innerhalb regionaler Kooperationen insbe-
sondere zu, womit ein Interesse der Raumwissenschaft an den Erkenntnissen spieltheo-
retischer Forschung zu begründen ist. So lässt die Konzeption von politischen Entschei-
dungen als ‚Spiel‘, bei denen die ‚Spieler‘ verschiedene ‚Züge‘ ausführen können und 
dafür entsprechende ‚Auszahlungen‘ erhalten, durchaus Rückschlüsse auf das wahr-
scheinliche (rationale) Verhalten von Akteuren in regionalen Kooperationen zu. Wenn-
gleich einige Spieltheoretiker die Anwendung spieltheoretischen Denkens auf reale Ent-
scheidungssituationen ablehnen (SCHARPF 2000: 24), so werden doch bereits zur Erläu-
terung typischer Spielsituationen wie ‚Gefangenendilemma‘, ‚Assurance‘, ‚Battle of the 
Sexes‘ und ‚Chicken‘ empirisch beobachtbare Entscheidungssituationen als Namensge-
ber herangezogen. Zudem hat SCHARPF (2000) in seinem vielbeachteten Werk ‚Interak-
tionsformen‘7 die Erklärungskraft spieltheoretischen Denkens für Politikentscheidungen 
in der Praxis beeindruckend dargelegt.  
Auf eine ausführliche Darstellung von typischen Spielsituationen und deren Variationen 
wird an dieser Stelle mit dem Hinweis auf die hierzu umfangreiche Literatur (siehe u. a. 
SCHARPF 2000), verzichtet. Stattdessen sollen die möglichen Erkenntnisse und Schluss-
folgerungen für regionale Kooperationen in der Raumentwicklung aufgezeigt werden. 
Zentral ist dabei die Aussage, dass aus spieltheoretischer Sicht die handelnden Akteure 
in vielen Situationen nicht das kollektiv optimale Ergebnis erzielen, wenn sie, unter Be-
rücksichtigung ihrer individuellen Auszahlungen, den für sie dominanten Entscheidungs-
strategien folgen. So zeigt die wohl bekannteste Spielsituation des Gefangenendilem-
mas auf, das beide Gefangene einen klaren Anreiz besitzen eine Geständnis abzulegen, 
da ihre individuellen Auszahlungen somit in jedem Fall höher sein werden, als wenn sie 
nicht gestehen würden, unabhängig davon wie der Mitgefangene sich entscheidet. Fol-
gen beide dieser für sie ‚dominanten Strategie‘ des Geständnisses, und sie haben guten 
Grund dazu, verhindern sie damit die kollektiv beste Auszahlung, die sie erhalten hät-
ten, wenn sie beide geschwiegen hätten. Genau dies ist das namensgebende Dilemma 
und die Schlussfolgerung daraus lautet, dass individuell rationale Strategien zu kollektiv 
irrationalen Ergebnissen führen können. Allein diese spieltheoretische Erkenntnis macht 
diesen Wissenschaftszweig für viele sozialwissenschaftliche Forschungen und unter an-
derem auch für Kooperationen in der Raumentwicklung interessant.  
Das Hauptproblem der Gefangenen besteht darin, dass sie sich bezüglich ihrer Entschei-
dungen nicht verbindlich abstimmen können, da sie getrennt voneinander befragt wer-
den und entscheiden müssen. Die Tatsache, dass sich beide vor dem gemeinsamen Ver-
                                             
7 Der englische Originaltitel lautet ‘Games Real Actors Play’ (SCHARPF 1997). 
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brechen gegebenenfalls versichert haben, dass sie jeweils schweigen werden, ändert 
daran nichts. Keiner der Gefangenen hat eine Sicherheit, dass der andere sich an diese 
Abmachung hält, weshalb solche Absprachen spieltheoretisch als irrelevant (‚cheap 
talk‘) betrachtet werden. In der Spieltheorie werden Spiele unter diesen Rahmenbedin-
gungen als nicht-kooperative Spiele bezeichnet. Die Tatsache, dass sich die Spieler nicht 
verbindlich abstimmen können, impliziert, dass in vielen Fällen nichtkooperativer Spiele 
keiner der Spieler durch einseitiges Handeln (z. B. Wechsel zur Strategie ‚Schweigen‘ im 
Gefangenendilemma) sein Ergebnis verbessern kann. Tritt eine solche Situation ein, 
sprechen Spieltheoretiker von einem Nash-Gleichgewicht (NASH 1950). 
Das es auch in nicht-kooperativen Spielen, die beispielsweise der Gefangenen-
dilemmasituation entsprechen, zu kooperativem Verhalten zwischen zwei Akteuren und 
somit auch zum kollektiv optimalen Ergebnis kommen kann, hat AXELROD in seinem 
Werk ‚The Evolution of Cooperation‘ (AXELROD 1984) nachgewiesen. Ziel seiner For-
schungen war, eine „Theorie der Kooperation“ zu entwickeln, „mit deren Hilfe Fakto-
ren aufgedeckt werden können, die für die Entstehung der Kooperation notwendig 
sind“ (AXELROD 1997: 5).  
Auf der Suche nach eben diesen Faktoren ließ er in Computerturnieren verschiedene 
Strategien8 in Zweipersonenspielen mit Wiederholung gegeneinander antreten, die der 
Situation eines iterierten Gefangenendilemmas entsprachen. Die Tatsache, dass bei den 
Entscheidungen für oder gegen eine Kooperation bedacht werden muss, dass der Mit-
spieler in zukünftigen Spielzügen das eigene Verhalten bei schon gespielten Zügen mit 
in seine Überlegungen einbeziehen kann, führte zu interessanten Ergebnissen. Während 
also, wie oben ausgeführt, bei Einmal-Gefangenendilemma-Spielen die Strategie ‚De-
fektion‘ die individuell beste ist, hat AXELROD mathematisch nachgewiesen, „daß es kei-
ne beste Strategie gibt, falls die Zukunft bedeutsam ist“ (EBENDA: 14). Zur mathemati-
schen Integration der Zukunft in die Auszahlungen der Spieler verwendet AXELROD ei-
nen sogenannten Diskontparameter, der, wenn er hinreichend groß ist, die Auszahlun-
gen derart beeinflusst, dass „keine beste Strategie unabhängig von der Strategie des 
anderen Spielers“ existiert (EBENDA).  
Auch zu seiner eigenen Überraschung war „erstaunlicherweise“ die einfachste aller ein-
gesandten Strategien der Gewinner des Turniers, bei dem alle Strategien gegeneinander 
antraten und die erzielte Gesamtpunktzahl als Bewertungsmaßstab herangezogen wur-
de. Es handelt sich dabei um die Strategie ‚Tit-For-Tat‘ (‚Wie Du mir, so ich Dir‘), in 
welcher ein Spieler zunächst kooperiert und ab der zweiten Entscheidung sich so ver-
                                             
8 Hierzu bat er Spieltheoretiker Strategien ‚einzureichen‘, die mutmaßlich in iterierten Gefan-
genendilemma-Spielen erfolgreich abschneiden würden. 
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hält, wie der andere Spieler bei seiner jeweils vorherigen Entscheidung. Diese Strategie 
hat sich im Gesamtergebnis auch gegen Strategien durchgesetzt, die versuchten den 
anderen Spieler auszubeuten, wenngleich sie in einzelnen Begegnungen mit kooperati-
onsunfreundlichen Strategien auch geschlagen wurde.  
Auch in einer zweiten Turnierrunde mit einer deutlich größeren Teilnehmerzahl und in 
Kenntnis der Ergebnisse des ersten Turniers siegte erneut diese Strategie. Die Erfolgsfak-
toren dieser Strategie lauten nach AXELRODS (1997: 18) Analyse wie folgt: 
 Vermeidung unnötigen Konflikts durch eigene Kooperation, solange der andere Spie-
ler kooperiert, 
 Provozierbarkeit angesichts einer unnötigen Defektion durch den anderen, 
 Nachsichtigkeit nach der Antwort auf eine Provokation, 
 Verständlichkeit des Verhaltens, damit der andere Spieler sich an das Verhaltensmus-
ter des Spielers anpassen kann.  
Umgangssprachlich lautet die Lehre aus dem Experiment: Sei grundsätzlich kooperativ, 
bestrafe konsequent nicht-kooperatives Verhalten des Mitspielers, sei aber nicht nach-
tragend und agiere verlässlich. Treffen zwei Spieler mit dieser Strategie aufeinander, 
erhalten sie sogar die kollektiv optimale Auszahlung, da beide nach anfänglicher Koope-
ration immer wieder kooperieren werden und keiner veranlasst ist zu defektieren. Eine 
wichtige von AXELROD gesetzte Rahmenbedingung ist dabei, dass die gespielten Züge 
zwar nicht unendlich sein müssen, deren absolute Anzahl den Spielern jedoch nicht be-
kannt sein darf, um eine Ausbeutung auf der Zielgraden zu verhindern.  
Ein entsprechendes Verhalten ist auch in der Praxis nicht unwahrscheinlich, solange es 
sich um die Kooperation von nur zwei Akteuren handelt, die wissen oder zumindest 
davon ausgehen, dass sie auch zukünftig wieder vor der Entscheidung Kooperation oder 
Defektion bezüglich des gleichen Partners stehen werden. Leider ist diese ‚Tit-For-Tat‘-
Lösung zur Ermöglichung kollektiv sehr guter Ergebnisse für regionale Kooperationen 
nur begrenzt hilfreich. Dem steht entgegen, das Letztere in der Regel als Mehrperso-
nen-Gefangenendilemma in Erscheinung treten und die Strategie ‚Wie Du mir, so ich 
Dir‘ an Wirkung verliert, da „die einzige endogen zur Verfügung stehende Sanktion – 
die Bestrafung von Nichtkooperation mit eigener Nichtkooperation – in Mehrpersonen-
Situationen nicht direkt gegen den jeweils Schuldigen gerichtet werden kann“ (SCHARPF 
2000: 136). 
Infolgedessen steigt die Attraktivität des Trittbrettfahrens in Kooperationen mit mehre-
ren Akteuren an und die von OLSON und HARDIN beschriebenen Effekte individuellen 
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Handelns in größeren Kollektiven führen auch aus spieltheoretischer Perspektive mit 
hoher Wahrscheinlichkeit nicht zur Erstellung eines kollektiven Gutes. 
Die Relevanz der skizzierten spieltheoretischen Erkenntnisse zu nicht-kooperativen Spie-
len für regionale Kooperationen in der Raumentwicklung ergibt sich somit daraus, dass 
sie die individuellen Anreize und dominanten Strategien unter Berücksichtigung der 
Handlungsoptionen der Kooperationspartner aufzeigen und theoretisch begründen, 
warum Akteure, insbesondere in Mehrpersonenspielen, gute (rationale) Gründe haben, 
diese dominante Strategie auch zu verfolgen. Dies ist für die hier betrachteten freiwilli-
gen Kooperationen von zentralem Interesse, da naturgemäß jeder der Partner jederzeit 
die Möglichkeit hat, diese dominanten Strategien zu verfolgen, im Zweifelsfall auch un-
ter Missachtung von aufgestellten Regeln oder getroffenen Vereinbarungen. Zudem 
fehlt mit dem Ausschluss von Zwang als Mittel eine wirkungsvolle Option individuell 
optimales, aber kollektiv suboptimales Handeln zu verhindern. Weiterhin zeigen die vie-
len in der Praxis gescheiterten Ansätze regionaler Kooperationen, dass die Hürden, ein 
kollektives Vorgehen zugunsten einer individuellen Strategie zu opfern, nicht allzu hoch 
zu sein scheinen. Allein die Möglichkeit, einseitig handelnd eine individuell dominante 
Strategie zu verfolgen, ist in der Praxis tatsächlich höchst relevant und ein strategischer 
Einflussfaktor in regionalen Kooperationen, wie später zu zeigen sein wird. 
2.2 Warum Institutionen kollektives Handeln ermöglichen und 
behindern 
Nur Individuen können Entscheidungen treffen, aber Institutionen haben einen signifi-
kanten oder sogar den entscheidenden Einfluss auf diese Entscheidungen. So ungefähr 
lässt sich das Postulat der institutionalistisch bzw. strukturalistisch orientierten For-
schungen der letzten Jahrzehnte zusammenfassen. Die unter dieser Perspektive heraus-
gearbeiteten theoretischen Erkenntnisse liefern, vor dem Hintergrund der empirischen 
Vorkenntnisse zum Untersuchungsgegenstand, wertvolle Hinweise für die eigene Ana-
lyse. Daher sollen den methodologisch individualistisch orientierten Ansätzen zur Be-
schreibung und Analyse kollektiven Handelns des vorangegangenen Kapitels nun Theo-
rien und Forschungsergebnisse gegenübergestellt werden, welche die Bedeutung von 
Institutionen für kollektives Handeln betonen.  
Die einzelnen Ansätze weisen dabei ein unterschiedliches Verständnis darüber auf, was 
Institutionen sind und welche Rolle sie spielen. Die unter dem Label ‚new institutiona-
lism‘ zu findenden jüngeren Denkrichtungen lassen sich nach HALL und TAYLOR in drei 
größeren Strömungen zusammenfassen, den ‚historical‘, den ‚rational choice‘ und den 
‚sociological institutionalism‘ (HALL & TAYLOR 1996). Später plädiert SCHMIDT (2008) für 
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das Hinzufügen des ‚discursive institutionalism‘ als eine weitere Perspektive auf Institu-
tionen. Für eine vertiefte grundsätzliche Auseinandersetzung hierzu sei auf die genann-
ten Aufsätze verwiesen. Im Rahmen dieser ist Arbeit ist vor allem von Interesse, welche 
Variablen und Kategorien die verschiedenen institutionalistisch orientierten Forschungs-
ansätze zur Analyse kollektiven Handelns in Regionen anbieten. Die nachfolgend disku-
tierten Ansätze scheinen diesbezüglich über besondere Erklärungskraft zu verfügen.  
Zunächst wird auf die Forschungsergebnisse von ELINOR OSTROM eingegangen, die sich 
aus einer ‚rational choice‘-Perspektive der Frage kollektiven Handelns mittels Institutio-
nen zugewandt hat. Ihre Erkenntnisse sind vor allem von Interesse, weil sie vor dem 
Hintergrund ähnlicher Grundannahmen wie die akteurszentrierten Ansätze des voran-
gegangenen Kapitels zu anderen Schlussfolgerungen bezüglich der Fähigkeit von Grup-
pen kollektiv zu handeln kommt (Kapitel 2.2.1.)  
Im Weiteren folgen Ausführungen zu dem von RENATE MAYNTZ und FRITZ SCHARPF 
(1995) entwickelten politikwissenschaftlichen Ansatz des ‚akteurzentrierten Institutiona-
lismus‘, der ebenfalls eine akteurszentrierte Handlungslogik voraussetzt, jedoch die Be-
tonung klar auf den Einfluss von Akteurskonstellationen, Interaktionsformen und den 
institutionellen Kontext legt. Der Ansatz ist im Rahmen dieser Arbeit von Interesse, da 
er explizit zur Erklärung vergangener politischer Entscheidungen entwickelt wurde 
(SCHARPF 2000: 85) und mit der Fokussierung auf Akteur und Struktur die Kluft zwi-
schen Vertretern der Mikro- und der Makro-Perspektive überwindet. Er liefert zugleich 
zentrale Erklärungen für die These, dass Institutionen kollektives Handeln gleicherma-
ßen ermöglichen und behindern können (Kapitel 2.2.2). 
Eine weitere spezifische Perspektive auf den Untersuchungsgegenstand liefern For-
schungsergebnisse zur Steuerung in horizontal und vertikal verflochtenen Politiksyste-
men und die Konsequenzen für die kollektive Handlungsfähigkeit der involvierten Ak-
teure. Im Mittelpunkt stehen hier die Dilemmata, in der sich Akteure in solchen Syste-
men befinden, da sie in verschiedenen Handlungskontexten agieren müssen. Von Inte-
resse ist hier auch, welche Strategien Akteure entwickeln, um diesen Dilemmata zu ent-
kommen (Kapitel 2.2.3).  
2.2.1 Kollektives Handeln mittels Institutionenbeschaffung 
Vor dem Hintergrund der ernüchternden Ergebnisse zur Fähigkeit von Gruppen sich mit 
kollektiven Gütern zu versorgen (siehe Kapitel 2.1), hat es sich ELINOR OSTROM in ihrer 
Forschung zur Aufgabe gemacht, aufzuzeigen, dass auch bei Unterstellung individuell 
rationalen Verhaltens Individuen in der Lage sind, kollektive Handlungen zum Wohle 
der Gruppe zu organisieren. Ausgangspunkt ihrer Forschungen waren, wie sie in ihrem 
26  Markus Egermann 
 
 
Werk ‚Die Verfassung der Allmende‘9 bemerkt, die durch empirische Ergebnisse hervor-
gerufenen Zweifel an der, wie sie es sagt, konventionellen Theorie zum Handeln von 
Individuen in Gruppen. Gemeint sind damit vor allem auch die im vorangegangen Kapi-
tel vorgestellten Theorieansätze, denen sie bescheinigt „einflussreiche Modelle“ zu sein 
(OSTROM 1999: 2). Gestört hat sie wohl insbesondere, dass die im Lichte dieser Theorie-
ansätze erzielten Ergebnisse in Empfehlungen mündeten, die entweder eine Zentralisie-
rung (Kontrolle durch staatliche Instanz) oder Privatisierung (Vergabe von Eigentums-
rechten durch staatliche Instanz) beinhalteten, in jedem Fall aber unterstellen, dass ein 
institutioneller Rahmen und Wandel von „außerhalb“ unabdinglich zur Sicherstellung 
kollektiven Handelns und somit zum Schutz von Allmenderessourcen sei (EBENDA: 18). 
So wehrte sie sich auch gegen die Erkenntnis, dass in allen anderen Fällen die beteiligten 
Akteure zwangsläufig in einer Falle stecken würden, aus der sie sich nicht alleine befrei-
en können. Dass dies so sein kann, aber nicht immer sein muss, hat sie dann in ver-
schiedenen empirischen Untersuchungen nachgewiesen. Ihre Erkenntnis war demnach, 
dass einige Akteure sehr wohl in der Lage waren, selbst einen institutionellen Rahmen 
zu schaffen, der kollektives Handeln ermöglichte und Allmenderessourcen schütze, 
während in anderen Fällen diese Selbstorganisation offensichtlich nicht gelang. Damit 
lenkte sie die Aufmerksamkeit auf die Frage, warum einige Akteure hierzu in der Lage 
waren und andere nicht. Dabei, und dass macht ihren Beitrag besonders interessant, 
ging sie von den gleichen Prämissen aus wie viele individualistisch argumentierende Kol-
legen, insbesondere Ökonomen. Entsprechend bezeichnete sie ihre Perspektive als insti-
tutionenökonomischen Ansatz und formulierte ihre zentrale Forschungsfrage wie folgt:  
„Wie kann sich eine Gruppe voneinander abhängiger Akteure zur Erzielung 
langfristiger gemeinsamer Vorteile selbst organisieren und verwalten, wenn al-
le versucht sind Trittbrett zu fahren, sich zu drücken oder sonstwie opportunis-
tisch zu verhalten?“ (OSTROM 1999: 37) 
Zusammenfassend kann man aus OSTROMs Ergebnissen hierzu drei Dinge lernen. Ers-
tens zeigt sie, dass eine Gruppe von Akteuren in der Lage sein kann, kollektives Han-
deln selbst zu organisieren und führt auf, welche Probleme die Akteure hierbei lösen 
müssen. Dies sind die Bereitstellung des kollektiven Gutes, die glaubwürdige Selbstver-
pflichtung Regeln einzuhalten und die gegenseitige Überwachung (EBENDA: 241). Grup-
pen die diese drei Probleme lösen, sind in der Lage kollektive Handlungen zum Wohle 
der Gruppe zu organisieren.  
                                             
9 Der englische Originaltitel lautet ‘Governing the Commons’ (OSTROM 1990). 
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Zweitens zeigt sie, dass die drei Probleme mit Hilfe eines institutionellen Rahmens gelöst 
werden können, der von den Akteuren selbst geschaffen werden kann und es somit 
nicht zwangsläufig einer hoheitlichen Instanz bedarf. So waren in mehreren ihrer unter-
suchten Fälle die Akteure in der Lage, diese Probleme mithilfe selbst aufgestellter Re-
geln zu bewältigen und somit den Schutz ihrer Allmenderessourcen zu gewährleisten. 
Drittens hat sie maßgebliche Faktoren herausgearbeitet, die Einfluss darauf haben, ob 
eine Gruppe von Akteuren in der Lage ist, sich diesen institutionellen Rahmen zu be-
schaffen oder nicht. Demnach hängt die Fähigkeit zur Institutionenbeschaffung von 
Faktoren ab, die klassischerweise kollektives Handeln bestimmen, da selbstverständlich 
auch die Entscheidungen zu Regeln des kollektiven Handelns selbst auch ein kollektives 
Handeln erfordert. OSTROM (Ebenda: 244) bezeichnet sie als interne Faktoren, welche 
wie folgt lauten:  
 die Gesamtzahl der Entscheidungsträger, 
 die Zahl der Akteure, die mindestens erforderlich ist, um einen kollektiven Nutzen zu 
realisieren, 
 die verwendete Diskontierungsrate, 
 Ähnlichkeiten der Interessen und 
 das Vorhandensein von Akteuren mit einem beträchtlichen Führungspotenzial oder 
anderen Aktivposten. 
OSTROM belegt in ihren Studien, dass diese interne Variablengruppe in der Lage war, 
einige ihrer Fälle der erfolgreichen Institutionenbeschaffung zu erklären. So führt sie die 
erfolgreiche kollektive Bewirtschaftung des Fischfanggebietes an der türkischen Küste in 
Alanya auf „wenige Entscheidungsträger“ mit „niedrigen Diskontierungsraten“ und 
„geringen Interessenunterschieden“ zurück (EBENDA). 
Für die Analyse kollektiven Handelns in regionalen Kooperationen wäre nach OSTROM 
also zu prüfen, in welchem Maße der institutionelle Rahmen die Bereitstellung des kol-
lektiven Gutes, die glaubwürdige Selbstverpflichtung Regeln einzuhalten und die ge-
genseitige Überwachung fördert und somit kollektives Handeln ermöglicht oder verhin-
dert. 
Zugleich konnte sie aber auch erfolgreiche Fälle identifizieren, die bezüglich der internen 
Faktoren vergleichsweise ungünstige Ausprägungen aufwiesen, wie etwa die hohe An-
zahl von Aneignern (Entscheidern) mit erheblichen Interessenunterschieden im spani-
schen Huertas (EBENDA). Demnach, so ihre Schlussfolgerung, muss es darüber hinaus 
wesentliche externe Einflussfaktoren geben, die der bisher dominanten internen Sicht 
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verborgen geblieben sind. Demnach berücksichtigen die klassischen Theorien zum kol-
lektiven Handeln ihrer Meinung nach (EBENDA: 247) nicht, dass: 
 Institutionentransformationen als inkrementelle, selbsttransformierende Prozesse ver-
standen werden müssen, 
 die Merkmale des externen politischen Umfelds wichtig sind für eine Analyse, die 
sich mit dem Einfluss interner Variablen auf das Niveau der kollektiven Bereitstellung 
von Regeln befasst, und 
 Informations- und Transaktionskosten einbezogen werden müssen.  
Aufbauend auf diesen internen und externen Variablen entwickelte OSTROM ein Be-
zugssystem zur Analyse der Institutionenwahl. Diese versteht sich nicht als Theoriean-
satz, sondern als Suchraster für Anreizstrukturen zur Veränderung oder Beibehaltung 
institutioneller Regeln. Dabei greift sie zunächst auf eine allgemeine Konzeption des 
rationalen Handelns zurück, welches neben den zu erwarteten Kosten- und Nutzen-
funktionen auch innere Normen und Diskontierungsraten als Variablen der Bewertung 
von Kosten und Nutzen integriert (vgl. Abbildung 1). Im Mittelpunkt stehen dann bei 
ihr die Kosten und Nutzen beeinflussenden Situationsvariablen. Entsprechend legt ihre 
Konzeption des rationalen Handelns das Schwergewicht der Erklärung auf die Situati-
onsvariablen und nicht auf Annahmen über den inneren Kalkulationsprozess (EBENDA: 
250).  
Ihr bezüglich der Bewirtschaftung von Allmenderessourcen entwickeltes Bezugssystem 
zum Institutionenwandel liefert somit Hinweise darauf, welche externen Faktoren zu-
sätzlich berücksichtigt werden müssen, wenn kollektive Entscheidungen bezüglich selbst 
aufzustellender Regeln getroffen werden müssen.  
Eine diesbezüglich erhöhte Sensibilität im Rahmen der Untersuchung scheint schon des-
halb angebracht, weil in der Praxis regionaler Kooperationen in der Raumentwicklung 
eben solche Entscheidungen ein inhärenter Bestandteil einer jeden Partnerschaft sind, 
da die aufgestellten Regeln der Kooperation maßgeblich von den Akteuren selbst fest-
gelegt werden müssen und immer wieder Bestätigungs- bzw. Veränderungsdruck aus-
gesetzt sind (Raumbezug, Mitgliederstruktur, Verteilung von Stimmrechten, Wahl der 
Rechtsform, Finanzierungsmodi etc.).  




Abbildung 1: Übersicht zu Variablen, die die Institutionenwahl beeinflussen (SQ – Status qou) 
Quelle: Original in OSTROM 1999: 250 
Der Verdienst von ELINOR OSTROM war und ist es, aufgezeigt zu haben, dass individuell 
rational handelnde Akteure sich mittels Institutionenbeschaffung in die Lage versetzen 
können, kollektive Güter zu erstellen bzw. im Fall von Allmenderessourcen nachhaltig 
zu nutzen. Damit steht bei ihr der grundsätzlich ermöglichende Charakter von Instituti-
onen zur Strukturierung kollektiven Handelns im Mittelpunkt. Dass Institutionen kollek-
tives Handeln nicht nur ermöglichen, sondern auch beschränken können und warum 
das so ist, wird in den folgenden Kapiteln diskutiert.  
2.2.2 Kollektives Handeln in verschiedenen institutionellen Kontexten 
Geht man davon aus, dass ein institutioneller Rahmen das Handeln von Akteuren beein-
flusst, ließe sich als nächstes fragen, wie dies passiert und ob unterschiedliche institutio-
nelle Kontexte eine unterschiedliche Fähigkeit zum kollektiven Handeln erwarten lassen. 
Dass dies so ist, daran hatten zumindest RENATE MAYNTZ und FRITZ SCHARPF keine Zwei-
fel, als sie ihren für die Analyse vergangener politscher Entscheidungen entwickelten 
Ansatz des ‚akteurzentrierten Institutionalismus‘ explizit machten (MAYNTZ & SCHARPF 
1995). Implizit hatten sie diesen in ihren empirischen Arbeiten ihrer bis dahin drei Jahr-
zehnte umfassenden Politikforschung immer wieder verwendet und weiterentwickelt. 
Ihr Anliegen war es, akteurszentrierte und strukturzentrierte Herangehensweisen in ei-
nem Ansatz zusammenzufassen (SCHARPF 2000: 73). Im Mittelpunkt steht dabei „das 
Konzept des institutionellen Kontextes“, welches von den Autoren „als Sammelbegriff 
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zur Beschreibung der wichtigsten Einflüsse auf jene Faktoren, die unsere Erklärungen 
eigentlich bestimmen – nämlich Akteure mit ihren Handlungsorientierungen und Fähig-
keiten, Akteurkonstellationen und Interaktionsformen“ (EBENDA: 78) verstanden wird. 
 
 
Abbildung 2: Schematische Darstellung des grundlegenden Erklärungsansatzes des akteur-
zentrierten Institutionalismus 
Quelle: Original in SCHARPF 2000: 85 
In ihrem Ansatz grenzen sich die Autoren von einem engeren Verständnis von Instituti-
on ab, indem sie, solange damit ‚nur‘ sanktionierte Regeln, soziale Normen, kulturell 
verfestigte Bedeutungssysteme und soziale Entitäten erfasst sind, von ‚Organisation‘ 
bzw. ‚korporativen Akteuren‘ sprechen. Sie selbst verstehen Institutionen als Regelsys-
teme, „die einer Gruppe von Akteuren offenstehende Handlungsverläufe strukturieren“ 
(EBENDA: 77). Diese Regelsysteme umfassen dabei nicht nur formale rechtliche Regeln 
sondern auch „soziale Normen, die von den Akteuren im allgemeinen beachtet werden 
und deren Verletzung durch Reputationsverlust, soziale Mißbilligung, Entzug von Ko-
operation oder Belohnung oder sogar durch soziale Ächtung sanktioniert wird“ (EBEN-
DA). In ihrem Ansatz übernehmen diese Institutionen die Rolle eines Filters und dienen 
nach Meinung der Autoren einer zulässigen Verringerung der empirischen Vielfalt und 
schließen sich damit der Meinung von OSTROM ET AL. an, die behaupten, dass Institutio-
nen über Erklärungskraft verfügen, weil sanktionierte Regeln die Bandbreite möglichen 
Verhaltens verringern, indem sie gebotene, verbotene oder erlaubte Handlungen defi-
nieren (OSTROM ET AL. 1994: 38; SCHARPF 2000: 78). 
Darüber hinaus legt SCHARPF besonderen Wert auf die Nützlichkeit von Institutionen, 
weil man es in der Policy-Forschung in der Regel nicht mit Individuen zu tun habe, die 
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in ihrem eigenen Namen handeln, sondern mit kollektiven und korporativen Akteuren, 
die „gemäß bereits existierender Regeln errichtet wurden und […] für ihr weiteres Be-
stehen und Funktionieren auf Regeln angewiesen sind“ (SCHARPF 2000: 79). In diesem 
„Sinne kann man von der ‚Existenz‘ korporativer und kollektiver Akteure nur insofern 
sprechen, wie die Akteure, die in ihnen und in ihrem Namen handeln, ihre Entscheidun-
gen in einem gemeinsamen, durch institutionelle Regeln konstituierten Bezugsrahmen 
koordinieren. Diese Regeln definieren nicht nur die Mitgliedschaft komplexer Akteure, 
die zur Verfügung stehenden materiellen und rechtlichen Handlungsressourcen und 
damit auch die Menge legitimer Handlungsweisen sowie die Kompetenzen der für sie 
handelnden Akteure, sondern auch die von diesen Akteuren zu verfolgenden Ziele oder 
die bei ihren Entscheidungen in Betracht zu ziehenden Werte. Institutionen erleichtern 
oder beschränken daher nicht nur eine bestimmte Menge an Entscheidungen, sondern 
sie legen auch weitestgehend fest, wie die Ergebnisse, die durch solche Entscheidungen 
erreicht werden, von den beteiligten Akteuren bewertet werden – und sie bestimmen 
die Präferenzen der Akteure im Hinblick auf die möglichen Optionen (EBENDA). 
Folgt man dieser Perspektive, dann empfiehlt es sich nach Auffassung von SCHARPF als 
ersten analytischen Baustein die Menge der Interaktionen und den daran beteiligten 
Akteuren festzustellen sowie die aus ihrem institutionellen Kontext abgeleiteten Fähig-
keiten, Wahrnehmungen und Präferenzen zu ermitteln (EBENDA: 86).  
Zudem misst er den, sich aus der Bewertung von relativen Gewinnen und Verlusten 
zwischen Verhandlungspartnern ergebenden, Interaktionsorientierungen10 von Akteu-
ren eine Bedeutung bei. Demnach macht es einen Unterschied, ob ein Akteur ‚indivi-
dualistisch‘ orientiert ist, sich also nur für seine Gewinne oder Verluste interessiert, oder 
ob er beispielsweise ‚kompetitiv‘ orientiert ist und folglich das eigene Ergebnis im Ver-
gleich zum Ergebnis des Partners bewertet (SCHARPF 1992: 53). Die Relevanz liegt dabei 
auf der Hand. Im ersten Fall würde eine Maßnahme, die höhere Gewinne als Verluste 
für einen Akteur erzeugt, umgesetzt. Im zweiten Fall würde dies nur geschehen, wenn 
zugleich gesichert ist, dass der Partner nicht einen noch größeren Gewinn einfährt. 
Darüber hinaus ist für ihn die Akteurskonstellation entscheidend, welche die beteiligten 
Akteure, ihre Strategieoptionen und die mit verschiedenen Strategieoptionen verbunde-
nen Ergebnisse und die Präferenzen der Akteure in Bezug auf diese Ergebnisse be-
stimmt. Bei dieser Variablen greift SCHARPF auf spieltheoretisches Denken zurück, wobei 
er ausdrücklich darauf verweist, dass in der Realität nicht nur ‚nicht-kooperative Spiele‘ 
(vgl. Kapitel 2.1.3), sondern auch ‚kooperative Spiele‘, ‚Abstimmungsspiele‘ oder ‚hie-
                                             
10 Für ausführlichere Darstellungen zu möglichen Interaktionsorientierungen siehe SCHARPF 
2000; SCHULZ & MAY 1989 sowie MACCRIMMON & MESSICK 1976.  
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rarchische Spiele‘ gespielt werden können. Diese vier Spielarten entsprechen laut 
SCHARPF den in der politischen Realität vorzufindenden Interaktionsformen ‚einseitiges 
Handeln‘, ‚Verhandlungen‘, ‚Mehrheitsentscheidungen‘ und ‚hierarchische Steuerung‘ 
(SCHARPF 2000: 88). 
 Institutioneller Kontext 
Anarchisches 
Feld 
Netzwerk Verband Organisation 
Einseitiges Handeln x x x x 
Verhandlung (x) x x x 
Mehrheitsentscheidungen - - x x 
Hierarchische Steuerung - - - x 
Abbildung 3: Mögliche Interaktionsformen in verschiedenen institutionellen Kontexten 
Quelle: Original in SCHARPF 2000: 91 
Welche dieser Interaktionsformen zum Einsatz kommen kann, hängt vom weiteren in-
stitutionellen Kontext ab, in dem die Interaktion stattfindet. Um diesen institutionellen 
Kontext zu beschreiben, benutzt SCHARPF die Begriffe ‚anarchische Felder und minimale 
Institutionen‘, ‚Netzwerke, Regime und Zwangsverhandlungssysteme‘, ‚Verbände und 
repräsentative Versammlungen‘ sowie ‚hierarchische Organisation und Staat‘. Diese 
stünden für die begrenzte Vielfalt institutioneller Arrangements, die mindestens für den 
Einsatz eines bestimmten Interaktionsmodus erforderlich sind (EBENDA: 91), (vgl. Abbil-
dung 3). 
SCHAPRF nimmt an, „daß Interaktionsformen sich in ihren Anforderungen an die institu-
tionelle Konfliktlösungsfähigkeit unterscheiden und daß institutionelle Strukturen in un-
terschiedlichem Maße geeignet sind, bestimmte Interaktionsformen zu unterstützen“ 
(EBENDA: 92). Zudem würden die Interaktionsformen ihre Fähigkeit zur Lösung politi-
scher Probleme je nach strukturellem Kontext verändern. So könnten Verhandlungen im 
Rahmen ‚minimaler Institutionen‘ kaum zur Problemlösungsfähigkeit beitragen, wäh-
rend innerhalb von Netzwerken anspruchsvollere Vereinbarungen möglich sind und 
Verhandlungen verändern ihren Charakter erneut, wenn sie im ‚Schatten der Mehr-
heitsentscheidung‘ oder im ‚Schatten der Hierarchie‘ stattfinden (EBENDA).  
Die unterschiedliche Konfliktlösungsfähigkeit verschiedener Interaktionsformen in unter-
schiedlichen institutionellen Kontexten ist eine Kernbotschaft, die MAYNTZ und SCHAPRF 
mit ihrem Ansatz vermitteln. Für die vorliegende Arbeit ist die vorgenommene Differen-
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zierung insofern von Bedeutung, als dass SCHARPF damit eine Zuordnung eigener empi-
rischer Fälle ermöglicht und zugleich die maßgeblichen Mechanismen und Einflussfakto-
ren innerhalb der zur Analyse gebildeten Kombinationen aus Interaktionsform und insti-
tutionellem Kontext diskutiert. Insofern steht ein Vergleich unterschiedlicher Kombinati-
onen nicht im Mittelpunkt, dennoch sei an dieser Stelle eingewendet, dass bei einer 
Anwendung von SCHARPFs vorgeschlagenem Schema im Bereich freiwilliger regionaler 
Kooperationen dessen Passfähigkeit in Frage zu stellen oder zumindest zu modifizieren 
ist. So existieren auch Beispiele netzwerkartiger Kooperationen, wie auch die Metropol-
region Mitteldeutschland, die ganz oder teilweise auf Basis von Mehrheitsentscheidun-
gen agieren, womit eine Kombination von Interaktionsform und institutionellem Kon-
text vorliegt, die nach SCHARPF (EBENDA: 91) nicht möglich ist, da für den Einsatz des 
Interaktionsmodus ‚Mehrheitsentscheidung‘ mindestens der institutionelle Kontext 
‚Verband‘ oder ‚Organisation‘ erforderlich sei, was hier jedoch offensichtlich nicht der 
Fall ist.  
Mit Blick auf die derzeit in der Praxis beobachtbaren freiwilligen Kooperationen kom-
munaler Akteure auf regionaler Ebene können sich die weiteren Ausführungen über-
wiegend auf den Interaktionsmodus ‚Verhandlungen‘ konzentrieren, was im Folgenden 
begründet werden soll.  
So würde man im Verständnis der Raumplanungspraxis nicht von einer Kooperation 
sprechen, wenn diese vorrangig von ‚einseitigem Handeln‘ geprägt wäre. Vielmehr ist 
es in der Regel das Hauptziel, Vereinbarungen zu treffen und ein abgestimmtes Vorge-
hen zu realisieren. Beziehungen zwischen Akteuren, die im Grundsatz auf ‚einseitigem 
Handeln‘ beziehungsweise wechselseitigem Anpassen beruhen, entsprechen somit nicht 
den im Rahmen der Arbeit betrachteten Kooperationen. Für freiwillige regionale Koope-
rationen in der Raumentwicklung ist ‚einseitiges Handeln‘ als Interaktionsform jedoch 
insofern von Bedeutung, als dass jeder Akteur jederzeit die Möglichkeit hat, und sei es 
unter Missachtung aufgestellter Regeln, in diesen Modus zu wechseln oder dies zumin-
dest anzukündigen bzw. anzudrohen. Wie später zu zeigen sein wird, ist diese theoreti-
sche Option auch praxisrelevant.  
Auch ‚Mehrheitsentscheidungen‘ und ‚hierarchisches Handeln‘ sind als Interaktionsmodi 
in freiwilligen regionalen Kooperationen eher von nachgeordneter Bedeutung (siehe 
auch Diller 2005: 189). Unbestritten gibt es regionale Kooperationen, die sich über län-
gere Zeit zu einer Form der Institutionalisierung entwickelt haben, die teilweise eine 
‚hierarchische Steuerung‘ erlauben. Diese wenigen Ausnahmen, die Region Hannover 
und die Region Stuttgart in Deutschland gehören dazu, stehen jedoch nicht im Mittel-
punkt dieser Arbeit, da sie anderen demokratischen Logiken und Entscheidungsregeln 
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folgen. Auch haben nur wenige raumbezogene regionale Kooperationen ‚Mehrheitsent-
scheidungen‘ in ihren Gremien vorgesehen. 
Ein Beispiel hierfür ist die Metropolregion Nürnberg. Jedoch wird auch in der Metropol-
region Nürnberg trotz der Verankerung von Mehrheitsentscheidungen immer ein Kon-
sens angestrebt (EUROPÄISCHE METROPOLREGION NÜRNBERG 2006: 4). Faktisch ist es in der 
sechsjährigen Kooperationshistorie bisher nicht einmal zu einer Kampfabstimmung ge-
kommen. Unbestritten ist, dass allein die in der Geschäftsordnung verankerte Möglich-
keit von Mehrheitsentscheidungen das Verhalten einzelner Partner beeinflusst und 
selbstverständlich auch Verhandlungen ‚im Schatten der Mehrheitsentscheidungen‘ 
notwendig macht, womit laut SCHARPF eine andere Problemlösungsfähigkeit zu konsta-
tieren ist, als beispielsweise in Kooperationen ohne Option für Mehrheitsentscheidun-
gen.  
BÖRZEL (2011: 56) erkennt im Zusammenhang von unterschiedlichen Interaktionsmodi 
gar ein Dilemma, denn „[…] the lower the effectiveness of government, the greater the 
need for governance, whose effectiveness (and legitimacy) depends, however, on the 
presence of government“. Anders gesagt sei der ‚Schatten der Hierarchie‘ die Voraus-
setzung für eine effektive nicht-hierarchische Governance (BÖRZEL 2007: 5 ff.). Daher 
fragt sie auch, ob ein Regieren ohne den Schatten der Hierarchie nicht ein „modernisie-
rungstheoretischer Fehlschluss“ sei (EBENDA).  
Der deutlichen Mehrheit11 der freiwilligen regionalen Kooperationen, man könnte es 
auch als typischen Fall bezeichnen, liegt bei der Entscheidungsfindung ein Konsens aller 
Beteiligten zugrunde (DILLER 2005: 254), der auf Basis von Verhandlungen erzielt wer-
den muss (BENZ 2001: 58; BENZ & FÜRST 2003: 47), Hierarchisches Steuern oder Mehr-
heitsentscheidungen sind in diesem Zusammenhang hingegen selten vorzufinden, 
wenngleich es allgemein als hilfreich angesehen wird, wenn Verhandlungen ‚im Schat-
ten‘ dieser durchgeführt werden12. Folglich ist im Rahmen dieser Arbeit vor allem von 
Interesse, welche theoretischen Erkenntnisse zum Interaktionsmodus ‚Verhandeln‘ vor-
liegen und welche Konsequenzen sich daraus für das kollektive Handeln in regionalen 
Kooperationen ergeben.  
SCHARPF unterscheidet grundsätzlich vier Verhandlungstypen, je nachdem welche Be-
deutung die Verteilungsdimension und die Produktionsdimension im Rahmen der Ver-
                                             
11 Vergleiche hierzu die Kooperationen im Rahmen von Wettbewerben, Initiativen, Modellvor-
haben bzw. Konzepten wie ‚Regionen der Zukunft‘, ‚InnoRegio‘, ‚Städtenetze‘, ‚Regionalkonfe-
renzen‘, ‚Europäische Metropolregionen in Deutschland‘ oder ‚Regionale Entwicklungskonzep-
te‘. 
12 Ein Beispiel hierfür stellt die Region Stuttgart dar. Vergleiche hierzu u. a. BENZ 2003. 
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handlungen haben (vgl. Abbildung 4). Für die in der Praxis beobachtbaren Kooperatio-
nen haben in der Regel sowohl die Produktions- als auch die Verteilungsdimension eine 
hohe Bedeutung, wobei in Abhängigkeit vom Verhandlungsgegenstand mal die eine 
und mal die andere Dimension die Verhandlungen stärker prägen. Oftmals geht es also 
darum, gleichzeitig optimale Lösungen zu suchen und Verteilungskonflikte zu lösen 
(SCHARPF 2000: 198), weshalb der Interaktionsmodus ‚Verhandlung‘, insbesondere in 
seinen Ausprägungen als ‚distributives bargaining‘ und ‚positive Koordination‘, mit ver-
gleichsweise hohen Transaktionskosten verbunden ist. Zudem weiß man aus der Trans-
aktionskostenökonomie, dass die Transaktionskosten mit der Zahl der beteiligten unab-
hängigen Akteure exponentiell steigen, was von Bedeutung für regionale Kooperatio-
nen ist, da in diesen in der Regel eine Vielzahl von unabhängigen Kooperationspartnern 
beteiligt und somit hohe Transaktionskosten zu erwarten sind. Diese können als ‚Such- 
und Informationskosten‘ (ex ante), ‚Verhandlungs- und Entscheidungskosten‘ sowie 
‚Überwachungs- und Durchsetzungskosten‘ (ex post) spezifiziert werden (WIEZOREK 
2011: 40; WILLIAMSON 1990: 22). Speziell in Verhandlungssystemen spricht man auch 
von ‚Entscheidungskosten‘ (BUCHANAN & TULLOCK 1962), womit die Betonung auf die 
Kosten bei der Suche nach Entscheidungsalternativen und die Überwindung von Inte-
ressenkonflikten gegen eine Entscheidung gelegt und Implementationskosten noch 




                              Bedeutung der Verteilungsdimension 
 gering hoch 
gering Spot-Verträge distributives Bargaining 
hoch Problemlösen positive Koordination 
 
Abbildung 4: Typen von Verhandlungsprozessen 
Quelle: Original in SCHARPF 2000: 212  
Die Tatsache, dass in regionalen Kooperationen in der Regel die Produktions- und die 
Verteilungsdimension von hoher Bedeutung sind, hat neben den damit verbundenen 
Transaktionskosten weitere theoretische Implikationen. Eine wichtige Schlussfolgerung 
diesbezüglich ist, dass Projekte, welche die kollektive Wohlfahrt gegenüber dem Status 
quo erhöhen, nicht umgesetzt werden, solange sich die Kooperationspartner nicht auf 
eine Verteilung der Nutzen und Lasten des Projekts einigen können. Anders ausge-
drückt heißt das, dass, selbst wenn von keinem Beteiligten die Nützlichkeit des Projekts 
in Frage gestellt wird, man im Kollektiv gegebenenfalls nicht in der Lage sein wird, die-
ses zum Wohle der Region umzusetzen. Dies trifft insbesondere dann zu, wenn, wie in 
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freiwilligen regionalen Kooperationen typisch, alle Partner eine Veto-Position inneha-
ben, also, wie weiter oben schon angeführt, Entscheidungen nur im Einstimmigkeits-
prinzip getroffen werden können. Solange auch nur ein Partner sich bei der Verteilung 
von Lasten und Nutzen benachteiligt sieht, wird dieser von seinem Veto Gebrauch ma-
chen. Es kommt zur Blockade. 
Eine weitere Schwierigkeit bei Kooperationen mit vielen Beteiligten besteht darin, dass 
die Bereitschaft Regelverletzungen zu sanktionieren sinkt, weil sie entweder nicht direkt 
gegen den Regel verletzenden Akteur gerichtet werden kann oder die Transaktionskos-
ten zur Durchsetzung der Sanktionen für einzelne Partner zu hoch sind. Verbunden mit 
schwer durchsetzbaren Sanktionen ist wiederum der Anreiz für alle Partner, ebenfalls 
Regeln zu verletzen, was nach und nach zur Destabilisierung des gesamten Systems 
führen kann (SCHARPF 2000: 136 und 242). 
Eine weitere Hürde kollektiven Handelns in freiwilligen regionalen Kooperationen ent-
steht dann, wenn Beschlüsse einstimmig gefasst werden müssen. Dies ist in den hier 
betrachteten Kooperationen sehr häufig der Fall. Dies hat zur Folge, dass alle getroffe-
nen Entscheidungen nur mit der Zustimmung aller korrigiert werden können. Die Frei-
heit des Einzelnen zum individuellen Handeln geht damit verloren, auch dann, wenn 
sich Rahmenbedingungen so ändern, dass frühere Entscheidungen nun nicht mehr ak-
zeptabel sind. „Wenn also die Aufnahme erneuter Verhandlungen mit hohen Transakti-
onskosten verbunden ist (was der Fall ist, wenn viele Akteure beteiligt sind), dann wird 
die Einstimmigkeitsregel zur „Politikverflechtungsfalle“, bei der die Nutznießer des Sta-
tus quo alle Reformen blockieren oder zumindest exorbitante Ausgleichszahlungen für 
die Zustimmung zu Veränderungen am Status quo verlangen können“ (EBENDA: 245). 
Nach Meinung von SCHARPF können die Transaktionskosten gesenkt werden, wenn die 
Entscheidungsregel nicht Einstimmigkeit, sondern Konsens lautet. Der Unterschied be-
steht darin, dass bei Einstimmigkeit alle explizit zustimmen müssen, während beim Kon-
sensprinzip sich keiner explizit dagegen aussprechen darf. Bei Letzterem bestehe die 
Möglichkeit, dass „die Diskussion solange fortgesetzt wird, bis sich keiner der Teilneh-
mer mehr explizit gegen eine vorgeschlagene Lösung ausspricht“ (EBENDA: 245 f.).  
Eine weitere Senkung von Transaktionskosten in Verhandlungen unterstellt SCHARPF 
dann, wenn Gremien über einen Agenda-Setter verfügen, der die Vorschläge definiert, 
über die abgestimmt werden soll. So kann der Agenda-Setter über die Kommunikation 
mit allen Mitgliedern schneller konsensfähige Lösungen identifizieren, als wenn die Mit-
glieder unter sich (jeder mit jedem) Lösungen herausarbeiten müssten. Wenn der Agen-
da-Setter zudem einer bezüglich der Mitglieder unabhängigen Einheit angehört, wird 
dieser eher als ‚ehrlicher Makler‘ akzeptiert. Muss er außerdem im Verteilungskampf 
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keine eigenen Interessen verteidigen, ist von ihm eher zu erwarten, dass er kompromiss-
fähige Vorschläge und eine von allen akzeptierte Lösung ausarbeiten wird (EBENDA: 
247).  
Weitere Möglichkeiten Blockaden zu verhindern bestehen, zumindest theoretisch, in 
Form von (monetären) Ausgleichszahlungen, welche jedoch in Praxis nicht machbar 
oder normativ nicht akzeptabel sind (EBENDA: 217). Tatsächlich gab und gibt es in der 
Praxis bisher nur wenige Ansätze zur Anwendung eines derartigen Nutzen-Lasten-
Ausgleichs im Rahmen regionaler Kooperationen, die, wie die Beispiele zeigen, von viel-
fältigen Implementationsproblemen13 geprägt sind. 
Eine weitere Möglichkeit, dennoch entsprechende Blockaden zu verhindern, besteht im 
Rahmen von ‚Koppelgeschäften‘, ‚Paketlösungen‘ oder ‚logrolling‘. Hier scheinen Ko-
operationen, die einer räumlichen Logik folgen, Vorteile gegenüber anderen, stärker 
spezialisierten Kooperationen zu besitzen. Dies ist zu unterstellen, da zuerst genannte 
tendenziell eine größere Bandbreite an Politikfeldern zum Gegenstand haben und somit 
die Chancen steigen, komplementäre Interessenasymmetrien politikfeldübergreifend 
auszugleichen (EBENDA: 218).  
Demnach ist auch anzunehmen, dass Kooperationen, bei denen die Verhandlungen auf 
Ebene der politischen Spitzen stattfinden, größere Chancen besitzen, durch Paketlösun-
gen oder Koppelgeschäfte eine Einigung zu erzielen. Die wesentliche Gefahr hierbei 
besteht jedoch üblicherweise in der Notwendigkeit, eine Akzeptanz des auf ‚Gipfelebe-
ne‘ beschlossenen Pakets innerhalb der eigenen Institution und insbesondere in den 
betroffenen Fachbereichen herzustellen, vor allem dann, wenn diese für die Implemen-
tation mitverantwortlich zeichnen (EBENDA: 220).  
Aus dem Gesagten schlussfolgert SCHARPF, dass der Interaktionsmodus ‚Verhandlungen‘ 
generell gute Möglichkeiten bietet, kollektives Handeln durch freiwillige Vereinbarun-
gen zu ermöglichen, wobei er zwei grundlegende Einschränkungen aufgrund der Ver-
teilungsproblematik betont.  
Zum einen sind Verhandlungen gefährdet, wenn nicht alle Akteure auch tatsächlich et-
was in die Verhandlungen einbringen können bzw. die Verhandlungsmasse ungleich 
verteilt ist. Wer nichts einzubringen hat, hat auch in den Verhandlungen keinen Platz 
und selbst in Zwangsverhandlungssystemen mit künstlich erzeugten Veto-Positionen 
wird die Machtverteilung lediglich reproduziert. Anders könnte man formulieren, dass, 
                                             
13 Vergleiche hierzu z. B. den Versuch eines ‚Monetären und projektbezogenen Interessenaus-
gleichs in Rendsburg‘ im Rahmen des Förderschwerpunktes ‚REFINA‘ des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung. 
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wenn Umverteilung das zentrale politische Problem ist, Verhandlungen keinen guten 
Interaktionsmodus darstellen (EBENDA: 248).  
Zum anderen, und dies ist die zweite Einschränkung, entstehen vergleichsweise hohe 
Transaktionskosten, wenn neben der Suche nach besten Lösungen zugleich Verteilungs-
fragen gelöst werden müssen. Folglich werden nicht selten Wohlfahrtsgewinne auf dem 
Verhandlungstisch zurückgelassen, weil die Verhandlungen scheitern oder nur unbefrie-
digende Kompromisse erzielt werden können. Zudem steigen die Transaktionskosten 
exponentiell zur Anzahl der unabhängigen Verhandlungspartner (EBENDA). 
Eine mögliche Lösung zum Überwinden der Problematik (positive Koordination in gro-
ßen Gruppen) sieht SCHARPF bei einer prozeduralen Trennung der Lösung des Sach- und 
Verteilungsproblems. Dies könnte realisiert werden, wenn beispielsweise eine Kern-
gruppe zunächst eine Lösung erstellt, die im Anschluss im ‚distibutive bargaining‘ ver-
handelt wird (EBENDA: 228).   
Trotz der Schwerfälligkeit von Verhandlungssystemen sieht SCHARPF darin „manchmal 
das beste, was angesichts der Legitimationsprobleme von Mehrheitsentscheidungen 
erreicht werden kann. Unter solchen Bedingungen […] scheint es sinnvoller, die vor-
handenen Zwangsverhandlungssysteme effektiver zu verbessern, als für Reformen in 
Richtung auf ein Mehrheitssystem zu plädieren“ (EBENDA: 247).   
2.2.3 Kollektives Handeln in verflochtenen Mehrebenensystemen 
Kollektives Handeln kommunaler Akteure auf regionaler Ebene bedeutet, dass politische 
Prozesse auf mindestens zwei Ebenen koordiniert werden müssen, der kommunalen 
und der regionalen Ebene. Nicht selten kommen weitere Ebenen hinzu, wenn beispiels-
weise neben kommunalen auch Landesgrenzen bei der Kooperation überschritten wer-
den oder wenn entsprechende Kooperationen von landespolitisch hohem Interesse sind 
und Vertreter aus Landesministerien als Akteure in der Kooperation auftreten. Demnach 
muss nicht nur Ebenendifferenzierung, sondern auch Ebenenverflechtung als Tatsache 
hingenommen werden (BENZ 2000: 98). Die „Koordination zwischen den Ebenen er-
folgt in der Regel in Verhandlungsprozessen“ (EBENDA).  
Damit ist zugleich ein weiteres zentrales Problem regionaler Kooperationen angespro-
chen. Verhandlungen finden nicht nur zwischen den in der Partnerschaft vertretenen 
kommunalen Akteuren, sondern auch innerhalb der Institutionen, den diese angehören, 
statt. So bedarf es bei allen Entscheidungen auf regionaler Ebene auch einer Legitimati-
on auf kommunaler Ebene, was in der Regel wiederum Verhandlungen, zumindest aber 
eine Abstimmung zwischen mehreren Einheiten innerhalb der kommunalen Verwaltung 
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oder gar die formale Zustimmung lokaler Parlamente erfordert. Regionale Kooperatio-
nen von kommunalen Akteuren stellen somit per se Mehrebenensysteme dar.  
Dass sich die Politikforschung zunehmend mit Fragen der Handlungsfähigkeit solcher 
Mehrebenensysteme beschäftigt liegt nach Ansicht von BENZ (2003: 205) an den zu-
nehmenden Diskrepanzen zwischen Zuständigkeitsgebieten und Wirkungsräumen von 
Aufgaben. Explizit spricht er dabei alle grenzüberschreitenden Aufgaben an, für die es 
keine übergeordnete Instanz mit Entscheidungskompetenz gibt. Zudem stellt er fest: 
„Lokale, regionale, nationale und internationale Politik bilden keine getrennten Arenen, 
sondern sind interdependent und durch vielfältige Formen der Koordinierung verbun-
den“ (BENZ 2009: 21).  
Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnis und aufbauend auf verschiedenen Theoriesträn-
gen, etwa der Theorie von Vetospielern oder zur Politikverflechtung, versucht BENZ 
(2003 und 2009) zentrale Variablen und Einflussgrößen theoretisch zu erfassen und zu 
systematisieren. Angesichts der beachtlichen Erklärungskraft der theoretischen Arbeiten 
zu Mehrebenensystemen und den darin aufgedeckten Dilemmata ist es geradezu er-
staunlich, dass eine systematische Anwendung auf regionale Kooperationen, die per se 
Mehrebenensysteme darstellen, bisher kaum stattgefunden hat14. Vielmehr sind theore-
tische und empirische Arbeiten zur Thematik vor allem auf die Diskussion zum föderalen 
Staatsaufbau (z. B. SCHARPF ET AL. 1976; LEHMBRUCH 2000) und seit den 1990er Jahren 
zunehmend auf die Mehrebenenverflechtung der europäischen Politik (z. B. HOOGHE 
1995; MARKS 1997) sowie auf internationale Beziehungen (z. B. PUTNAM 1988) bezo-
gen. 
So hat SCHARPF die mit der Mehrebenenverflechtung verbundenen Folgen für die Politi-
kergebnisse bereits in seinen Arbeiten zu einer Politikverflechtungstheorie herausgear-
beitet, wobei er dies zunächst mit seinen Kollegen theoretisch und empirisch am Beispiel 
des „kooperativen Föderalismus in der Bundesrepublik“ (SCHARPF ET AL. 1976) und spä-
ter (SCHARPF 1985) im Vergleich des selbigen mit dem sich auf europäischer Ebene ent-
wickelnden Mehrebenensystem tat. Darin weist er auf die Blockadegefahren hin, die 
aufgrund der Politikverflechtung entstehen und bezeichnet das Dilemma, in dem sich 
die Akteure befinden, als ‚Politikverflechtungsfalle‘. BENZ (2003: 211) weist später zu-
recht darauf hin, dass der ‚Clou‘ der Analyse darin lag, „dass SCHARPF zeigte, wie die 
Akteure in Bund und Ländern auf die Schwierigkeiten der Konsensfindung in Verhand-
lungssystemen reagieren und wie sie sich der Gefahr blockierter Entscheidungsprozesse 
entziehen können“. Dies wird weiter unten noch zu besprechen sein. 
                                             
14 Ausnahmen stellen hier die Arbeiten von ARTHUR BENZ dar.  
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Zunächst sei aber noch darauf hingewiesen, dass nicht nur die Spezifika föderal organi-
sierter Systeme, wie SCHARPF sie bereits in den 1970ern untersucht hat, zur Mehrebe-
nenverflechtung führen. Auch der „Formwandel staatlicher Machtausübung […], durch 
den sich das Spektrum der nebeneinander existierenden Regelungsformen verbreitert 
hat“ (MAYNTZ 1997: 284) führt zu einem neuen Verhältnis zwischen staatlichen und 
gesellschaftlichen Akteuren in nicht-hierarchischen Regelungsformen, die nicht einfach 
als Kooperation zu beschreiben sind, sondern neben Versuchen kooperativer Problemlö-
sung auch Versuche einseitiger Beeinflussung, reaktive Anpassungen und Verhandlun-
gen beinhalten (EBENDA: 285). Von daher würden zu den klassischen Staatsaufgaben 
„im wachsenden Maße Aufgaben des gesellschaftlichen Interdependenzmanagements“ 
(EBENDA) zählen, die alternative Regelungsformen zum hierarchischen Steuern, etwa 
Verhandlungen, erfordern. „Dabei verhandeln Entscheidungsträger auf den einzelnen 
Ebenen als Repräsentanten der Bürger eines bestimmten Gebiets, gegenüber dem sie 
verantwortlich sind. […] Aufgrund dieser Orientierungen erfolgt die Ebenenkoordinati-
on prinzipiell in antagonistischer Kooperation.“15 (BENZ 2000: 98 f.). Die in diesen Sys-
temen antagonistischer Kooperation fehlende zentrale Steuerungsinstanz birgt laut MA-
YNTZ (1997: 287) jedoch drei typische Gefahren. Diese sind die Gefahr der Entschei-
dungsblockade, die Gefahr der Einigung auf suboptimale Kompromisslösungen bzw. der 
Einigung zu Lasten Dritter und die Gefahr der fehlenden Bindungswirkung getroffener 
Entscheidungen.  
Nach Meinung von BENZ (2000: 99) sind die daraus erwachsenden Steuerungsdefizite 
„auf ein Zusammenwirken von Prozessen innerhalb der Ebenen (intragouvernemental) 
und zwischen ihnen (intergouvernemental) zurückführbar (vgl. Abbildung 5): Stabile 
Blockaden entstehen, wenn in der Mehrebenenpolitik keine den Status quo ändernden 
Entscheidungen zustande kommen und dies innerhalb der Ebenen akzeptiert wird. Sub-
optimale Kompromisse ergeben sich aus Verhandlungslösungen mit geringem Innovati-
onsgrad, die innerhalb der Ebenen teilweise akzeptiert, teilweise aber auch abgelehnt 
werden. Fehlende Bindungswirkung haben typischerweise Entscheidungen, die mit gro-
ßen Politikänderungen verbunden sind, aber innerhalb der Ebenen nicht akzeptiert wer-
den.“ Folglich erfordert eine erfolgreiche Steuerung im Mehrebenensystem „sowohl 
effektive Verhandlungslösungen als auch Akzeptanz innerhalb der Ebenen“ (EBENDA: 
100). Unter welchen Bedingungen dies möglich bzw. wahrscheinlich ist soll weiter un-
ten diskutiert werden. 
                                             
15 Vergleiche hierzu auch MARIN (1990: 37 ff.). 




Abbildung 5: Indikatoren für Steuerungsfähigkeit in Mehrebenensystemen 
Quelle: Original in BENZ 2000: 100  
Die Tatsache, dass in diesen Verhandlungssystemen in der Regel eine Vielzahl von Ve-
tospielern auf unterschiedlichen Ebenen beteiligt sind, hat in der Politikforschung zur 
Entwicklung des Konzepts der Vetospieler geführt, dem TSEBELIS mit seinen Aufsätzen 
(1995, 1999 und 2000) zum Durchbruch verhalf (BENZ 2003: 208). Nach diesem Kon-
zept bestimmt sich die politische Handlungsfähigkeit, definiert als Fähigkeit zu Entschei-
dungen zur Änderung des Status quo, durch die Anzahl der Akteure die zustimmen 
müssen und eine Vetomacht besitzen. Vetospieler sind demnach „individual or collec-
tive actors whose agreement (by majority rule for collective actors) is requiered for a 
change of the status quo“ (TSEBELIS 1995: 289).  
Damit stellt er einen „methodisch wie theoretisch neuen, aber zugleich möglichst einfa-
chen und eleganten Rahmen“ (KAISER 2007: 464) zur Analyse kollektiver Entschei-
dungsprozesse vor und kritisiert zugleich die „in der traditionellen Politikwissenschaft 
bevorzugten dichotomen Einteilungen politischer Systeme in unitaristische vs. föderale, 
parlamentarische vs. präsidentielle, Zwei- vs. Mehrparteiensysteme oder Einkammer- vs. 
Zweikammersysteme“ und „schlägt vor, alle institutionellen Arrangements und Wettbe-
werbskonstellationen als funktional äquivalent zu betrachten und danach zu fragen, 
welche individuellen oder kollektiven Akteure bei Entscheidungen zustimmen müssen, 





























Akzeptanz der getroffenen Entscheidung innerhalb der Ebenen 
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TSEBELIS (1995: 295) geht in seinem Konzept davon aus, dass jeder Vetospieler entspre-
chend seiner politischen Präferenzen einen idealen Punkt (‚ideal point‘) anstrebt und 
indifferent bezüglich aller Ergebnisse in gleicher Entfernung zu diesem Punkt ist. Aus der 
geometrischen Kombination der sich daraus ergebenden Kurven der Indifferenz (‚indif-
ference curve‘) entstehen Überschneidungsbereiche (‚winset‘) zwischen den Vetospie-
lern, innerhalb derer Lösungen liegen, die den Status quo ‚schlagen‘ können (vgl. Abbil-
dung 6). 
Je kleiner die Überschneidungsbereiche der Indifferenzkurven der beteiligten Vetospieler 
sind, desto höher ist die Stabilität des Status quo, desto unwahrscheinlicher sind also 
Änderungen. In der in Abbildung 6 angenommenen Situation ist demnach eine Ände-
rung gegenüber dem Status quo von vornherein ausgeschlossen, da es keinen Über-
schneidungsbereich aller Indifferenzkurven der am Spiel beteiligten Vetospieler (A, B, C) 
gibt.  
Abbildung 6: Geometrische Darstellung der Grundidee des Vetospielerkonzepts mit drei Spielern 
in zwei Dimensionen 
Quelle: TSEBELIS 1995: 296 
TSEBELIS zieht seine Schlüsse vor allem auf der Basis logischer Überlegungen und arbeitet 
seither an der empirischen Untersetzung seiner Annahmen, indem er verschiedenste 
Policy-Studien und Statistiken, etwa zur Verabschiedung wichtiger Gesetze, auswertet. 
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Sein Fokus liegt dabei klar auf nationalstaatlichen Regierungssystemen. Seine sparsamen 
Erklärungen (BENZ 2003: 208) führen dabei zu einem hohen Grad der Generalisierbar-
keit und in der Tat können seine Erkenntnisse somit auch für die Kooperation kommu-
naler Akteure in regionalen Kooperationen fruchtbar gemacht werden, da, wie weiter 
oben ausgeführt, (de jure oder de facto) Entscheidungen in diesen Partnerschaften im-
mer von Akteuren getroffen werden, die eine Vetomacht besitzen.  
BENZ (2003: 208) weist seinerseits auf die Nützlichkeit des Vetospielerkonzepts gerade 
auch als Analysekonzept für Fallstudien hin, kritisiert jedoch, dass in diesem der strategi-
sche Umgang der Akteure mit ihrer Vetomacht vernachlässigt wird und behauptet dar-
über hinaus, dass „Akteure ihre Vetomacht strategisch einsetzen und dabei potenzielle 
Folgen berücksichtigen“ (EBENDA: 207). Seiner Meinung nach muss man daher „ermit-
teln, wann Vetospieler konstruktive und wann sie destruktive Politik betreiben“ (EBEN-
DA) und greift bei der Untermauerung seiner These vor allem auf die von SCHARPF in 
den 1970er Jahren entwickelte Politikverflechtungstheorie sowie die Arbeiten von 
LEHMBRUCH (1999 und 2000) zum Parteienwettbewerb im deutschen Bundesstaat zu-
rück. 
Für die Analyse ist demnach zunächst relevant, dass Vetospieler zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten eines politischen Prozesses Einspruch erheben können und zwar entweder 
bei der Definition von Verhandlungsgegenständen und -positionen oder direkt bei der 
Entscheidungssituation in den Verhandlungen oder nachträglich zu bereits getroffenen 
Entscheidungen. Dabei ist davon auszugehen, dass die destruktive Wirkung umso grö-
ßer sein wird, je später die Vetomacht ausgeübt wird (BENZ 2003: 213).  
Zudem ist zwischen internen oder externen Vetospielern zu unterscheiden, wobei Erst-
genannte direkt an der Entscheidung beteiligt sind, während Letztere nur Entscheidun-
gen eines Gremiums verhindern können, dem sie nicht selbst angehören. Diese Stellung 
im Entscheidungssystem beeinflusst die Interaktionsorientierung der Akteure insofern, 
als dass interne Vetospieler eigene Interessen verfolgen, jedoch auch am Verhandlungs-
ergebnis und Verhandlungserfolg interessiert sind und somit auch Interessen anderer 
Akteure berücksichtigen (‚mixed motives‘), während externe Vetospieler nur ihre eige-
nen Interessen verwirklichen (egozentrisch). Kämpfen externe Vetospieler in einem par-
lamentarischen Wettbewerb um Wählerstimmen, wird ein egozentrisches Verhalten 
weiter gestärkt (BENZ 2003: 213 f.). Zudem ist bei der Existenz externer Vetospieler mit 
Kontrollmöglichkeiten anzunehmen, dass sich die auf Verteilungsaspekte gerichtete In-
teraktionsorientierung verstärkt (EBENDA: 216), womit die im vorangegangenen Kapitel 
erläuterten Probleme der Lösung von Verteilungsfragen in Verhandlungen zum Tragen 
kommen.  
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Nach Meinung von BENZ (2003: 217) ist zu erwarten, dass die Gefahr einer Blockade 
bzw. von schlechten Ergebnissen umso höher ist, je besser die Kontrolle funktioniert. 
Aus dadurch bedingten Ex-ante-Festlegungen von Vetopositionen oder einer Antizipa-
tion von Ex-post-Vetos leitet sich in der Regel eine „positionsorientierte Verhandlungs-
weise“16 mit hoher Blockadegefahr ab. Problemlösende Verhandlungsstrategien (‚ar-
guing‘) sind hingegen nur wahrscheinlich, wenn den direkten Verhandlungspartnern 
eine vergleichsweise hohe Autonomie zugestanden wird, was jedoch naturgemäß mit 
demokratischen Legitimationsproblemen verbunden ist.  
Nachdem die grundlegenden Probleme von Verhandlungen in Mehrebenensystemen 
skizziert wurden, soll sich im Weiteren der Frage gewidmet werden, unter welchen Be-
dingungen kollektives Handeln in verflochtenen Mehrebenensystemen dennoch mög-
lich ist. Ausgangspunkt ist dabei das herausgearbeitete Dilemma, dass Akteure in unter-
schiedliche (institutionelle) Kontexte eingebunden sind, aus denen heraus zum Teil kon-
fligierende Interessen an die Akteure herangetragen werden, welche sie zum strategi-
schen Handeln zwingt. Deshalb komme auch „den Strategien und den daraus entste-
henden Interaktionsmustern ein erhebliches Gewicht bei der Erklärung von Politikver-
läufen und Ergebnissen zu“ (BENZ 2009: 83). Analytisch spräche damit auch einiges da-
für, entsprechende Politikprozesse als ‚Spiel‘ (vgl. Kapitel 2.1.3) zu betrachten, „in dem 
die Beteiligten nicht einfach ihre Interessen oder Aufträge direkt zu verwirklichen su-
chen, sondern ihre Verhaltensweisen an die jeweilige Interaktionssituation anpassen“ 
(EBENDA 2009: 98). 
Denn BENZ (2003: 217) behauptet weiter, dass den handelnden Akteuren die grundle-
gende Problematik des hier beschriebenen Mehrebenendilemmas bekannt sei, was sie 
dazu veranlasst, „nach Auswegen aus den Fallen der Mehrebenenstruktur zu suchen“ 
(PIERSON 1995; HÉRITIER 1999). Die Chance, dass es Akteuren gelingt entsprechende 
Strategien zu entwickeln und anzuwenden, sieht er dabei als „relativ hoch“ an, da er 
den handelnden Akteuren zumindest diesbezüglich gleiche Interessen unterstellt, wel-
che sich sonst dem Vorwurf der Handlungs- bzw. Entscheidungsunfähigkeit ausgesetzt 
sehen würden (BENZ 2003: 218 und 2000: 100).  
BENZ (2003: 218) geht weiterhin davon aus, dass sowohl interne als auch externe Veto-
spieler eigene Strategien entwickeln ihre Vetopositionen konstruktiv einzusetzen, wo-
runter er versteht, dass erstens eine Blockade vermieden, zweitens der Status quo in 
Richtung Problemlösung verändert und drittens der Willensbildungsprozess für be-
troffene Interessen geöffnet wird.  
                                             
16 Vergleiche hierzu auch die Ausführungen von FISHER ET AL. 1997: 68 ff. zum Prinzip ‚Auf Inte-
ressen konzentrieren, nicht auf Positionen‘.  
Theoretische Grundlagen zur Steuerung durch kollektives Handeln 45 
 
 
Die Strategien interner Vetospieler können sich seiner Auffassung nach ebenfalls auf 
drei Aspekte richten. Erstens auf den Gegenstand von Verhandlungen (Inhalt), zweitens 
auf die Verfahren und Interaktionsbeziehungen der Akteure (Prozess) und drittens auf 
die institutionellen Rahmenbedingungen von Verhandlungsprozessen (Kontext).  
Mit Blick auf die Politikinhalte würden „konfliktminimierende Entscheidungsregeln“ 
angewandt, „durch welche Probleme so definiert werden, dass alle Akteure sich als 
Gewinner von Entscheidungen sehen können. Das gelingt etwa durch einfache Vertei-
lungsregeln, die möglichst alle Beteiligten gleich behandeln, durch Verzicht auf Eingriffe 
in bestehende Besitzstände, durch Kontextexternalisierung oder durch Vertagung von 
Entscheidungen über besonders konfliktträchtige Verhandlungsgegenstände“ sowie 
durch „die Bündelung von Themen zu Verhandlungspaketen“ (BENZ 2003: 219 in An-
lehnung an SCHARPF ET AL. 1976: 48-52).  
Mit Blick auf den Politikprozess bzw. die Interaktionsbeziehungen können Strategien 
darauf abzielen, den Verhandlungsprozess in zeitlicher, sachlicher oder sozialer Hinsicht 
zu untergliedern. Erstgenanntes erfolgt über eine Sequenzialisierung, bei der „Entschei-
dungen in Teilschritte zerlegt und Konflikte klein gearbeitet werden können. Auf eine 
sachliche Aufteilung der Konfliktgegenstände läuft eine Strategie hinaus, bei der kon-
fliktträchtige von weniger konfliktträchtigen Bestandteilen getrennt werden“ (BENZ 
2003: 220 in Anlehnung an SCHARPF ET AL. 1976: 44 und 47). Zur sozialen Untergliede-
rung des Verhandlungssystems stehen die Strategien der ‚Bilateralisierung‘, der ‚negati-
ven Koordination‘, der ‚Spezialisierung‘ und der ‚Fraktionsbildung‘ zur Verfügung (BENZ 
2003: 220 in Anlehnung an SCHARPF ET AL. 1976: 42-44). 
Strategien zur Veränderung der institutionellen Rahmenbedingungen sind unwahr-
scheinlich, sofern damit eine formelle Entflechtung des Mehrebenensystems verbunden 
ist. Entsprechende Reformbemühungen scheitern an der Macht von Vetospielern (BENZ 
2003: 220 f.). Die Möglichkeiten zu institutioneller Veränderung müssen daher auf die 
Anpassung der Interaktionsregeln abzielen, ohne dass Kooperationsbeziehungen aufge-
löst werden (EBENDA: 221). Diesbezüglich sieht BENZ (EBENDA: 221 ff.) vier Optionen:  
Erstens können Verhandlungen mit Hilfe des ‚level shifting‘ auf eine andere Ebene der 
Entscheidungshierarchie mit einem neuen Entscheidungskontext verlagert werden. Dies 
funktioniere sowohl nach „unten“ (z. B. Fachausschüsse) als auch auf eine übergeord-
nete Ebene (Möglichkeit der Themenbündelung).  
Zweitens besteht die Möglichkeit der Einrichtung von Parallelstrukturen, welche nicht 
durch politische Interessenkonflikte vorbelastet sind und bei denen fachliche Erwägun-
gen im Vordergrund stehen. Diese parallelen Einheiten sind demnach nicht für die Ent-
scheidung zuständig, erarbeiten aber Entscheidungsvorschläge. Beispiele hierfür seien 
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der Wissenschaftsrat und seine Rolle in den Bund-Länder-Verhandlungen zur Bildungs- 
und Forschungspolitik. Auch Parteien können diese Funktion einnehmen, wenn etwa 
bei der Festlegung von Parteilinien Bundes- und Landesinteressen ausgeglichen werden 
müssen. 
Drittens können ‚Opting-out‘ Klauseln genutzt werden, welche die Reichweite von ge-
troffenen Vereinbarungen einschränkt, indem etwa bilaterale Sonderregelungen getrof-
fen werden oder den Verhandlungspartnern Abweichungsmöglichkeiten beim Vollzug 
zugestanden werden. 
Viertens können Strategien darauf ausgerichtet sein, bestehende Verhandlungsverfah-
ren zu unterlaufen und die Konfliktregelung zu informalisieren. Die Verlagerung auf 
Gremien außerhalb der formalen Strukturen sei an sich nicht kritikwürdig, verbunden sei 
damit aber die Gefahr der Verfestigung von Netzwerken, „die faktisch an die Stelle der 
institutionalisierten Politikverflechtung treten“. 
Mindestens genauso wichtig sind naturgemäß die Strategien externer Vetospieler. Ein 
Rolle, die in den Ausführungen von SCHARPF und BENZ in der Regel die Parlamente der 
beteiligten Staaten oder Gebietskörperschaften einnehmen. Diese befinden sich in dem 
Dilemma, dass sie zwischen zwei ungünstigen Alternativen wählen müssen. „Geben sie 
ihrer Regierung freie Hand, dann leisten sie einem Legitimationsdefizit Vorschub; nut-
zen sie dagegen ihre Vetomöglichkeiten, sei es durch politisch bindende Verhandlungs-
mandate oder durch Ex-post-Kontrolle der Verhandlungsergebnisse, dann beeinträchti-
gen sie die Effektivität von Verhandlungen“ (BENZ 2003: 225). Tatsächlich sei zu be-
obachten, dass diese ihre Vetomacht „höchst selten“ einsetzen um Verhandlungsblo-
ckaden zu verhindern. „Faktisch verzichten sie […] auf die Nutzung ihrer Macht, weil 
sie die schädlichen Auswirkungen vermeiden wollen, die Interventionen in Regierungs-
verhandlungen auslösen“ (EBENDA: 226). Und „da Parlamentsmitglieder wissen, dass sie 
ihre Ziele in intergouvernementalen Verhandlungen nicht durch Drohung mit Vetos 
durchsetzen können, versuchen sie, ihre Regierung durch Kommunikation zu beeinflus-
sen“ (EBENDA). Die Kommunikation dient externen Vetospielern einerseits dazu, ihre 
Informationsdefizite zur Einschätzung von Verhandlungsspielräumen zu verringern und 
nicht vollständig auf eine möglicherweise selektive und strategisch eingesetzte Informa-
tionspolitik der Regierung angewiesen zu sein. Andererseits versuchen sie so über die 
Beeinflussung der politischen Agenda (zum Teil haben sie Initiativrecht) ihre Ziele gel-
tend zu machen. Entsprechend bauen sie in der Praxis verschiedene Kommunikations-
kanäle im Mehrebenensystem, beispielsweise über individuelle Kontakte, Ausschüsse 
oder gemeinsame Sitzungen, auf (EBENDA: 227). BENZ (2003: 228 f.) resümiert, dass ex-
terne Vetospieler ihre Macht in der Regel nicht zur Blockade, sondern strategisch zu 
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Geltendmachung ihrer Ziele (z. B. über Agenda-Setting) einsetzen und so ihrerseits die 
Gefahr einer Blockadesituation mindern.  
In Anbetracht des Gesagten formuliert BENZ (2003: 231 f.) institutionelle Bedingungen, 
die konstruktive Strategien in Mehrebenensystemen unterstützen. Ein erstes Strategie-
bündel bezieht sich demnach auf die „Gestaltung von Verfahrensregeln für Verhand-
lungsprozesse“, wobei „insbesondere die sachliche Aufgliederung der Konfliktgegen-
stände, die Einrichtung verschiedener Verhandlungsforen mit variierendem Beteiligten-
kreis sowie die Regel, einmal getroffene Vereinbarungen über Teilfragen nicht erneut 
zum Verhandlungsgegenstand zu machen“ genannt werden.  
Zum Zweiten sei die „Differenzierung des Verhandlungssystems in unterschiedliche 
Arenen“ Voraussetzung dafür, dass die Strategie des ‚level-shifting‘ anwendbar ist. Zu-
dem seien „Paketlösungen nur zu erreichen in Verhandlungsstrukturen, die politikfeld-
übergreifend angelegt sind und die dennoch die Fachressorts nicht ausschließen“.  
Drittens böten „Verhandlungssysteme, die keinen Zwang zur unilateralen Abstimmung 
vorsehen, mehr Raum für strategische Optionen der Akteure“ (z. B. Opting-out-
Regelungen).  
Letztlich würden konstruktive Strategien von internen und externen Vetospielern geför-
dert, wenn „Kommunikationsstrukturen zwischen Arenen und Ebenen“ geschaffen 
werden, welche die „wechselseitige Übernahme von Perspektiven“ ermöglichen und 
somit „rein egozentrische Handlungsorientierungen aufbrechen“ können. Derartige 
Strukturen ersetzen demnach „feste Arenenkopplungen, die für die blockierende Stö-
rung zwischen inkongruenten Entscheidungsregeln anfällig sind, durch lose Kopplun-
gen, die mehr Freiräume für strategisches Handeln bieten“. 
Besonderen Wert legt BENZ (2000) an anderer Stelle auf die Unterscheidung von eng 
und lose gekoppelten Systemen. Die Frage nach der Art der Kopplung unterschiedlicher 
Ebenen hat er in einem eigenen Aufsatz ausführlicher behandelt, der die grundlegende 
Problematik von Kooperationen kommunaler Akteure auf regionaler Ebene sehr gut 
beschreibt. Demnach war der Ausgangspunkt seiner Analyse die Erkenntnis, dass für 
kollektives Handeln in Mehrebenensystemen zugleich effektive Verhandlungslösungen 
(intergouvernemental) und die Akzeptanz innerhalb der Ebenen (intragouvernemental) 
erreicht werden müssen. Seine These war nun, dass die diesbezüglichen Erfolgsaussich-
ten primär von den institutionellen Bedingungen von Mehrebenensystemen, insbeson-
dere von den Binnenstrukturen der einzelnen Ebenen und von der Art der Verflechtung 
der Ebenen abhingen (BENZ 2000: 100).  
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Demnach sind die Verhandlungspartner gleichzeitig in mehrere Handlungskontexte ein-
gebunden, einerseits in Verhandlungen zwischen den Ebenen und anderseits in Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozesse innerhalb einer Ebene. Die Binnenstrukturen fun-
gieren dabei in der Regel als Kontrollorgan für Verhandlungsergebnisse und bewirken 
egoistische oder kompetitive Interaktionsorientierungen, da Verhandlungserfolge am 
besten anhand relativer Gewinne belegt werden können. Erfolgt diese Kontrolle in einer 
öffentlichen Auseinandersetzung (z. B. in parlamentarischen Organen) oder gegenüber 
einem Kollegialorgan (z. B. Koalitionsregierungen) verstärken sich diese Orientierungen 
(EBENDA: 102).  
Diese Probleme würden sich nicht stellen, wenn die Ebenen durch autonome politische 
Führungen, vergleichbar dem ‚Primat der Außenpolitik‘, vertreten werden würden 
(EBENDA: 104). Allerdings seien diese Strukturen in modernen Gesellschaften immer sel-
tener anzutreffen, weshalb BENZ (EBENDA: 104) die strukturellen Bedingungen für 
Mehrebenenkoordination in demokratisch politischen Systemen als eher ungünstig ein-
schätzt, womit effektive Verhandlungslösungen erschwert werden würden. Während 
dieser Aspekt vielfach in Forschungen zu Mehrebenensystemen festgestellt worden sei 
(vgl. auch Ausführungen zur Politikverflechtungstheorie von SCHARPF weiter oben), hat 
die Art der Verflechtung zwischen den Ebenen vergleichsweise weniger Aufmerksamkeit 
erhalten. Dies sei zu kritisieren, da die Art der Verflechtung den Einfluss der Binnen-
strukturen modifiziert und sich Verflechtungsformen leichter ändern lassen als Binnen-
strukturen (BENZ 2000: 104). 
Analytisch unterscheidet BENZ (EBENDA) dabei eine ‚enge‘ und eine ‚lose‘ Kopplung. Eine 
enge Kopplung liegt demnach vor, „wenn intragouvernementale Entscheidungen den 
Ablauf und die Ergebnisse von intergouvernementalen Prozessen determinieren“. Dann 
würden exakt die weiter oben unter dem Stichwort der Politikverflechtungsfalle 
(SCHARPF) bzw. des Interdependenzmanagements (MAYNTZ) diskutierten Probleme (Blo-
ckade, suboptimale Lösungen und fehlende Bindungswirkung) auftreten. Die ebenfalls 
oben diskutierten Lösungen zur Förderung konstruktiver Strategien von Vetospielern 
würden zwar zur Vermeidung von Blockaden beitragen, allerdings unter Inkaufnahme 
von suboptimalen Kompromissen und Implementationsdefiziten, womit kein politisches 
System auf Dauer überleben könne (BENZ 2000: 107). 
BENZ behauptet nun, dass lose gekoppelte Strukturen eine Form der Verflechtung dar-
stellen, „welche die Autonomie der Entscheidungsbereiche erhält und zugleich Koordi-
nation zwischen ihnen ermöglicht“ (EBENDA: 110). Lose gekoppelte Systeme sind so or-
ganisiert, dass Entscheidungen, die auf einer Ebene getroffen werden, auf der jeweils 
anderen Ebene revidierbar sind. An die Stelle von Weisungs- oder Veto-Macht tritt eine 
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wechselseitige Einflussnahme. Der Rollenkonflikt, in dem sich Akteure in eng gekoppel-
ten Systemen befinden, wird aufgelöst, sie nehmen vielmehr eine Schnittstellenposition 
ein (EBENDA: 110 f.). „Gefordert ist damit eine Differenzierung der Arenen, die politische 
Prozesse durchlaufen, wobei die Verflechtung zwischen Ebenen nicht aufgelöst wird, 
aber auch intragouvernementale Prozesse nicht von der intergouvernementalen Koordi-
nation abkoppelt werden“ (EBENDA: 111). 
Eine lose Kopplung kann nach Meinung von BENZ (EBENDA: 111 ff.) über zwei Wege der 
Funktionsteilung hergestellt werden, die jedoch beide zu einer Verdopplung der Koordi-
nationsmechanismen führen würden. Beide Wege, die horizontale und die vertikale Dif-
ferenzierung, seien mit seinen eigenen Worten erläutert: „Zum einen können, durch 
eine Form der ‚horizontalen Differenzierung‘, Koordinationsbeziehungen nach Funktio-
nen im Policy-Prozeß aufgespaltet werden. Dies bedeutet, daß die Definition der Agen-
da, die Entscheidung und die Evaluierung von Politikergebnissen in separaten Formen 
der Politikverflechtung erfolgen. Zum anderen können Koordinationsbeziehungen nach 
Modalitäten der Steuerung differenziert werden. In diesem Fall werden Verhandlungen 
zwischen den Ebenen auf die Definition von Standards beschränkt, die im dezentralen 
Wettbewerb um ‚best practices‘ implementiert werden. Dies führt zu einer ‚vertikalen‘ 
Differenzierung des lose gekoppelten Mehrebenensystems, weil auf den jeweiligen 
Ebenen unterschiedliche, aber in einem engen Zusammenhang funktionierende Koordi-
nationsmechanismen genutzt werden“ (BENZ 2000: 111). 
„Im Falle einer horizontalen Differenzierung des Mehrebenensystems werden die Teil-
prozesse des Agenda-Setting, der Entscheidung und der Kontrolle in unterschiedliche 
Arenen verlagert. Diese sind lose verbunden, weil zwischen den ‚Phasen‘ des politischen 
Prozesses zwar ein funktionaler Zusammenhang besteht, aber keine Verhaltensdetermi-
nanten erzeugt werden. […] Themen, Aufgabendefinitionen und Entscheidungsoptio-
nen der Verhandlungen sowie die Argumentationen der Verhandlungspartner, nicht 
aber die Verhandlungsstrategien und Forderungen werden durch den Kontext mitbe-
stimmt, der durch die Prozesse innerhalb der Ebenen entsteht. […] ‚bargaining‘, das 
heißt, Verhandlungen mit dem Ziel der Durchsetzung von Positionen der Mitgliedstaa-
ten (‚positionsbezogene Verhandlungen‘, BENZ 1994: 120 f.) finden nur über die Ent-
scheidungsvorschläge statt, die vorab im Policy-Wettbewerb und in ‚verständigungsori-
entierten‘ Verhandlungen unter Experten erarbeitet werden“ (BENZ 2000: 112), (vgl.  
Abbildung 7). 
  




Abbildung 7: Lose Kopplung durch horizontale Funktionsdifferenzierung 
Quelle: Original in BENZ 2000: 113 
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geprägt von der ‚Agendamacht‘, der ‚Verhandlungsmacht‘ und der ‚Vetomacht‘ sowie 
der Verteilung dieser Mächte im System (EBENDA), womit Variablen genannt wären, die 
in empirischen Untersuchungen nach Meinung von BENZ zu berücksichtigen sind. 
Mit der ‚vertikalen‘ Funktionsdifferenzierung ist „die Zuordnung von spezifischen Koor-
dinationsmechanismen auf die einzelnen Ebenen, die aber nur im Zusammenhang mit-
einander wirken“ gemeint. „Einerseits bedeutet dies, daß nicht alle relevanten Aspekte 
einer Aufgabe in intergouvernementaler Kooperation bearbeitet werden, daß also Teil-
entscheidungen zentralisiert oder dezentralisiert werden. Andererseits wird die Funkti-
onsteilung in eine lose Ebenenkopplung übergeführt, indem die getrennten Funktionen 
ständig miteinander rückgekoppelt werden. Intergouvernementale Koordination erfolgt 
dann in Strukturen, welche die Autonomie der Ebenen erhalten“ (BENZ 2000: 117).  
Am häufigsten würde eine solche Differenzierung durch die „Zentralisierung von Regu-
lierung oder Programmierung“ bei einer „Dezentralisierung des Vollzugs“ verwirklicht. 
Die Koordination zwischen den Ebenen würde dabei durch „Kontroll- und Eingriffsrech-
te der Zentrale“ und durch „Beteiligungsrechte der dezentralen Einheiten“ erfolgen. Als 
problematisch könnte sich im Rahmen der vertikalen Funktionsdifferenzierung jedoch 
das aus der Organisations- und Implementationsforschung bekannte „zyklische 
Schwanken zwischen Verselbstständigung der ausführenden Einheiten und Verstärkung 
der zentralen Steuerung“17 (BENZ 2000: 117) erweisen.    
Aus dem Gesagten folgt laut BENZ (2000: 118) für Mehrebenensysteme, „daß diese 
stabilisiert werden können, wenn durch die Zentralinstanz oder in intergouvernementa-
len Verhandlungssystemen Standards der Problemlösung festgelegt werden, die eigent-
lichen Aufgaben aber dezentral erfüllt werden. Die dabei als Überwachungskosten auf-
tretenden Transaktionskosten sind dabei nicht zu unterschätzen, denn Voraussetzung 
für diese Art der Funktionsdifferenzierung ist, „daß möglichst alle autonomen dezentra-
len Einheiten die Standards möglichst weitgehend einhalten.“ 
Chancen auf „ein hohes Maß an Politikinnovation“ sieht BENZ (EBENDA) dann, wenn, 
wie in der deutschen Raumentwicklungspolitik seit Mitte der 1990er Jahren vermehrt 
angewandt, ein solches System über Wettbewerbe implementiert wird. In diesem Fall 
werden Qualitätsstandards bzw. Ziele durch die zentrale Instanz vorgegeben, während, 
motiviert durch den Wettbewerb, beste Lösungen in dezentralen Einheiten gesucht 
werden. Zudem wären in Rahmen von Wettbewerben Blockaden zwischen den Instan-
zen ausgeschlossen. Weiterhin spricht für ein Wettbewerbsverfahren, dass die erfolgrei-
                                             
17 Vergleiche hierzu auch institutionenökonomische Arbeiten zur Principal-Agent-Problematik 
(u. a. WILLIAMSON 1990) sowie organistionstheoretische Arbeiten wie die von LUHMANN, der in 
diesem Zusammenhang von „brauchbarer Illegalität“ (1964: 304) spricht.      
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che Teilnahme an Wettbewerben (Preise, Förderung etc.) auch die Akzeptanz der Lö-
sungen innerhalb der dezentralen Organisationen und deren Kontrollinstanzen erhöht. 
Denn „even if it proves possible to persuade some representatives of a member organi-
sation, it is far from certain that such representatives in their turn will succeed in per-
suading other members of their own organisation“ (AHRNE & BRUNSSON 2005: 441). 
Nachteilig ist demgegenüber, dass über Wettbewerbsverfahren keine Verteilungskon-
flikte gelöst werden können, im Gegenteil davon auszugehen ist, dass diese noch ver-
schärft würden. Somit entscheidet die Art der Mehrebenenstruktur auch darüber, ob 
diese eher verteilungs- oder effizienzorientiert ist (BENZ 2000: 119).  
Dass die theoretischen Ansätze zur Politikverflechtung, zu Vetospielern und zu 
Mehrebenensystemen Erklärungskraft bezüglich regionaler Kooperationsprozesse kor-
porativer Akteure besitzen, ist leicht einsehbar, denn sie liefern viele Hinweise darauf, 
wie sich Akteure in solchen Kooperationen verhalten könnten, mit welchen Dilemmata 
sie umgehen müssen, welche Lösungen sie gegebenenfalls entwickeln und welche Kon-
sequenzen dies für die kollektive Handlungsfähigkeit regionaler Kooperationen hat. Wie 
im folgenden Kapitel zu zeigen sein wird, fand eine theoriegeleitete empirische For-
schung und Auseinandersetzung mit der Handlungsfähigkeit regionalen Kooperationen 
bisher nur vereinzelt statt, wenngleich dies von verschiedener Seite immer wieder ange-
regt oder diskutiert wurde (z. B. BENZ 2001; DILLER 2004; KNIELING ET AL. 2001 und 2003 
sowie WIECHMANN 2008).  
2.3 Theorieansätze und empirische Befunde zur Steuerung durch 
kollektives Handeln in der deutschen Regionalentwicklung   
Steuerung auf regionaler Ebene vollzieht sich in Deutschland, aber auch in vielen ande-
ren demokratischen Staaten, zunehmend im Rahmen einer kooperativen Selbststeue-
rung im Mehrebenenkontext. Dies ist im Wesentlichen zwei Entwicklungen geschuldet. 
Zum einen hat die regionale Ebene, trotz ihrer nach wie vor oftmals marginalisierten 
formalen Stellung im Staatsaufbau, als Handlungsebene an Bedeutung gewonnen. Zum 
anderen führt der vielfach zitierte Bedeutungsverlust staatlich-autoritärer Steuerungs-
formen zum Wandel regionaler Steuerungsansätze, die erkennbar einem Netzwerkpa-
radigma folgen, zunehmend auf konsensbasierten Verhandlungsprozessen beruhen, 
neben den staatlichen auch marktorientierte und kooperative Elemente aufweisen und 
sich durch veränderte Akteurskonstellationen auszeichnen. Beide Entwicklungen sind in 
der Literatur seit den 1990er Jahren vielfach beschrieben, weshalb an dieser Stelle auf 
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die hierzu umfangreichen Arbeiten18 verwiesen sei. Im Folgenden konzentrieren sich die 
Ausführungen auf die Auswertung der Literatur, deren zentrales Interesse darin be-
stand, die oben zitierten Veränderungen durch empirische Arbeiten zu beschreiben, zu 
analysieren und zu erklären sowie versucht haben, aus den Erkenntnissen zentrale Kate-
gorien und Variablen zu identifizieren und diese gegebenenfalls in Modelle und Kon-
zepte überführt haben. Hierzu wurden in der Vergangenheit verschiedene Analyserah-
men gewählt, die sich in der Regel an Arbeiten aus Sozial,- und Wirtschaftswissenschaf-
ten, insbesondere aber aus der Politik- und Verwaltungswissenschaft, Planungswissen-
schaft und Sozialgeographie orientierten. Im Kontext der jüngeren deutschen Regional-
entwicklungsgeschichte sieht WIECHMANN (2009: 133) drei theoretische Ansätze diesbe-
züglich als einflussreich an.  
Erstens hätten Arbeiten zur ‚kommunikativen Planung‘ an Bedeutung gewonnen, die 
den „reflektiven und kommunikativen Charakter von Planung betonen“. Der „commu-
nicative turn in planing theory“ (HEALEY 1992) sei dabei auf die Vorstellungen ‚kommu-
nikativer Rationalität‘ von HABERMAS (1981) und seine Theorie kommunikativen Han-
delns zurückzuführen (WIECHMANN 2009: 133), wurde aber unter anderem auch durch 
die Diskurstheorie von FOUCAULT beeinflusst (HEALEY 1992: 241). Kollektives Handeln 
wird nach dieser Logik durch Interaktion zwischen Akteuren bzw. ‚discourse communi-
ties‘ (HEALEY 1992: 242) vollzogen und Entscheidungen werden im Wesentlichen auf 
Basis des besseren Arguments getroffen. Die theoretischen Überlegungen zielen dabei 
vor allem auf diskursorientierte und ‚weiche‘ Steuerungsformen ab, welche zweifelsoh-
ne seit den 1990er Jahren auch in der Raumentwicklungspolitik an Bedeutung gewon-
nen haben. HEALEY liefert damit Ansatzpunkte für Argumente in Richtung einer stärke-
ren Beachtung der eigentlichen Kommunikationsprozesse zwischen den Akteuren bzw. 
den geführten Diskursen innerhalb von Akteursgruppen und den daraus sich ergeben-
den politischen Entscheidungen. Eine massive Einschränkung bezüglich der weiteren 
Verwendung in dieser Arbeit stellt jedoch der vorwiegend präskriptive Charakter der 
Theorie dar, wohingegen die Realität der Planung „weit entfernt von den normativen 
Idealen herrschaftsfreier Kommunikation“ (WIECHMANN 2009: 134) sei. Wie weit man in 
der Realität davon entfernt ist, zeigen die deutlich besser fundierten empirischen Er-
kenntnisse zu Verhandlungssystemen und den dort artikulierten Vorschlägen zur Ver-
                                             
18 Zum Bedeutungsgewinn der regionalen Ebene als politisch-gesellschaftliche Handlungsebene 
siehe unter anderem: BBR 1999A und 2000A; DILLER 2005: 6; FÜRST 2003: 441 und WIECHMANN 
2000A. Zum Wandel regionaler Steuerungsansätze in der deutschen Regionalentwicklung siehe 
unter anderem: ADAMASCHEK & PRÖHL 2003; BAITSCH & MÜLLER 2001; BBR 2003; BENZ 2004; 
DANIELZYK & PRIEBS 1996; FÜRST 1999, 2001 und 2005; KNIELING ET AL. 2003; MÜLLER 1999; 
MÜLLER & BEYER 1999; MÜLLER ET AL. 2001, 2002 und 2004, WIECHMANN 1998 und 2008 sowie 
WIECHMANN ET AL. 2001.   
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besserung der kollektiven Handlungsfähigkeit. So sollen beispielsweise mit der instituti-
onellen und prozessualen Trennung von ‚problem solving‘ und ‚bargaining‘ bzw. der 
horizontalen Funktionsdifferenzierung (BENZ 2000: 113; SCHARPF 2000: 221 ff.) erst 
Arenen geschaffen werden, in denen Lösungen möglichst auf Basis einer Fachdiskussion 
erarbeitet werden.  
Zweitens hätten unter dem Begriff ‚Regionalmanagement‘ betriebswirtschaftliche Per-
spektiven auf regionale Steuerung an Einfluss gewonnen, welche ein „umsetzungsori-
entiertes Führungs- und Gestaltungskonzept zur Entwicklung von Regionen“ beinhalten 
und in Deutschland sehr stark aus der Perspektive der Praxis diskutiert werden (WIECH-
MANN 2009: 134 f.). Nicht zuletzt aufgrund des starken Anwendungsbezugs des Ansat-
zes verwundert es nicht, dass die Diskussion zum Regionalmanagement vergleichsweise 
wenig theoretisch abgesichert ist und nur eine geringe Anzahl theoriegeleiteter Arbeiten 
zu finden sind (EBENDA: 134). Typische Merkmale von Regionalmanagement wie 
„netzwerkförmige Kooperationen“ und „Freiwilligkeit“ (LÖB 2006: 58) zeigen die Ver-
bindungen zum hier betrachteten Untersuchungsgegenstand auf, über die oben disku-
tierten Ansätze hinausgehende theoretische Implikationen sind damit jedoch nicht ver-
bunden. Neue Erkenntnisse zum kollektiven Handeln lassen sich aus der Perspektive des 
Regionalmanagements somit kaum gewinnen. 
Drittens wird vor allem seit dem Jahr 2000 unter dem Begriff ‚Regional Governance‘ 
versucht sich den empirisch beobachtbaren Veränderungen zu regionalen Steuerungs-
prozessen zu nähern. „Konzeptleitend sind die sinkende Steuerungsfähigkeit staatlich-
autoritärer Strukturen und das Erstarken einer Mehrebenensteuerung aus hierarchi-
schen, marktlichen und kooperativen Steuerungsmodi“ (WIECHMANN 2009: 137, ähnlich 
in PÜTZ 2005: 98). So verwundert es auch nicht, dass mit DIETRICH FÜRST und ARTHUR 
BENZ zwei Autoren die deutschsprachige Diskussion hierzu geprägt haben (WIECHMANN 
2009: 137), die sich auch grundlegend mit Steuerungsfragen in der modernen Gesell-
schaft beschäftigt haben und daher zum Teil weiter oben schon breit rezipiert wurden. 
In der Diskussion um das Konzept der ‚Regional Governance‘ lassen sich vor allem pra-
xisnahe Deskriptionen und Analysen finden. „Eine Theorie, die etwas über den Zusam-
menhang zwischen ‚governance‘ und Ergebnisse der Regionalpolitik aussagt, liefert es 
nicht“ (BENZ 2001: 66).  
Allen Ansätzen ist gemein, dass sie theoretische Bezüge aus verschiedenen Wissen-
schaftsdisziplinen aufgreifen und somit hilfreiche Ansatzpunkte für eine bessere theore-
tische Fundierung regionaler Steuerungsprozesse darstellen. Mit Blick auf den Schwer-
punkt dieser Arbeit, die Handlungskoordination kommunaler Akteure auf regionaler 
Ebene, sind vor allem jene Arbeiten interessant, die im Rahmen der Diskussion zu ‚Regi-
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onale Governance‘ entstanden sind. Warum dies so ist, soll, ausgehend vom Begriff 
‚Regional Governance‘, zunächst näher erläutert werden. Anschließend stehen die Er-
kenntnisse aus der Diskussion selbst im Mittelpunkt.   
Den Terminus ‚Regional Governance‘ verwenden BENZ und FÜRST (2003: 12) zur „Be-
zeichnung einer komplexen Steuerungsstruktur in Regionen“. Mit dem Begriff ‚Gover-
nance‘ verbinden beide ganz allgemein „Regeln, d. h. Organisationsstrukturen, Verfah-
rensnormen und Entscheidungsprinzipien, nach denen Handlungen von Akteuren im 
Hinblick auf bestimmte Funktionen koordiniert werden“ (EBENDA: 24). Eine ähnliche 
Perspektive nehmen auch CHOTRAY & STOKER (2010: 3) ein, wenn sie ausführen: „Gov-
ernance theory is about the practice of collective decision-making.“ Übertragen auf re-
gionale Steuerung wird damit der „Blick nicht allein auf die formale Verfassung bzw. 
Organisation einer regionalen Planungs- und Verwaltungseinheit, sondern auf die Art 
und Weise, wie regionale Akteure zusammenwirken“ (BENZ & FÜRST 2003: 24) gelenkt. 
Merkmale von ‚Regional Governance‘ seien demnach das „Interdependenzmanage-
ment als Steuerungsziel“, der „interorganisatorische Charakter von Regionalpolitik“, die 
„Kombination von Steuerungsmodi“ sowie die Bedeutung von „informellen und for-
mellen Strukturen“ (EBENDA: 25 f.). Die Betonung liegt somit auf der strategischen Ko-
ordination von interdependenten Prozessen (MAYNTZ 1997: 285), auf dem Zusammen-
wirken verschiedener Akteure und Organisationen, die auf unterschiedlichen Ebenen 
teils konkurrierende Ziele verfolgen, auf regionalpolitischen Entscheidungen, die im Kern 
auf Verhandlungsprozessen beruhen, auf einem Steuerungsmix aus Hierarchie, Koope-
ration und Wettbewerb sowie auf unterschiedlichen Formen der (institutionellen) Stabi-
lisierung von Interaktionen im Kontext formeller und informeller Strukturen 
(BENZ & FÜRST 2003: 25 f.). Es geht kurz gesagt um „kollektive regionale Selbststeue-
rung“ (EBENDA: 34) durch Kooperation von Akteuren, die in der Regel in verschiedene 
institutionelle Kontexte eingebunden sind. Arbeiten, die aus der skizzierten ‚Regional 
Governance‘-Perspektive Beiträge zur Diskussion um regionale Steuerung geliefert ha-
ben, sind somit von Interesse für die theoretische Untersetzung des hier betrachteten 
Untersuchungsgegenstandes.  
Auf der Suche nach theoretischen Grundlagen, die aus Nachbardisziplinen auf Fragen 
der regionalen kooperativen Selbststeuerung übertragen werden können, konstatiert 
BENZ (2001: 66), dass diesbezüglich „die Regulationstheorie“, „der Netzwerkansatz“ 
oder aber „konstruktivistische Theorien“ Beachtung gefunden haben19. Diesen sei je-
doch gemein, dass sie „keine überzeugenden Hypothesen über die jeweilige Leistungs-
                                             
19 Weitere Perspektiven (u. a. Neoinstitutionalismus, Kybernetik und Systemtheorien, Organisa-
tionstheorien, Regimetheorien, Public Management) finden sich in BENZ ET AL. 2007.  
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fähigkeit von Regionen“ liefern würden, auch deshalb, weil sie nur „Ausschnitte“ erfas-
sen und beispielsweise das „Zusammenwirken von Institutionen und Akteurshandeln 
sowie die Wirkungen von Politikstrategien, Verhandlungsprozessen und komplexen 
Steuerungsmechanismen“ vernachlässigen würden.   
Angesichts dieser, bezüglich regionaler Kooperationsprozesse als wichtig erachteten, 
jedoch in diesen Theorien vernachlässigten, analytischen Kategorien gewinnt der weiter 
oben bereits vielfach rezipierte Ansatz des ‚akteurzentrierten Institutionalismus‘ (AZI) an 
Attraktivität. Dieser, so eine Vielzahl von Autoren, sei für die Analyse von ‚Regional 
Governance‘ am besten geeignet (u. a. BENZ: 2001: 66; SEIMETZ 2009: 7). Er sei “maß-
geschneidert für die Untersuchung der Steuerung und Selbstorganisation von staatsna-
hen Sektoren bzw. gesellschaftlichen Teilsystemen“ (WIECHMANN 2008: 138 f.) und de-
finiert „zugleich die für Governance und kollektive Handlungen relevanten Faktoren 
und setzt sie systematisch in Beziehung“ (EBENDA: 139).  
Trotz dieser Attraktivität bezüglich der Analyse von regionalen Kooperationen sind nur 
sehr wenige Arbeiten zu finden, die sich dem Untersuchungsgegenstand systematisch 
unter dieser Perspektive genähert haben. Der Großteil der Literatur beinhaltet Beschrei-
bungen und Analysen, die entweder als Praxisberichte konzipiert wurden oder als Er-
gebnisse der Begleitforschung im Rahmen von Modellprojekten, Wettbewerben, IN-
TERREG-Projekten etc. zwar grundlegende Aspekte aufgreifen und umfassend ausgear-
beitet sind, jedoch in der Regel nicht explizit vor dem Hintergrund eines spezifischen 
theoretischen Rahmens erstellt wurden. Folglich sind nur wenige Ausnahmen zu finden, 
bei denen sich die Autoren eine solche theoretische Perspektive bei der Betrachtung 
regionaler Kooperation explizit zu eigen gemacht und entsprechende Kategorien be-
schrieben und ausgearbeitet haben. Eine stringente Anwendung und Auseinanderset-
zung fand somit nur in Ansätzen statt.     
So identifizieren beispielweise BENZ & FÜRST (2003: 36) unter Verwendung von Katego-
rien des ‚akteurzentrierten Institutionalismus‘ verschiedene Einflussfaktoren, anhand 
derer man verschiedene regionale Kooperationen unterscheiden könne. Diese sind der 
‚Zweck‘, das ‚Thema‘ und die ‚situative Rahmenbedingungen‘, die ‚Akteure‘ die ‚Ak-
teurkonstellation‘, die ‚institutionellen Rahmenbedingungen‘ sowie die ‚prozessendoge-
nen Faktoren bzw. das Prozessmanagement‘.  
Demnach hätten der Zweck, das Thema und die situativen Rahmenbedingungen Ein-
fluss auf konkrete Handlungsanreize bzw. -zwänge zur Initiierung der Kooperation, auf 
das Konfliktniveau und auf die Frage, welche Akteure beteiligt sind (BENZ & FÜRST 2003: 
38).  
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Dass im Weiteren die beteiligten Akteure, ihre Interessen und Handlungsorientierungen 
sowie selbstgewählten Rollen (z. B. Promotor, Kontrolleur) als wichtige Analysekatego-
rien angeführt werden erstaunt ebenso wenig wie die diesbezügliche Hervorhebung der 
Akteurskonstellation, wobei die Autoren zur Operationalisierung dieser den Blick auf die 
Machtverhältnisse (oligarchisch, pluralistisch), die Zahl der Akteure, die Interaktionsori-
entierung und den präferierten Handlungsmodus lenken (Verhandlungen, Mehrheits-
entscheidungen etc.) (EBENDA: 41). 
Bezüglich der institutionellen Rahmenbedingungen unterscheiden die Autoren zwischen 
‚intern‘ und ‚extern‘, wobei Erstere Gegenstand der Interaktion sein können und „sich 
auf die erforderliche Mindestinstitutionalisierung der für die Kooperation wichtigen 
Funktionen (Führung, Administration, Kommunikation, Konfliktrege-
lung/Konsensbildung, Controlling)“ (BENZ & FÜRST 2003: 42) beziehen. Letztere umfas-
sen hingegen „durchwirkende externe Hierarchien und Regelsysteme“, „die Organisa-
tionsstrukturen der beteiligten Akteure“, „die Art und Weise, wie die Koordination mit 
Land und Bund erfolgt“ sowie „die Gefährdung der Kooperation durch alternative For-
men der Problembearbeitung mit niedrigeren Transaktionskosten“ (EBENDA: 43). 
Letztlich weisen die Autoren mit Blick auf ‚prozessendogene Faktoren‘ darauf hin, dass 
„Verteilungskonflikte“, „tradierte Denkroutinen und Handlungsmodi“ sowie „instituti-
onelle Interferenzen“ maßgeblichen Einfluss innerhalb regionaler Kooperationsprozesse 
besitzen, der umso größer sei, „je weniger die Kooperation förmlich institutionalisiert“ 
(EBENDA: 44) ist.      
Das ‚Prozessmanagement‘ wird vergleichsweise normativ behandelt, indem man die 
durch das Prozessmanagement möglichst zu verfolgenden Strategien vorschlägt, die zur 
„sachgerechten Akteurszusammensetzung“ beitragen oder generell von Relevanz sind, 
da sie beispielsweise die „Motivation stabilisieren“ oder helfen „Konflikte frühzeitig zu 
bearbeiten“ (EBENDA: 45 f.).     
Die von den Autoren zur Charakterisierung von Regional-Governance-Prozessen her-
vorgehobenen Kategorien greifen wichtige Aspekte auf, die zum Teil bereits in den vo-
rangegangenen Kapiteln behandelt wurden. Sie stützen ihre Aussagen auf mehrjährige 
Betrachtungen zu entsprechenden Steuerungsprozessen, konzentrieren sich dabei aber 
häufig auf die Frage der optimalen oder zumindest hilfreichen Ausprägung dieser Kate-
gorien und liefern damit folgerichtig nur an manchen Stellen Hinweise auf eine weitere 
Ausdifferenzierung oder das Zusammenwirken der Faktoren bezüglich von Entschei-
dungen. Dennoch festigen sie durch die Auflistung der zentralen Kategorien ein Gerüst 
zur Untersuchung regionaler Kooperationsprozesse bzw. von ‚Regional Governance‘-
Arrangements und finden somit Eingang in den zu entwickelnden Analyserahmen.   
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Eine vertiefte und empirisch unmittelbar untersetzte theoretische Perspektive liefert hin-
gegen DILLER. Er untersuchte ‚Die Rolle staatlicher Rahmensetzungen und Akteure in 
drei Prozessen der Regionsbildung‘ und baute seine Untersuchung im Wesentlichen auf 
den Kategorien des AZI auf (DILLER 2005: 34). Rückblickend auf die eigene Arbeit 
kommt er bezüglich des gewählten Untersuchungsdesigns zu einem vorsichtig positiven 
Fazit: „Das Konzept des Akteurzentrierten Institutionalismus erwies sich bei der Unter-
suchung der Regional Governances insofern als nützlich, als es den Fokus auf die Wech-
selwirkungen institutioneller Strukturen und der darin handelnden Akteure legt und im 
Sinne eines modularen Baukastens Begriffe liefert, diese genauer zu betrachten. Es kann 
als ein Raster für die weitere Untersuchung von Regional Governance dienen. Jedoch 
wurde das Potenzial des Akteurzentrierten Institutionalismus im Rahmen dieser Arbeit 
insofern nicht voll ausgeschöpft, als hier eher die Analyse typischer Strukturen und ide-
altypischer Interaktionen als die detaillierte Analyse einzelner Entscheidungen im Vor-
dergrund stand, gerade für letztgenanntes stellt dieser Ansatz eine Reihe von Werkzeu-
gen (z. B. Spieltheorie) bereit“ (EBENDA: 185).  
Weiterhin schlägt er ein ‚Analyseraster für Regional Governance‘ vor, in welchem er die 
vier Kategorien ‚Externe Rahmensetzungen und interner institutioneller Kontext‘, ‚Ak-
teure und Akteurskonstellationen‘, ‚Interaktionen‘ und ‚Leistungsbilanz‘ in den Mittel-
punkt stellt und diese durch weitere Unterkategorien untersetzt (vgl. Abbildung 8). Das 
Raster beinhaltet erwartungsgemäß Kategorien, die in den vorangegangen Kapiteln 
bereits herausgearbeitet wurden und dadurch vor allem bestätigt werden. Hilfreich ist, 
dass diese Kategorien mit Blick auf die eigenen empirischen Erkenntnisse zu drei Regio-
nal-Governance-Prozessen zum Teil weiter präzisiert werden. So weist DILLER (2005: 
187) unter anderem darauf hin, dass die „mehr oder minder ausdrücklich formulierten 
prozeduralen Regeln […] gerade deswegen von Interesse“ sind, „weil ein Großteil der 
Regional Governances ohne feste Rechtsform und die damit einhergehenden Regelun-
gen auskommt.“ Auffällig sei dabei „die hohe Bedeutung von Regelungen, die Macht-
anhäufungen zugunsten einzelner Akteure bewusst begrenzen.“ Zudem weist er auf die 
Existenz sowohl von „geschriebenen“ als auch von „ungeschriebenen Regeln“ hin, oh-
ne dies jedoch weiter auszuführen.  
Weiter konstatiert er, dass die „Frage, welchen Einfluss Institutionen auf der einen und 
Akteure auf der anderen Seite haben […] eine der wichtigsten Fragen der Regional-
Governance-Diskussion“ ist, wobei der konkrete Zusammenhang zwischen beiden auch 
in seiner Arbeit nicht umfassend, sondern vor allem mit Blick auf staatliche Akteure be-
leuchtet wurde. Bei diesen weist er auf die Bedeutung von ‚Rollenprofilen‘, ‚Rollenkom-
binationen‘ und ‚Rollenkonflikten‘ hin. Zudem konnte er in seinen Untersuchungen auf-
zeigen, dass unterschiedliche Orientierungen im Sinne von SCHARPF (solidarisch,  
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Abbildung 8: Analyseraster für ‚Regional Governance‘ 
Quelle: Original in DILLER 2005: 186 
kooperativ, kompetitiv) vorzufinden sind, auch wenn seine diesbezügliche Abgrenzung 
von ‚Regional Governance‘ gegenüber regionaler Kooperation nicht einleuchtet, da, 
ungeachtet einer gegebenenfalls sinnvollen definitorischen Trennung, selbstverständlich 
auch bei regionalen Kooperationen kompetitive Orientierungen bestehen und diese so-
mit kein besonderes oder exklusives Merkmal von ‚Regional Governance‘ darstellen. 
Auch die Art der Verhandlungsstile und Prüfmodi, so seine Bezeichnung, seien wichtige 
Einflussgrößen, wobei es ihm dabei vor allem um die Frage der Bedeutung von Produk-
tions- (‚Problemlösung‘) und Verteilungsdimension (‚bargaining‘) ging (DILLER 2005: 
188).  
Weiterhin misst er dem ‚Entscheidungsmodus‘ Einfluss bei und weist darauf hin, dass 
diesbezüglich eine detaillierte Betrachtung der „Funktionen, Stärken und Schwächen 
des Konsensprinzips und Formen seiner Kopplung mit dem Mehrheitsprinzip“ lohnens-
wert sei, da „fast alle Regional Governances [...] auf die majoritären Entscheidungsmodi 
(Mehrheitsprinzip), zugunsten des Konsensprinzips“ (EBENDA: 189) verzichten würden.  
DILLER zeigt in seinen Ausführungen, dass die Anwendung von AZI-Kategorien bei der 
Untersuchung von ‚Regional Governance‘-Prozessen dazu beitragen kann, die gewon-
nenen empirischen Erkenntnisse zu strukturieren. Sein Versuch, ‚Regional Governance‘-
Prozesse mithilfe der Kategorien des AZI zu beschreiben und diesen Ansatz somit auf 
die Spezifika solcher Prozesse weiter zu untersetzen, ist auch deshalb hilfreich, weil er 
damit Ansatzpunkte für eine Modifizierung liefert. Dabei hätte es sicher keiner umfas-
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senden Forschungsarbeit, sondern lediglich eines Einblicks in die aktuellen Planungs-
praktiken gebraucht, um bestimmte Aspekte der SCHARPFschen Ausführungen kritisch 
zu hinterfragen. So weist DILLER beispielsweise hinsichtlich Mehrheitsentscheidungen in 
netzwerkartigen Kontexten auf die Defizite der von SCHARPF (2000: 91) postulierten 
möglichen Kombinationen von Interaktionsformen und institutionellem Kontext hin 
(vgl. Abbildung 3, zur Kritik siehe Kapitel 2.2.2) und fordert eine weitere „Ausdifferen-
zierung von Interaktionsformen“ (DILLER 2005: 189).  
Trotzdem DILLER im Text zu zentralen Untersuchungskategorien (vgl. Abbildung 8) viele 
Hinweise gibt und zum Teil Spezifizierungen vornimmt oder Kritik übt, erfolgt kein Ver-
such, die einzelnen Aspekte systematisch bzw. modellhaft in Beziehung zu setzen. Auch 
wenn dies offensichtlich kein primäres Ziel der Arbeit war, hätten die darin enthaltenen 
Erkenntnisse vermutlich dabei helfen können, eine solche modellhafte Verknüpfung der 
Einzelkategorien für ‚Regional Governance‘-Prozesse zu versuchen. Dass ein solcher 
Versuch nach wie vor aussteht, liegt auch daran, dass die Frage, wie „Kooperation und 
Kommunikation in Netzwerken funktionieren [...] erst in jüngster Zeit Gegenstand in-
tensiver Forschungen“ (WIECHMANN 2008: 98) ist und auch DILLER nur Teilaspekte da-
von beleuchtet hat. 
 
Handlungstyp 
Strukturelle Logik der Kooperation Prozessuale Logik 
der regionalen  































Abbildung 9: Handlungstypen und die entsprechenden Logiken der regionalen Kooperation 
Quelle: Original in BLATTER 2008: 134  
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Auch BLATTER (2008: 131) hat bei der Untersuchung deutscher Großstadtregionen mit 
Blick auf deren ‚Metropolitan Governance‘ festgestellt, dass SCHARPF‘s Typisierung der 
Interaktionsformen beispielsweise bei der Kategorie ‚Verhandlungen‘ „zu rationalistisch 
verkürzt“ sei, „um die verschiedenen Formen der freiwilligen regionalen Kooperationen 
erfassen zu können.“ BLATTER selbst nimmt dann zwar eine weitere Differenzierung vor, 
indem er anhand von ‚Handlungstypen‘ und der „strukturellen Logik der Kooperation“ 
acht verschiedene Kooperationsstrukturen unterscheidet (vgl. Abbildung 9), beschränkt 
sich anschließend jedoch auf die Beschreibung dieser acht Fälle und deren Anwendung 
auf deutsche Großstadtregionen, ohne dass daraus weiterführende theoretische Aussa-
gen bezüglich der einzelnen Fälle abgeleitet werden.  
Allen Versuchen, mithilfe der Kategorien des AZI regionale Kooperationen bzw. Regio-
nal-Governance-Prozesse zu beschreiben und zu analysieren, ist gemein, dass sie die 
eigentliche Stärke des Ansatzes, nämlich die Erklärung des Zustandekommens politi-
scher Entscheidungen (SCHARPF 2000), nicht im Mittelpunkt ihrer Untersuchung haben, 
worauf sie teilweise auch selbst hinweisen (DILLER 2005: 185). Somit bieten diese Arbei-
ten vor allem Ansatzpunkte zur weiteren Differenzierung und Systematisierung der em-
pirischen Vielfalt regionaler Kooperationsansätze und liefern dabei auch wichtige Hin-
weise zu relevanten Kategorien, weshalb sie oben rezipiert wurden. Damit bleiben je-
doch zugleich Aspekte zur inneren Logik und dem Zusammenwirken verschiedener Ein-
flussfaktoren auf die Ergebnisse, d. h. dem Zustandekommen politischer Entscheidun-
gen in solchen Kooperationsprozessen, weitestgehend ausgeblendet. Natürlich ist dies 
den Autoren weder vorzuwerfen, noch überrascht dies angesichts der forschungsprakti-
schen Hürden, die mit einer Untersuchung von Entscheidungsprozessen verbunden sind 
(vgl. Kapitel 1). Damit ist aber auch klar, dass die bisherigen Ergebnisse der raumbezo-
genen Forschung zu regionalen Kooperationen nur wenig Ansatzpunkte bieten, die in 
den Kapiteln 2.1 und 2.2 herausgearbeiteten zentralen theoretischen und somit analy-
tisch relevanten Kategorien zu erweitern bzw. zu modifizieren. Die bisherigen For-
schungen unter einer Regional- Governance-Perspektive können hier nur erste Ansatz-
punkte darstellen, die in weiteren vergleichenden sowie vertieften Einzelfallstudien wei-
ter angereichert werden müssen, um eine bessere theoretische oder zumindest spezifi-
schere Untersetzung entsprechender Entscheidungsprozesse in regionalen Kooperatio-
nen zu erreichen. 
Das angesprochene Defizit wird auch in der inzwischen recht umfangreichen Literatur 
zu deutschen Metropolregionen nicht behoben. Hier stehen häufig Vergleiche (zuletzt 
ZIMMERMANN & HEINELT 2012) oder Praxisberichte (STEINACHER 2009; LUDWIG ET AL. 
2008; BAUMHEIER 2007; MIOSGA & SALLER 2007) im Mittelpunkt. An andere Stelle wird 
die Vielfalt der institutionellen Arrangements deutscher Metropolregionen beschrieben 
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(BLATTER & KNIELING 2009). Auch die bisher existenten Einzelfallstudien beziehen sich 
entweder auf konkrete inhaltliche Schwerpunkte (PÜTZ 200520), den institutionellen 
Wandel (VON LÖWIS 201221), das Spannungsfeld von Metropolregion und ‚Überregiona-
len Partnerschaften‘ (MATERN 201322), generell auf den deutschen Metropolisierungs-
prozess (FEDERWISCH 201223) oder begeben sich auf die Suche nach Lerneffekten (ZIM-
MERMANN 2012A24), beschäftigen sich aber nicht oder, wie im letzten Fall, nur randlich 
mit der inneren Logik dieser Kooperationen und mit dem Zustandekommen von Ent-
scheidungen. Daher liefern sie, über die in den oben beschriebenen Kapiteln herausge-
arbeiteten Kategorien, keine Ansatzpunkte, die eine Erweiterung der maßgeblichen Ein-
flussfaktoren auf das kollektive Handeln der Akteure in regionalen Kooperationen nahe 
legen würden.  
2.4 Bezugsrahmen zur Analyse kollektiven Handelns kommunaler 
Akteure in regionalen Kooperationen 
Ziel der vorangegangenen Kapitel war es, aus unterschiedlichen theoretischen Perspek-
tiven auf kollektives Handeln von Akteuren zu blicken, um Ansatzpunkte für eine theo-
riegeleitete Betrachtung kollektiven Handelns zu gewinnen. Nachfolgend soll darauf 
aufbauend ein eigener Bezugsrahmen zur Analyse kollektiven Handelns kommunaler 
Akteure in regionalen Kooperationen erarbeitet werden.  
Wie in vielen Untersuchungen zu Kooperationen zwischen Institutionen werden auch 
hier akteursbezogene und institutionalistische Perspektiven miteinander verbunden. Im 
Mittelpunkt stehen dabei Akteure, deren Handlungsressourcen und Interessen bezüglich 
der Kooperation durch Institutionen bestimmt werden und die innerhalb eines instituti-
onellen Regelsystems miteinander interagieren. Folglich stehen die im Kapitel 2.2 her-
ausgearbeiteten institutionalistischen Perspektiven im Vordergrund der Betrachtungen. 
Dennoch finden auch individualistische und prozessbezogene Faktoren Eingang in den 
Bezugsrahmen. 
Die Entwicklung des analytischen Rahmens erfolgt schrittweise. Dabei liegt der Fokus 
zunächst auf den handelnden Akteuren mit ihren Handlungsressourcen und Interessen 
(Kapitel 2.4.1). Anschließend werden die maßgeblichen Bezugsgrößen des institutionel-
                                             
20 Am Beispiel der Metropolregion München zum Thema Siedlungsentwicklung. 
21 Am Beispiel der Entwicklung der Metropolregion Hamburg. 
22 Am Beispiel der Metropolregion Hamburg.  
23 Am Beispiel der hier betrachteten Metropolregion Mitteldeutschland.  
24 Am Beispiel der Metropolregion Rhein-Neckar. 
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len Designs und des Regelsystems herausgearbeitet (Kapitel 2.4.2). Ein dritter Schwer-
punkt liegt dann auf den prozessbezogenen Aspekten einer gemeinsamen Kooperati-
onserfahrung und der Zukunftsbedeutung (Kapitel 2.4.3). Dabei werden die jeweils als 
maßgeblich herausgearbeiteten Faktoren zunächst einzeln dargestellt und erläutert. Da-
nach werden diese modellhaft in einen Zusammenhang gestellt (Kapitel 2.4.4).    
2.4.1 Akteure mit Handlungsressourcen und kontextgebundenen Interessen  
Akteure mit Handlungsressourcen bezüglich der regionalen Kooperation 
Wenn man kollektives Handeln kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen un-
tersuchen will, liegt es auf der Hand zunächst alle Akteure zu identifizieren, die über 
definierte Handlungsressourcen Einfluss auf die Kooperation ausüben können. Hand-
lungsressourcen25 sind „für jede Erklärung politischer Ergebnisse von entscheidender 
Bedeutung“ (SCHARPF 2000: 95). Die wichtigsten Handlungsressourcen innerhalb der 
Policy-Forschung sind institutionelle Regeln, „durch die Kompetenzen zugewiesen und 
Partizipationsrechte, Vetorechte und das Recht der autonomen Entscheidung für be-
stimmte Fragen verliehen oder beschränkt werden“ (EBENDA: 86). Gegenstand der Ana-
lyse sind somit zunächst alle Akteure, die aufgrund der durch die Partner selbst geschaf-
fenen institutionellen Regelungen (Geschäftsordnung, Vereinssatzung, Beschlüsse etc.) 
Handlungsressourcen bezüglich der regionalen Kooperation zugewiesen bekommen 
haben. Die diesbezüglich mit Handlungsressourcen ausgestatteten Akteure sind eindeu-
tig identifizierbar.   
Darüber hinaus existieren jedoch auch weitere Akteure, die durch die Partnerschaft 
selbst keine Handlungsressourcen zugewiesen bekommen, aber dennoch über Hand-
lungsressourcen bezüglich der Kooperation verfügen und somit auch Einfluss auf die 
dort getroffenen Entscheidungen ausüben können. In der Literatur werden die von die-
sen Akteuren ausgehenden Einflussnahmen häufig als positive oder negative ‚externe 
Anreize‘ konzipiert (BENZ & FÜRST 2003: 13; siehe auch Kapitel 2.1.1). In der Regel zäh-
len hierzu staatliche Institutionen, die über unterschiedliche Handlungsressourcen mit 
ebenso unterschiedlicher Reichweite verfügen, angefangen von Konzepten und Leitbil-
dern über spezifische Festlegungen in Plänen und unmittelbare finanzielle Förderungen 
bis hin zu gesetzlichen Grundlagen. Diese Akteure besitzen ihre Handlungsressourcen 
also aufgrund ihrer Stellung im Gesellschaftssystem. Ein klassisches Beispiel für einen 
solchen Akteur im hier untersuchten Politikfeld stellt die Bundesraumordnung (d. h. das 
für Raumordnung zuständige Bundesministerium und diesem nachgeordnete Behörden) 
                                             
25 SCHARPF verwendet synonym auch den Begriff „Fähigkeiten“ (SCHARPF 2000: 95). 
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dar, die in der Regel über keine durch die regionale Kooperation festgelegten Hand-
lungsressourcen bezüglich kommunaler oder regionaler Entscheidungen verfügt, fak-
tisch aber im Rahmen ihrer eigenen institutionellen Handlungsressourcen, zum Beispiel 
über Leitbilder, Wettbewerbe und Fördermittelvergaben, Einfluss auf die regionale oder 
lokale Ebene ausübt.  
Zudem sind in der Praxis häufig auch Mischformen anzutreffen, wenn Akteure einer-
seits Handlungsressourcen durch das institutionelle Regelsystem der Partnerschaft for-
mal zugewiesen bekommen und andererseits unabhängig davon eigene institutionelle 
Handlungsressourcen bezüglich der Kooperation besitzen. Ein Beispiel hierfür wäre eine 
Landesplanung, die sowohl in den Gremien (beratend oder auch mit Stimmrecht) einer 
Partnerschaft mitwirkt, als auch Kraft ihres Amtes Festlegungen zu dieser Partnerschaft 
im Landesentwicklungsplan treffen kann.  
Regionale Kooperationen sind, im besonderen Maße, wenn sie zusätzlich zu den kom-
munalen auch Landesgrenzen überschreiten, Teil eines Mehrebenensystems, in wel-
chem nicht nur lokale und regionale, sondern auch nationale oder supranationale Politi-
ken koordiniert oder zumindest beachtet werden müssen (BENZ 2001: 58). Es muss da-
her eine Leistung empirischer Untersuchungen sein, alle Akteure zu identifizieren, die 
aufgrund der ihnen durch die Partnerschaft zugewiesenen oder qua Institution zur Ver-
fügung stehenden Handlungsressourcen Einfluss auf das Handeln und die Entscheidun-
gen der Akteure in der regionalen Kooperation ausüben. 
Agendamacht, Verhandlungsmacht und Vetomacht als Handlungsressourcen  
Für die Analyse ist es weiterhin von Bedeutung, über welche Art von Handlungsressour-
cen diese Akteure verfügen. Zur Systematisierung der Handlungsressourcen innerhalb 
regionaler Kooperationen bietet sich die Zuordnung von Agendamacht, Verhandlungs-
macht und Vetomacht an (BENZ 2009: 82, vgl. Kapitel 2.2.4). Eine solche Differenzie-
rung scheint für die Zuordnung von Handlungsressourcen von Akteuren bezüglich regi-
onaler Kooperationen besonders gut geeignet.  
Zum einen ist der dominante Interaktionsmodus in den hier betrachteten Kooperationen 
‚Verhandeln‘ (BENZ 2009: 82) und die daraus resultierende Verhandlungsmacht damit 
eine wichtige Handlungsressource, die Akteuren in regionalen Kooperationen zugeord-
net werden kann.  
Zum anderen agiert die überwiegende Zahl regionaler Kooperationen auf Basis von Be-
schlüssen, die auf Einstimmigkeit beruhen bzw. im Konsens herbeigeführt werden, wo-
mit automatisch eine Vetomacht an einzelne Akteure verliehen wird, welche diese im 
Rahmen der Verhandlungen auf regionaler Ebene einsetzen können. Da es sich beim 
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hier betrachteten Untersuchungsgegenstand immer um freiwillige Kooperationen han-
delt, ist davon auszugehen, dass Akteure neben formal verliehenen Vetorechten auch 
über eine indirekte Vetomacht verfügen. Denn selbst dann, wenn die Kooperationen 
formal mit Mehrheitsbeschlüssen agieren und Beschlüsse nicht durch das formale Veto 
eines Akteurs verhindert werden können, besitzt jeder Akteur, mit der Möglichkeit aus 
der freiwilligen Kooperation auszusteigen (Exit-Option), eine indirekte Vetomacht. Da-
bei ist davon auszugehen, dass diese indirekte Vetomacht ungleichmäßig zwischen star-
ken und schwachen Partnern aufgeteilt ist. So werden insbesondere starke Partner in 
Kooperationen diese Macht einsetzen und, sofern diese Drohung glaubhaft ist, damit 
Beschlüsse verhindern oder durchsetzen können. Dieser Vermutung liegt die Annahme 
zugrunde, dass sich bestehende Kräfte- und Machtverhältnisse zwischen den kommu-
nalen Partnern nicht einfach auflösen, sondern trotz des oftmals formulierten Postulats 
der ‚gleichen Augenhöhe‘ in den regionale Verhandlungsarenen ‚durchschlagen‘. 
Die Zuordnung von Vetomacht scheint zudem mit Blick auf den Mehrebenencharakter 
regionaler Kooperationen sinnvoll, da naturgemäß weitere Akteure, nämlich innerhalb 
der kooperierenden kommunalen Institutionen, über einen Entscheidungsvorbehalt ver-
fügen. Hier sind zwei Qualitäten zu unterscheiden. So besitzen Verwaltungsangestellte 
in den kooperierenden Kommunen die Möglichkeit im Vorfeld und im Nachgang von 
Verhandlungen auf regionaler Ebene eine zustimmende oder ablehnende Haltung zu 
formulieren. So werden beispielsweise die Mitarbeiter einer Wirtschaftsförderung einer 
Stadt sehr genau die ressortbezogenen Kooperationsprojekte auf regionaler Ebene prü-
fen und der eigenen Verwaltungsspitze Zustimmung oder Ablehnung signalisieren. Im 
Fall einer Ablehnung ist diese Verwaltungseinheit zwar nicht in der Lage, ihre ablehnen-
de Position über ein formales Veto durchzusetzen, ein Stadtoberhaupt könnte sich auch 
über die Bedenken hinwegsetzen. Jedoch wird eine ablehnende Haltung allein deshalb 
ein großes Gewicht haben, weil in der Regel von dieser Verwaltungseinheit eine Mitwir-
kung bei der Umsetzung erwartet wird und somit die Gefahr einer unzureichenden Im-
plementation besteht. Folglich besitzen Verwaltungseinheiten in den kooperierenden 
Kommunen eine indirekte vorgelagerte (Zustimmung/Ablehnung) und nachgelagerte 
(Mitwirkung an der Implementation) Vetomacht. 
Eine ganz andere Qualität besitzen Entscheidungsvorbehalte, die durch politische Kon-
trollgremien formuliert werden können. Auch diese können sowohl im Vorfeld als auch 
im Nachgang von Entscheidungen auf regionaler Ebene zum Tragen kommen. So könn-
te ein Stadtrat per Beschluss den Oberbürgermeister an Positionen binden, die dieser 
auf regionaler Ebene vertreten muss, beispielsweise wenn es um die Finanzierung der 
Kooperation oder den Rechtsstatus der Partnerschaft geht. Zudem hat ein solches Gre-
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mium jederzeit die Möglichkeit auf regionaler Ebene gefasste Beschlüsse (z. B. Vereins-
gründung, Erhöhung von Mitgliedsbeiträgen) im Nachgang zu kippen.  
Beides, sowohl die formal bestehende Vetomacht einzelner Partner im Zuge von Ein-
stimmigkeits- oder Konsensregelungen innerhalb der regionalen Gremien als auch die 
existierenden Entscheidungsvorbehalte innerhalb der kommunalen Gremien, die faktisch 
eine vor- oder nachgelagerte Vetooption darstellen, ist bei der Analyse von Bedeutung. 
Vetomacht kann somit von verschiedenen Akteuren zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
im Verhandlungsprozess eingesetzt werden (BENZ 2003: 213). Die auf dieser Basis exis-
tierenden Handlungsressourcen, egal ob direkt verliehene Vetomacht oder vor- bzw. 
nachgelagerte Entscheidungsvorbehalte, werden im Analyserahmen konzeptionell als 
Vetomacht abgebildet.  
Letztlich liegt es auf der Hand, dass eine Vielzahl von Akteuren zwar nicht über eine 
Verhandlungs- oder Vetomacht verfügt, jedoch eine, durch die Kooperation zugewiese-
ne oder qua Institution zur Verfügung stehende Agendamacht bezüglich der Kooperati-
on besitzt, z. B. indem sie die Tagesordnung von Sitzungen, den Inhalt von Beschlüssen 
oder die Projektauswahl in Arbeitsgruppen mitbestimmen. Diese Agendamacht wird 
einerseits durch das institutionelle Regelsystem der Kooperation formal verliehen, indem 
beispielsweise Vorschlagsrechte vergeben werden. Andererseits kann diese Agenda-
macht durch die Partnerschaft an Dritte vergeben werden, klassischerweise wenn wis-
senschaftliche Einrichtungen und Beratungsunternehmen mit der Erarbeitung von Lö-
sungen bzw. von Entscheidungsgrundlagen beauftragt werden. Grundsätzlich haben die 
kooperierenden Partner auf die Verteilung bzw. Kontrolle der Handlungsressource 
Agendamacht jedoch einen deutlich geringen Einfluss als bei der Verhandlungs- und 
Vetomacht. So wird man zwar immer in der Lage sein, selbst Agendamacht per Be-
schluss zuzuweisen, jedoch ist eine Kooperation auch mit der Situation konfrontiert, 
dass mehrere Akteure aufgrund der institutionellen Stellung im gesellschaftlichen Sys-
tem über eine Agendamacht bezüglich der Kooperation verfügen und diese nicht 
zwangsläufig nutzen müssen, jedoch jederzeit können, um die Entscheidungen der han-
delnden Akteure zu beeinflussen. Hierzu zählen beispielsweise die Bundesraumordnung 
und die MKRO als Bund-Länder-Gremium im Bereich der Raumordnung sowie Landes-
regierungen und -parlamente, Parteien, Industrie- und Handelskammern, Wirtschafts-
verbände oder auch andere kommunale und regionale Akteure, die nicht zwingend 
formal in die Kooperation eingebunden sein müssen. 
Für die Analyse ergibt sich daraus die Anforderung herauszuarbeiten, über welche Art 
von Handlungsressourcen die jeweiligen Akteure verfügen, wie sie diese eingesetzt ha-
ben und welche Konsequenzen sich daraus für die Entscheidungen in der Partnerschaft 
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ergeben haben. In diesem Zusammenhang ist auch von Interesse, inwieweit die beste-
henden Machtverhältnisse (Verteilung von Agendamacht, Verhandlungsmacht und Ve-
tomacht) von den handelnden Akteuren erkannt und die damit verbundenen möglichen 
Konsequenzen bei Entscheidungen antizipiert werden. Anders ausgedrückt soll es mit 
Hilfe des Analyserahmens auch möglich sein, zu erfassen und abzubilden, inwieweit die 
existierende Machtverteilung in die Kooperation hineinwirkt und Entscheidungen der 
Partnerschaft beeinflusst.  
Handlungskontexte und daraus abgeleitete Interessen und Positionen 
Um zu verstehen, warum die mit Handlungsressourcen im oben beschriebenen Sinne 
ausgestatteten Akteure ihre Entscheidungen so getroffen haben wie sie sie getroffen 
haben, ist es von Bedeutung die Interessen dieser Akteure zu erfassen, welche Grundla-
ge für die Entscheidungsfindung waren. Dabei ist davon auszugehen, dass Interessen 
von Akteuren grundsätzlich sowohl personenbezogen sein können (z. B. Anerkennung, 
Aufstiegschancen, persönliche Normen, Sympathien) als auch aus einem oder mehreren 
institutionellen Kontexten abgeleitet werden können. Bezüglich der hier im Mittelpunkt 
stehenden regionalen Kooperationen soll sich ausschließlich auf die Interessen kon-
zentriert werden, die sich aus der Einbindung der handelnden Akteure in die verschie-
denen institutionellen Kontexte ergeben. Für diese stark institutionalistisch geprägte 
Sicht gibt es gute theoretische Gründe. So ist davon auszugehen, dass in den hier be-
trachteten Kooperationen aufgrund der starken Bindung aller beteiligten Akteure an 
einen dominanten und zugleich bekannten Handlungskontext (z. B. Verwaltungsange-
stellte als Arbeitnehmer einer Institution) diese institutionellen Interessen dominant sein 
werden und über beachtliche Erklärungskraft bezüglich getroffener Entscheidungen ver-
fügen oder wie SCHARPF (2000: 81) es formuliert: “Wenn wir einmal den institutionellen 
Kontext der Interaktionen kennen, wissen wir eine ganze Menge über die beteiligten 
Akteure, ihre Optionen und ihre Wahrnehmungen und Präferenzen.“ Die Überzeu-
gung, dass für den hier betrachteten Untersuchungsgegenstand institutionell geprägte 
Interessen über hohe Erklärungskraft verfügen, bedeutet im Umkehrschluss nicht, dass 
personenbezogene Interessen gänzlich irrelevant wären, im Gegenteil. Die Untersu-
chung des Einflusses dieser Interessen bleibt jedoch Arbeiten vorbehalten, bei denen 
Theorien des methodologischen Individualismus (vgl. Kapitel 2.1) im Vordergrund ste-
hen.  
Wenn also davon auszugehen ist, dass Akteure, die über Handlungsressourcen im oben 
definierten Sinne verfügen, diese nutzen können, um ihre Interessen zu artikulieren und 
die damit verbundenen Positionen durchzusetzen, dann wird es in der empirischen Un-
tersuchung darauf ankommen, die institutionellen Kontexte zu erfassen, in die diese 
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Akteure eingebunden sind und aus welchen sie folglich ihre Interessen bezüglich der 
Partnerschaft ableiten (vgl. Kapitel 2.2.2 und 2.3).  
Dies ist zunächst einmal der Handlungskontext, der sich aufgrund der arbeitsrechtlichen 
Bindung des Akteurs an eine Organisation und seiner Positionszuweisung und Funktion 
innerhalb dieser Organisation ergibt (SCHNEIDER & JANNING 2006: 92). Darüber hinaus 
agieren diese Akteure häufig in weiteren Handlungskontexten, beispielsweise wenn sie 
einer Partei angehören, Mitgliedschaften in Organisationen besitzen oder wenn sie ihre 
Organisation in verschiedenen formalen oder informellen Gremien, Netzwerken, Initia-
tiven, Verbänden etc. vertreten. Die verschiedenen Handlungskontexte, in denen die 
Akteure agieren, erzeugen folglich verschiedene Interessen bzw. werden Entscheidun-
gen für oder gegen einen bestimmten Handlungsverlauf „aus der Perspektive mehrerer 
Bezugseinheiten“ bewertet (SCHARPF 1992: 113). Die daraus entstehenden Rollenkon-
flikte (EBENDA) zwingen Akteure daher unter Umständen zu strategischem Handeln 
(AHRNE & BRUNSSON 2005).  
Für die empirische Untersuchung bedeutet dies, dass man über den Handlungskontext 
der eigentlichen Partnerschaft hinaus auch die weiteren Handlungskontexte der Akteure 
mit Handlungsressourcen nicht nur erkennen muss, sondern möglichst auch die dort 
stattfindenden Diskussionen und getroffenen Entscheidungen sowie die sich daraus er-
gebenden Interessen für einzelnen Akteure erfassen muss.  
2.4.2 Institutionelles Design und Interaktionsregeln der Partnerschaft 
Jede Art der Handlungskoordination zwischen Akteuren folgt spezifischen Regeln, wel-
che das Ergebnis der Handlungen beeinflussen. SCHARPF setzt Regelsysteme mit einem 
weit verstandenen Institutionenbegriff gleich und geht davon aus, dass diese „die einer 
Gruppe von Akteuren offenstehende[n] Handlungsverläufe strukturieren“ 
(SCHARPF 2000: 77). Regelsysteme umfassen dabei sowohl formale rechtliche Regeln als 
auch soziale Normen, die von den Akteuren in der Regel beachtet werden (EBENDA).  
Somit richtet sich der Blick bei der Analyse regionaler Kooperationen nicht nur auf die 
einzelnen Akteure mit ihren Handlungsressourcen und Interessen, sondern auch auf das 
institutionelle Regelsystem, das diesen Akteuren zur Verfügung steht, um ihre Handlun-
gen zu koordinieren und welches sie zudem selbst gestalten können. Als diesbezüglich 
maßgebliche Faktoren haben sich in der theoretischen Diskussion (vgl. Kapitel 2.2) zum 
einen die vereinbarten Regeln zur Vorbereitung, Verhandlung, Implementation und 
Kontrolle kollektiver Handlungen (SCHARPF 2000; OSTROM 1999) und zum anderen die 
Art der Arenenkopplung (BENZ 2009) herausgestellt. 
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Regeln zur Vorbereitung, Verhandlung, Implementation und Kontrolle kollektiver 
Handlungen 
Die Regeln zur Vorbereitung, Verhandlung, Implementation und Kontrolle kollektiver 
Handlungen sind entscheidend für die Handlungen von Akteuren in regionalen Koope-
rationen (OSTROM 1999). Bezüglich der Vorbereitung ist vor allem zu erwarten, dass die 
im Rahmen der Verhandlungen zur Disposition stehenden Alternativen definiert werden 
(Agenda-Setting) und somit Akteure, die diese Agenda beeinflussen können (‚Agenda-
macht‘), maßgeblichen Einfluss auf die Entscheidungen in der regionalen Kooperation 
nehmen können.  
Im Rahmen der Verhandlungen selbst ist die Regel zur Entscheidungsfindung von Be-
deutung. In freiwilligen regionalen Kooperationen müssen dabei in der Regel einstimmi-
ge Beschlüsse (alle stimmen dafür) gefasst oder zumindest ein Konsens unter den Betei-
ligten (keiner stimmt dagegen) hergestellt werden (SCHARPF 2000: 245 f.). Die Anwen-
dung des Einstimmigkeits- bzw. Konsensprinzips hat weitreichende Konsequenzen für 
die Art der Verhandlungsführung und weist ambivalente Eigenschaften bezüglich der 
Lösung von Konflikten auf (DILLER 2005: 256), (vgl. Kapitel 2.3). Wie sich die Akteure 
im Rahmen der festgelegten Entscheidungsregeln verhalten und welche Konsequenzen 
dies für das kollektive Handeln der Partnerschaft hat, muss somit ebenfalls Gegenstand 
empirischer Untersuchungen sein, wenn man Aussagen zu institutionell bedingten Ein-
flüssen auf kollektives Handeln treffen möchte.  
Die Frage der Implementation und Kontrolle kollektiven Handelns ist vor allem von Inte-
resse, weil die Wahrscheinlichkeit opportunistischen Handelns maßgeblich von den 
diesbezüglichen Regeln und deren Durchsetzung sowie gegebenenfalls drohenden 
Sanktionen abhängt (vgl. Kapitel 2.2.1). So sieht OSTROM (1999) in der Überwachung 
gruppenkonformen Verhaltens einen wesentlichen Erfolgsfaktor kollektiven Handelns 
und aus der Spieltheorie ist bekannt, dass abweichendes Verhalten umso unwahrschein-
licher wird, je glaubwürdiger Sanktionsdrohungen im Raum stehen (vgl. Kapitel 2.2.1 
und 2.1.3). Bezüglich regionaler Kooperationen rücken diesbezüglich zumindest zwei 
zentrale Aspekte in den Mittelpunkt. Zum einen stellt sich die Frage der effektiven 
Überwachung des Handelns einer Vielzahl von Beteiligten und den damit verbundenen 
Transaktionskosten. Zum anderen sind glaubwürde Sanktionen in regionalen Kooperati-
onen kaum aufrecht zu erhalten und darüber hinaus in der Regel nicht gegen Einzelne 
einsetzbar (SCHARPF 2000: 136), womit deren faktische Abwesenheit bedeutsam für das 
Handeln der Akteure sein dürfte.  
Mit der Kontrolle gruppenkonformen Verhaltens ist auch die Frage verbunden, ob ab-
weichendes Verhalten überhaupt bemerkt wird. Dass die Wahrnehmung gegenseitiger 
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Handlungen das Verhalten in Kollektiven beeinflusst, hat OLSON (2004) in seiner Theo-
rie der Gruppen bzw. den Ausführungen zu Logik kollektiven Handelns theoretisch 
nachvollziehbar begründet. Damit im Zusammenhang steht vor allem die Frage, ob 
Trittbrettfahren als Handlungsstrategie wahrscheinlich ist oder nicht (vgl. Kapitel 2.1.1) 
und kollektives Handeln somit gegebenenfalls unterlaufen wird. Die Wahrnehmung 
gegenseitigen Handelns ist dabei insbesondere in politischen Prozessen mit Fragen der 
Reputation bzw. mit Reputationsverlust verbunden. In regionalen Kooperationsprozes-
sen findet man nach der OLSONschen Logik in der Regel kleine oder maximal mittlere 
Gruppengrößen vor, womit die Voraussetzungen für kollektives Handeln vergleichswei-
se günstig erscheinen. Hinzu kommt, dass die politisch Handelnden in einer gewissen 
Öffentlichkeit stehen (Medien, Parlamente etc.) und somit die Wahrnehmbarkeit ihrer 
Handlungen weiter erhöht wird. OLSON bezog die Wahrnehmbarkeit dabei auf Aktivitä-
ten, die unmittelbar die Gruppe betreffen (zum Beispiel der Austritt aus der Gewerk-
schaft) und die Frage, ob diese von den anderen (Gewerkschaftsmitgliedern) bemerkt 
wird bzw. unmittelbare Folgen hat oder nicht. 
Mit Blick auf den Mehrebenencharakter regionaler Kooperationen bietet es sich jedoch 
an, den Aspekt der Wahrnehmbarkeit weiter zu differenzieren. So ist einerseits klar, 
dass aufgrund der Gruppengröße alle Aktivitäten innerhalb der Gruppe durch die ande-
ren wahrnehmbar sind und auf regionaler Ebene keiner unbemerkt opportunistisch 
handeln kann. Diese Tatsache unterstützt kollektives Handeln in Regionen. Andererseits 
ist es auch wahrscheinlich, dass die Akteure in Kontexten außerhalb der Kooperation 
sich nicht an die vereinbarten Regeln halten, ohne dass dies unmittelbar von anderen 
bemerkt würde. Dass dieses Abweichen regelmäßig geschieht, ist aus der Politikwissen-
schaft (BENZ 2009; SCHARPF 1985 und SCHARPF ET AL. 1976) gleichermaßen bekannt wie 
aus der Organisationsforschung (AHRNE & BRUNNSSON 2005), weshalb unter anderem 
BRUNNSSON (1982: 37) explizit zwischen ‚decision rationality and action rationality‘ un-
terscheidet. Daher ist es von Interesse, inwiefern beispielweise Diskrepanzen zwischen 
„Entscheiden“ auf regionaler Ebene und „Handeln“ in alternativen Kontexten innerhalb 
der Gruppe wahrgenommen werden, wie auf abweichendes Verhalten reagiert wird 
und ob mögliche Reaktionen innerhalb der Gruppe ggf. antizipiert werden. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass es im Rahmen der Analyse zu erfassen gilt, 
welche Regeln zur Vorbereitung, Verhandlung, Implementation und Kontrolle kollekti-
ver Handlungen existieren, ob und wie diese durchgesetzt werden, ob nichtregelkon-
formes Verhalten von anderen Akteuren bemerkt wird, wie mit abweichendem Verhal-
ten umgegangen wird und welche Konsequenzen sich daraus für das Handeln der Ak-
teure ergeben. 
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Lose und enge Kopplung von Arenen 
Neben den Interaktionsregeln ist die Frage der Arenenkopplung, also der Art und Wei-
se, wie die kommunale (intraorganisatorische) und die regionale (interorganisatorische) 
Ebene miteinander verbunden sind, von Bedeutung für das Handeln der kommunalen 
Akteure. Denn regionale Kooperationen „schließen Akteure ein, die in Organisationen 
mit unterschiedlichen Binnenstrukturen eingebunden sind, deren Handeln dementspre-
chend unterschiedlichen Regeln unterliegt. Präferenzen und Strategien dieser Akteure 
ergeben sich aus den Interaktionen in regionalen Verhandlungen und Netzwerken so-
wie aus den institutionellen Regelsystemen ihrer Organisationen“ (BENZ 2001: 58; Her-
vorhebung im Original). Über die handelnden Akteure werden beide Handlungsarenen 
miteinander verflochten.  
In ihren Forschungen zur Politikverflechtungstheorie und Mehrebenentheorie haben 
SCHARPF (1985) und BENZ (2003 und 2009) die Bedeutung der Arenenkopplung bzw. 
Ebenenverflechtung für kollektive Entscheidungsprozesse und die sich daraus ergeben-
den Konsequenzen eindrucksvoll herausgearbeitet (vgl. Kapitel 2.2.4). Von der Art der 
vertikalen Verflechtung bzw. Kopplung von Entscheidungsebenen ist demnach ein 
maßgeblicher Einfluss auf das Handeln der Akteure zu erwarten. Die Unterscheidung 
von BENZ (2003) in Systeme enger und loser Kopplung sowie die Implikationen im Falle 
einer horizontalen oder vertikalen Funktionsdifferenzierung (vgl. Kapitel 2.2.4) soll da-
bei für die Analyse leitend sein. Die Art der Kopplung und möglichen Differenzierung 
ergibt sich dabei aus den institutionellen Regeln und der Frage, ob diese so praktiziert 
werden oder ob gegebenenfalls davon abgewichen wird (vgl. Kapitel 2.2.4). Im Kern 
geht es darum zu beobachten, wie die Akteure mit dem Dilemma umgehen, dass sie im 
Rahmen regionaler Gremien verhandlungsfähig sein sollen, aber zugleich in diesen 
Gremien die Interessen und ggf. Positionen ihrer Heimatorganisation vertreten müssen. 
BENZ bezieht diese Arenenkopplung grundsätzlich auf die Kopplung von genau zwei 
Arenen. Es wird die Kopplung der interorganisatorischen Verhandlungsarena mit der 
intraorganisatorischen Arena der Heimatorganisation betrachtet. Dem liegt die Annah-
me zugrunde, dass ein Akteur in der interorganisatorischen Verhandlungsarena die Inte-
ressen seiner Heimatorganisation vertritt, an die er arbeitsrechtlich gebunden ist. Dieser 
Logik soll im Weiteren grundsätzlich gefolgt werden, jedoch soll die Perspektive im 
Rahmen dieser Arbeit noch erweitert werden. So ist zu vermuten, dass aufgrund multip-
ler Handlungskontexte, in denen die Akteure agieren (vgl. Kapitel 2.4.1), eine Kopplung 
von mehr als zwei Arenen vorliegt. So ergeben sich die Interessen von Akteuren bezüg-
lich der regionalen Kooperation zwar in starkem Maße, jedoch keinesfalls ausschließlich 
aus der Arena, an die diese arbeitsrechtlich gebunden sind. Darüber hinaus existieren, 
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insbesondere wenn es sich um Führungspositionen handelt, weitere Arenen (z. B. das 
Parteiensystem), zu denen eine Rückkopplung erfolgt, welche im Vorfeld der Verhand-
lungen innerhalb der regionalen Partnerschaft ebenso antizipiert werden müssen wie die 
arbeitsrechtliche Bindung an die Heimatorganisation.  
2.4.3 Gemeinsame Kooperationserfahrung und Zukunftsbedeutung  
Aus der Kooperationsforschung ist bekannt, dass neben den oben bereits erläuterten 
Einflussfaktoren die Entscheidungen einer Gruppe von Akteuren auch von prozessbezo-
genen Faktoren beeinflusst werden können. Im Mittelpunkt steht dabei die zeitliche 
Dimension der Kooperation. So ist vor allem aus der Spieltheorie (vgl. Kapitel 2.1.3), 
aber auch aus Beobachtungen zur Steuerung in der deutschen Regionalentwicklung 
(vgl. Kapitel 2.3) bekannt, dass eine gemeinsame Kooperationserfahrung bedeutsam für 
die weiteren Entscheidungen in der Kooperation sein kann. Unterstützt wird diese Aus-
sage zudem durch lerntheoretische Erkenntnisse zu Kooperationen. Neben der gemein-
samen Kooperationserfahrung scheint zudem die durch die Akteure antizipierte Zukunft 
bedeutsam zu sein. So haben wiederum spieltheoretische Forschungen sowie sozialwis-
senschaftliche Untersuchungen aufgezeigt, dass Akteure ihre Entscheidungen in Koope-
rationen auch vor dem Hintergrund der Zukunftsbedeutung (AXELROD 1984) bzw. ihrer 
persönlichen Diskontierungsraten (OSTROM 1999) treffen. Folglich soll im Rahmen die-
ser Untersuchung sowohl der gemeinsamen Kooperationserfahrung als auch der Zu-
kunftsbedeutung und den persönlichen Diskontierungsraten als Einflussfaktoren die ent-
sprechende Aufmerksamkeit geschenkt werden.  
Gemeinsame Kooperationserfahrung und darauf basierende Lerneffekte 
Aus Forschungen zu Kooperationen (u. a. aus der Spieltheorie) ist bekannt, dass Akteu-
re bei wiederholtem Zusammentreffen die Kooperationserfahrungen der Vergangenheit 
in ihre Entscheidungen einbeziehen (vgl. Kapitel 2.2.1 und Kapitel 2.1.3). Auch die em-
pirischen Untersuchungen zu regionalen Kooperationen und Netzwerken belegen dies 
(vgl. Kapitel 2.3.2). Seit den 2000er Jahren wird diesem Aspekt zunehmend26 durch 
lerntheoretische Ansätze Rechnung getragen, was sich unter anderem in einer zuneh-
menden Ausdifferenzierung dieses Forschungsfeldes ausdrückt27. Wie dem Theorieteil 
                                             
26 Stellvertretend für viele Publikationen zum Thema ‚Lernen in Netzwerken‘ oder auch ‚Lernen-
de Regionen‘ sei auf die aktuelle Veröffentlichung der Habilitationsschrift von KARSTEN ZIMMER-
MANN (2012A) zu kollektiven Lernprozessen im Rahmen der Institutionalisierung der Metropol-
region Rhein-Neckar verwiesen. 
27 Dies wird beispielsweise anhand der Unterscheidung unterschiedlicher Lerntypen (strategi-
sches Lernen, konzeptuelles Lernen, soziales Lernen, argumentatives Lernen) und Lernebenen 
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zu entnehmen ist, liegen der Arbeit keine lerntheoretischen Konzepte zugrunde. Ob 
und wie genau Akteure oder Gruppen von Akteuren lernen steht hier nicht im Mittel-
punkt des Interesses. Ungeachtet dessen ist aus der Begleitung vieler Kooperationspro-
zesse bekannt, dass sich das Kooperationsverhalten von Akteuren im Zeitverlauf verän-
dern kann, etwa wenn persönliche Bindungen länger bestehen und Vertrauen aufge-
baut wurde, wenn sich Fachperspektiven (‚konzeptuelles Lernen‘) oder Normen und 
Werte (‚soziales Lernen‘) angeglichen haben, wenn bessere Argumente an Bedeutung 
gewinnen (‚argumentatives Lernen‘) oder aber wenn man Erfahrungen zum erwartba-
ren Verhalten der Partner gesammelt hat und das eigene Verhalten darauf abstimmt, 
um ggf. eigene Interessen besser durchsetzen zu können (‚strategisches‘ bzw. ‚politische 
Lernen‘28). 
Die gemeinsame Kooperationserfahrung ist somit zweifelsohne als möglicher Einfluss-
faktor zu beachten, auch wenn die bisher bekannten empirischen Belege hierfür nicht in 
allen aufgeführten Lernfeldern überzeugen. So scheint in den hier betrachteten Koope-
rationsformen am ehesten ein ‚strategisches bzw. politisches Lernen‘ einen nachweisba-
ren Einfluss auf Entscheidungen auszuüben, während beispielsweise ein ‚argumentatives 
Lernen‘ zwar wünschenswert ist, aber offensichtlich nur schwer realisierbar scheint. Der 
tatsächliche Einfluss von (besseren) Argumenten innerhalb der von HEALEY (1992) in 
diesem Zusammenhang hervorgehobenen ‚weichen‘ Steuerungsformen ist bisher zum 
einen wenig untersucht. Zum anderen deuten die existierenden empirischen Arbeiten 
eher darauf hin, dass diese in den Verhandlungsprozessen regionaler Kooperationen 
kaum zum Tragen kommen29. Zudem wenden Kritiker ein, dass im Rahmen von Ver-
handlungen in informellen Kooperationen ‚arguing‘ als maßgebliche Einflussgröße nur 
unter sehr spezifischen Bedingungen als relevant eingeschätzt werden kann, von denen 
die Praxis jedoch allzu oft weit entfernt sei (vgl. Kapitel 2.3.).  
Vor dem Hintergrund der sehr unterschiedlichen empirischen Erkenntnisse zu kol-
lektiven Lernprozessen scheint es einerseits geboten, dem Aspekt der gemeinsamen 
Kooperationserfahrung als Einflussfaktor Rechnung zu tragen und sehr genau zu be-
obachten, welche Hinweise sich im empirischen Material hierzu finden lassen. Anderer-
                                                                                                                                          
(intraorganisatorisches Lernen, interorganisatorisches Lernen, individuelles Lernen, Gruppenler-
nen) deutlich. Vergleiche hierzu auch ZIMMERMANN 2012A und 2012B.    
28 Zur begrifflichen Unterscheidung der verschiedenen Lernformen siehe ZIMMERMANN (2012B).  
29 So konnte ZIMMERMANN (2012B) in seiner Untersuchung zu Lernprozessen in der Metropolre-
gion Rhein-Neckar keine Belege für ‚argumentatives Lernen‘ bzw. ‚kommunikatives Lernen‘ 
finden (Vortrag im Dresdner Planerforum im Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung 
vom 12.09.2012). 
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seits deutet vieles darauf hin, dass, trotz der Unbestreitbarkeit von Lernprozessen, diese 
von anderen Faktoren dominiert werden und nur in Ausnahmefällen und überwiegend 
im Bereich des strategischen bzw. politischen Lernens Relevanz erlangen.  
Zukunftsbedeutung und Diskontierungsraten  
Beide Begriffe sind mit Blick auf die Zeitdimension von Kooperationen von Bedeutung 
und eng miteinander verbunden, drücken im Kern aber unterschiedliche Einflussfakto-
ren aus. Die Zukunftsbedeutung (vgl. Kapitel 2.1.3) bezieht sich dabei auf die Frage, ob 
die Kooperierenden in einer Entscheidungssituation davon ausgehen müssen, dass man 
sich in Zukunft wieder trifft und erneut gemeinsam Entscheidungen treffen wird. AXEL-
ROD (1984) hat in seinen spieltheoretischen Experimenten nachgewiesen, dass die Ko-
operationsbereitschaft steigt, wenn die Spieler davon ausgehen, dass es nicht ein Ein-
mal-Spiel ist, also Wiederholungen folgen werden. Es ist anzunehmen, dass auch in re-
gionalen Kooperationen der ‚Schatten der Zukunft‘ (AXELROD 1984: 11) auf aktuelle 
Entscheidungen zurückwirkt. Es wird daher zu prüfen sein, ob es Anhaltspunkte dafür 
gibt, dass dieser Schatten auch im Rahmen von regionalen Kooperationen auf Entschei-
dungen der handelnden Akteure zurückwirkt.  
Diskontierungsraten beschreiben dagegen den individuellen zeitlichen Handlungshori-
zont eines beteiligten Partners. OSTROM (1990 und 1999) hat in ihren Arbeiten nach-
gewiesen, dass niedrige Diskontierungsraten kollektives Handeln befördern können (vgl. 
Kapitel 2.2.1). So waren Fischer, die davon ausgegangen sind, dass sie dauerhaft ansäs-
sig sein werden, also die Fanggründe auch noch viele Jahre später befischen werden 
(niedrige Diskontierungsrate), eher bereit kurzfristige Eigeninteressen zugunsten einer 
kollektiv nachhaltigen Strategie zurückzustellen.  
WIEZOREK (2011) hat gezeigt, dass ein ähnliches Verhalten in Eigentümerstandortge-
meinschaften in Deutschland zu beobachten war. Ältere Akteure ohne eigene Nach-
kommen hatten ein geringeres Interesse an einer langfristigen kollektiven Aufwertung 
des Quartiers, als andere Akteure, deren individuelle Verbundenheit mit dem Quartier 
aus unterschiedlichen Gründen längerfristig einzuschätzen war.  
Beide Variablen stellen potenzielle Einflussgrößen dar, die in regionalen Kooperationen 
von Bedeutung sein können. Während eine grundsätzliche Zukunftsbedeutung in regi-
onalen Kooperationen gegeben ist, da diese häufig ohne definierten Endpunkt angelegt 
sind, ist zu vermuten, dass die individuellen Diskontierungsraten der beteiligten politi-
schen Spitzen maßgeblich durch die politischen Wahlzyklen geprägt und damit eher 
hoch sind. Bei Angestellten der öffentlichen Verwaltung sind hingegen niedrige Diskon-
tierungsraten zu erwarten, da sie in der Regel unbefristete Arbeitsverhältnisse aufweisen 
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und somit auch einen geringeren Anreiz besitzen, einen kurzfristigen Vorteil zu Lasten 
eines langfristigen Nutzens zu ziehen.  
Im Rahmen der Arbeit wird somit vor allem zu prüfen sein, ob es Belege dafür gibt, dass 
Entscheidungen getroffen und insbesondere Kompromisse in Kauf genommen wurden, 
die sich mit einer Zukunftsperspektive von Akteuren innerhalb der Kooperation begrün-
den lassen.  
2.4.4 Wirkungszusammenhänge zwischen den verschiedenen Einflussfaktoren 
und Teilfragen zur empirischen Untersuchung 
Nachfolgend sollen die oben beschriebenen Einflussfaktoren miteinander in Beziehung 
gesetzt und die Wirkungszusammenhänge zwischen ihnen aufgezeigt werden. Ziel ist 
es, einen analytischen Rahmen für empirische Untersuchung von Entscheidungen kom-
munaler Akteure in regionalen Kooperationen zu entwerfen. Konzeptionell baut der 
Analyserahmen auf drei Entscheidungskontexten (kommunal, regional, extern) auf, wo-
bei neben den jeweils kontextspezifischen Faktoren auch die Kopplung der Kontexte 
untereinander Beachtung findet. 
Kommunaler Entscheidungskontext 
Im Mittelpunkt der Betrachtungen stehen dabei zunächst die kommunalen Akteure, 
deren Handlungsressourcen und kontextgebundene Interessen. Abbildung 10 verdeut-
licht, dass die kommunalen Akteure in der Regel in mehrere institutionelle Kontexte 
eingebunden sind, aus denen sich verschiedene, zum Teil übereinstimmende, aber auch 
divergierende Interessen bezüglich der Kooperation ableiten. Der kommunale Akteur 
wird einerseits aus diesen Kontexten heraus eigene Vorschläge entwickeln und in die 
Kooperation hineintragen, d. h. diese zum Entscheidungsgegenstand machen und da-
mit auch Handlungsalternativen zur Disposition stellen. Andererseits wird der kommu-
nale Akteur die mit verschiedenen Entscheidungsgegenständen verbundenen Hand-
lungsalternativen, welche von anderen Kooperationspartnern eingebracht wurden, vor 
dem Hintergrund der Interessen aus den verschiedenen Kontexten bewerten.  
So ist der kommunale Akteur 1, beispielsweise der Oberbürgermeister einer Stadt, an 
die Beschlüsse seines kommunalen Parlamentes gebunden und muss die Interessen in-
nerhalb der eigenen Kommunalverwaltung beachten (Kontext 1: Kommunalverwal-
tung/-parlament). Aus den Interessen die sich aus diesem Kontext ergeben wird der 
Oberbürgermeister eine oder mehrere favorisierte Lösungen für Beschlüsse innerhalb 
der regionalen Kooperation ableiten. Die Bewertung der möglichen Handlungslernati-
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ven erfolgt aber auch aus der Einbindung in weitere institutionelle Kontexte (z. B. Kon-
text 2: Bundeland, Parteiensystem etc.). 
Abbildung 10: Vereinfachte Darstellung der Einbindung von kommunalen Akteuren in verschie-
dene Handlungskontexte und den daraus abgeleiteten Interessen und Positionen bezüglich der 
regionalen Kooperation 
Quelle: eigener Entwurf 
Die sich daraus ergebenden Interessen können mit den Interessen des Kontextes 1 
übereinstimmen oder diesen entgegenstehen. In Abwägung der verschiedenen Interes-
sen aus diesen und weiteren Kontexten wird der Oberbürgermeister seine favorisierten 
Lösungen für zu fassende Beschlüsse innerhalb der regionalen Kooperation auswählen 
und eine entsprechende Position in dem regionalen Gremium formulieren.  
Auch die Position des kommunalen Akteurs 2 wird auf diese Weise bestimmt. Diese 
kann wiederum in Übereinstimmung mit den Interessen und der Position von Akteur 1 
stehen oder einen konträren Charakter haben. In der Praxis kommt es dabei häufig vor, 
dass die in der regionalen Kooperation beteiligten Akteure auch in anderen Kontexten 
miteinander verbunden sind, beispielsweise über die Parteienzugehörigkeit der politi-
schen Spitzen oder im Rahmen der Mitgliedschaft in weiteren Netzwerken und Koope-
rationen. Exemplarisch steht hier der Kontext 2, in dem sowohl Akteur 1 als auch Ak-
teur 2 eingebunden sind. Diese mehrfachen Verbindungen von Akteuren können sich 
positiv oder negativ auf die regionale Kooperation auswirken und sind in jedem Fall bei 
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Aus den unterschiedlichen Interessen und den daraus abgeleiteten Positionen der kom-
munalen Akteure ergibt sich die Ausgangssituation für die Verhandlungen im regionalen 
Entscheidungskontext.  
Regionaler Entscheidungskontext 
Empirische Befunde deuten darauf hin, dass sich ungleiche Machtverhältnisse außerhalb 
der regionalen Kooperation auch im regionalen Entscheidungskontext widerspiegeln 
und die formal gleiche Augenhöhe somit nur bedingt als alleiniges Kriterium für die Zu-
ordnung von Macht angenommen werden kann. Folglich bestimmt sich die Macht ein-
zelner Akteure sowohl aus den Interaktionsregeln als auch aus der Macht, die der 
kommunale Akteur aufgrund der bestehenden Machtverhältnisse zwischen den Koope-
rationspartnern außerhalb der regionalen Partnerschaft besitzt. Diese Macht einzelner 
Akteure beeinflusst wiederum die Verhandlungsposition, die durch den Akteur einge-
nommen wird (vgl. Abbildung 11). 
Abbildung 11: Vereinfachte Darstellung des regionalen Entscheidungskontextes und diesbezüg-
liche Elemente des Analyserahmens 
Quelle: eigener Entwurf 
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die sich für jeden Akteur aus dem regionalen Entscheidungskontext selbst ergeben. So 
deuten theoretische Erkenntnisse und empirische Belege darauf hin, dass ein wiederhol-
tes Aufeinandertreffen von Kooperationspartnern (vgl. Spieltheorie, Kapitel 2.1.3) die 
Entscheidungen der Akteure beeinflusst, da diese die vergangenen Kooperationsereig-
nisse und deren Ergebnisse berücksichtigen. So könnte beispielsweise ein Akteur ein 
Interesse daran haben, dass die Leitung einer Arbeitsgruppe oder die Übernahme der 
Geschäftsstelle nicht erneut durch einen bestimmten Partner übernommen wird, nach-
dem dieser bereits in der Vergangenheit sich als nicht zuverlässig herausgestellt hat. Im 
Umkehrschluss kann ein Interesse daran bestehen, dass dieser Partner erneut diese Auf-
gabe übertragen bekommt, wenn er in den Augen der anderen Partner bewiesen hat, 
dass er diese im Sinne der Partnerschaft sehr gut erfüllt hat. 
Weiterhin ist bekannt, dass die Gewissheit eines zukünftigen Aufeinandertreffens (vgl. 
Kapitel 2.1.3) und die zu erwartenden zukunftsbezogenen Bindungen an die Kooperati-
on, ausgedrückt in individuellen Diskontierungsraten (vgl. Kapitel 2.2.1), als Schatten in 
die Gegenwart zurückwirken und somit die Entscheidungen beeinflussen. Beide Aspekte 
werden im analytischen Rahmen mit dem Begriff der Zukunftsbedeutung gefasst. 
Letztlich können beide, die gemeinsame Kooperationserfahrung und die Zukunftsbe-
deutung, die Auswahl der präferierten Lösungen bezüglich eines Entscheidungsgegen-
standes für die einzelnen Partner und somit ggf. auch die ursprünglich eingenommene 
Verhandlungsposition noch einmal verändern (vgl. Abbildung 11).  
Kopplung von kommunalem und regionalem Entscheidungskontext 
Betrachtet man nun die Art der Kopplung des kommunalen Entscheidungskontextes 
(vgl. Abbildung 10) mit dem regionalen Entscheidungskontext (vgl. Abbildung 11), 
rückt ein weiteres Element des Analyserahmens in den Mittelpunkt der Betrachtung. In 
vielen Kooperationen besteht aufgrund des institutionellen Designs der regionalen Part-
nerschaften eine sogenannte enge Kopplung zwischen kommunaler und regionaler 
Ebene (vgl. Kapitel 2.2.3). Folglich stehen Beschlüsse auf regionaler Ebene unter dem 
Entscheidungsvorbehalt von Akteuren auf kommunaler Ebene (z. B. Kommunalparla-
mente). Faktisch besteht somit für diese Akteure nicht nur die Möglichkeit den eigenen 
Vertreter im regionalen Gremium entsprechend der eigenen Interessen an bestimmte 
Positionen zu binden, sondern auch auf regionaler Ebene gefasste Beschlüsse im Nach-
gang zu kippen. Das Wissen um diese Möglichkeit führt wiederum dazu, dass die Ak-
teure auf regionaler Ebene die Reaktionen aus anderen Entscheidungskontexten, insbe-
sondere denen mit Entscheidungsvorbehalten, antizipieren und ihre präferierten Lösun-
gen und darauf aufbauende Position anpassen (vgl. Abbildung 12).  
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Mit dem so entwickelten Analyserahmen sind nun die Träger der Kooperation, d. h. die 
kommunalen Akteure mit ihren Entscheidungskontexten und Interessen ebenso erfasst 
wie das institutionelle Design, die Interaktionsregeln und die Machtverteilung innerhalb 
der Partnerschaft sowie die Zukunftsbedeutung und die gemeinsame Kooperationser-
fahrung.  
Externer Entscheidungskontext 
Darüber hinaus gilt es nun noch jene Akteure konzeptionell zu erfassen, die über 
Agendamacht bezüglich der Partnerschaft verfügen, d. h. Entscheidungsgegenstände 
und diesbezügliche Handlungsalternativen definieren können, ohne dass sie diese 
Macht über die Interaktionsregeln zugewiesen bekommen haben (vgl. Kapitel 2.4.1). 
Auch diese nutzen ihre Agendamacht, um die aus ihren Handlungskontexten heraus 
existierenden Interessen bezüglich der Kooperation einzubringen. Beispielhaft sei hier 
einerseits die Landesplanung eines Landes angeführt, die über Festlegungen im Landes-
entwicklungsplan (Kontext 1: Bundesland) oder mittels Beschluss in der MKRO (Kontext 
2: Bund-Länder-Gremium) Entscheidungsgegenstände an die Partnerschaft herantragen 
und ggf. auch konkrete Handlungsalternativen vorschlagen kann. Andererseits sei auf 
wissenschaftliche Einrichtungen oder Beratungsunternehmen verwiesen, die durch Be-
auftragung von Dritten (z. B. durch die Landesplanung) oder durch die Partnerschaft 
selbst Agendamacht übertragen bekommen, indem sie mit der Erarbeitung von Lösun-
gen bzw. Handlungsalternativen beauftragt werden (vgl. Abbildung 12). 
Forschungsteilfragen 
Mit Blick auf die im Analyserahmen definierten Kategorien sollen im Rahmen der empi-
rischen Untersuchung zur Metropolregion Mitteldeutschland folgende Teilfragen be-
antwortet werden:  
1. Welche Akteure verfügen über Handlungsressourcen bezüglich der Kooperation? 
2. Über welche Handlungsressourcen verfügen diese Akteure bezüglich der Kooperati-
on? 
3. Welche Interessen haben diese Akteure bezüglich der Kooperation und woraus lei-
ten sie diese ab? 
4. Wie beeinflussen das institutionelle Design und die Interaktionsregeln das Handeln 
der Akteure in der Kooperation?  
5. Welchen Einfluss haben die gemeinsame Kooperationserfahrung und die Zukunfts-
bedeutung auf das Handeln der Akteure in der Kooperation? 
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Im Lichte der empirischen Ergebnisse sollen Rückschlüsse zu folgenden Fragen gezogen 
werden: 
6. Welche Schlussfolgerungen lassen sich bezüglich einer theoriebasierten Analyse des 
Handelns von kommunalen Akteuren in regionalen Kooperationen ziehen? 
7. Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die politische Handlungsfähigkeit 
kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen in der Praxis? 
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Abbildung 12: Vereinfachte Darstellung des Analyserahmens (Quelle: eigene Darstellung) 
Kommunaler Entscheidungskontext definiert bewertet 
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3. Untersuchungsansatz und methodisches Vorgehen  
3.1 Entscheidung für eine Einzelfallstudie  
Die Beantwortung der eingangs formulierten Forschungsfragen zum kollektiven Han-
deln kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen erfolgt auf Basis einer Einzelfall-
studie zur Metropolregion Mitteldeutschland. Im Folgenden soll begründet werden, 
warum sich in diesem Fall für die Durchführung einer Einzelfallstudie entschieden wurde 
und welche spezifischen Vorteile und Einschränkungen sich aus dem damit verbunde-
nen Forschungsdesign ergeben.  
YIN (2009: 4 und 8) hält ein Fallstudiendesign grundsätzlich dann für einen erkenntnis-
bringenden Ansatz, wenn nach dem „Wie?“ oder dem „Warum?“ gefragt wird, wenn 
es also darum geht, soziale Phänomene in ihrer Tiefe zu erfassen („‘in-depth‘ descripti-
on of some social phenomenon“). Folglich liegt die „Stärke des Fallstudiendesigns […] 
vor allem in seiner Fähigkeit, kausale Beziehungen und Wirkungszusammenhänge zu 
entdecken, die sich einer quantitativen Studie mit operationalisierten Variablen entzie-
hen“ (WIECHMANN 2008: 172). Dabei arbeiten „Fallstudienuntersuchungen […] exemp-
larisch, nicht die Einzelfälle selber sind von Interesse, sondern die dahinterstehenden 
Gesetzmäßigkeiten und Strukturen“ (EBENDA). 
Methodologisch unterscheidet YIN (2009: 8) Fallstudien danach, ob es hauptsächlich 
darum geht bestimmte Situationen oder Zusammenhänge zu beschreiben (deskriptiv), 
zu erklären (explanativ) oder zu entdecken (explorativ). Bei der Fallstudie zur Metropol-
region Mitteldeutschland steht die Explanation im Mittelpunkt, da es im Kern darum 
geht zu erklären, wie sich kommunale Akteure in regionalen Kooperation verhalten und 
welche Konsequenzen sich daraus für die Handlungskoordination zwischen den Akteu-
ren ergeben. Zugleich besitzt die Fallstudie auch einen explorativen Charakter, da mit 
der Untersuchung die Erwartung verbunden ist, dass bisher verborgene Zusammenhän-
ge und Einflussfaktoren bezüglich des Handelns der kommunalen Akteure in regionalen 
Kooperationen aufgedeckt werden können.  
Beim Design von Fallstudien unterscheidet YIN (EBENDA: 46) vier verschiedene Typen. 
Grundlage hierfür stellt seine Unterteilung in ‚single-case design‘ und ‚multiple-case 
design‘ sowie bezüglich der Analyseeinheit in ‚holistic‘ und ‚embedded‘ dar (vgl. Abbil-
dung 13). Für die Auswahl von einem der vier Designs hat YIN Kriterien erarbeitet. Die 
Entscheidung für eine Einzelfallstudie sieht YIN (EBENDA: 47 ff.) dann als begründet an, 
wenn eines der fünf folgenden Kriterien erfüllt ist: 
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 wenn der Einzelfall einen kritischen Fall (‚critical‘) repräsentiert, anhand dessen
man eine bereits gut ausformulierte Theorie testen kann;
 oder einen extremen oder einzigartigen Fall (‚extreme‘ or ‚unique‘) repräsentiert;
 oder einen repräsentativen oder typischen Fall (‚representative‘ or ‚typical‘) dar-
stellt;
 oder einen aufschlussreichen Fall (‚revelatory‘) darstellt, in dem ein Phänomen
untersucht werden kann, zu dem ein Forscher üblicherweise keinen Zugang hat;
 oder Gegenstand einer ‚Längsschnitt‘-Untersuchung (‚longitudinal‘) ist, bei der
der gleiche Fall zu zwei oder mehreren Zeitpunkten studiert wird.
Abbildung 13: Typen von Fallstudiendesigns 
Quelle: Original in YIN 2009: 46 
Auch zu Beginn dieser Untersuchung bestand die Möglichkeit, entweder mehrere der 
elf von der MKRO anerkannten Metropolregionen vergleichend zu untersuchen oder 
sich auf die vertiefte Untersuchung eines Falls zu konzentrieren. Ausschlaggebend für 
die Entscheidung für eine Einzelfallstudie war die Erfüllung des vierten von YINs Kriterien 
(Zugang zum Untersuchungsgegenstand). So stellt die Kooperation von Kommunen 
einerseits keinen Untersuchungsgegenstand dar, der einem Forscher in Gänze verbor-
gen bleiben würde. Andererseits war bereits zum Zeitpunkt der Entscheidung für ein 
bestimmtes Forschungsdesign absehbar, dass aufgrund der Einbindung in verschiedene 
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Zugang zu empirischem Material zu dieser Kooperation bestehen würde, dessen Um-
fang und Tiefe deutlich über das Maß hinausgehen würde, was Forscher üblicherweise 
bei der Untersuchung von netzwerkartigen Kooperationen zur Verfügung steht (vgl. 
Kapitel 3.2.). So ergab sich frühzeitig die Möglichkeit als teilnehmender Beobachter die 
Entwicklung der Metropolregion Mitteldeutschland über mehrere Jahre unmittelbar zu 
verfolgen. Relativ schnell wurde deutlich, dass der kontinuierliche Zugang zu den infor-
mellen fachlichen und politischen Gremien, deren Akteuren und Dokumenten zum Teil 
völlig neue Perspektiven auf das Handeln der maßgeblichen Akteure eröffneten und 
zugleich die eigenen Erkenntnisse und Schlussfolgerungen besser abgesichert werden 
konnten. So erlaubte beispielsweise die Teilnahme an Gremiensitzungen, über die Aus-
wertung des Protokolls und der ex-post-Befragung der beteiligten Akteure hinaus, das 
direkte Beobachten der Diskussion zwischen den Beteiligten, den Umgang mit auftre-
tenden Konflikten, das Erfassen von Argumenten und strategischem Verhalten sowie 
das Zustandekommen der Lösungsstrategien und formalen Beschlüsse. Zudem konnten 
die beteiligten Akteure unmittelbar vor und nach der Konfliktbehandlung dazu befragt 
werden. Die Chance, über den privilegierten Zugang zu Wissen zu dieser spezifischen 
Kooperation zu einem besser fundierten Bild kollektiven Handelns kommunaler Akteure 
in regionalen Kooperationen zu gelangen, würde mit anderen Forschungsdesigns, etwa 
einem vergleichenden Fallstudienansatz, vertan. Somit bestand die begründete Hoff-
nung, dass man das methodologisch sehr stark einschränkende forschungspraktische 
Problem des begrenzten Zugangs zu Interna von Kooperationen in diesem Falle wei-
testgehend überwinden und so neue Einblicke in den Untersuchungsgegenstand erhal-
ten könnte. Für die Untersuchung hieß dies konkret, dass man den in der Literatur viel-
fach formulierten Forschungsbedarf zur inneren Logik von Kooperationen und das Zu-
sammenwirken verschiedener Faktoren (BENZ & FÜRST 2003: 36), zur Analyse von kon-
kreten Entscheidungsprozessen (DILLER 2005: 185), zum Aufzeigen von Interessen ein-
zelner Akteure (NEWMAN 2009: 186; HAMILTON 2004: 457), zum Zusammenwirken von 
Institutionen und Interaktionen (BENZ 2009: 11), zur Darstellung bestehender und sich 
verändernder Machtverhältnisse (PÜTZ 2006: 39) sowie zur Erfassung von Lerneffekten 
(BENZ & FÜRST 2004) in dieser Fallstudie adressieren könnte. 
Der so umrissene Forschungsbedarf führte aber nicht nur zu der methodologisch grund-
legenden Entscheidung zur Durchführung einer Einzelfallstudie, sondern lieferte zu-
gleich wichtige Hinweise bezüglich der Frage, was die ‚Analyseeinheit‘ im Rahmen der 
Untersuchung darstellen würde, welche vom ‚Fall‘ zu unterscheiden ist. Die Bestim-
mung der Analyseeinheit ist eine wichtige Komponente in Fallstudiendesigns (YIN 
2009: 27) und zugleich ein „kritischer Faktor“ (WIECHMANN 2008: 173). Der ‚Fall‘ in der 
vorliegenden Untersuchung ist weder die Metropolregion Mitteldeutschland, noch sind 
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es bestimmte Gremien oder Dokumente der Partnerschaft. Der ‚Fall‘ ist der Kooperati-
onsprozess von kommunalen Akteuren im Rahmen der Metropolregion Mitteldeutsch-
land. Die ‚Analyseeinheit‘ innerhalb dieses ‚Falls‘ sind die einzelnen Beschlüsse und die 
dahinter stehenden Entscheidungsprozesse innerhalb und außerhalb der Metropolregion 
Mitteldeutschland. Dies entspricht in der YINschen Matrix einem ‚embedded single-case 
design‘ (vgl. Abbildung 13). 
Die Entscheidung für dieses Forschungsdesign ist mit den oben beschriebenen Vorteilen 
einer vergleichsweise hohen Untersuchungstiefe verbunden, beinhaltet jedoch auch 
Risiken. So erfordert die Durchführung einer Einzelfallstudie den Zugang zu umfassen-
dem empirischen Material und die Möglichkeit einer sorgfältigen Untersuchung des 
konkreten Falls, um die Risiken von Fehlinterpretationen zu vermeiden (YIN 2009: 50). 
Beiden wichtigen Erfordernissen konnte im Rahmen der Untersuchung nachgekommen 
werden (vgl. Kapitel 3.2). Ein weiteres Risiko bei Fallstudien mit ‚embedded unit of ana-
lysis‘ besteht darin, dass man sich auf die analysierten Teileinheiten fokussiert und dabei 
die Rückschlüsse zur übergeordneten Analyseeinheit vernachlässigt (EBENDA: 52). Auch 
hierauf wurde geachtet, indem die in Kapitel 1 detailliert beschriebenen Einzelentschei-
dungsprozesse anhand der Beantwortung der Forschungsfragen in Kapitel 1 auch mit 
Blick auf die Metropolregion Mitteldeutschland als Ganzes interpretiert wurden. 
Das Erkenntnisinteresse im Rahmen der Arbeit (‚Wie‘ und ‘Warum‘), und die Art des 
Falls (‚revelatory‘) stellen die zwei wichtigsten Gründe für die Entscheidung für eine Ein-
zelfallstudie dar. Darüber hinaus gibt es jedoch auch forschungspraktische bzw. for-
schungsökonomische Gründe. Die mit Blick auf die Forschungsfragen angestrebte Un-
tersuchungstiefe ist mit einem vergleichsweise hohen empirischen Aufwand verbunden. 
So stellte die Metropolregion Mitteldeutschland zeitweise eine Kooperation von elf 
Städten dar, die jeweils über ihre politischen Spitzen und verschiedene Fachbereiche in 
mehreren Gremien in der Metropolregion vertreten sind. Hinzu kommen jene Akteure 
in den kommunalen Verwaltungen, die zwar nicht direkt in einem Gremium der Metro-
polregion tätig sind, denen aber Einfluss bei der internen Willens- und Strategiebildung 
innerhalb der jeweiligen Kommunen zuzuschreiben ist. Diesbezüglich sind über fünfzig 
Akteure aus den beteiligten Kommunen als relevant einzuschätzen. Darüber hinaus 
existieren weitere Akteure, denen eine Bedeutung bezüglich der Metropolregion und 
somit des Forschungsgegenstandes zuzuschreiben ist. Dies sind zunächst Vertreter aus 
verschiedenen Ministerien der drei Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen, Akteure in Ministerien und nachgeordneten Institutionen der Bundesraumordnung, 
Vertreter von Kommunen und Landkreisen zwischen den kooperierenden elf Städten 
ohne formalen Mitgliedsstatus sowie Repräsentanten aus den Bereichen Wirtschaft und 
Wissenschaft. Alle diese Akteure sind nicht nur durch die Metropolregion, sondern auch 
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im Rahmen verschiedener anderer Institutionen miteinander vernetzt. So ist ein Teil der 
Oberbürgermeister der Mitgliedsstädte der Metropolregion auch im Vorstand einer 
Wirtschaftsinitiative, die wiederum über ihren Geschäftsführer in einer Arbeitsgruppe 
der Metropolregion vertreten ist, woraus sich naturgemäß verschiedene, zum Teil auch 
konfligierende Interessen ableiten. Allein aus der systematischen Erfassung und Bewer-
tung der relevanten Akteure, ihrer Interessen und Strategien sowie ihrer institutionellen 
Verflechtung ergibt sich eine hier nur angedeutete Komplexität, die man nur durch „in-
tensive Feldforschung“ (BLATTER ET AL. 2007: 35) abbilden kann und somit wenig Raum 
für die Untersuchung eines zweiten oder dritten Falls in gleicher Tiefe bleibt.  
Trotz der gewichtigen Vorteile, die ein Einzelfallstudienansatz bezüglich der Erklärung 
und Entdeckung sozialer Phänomene mit sich bringt, darf letztlich nicht übersehen wer-
den, „dass die Übertragbarkeit empirischer Befunde schwierig bleibt“ (WIECH-
MANN 2008: 175). Ein wichtiger Kritikpunkt der immer wieder bezüglich Fallstudien her-
vorgebracht wird, ist, „that they provide little basis for scientific generalization“ 
(YIN 2009: 15). Auch die Ergebnisse dieser Fallstudie erfüllen nicht das Kriterium der 
Repräsentativität und können auch nicht unmittelbar auf andere Metropolregionen 
bzw. interkommunale Kooperationen übertragen werden. Denn eine Generalisierung 
wird bei einem Fallstudiendesign nicht, wie bei statistischen Analysen, bezüglich einer 
definierten Grundgesamtheit auf Basis eines repräsentativen Samples vorgenommen 
(WIECHMANN 2008: 175). Die Generalisierungen bei Fallstudien, ebenso wie bei Experi-
menten, beziehen sich auf die zugrunde liegenden theoretischen Annahmen bzw. den 
theoretischen Rahmen (‚analytic generalization‘), mit dem Ziel diesen zu erweitern bzw. 
weiter zu generalisieren (YIN 2009: 15). Folglich stellt der in Kapitel 1 herausgearbeitete 
analytische Rahmen die Grundlage für Generalisierungen aus den empirischen Befunden 
des hier betrachteten Einzelfalls dar. Während die Übertragung der empirischen Befun-
de zur Metropolregion Mitteldeutschland auf andere Fälle nicht möglich ist, ist eine 
Übertragung des analytischen Rahmens, d. h. dessen Anwendung auf andere Fälle, 
nicht nur gewährleistet, sondern wünschenswert und erforderlich, um diesen weiterzu-
entwickeln und damit auch die Reichweite im Sinne einer Generalisierung zu erhöhen. 
3.2 Empirische Basis, Datenerhebung und Datenauswertung 
Dass vertiefte Untersuchungen zur inneren Logik regionaler Kooperationen sowie zu 
konkreten Entscheidungsprozessen bisher noch als eine ‚offene Flanke‘ der Forschung 
gelten, liegt auch an einer zentralen Eigenschaft regionaler Kooperationen. Diese weisen 
in der Regel einen informellen bzw. netzwerkartigen Charakter auf, womit nicht selten 
eine fehlende Transparenz von Handlungs- und Entscheidungsprozessen verbunden ist, 
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was unter anderem mit Blick auf legitimatorische und demokratische Gesichtspunkte 
kritisiert wird (WORTMANN 2006: 305 ff.).  
Diese Exklusivität von Netzwerken (KILPER 1994: 3) gibt nicht nur Anlass zu der Vermu-
tung der „construction of peripheralities through governance“ (HERRSCHEL 2009: 240 
ff.), sondern stellt zugleich ein Problem für die Wissenschaft dar, da der forschungs-
praktische Zugang zu empirischen Informationen nicht ohne Weiteres gegeben ist. 
Folglich muss man sich in entsprechenden Fallstudien in der Regel mit den Informatio-
nen zufrieden geben, die schriftlich dokumentiert wurden bzw. mit dem, was Beteiligte 
oder Dritte gegebenenfalls Jahre später rückblickend an Informationen und Einschät-
zungen zur Verfügung stellen können. Auf diese Weise sind die in Kapitel 2.4 herausge-
arbeiteten Untersuchungskategorien zur inneren Logik von Kooperationen jedoch nur 
noch schwer beobachtbar. In der Konsequenz ist nur eingeschränkt nachzuvollziehen, 
wie und warum Entscheidungen so getroffen wurden und nicht anders und durch wel-
che Faktoren diese beeinflusst wurden, oder auch, welche spezifischen Strategien und 
Lösungen zum Umgang mit verschiedenen Dilemmata der Handlungskoordination auf 
regionaler Ebene gegebenenfalls entwickelt und praktiziert wurden.30  
Damit wird deutlich, dass die Forschung zur inneren Logik von regionalen Kooperatio-
nen bzw. Netzwerken voraussetzungsvoll und nicht ohne Weiteres planbar ist. Dass dies 
dennoch zum zentralen Forschungsgegenstand dieser Arbeit werden konnte, ist folglich 
einer Reihe günstiger forschungspraktischer Rahmenbedingungen zu verdanken. Hier ist 
an erster Stelle die forschungsseitige Einbindung in mehrere aufeinander folgende Akti-
vitäten der Metropolregion Mitteldeutschland zu nennen. Diese Einbindung erlaubte 
einerseits eine kontinuierliche Beobachtung der Kooperation über mehrere Jahre und 
eröffnete andererseits einen dauerhaft privilegierten Zugang zu Informationen und Insi-
derwissen bezüglich der Metropolregion Mitteldeutschland. Eine entsprechende Beteili-
gung im Rahmen der Begleitforschung zu verschiedenen Projekten sowie die Erstellung 
von Studien zur oder im Auftrag der Metropolregion Mitteldeutschland bzw. ihrer Mit-
gliedsstädte erfolgte im Rahmen folgender Initiativen und Projekte: 
 Metropolregionen – Chancen der Raumentwicklung durch Polyzentralität und 
regionale Kooperation; Projekt des Forschungsprogramms "Aufbau Ost" des 
BMVBS und des BBR (2005 – 2006). 
 PolyMETREXPlus – Polycentricity and better European territorial balance; project 
supported by METREX, the Network of European Metropolitan Regions and Ar-
eas under the INTERREG IIIC programme of the European Union (2006 – 2008). 
                                             
30 Siehe hierzu auch DILLER 2005: 188. 
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 Überregionale Partnerschaften – Innovative Projekte zur stadtregionalen Koope-
ration, Vernetzung und gemeinsamen großräumigen Verantwortung; Modell-
vorhaben der Raumordnung (MORO); im Auftrag der Metropolregion Mittel-
deutschland; gefördert und unterstützt durch das BMVBS und das BBSR (2008 – 
2010). 
 Interkommunale Gewerbeflächenentwicklung in der Region Halle/Leipzig; Stu-
die zur stadtregionalen und Landesgrenzen überschreitenden Steuerung der Flä-
chennutzung im Bereich Gewerbe; im Auftrag der Stadt Leipzig im Rahmen des 
INTERREG IVB Projekts "Via Regia plus" (2009 – 2010). 
 Stadt-Land-Partnerschaften: großräumig – innovativ – vielfältig. Modellvorhaben 
der Raumordnung (MORO); gefördert und unterstützt durch das BMVBS und 
das BBSR (Antragsvorbereitung 2011, Laufzeit 2012 – 2013). 
Im Ergebnis der forschungsseitigen Beteiligung an diesen Aktivitäten ist eine umfangrei-
che empirische Basis31 entstanden (vgl. Abbildung 14). Die im Zuge der Fallstudie aus-
gewerteten Daten und Informationen wurden somit fast ausschließlich primär erhoben 
und sind mit Blick auf den Forschungsprozess in drei Kategorien einzuteilen. 
 
Dokumente & Materialien 
(1993 – 2012) 
Teilnehmende Beobachtung 
(2006 – 2011) 
Interviews & Planspiel  
(2009 – 2010) 
Beschlussvorlagen,  
Beschlüsse, Protokolle Gemeinsamer Ausschuss 
Leitfadengestützte 
Interviews: 
mit politischen Spitzen der 
Metropolregion 
mit Vertretern vom Bund 
und dem Land Sachsen 





Produkte der  
Metropolregion 
Arbeitsgremien 
Konzepte, Studien und  




Mitschriften, Gespräche mit 
Akteuren, Telefonate, E-Mails 
Planspiel zum  
Interessensausgleich 
Abbildung 14: Übersicht zur empirischen Basis der Untersuchung  
Quelle: eigene Darstellung 
                                             
31 Die exakten Quellenangaben zu Sitzungsunterlagen und weiteren Dokumenten sowie die 
Liste der Interviewpartner und Informationen zum durchgeführten Planspiel finden sich im 
Quellenverzeichnis und Anhang am Ende der Arbeit. 
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So wurden zum einen alle Dokumente und Materialien zur Metropolregion beschafft 
und ausgewertet, die im Zeitraum von 1993 bis 2012 zur und von der Metropolregion 
erstellt wurden. Ausgangspunkt war dabei der im Jahr 1993 erarbeitete und 1994 ver-
öffentlichte ‚Landesentwicklungsplan Sachsen‘, in dem der Vorläufer der späteren Met-
ropolregion Mitteldeutschland, die ‚Europäische Cityregion ‚Sachsendreieck‘, erstmalig 
erwähnt wurde. In den 1990er Jahren sowie zu Beginn der 2000er Jahre standen Do-
kumente und Materialien im Mittelpunkt, die im Zuge der MKRO-Beschlüsse zu Metro-
polregionen bzw. der damit an Bedeutung gewinnenden Debatte zu Europäischen Met-
ropolregionen in Deutschland entstanden. Mit der Initiierung einer gemeinsamen Ar-
beitsgruppe, der Erstellung eines Handlungskonzeptes und der im Jahr 2005 unter-
zeichneten Kooperationsvereinbarung durch die Oberbürgermeister waren auch erste 
Dokumente entstanden, die ihren Ursprung in der unmittelbaren Zusammenarbeit der 
Kommunen hatten. Die mit Abstand wichtigsten Materialien und Dokumente der Fall-
studienuntersuchung sind jedoch in den Jahren 2005 bis 2012 entstanden und umfas-
sen Tagesordnungen, Beschlussvorlagen, Beschlüsse und Protokolle zur Gremienarbeit 
innerhalb der Metropolregion sowie innerhalb der Mitgliedsstädte. Darüber hinaus 
konnten die E-Mail-Kommunikation, aber auch persönliche Briefwechsel zwischen den 
politischen Spitzen sowie von der Metropolregion selbst erarbeitete und überwiegend 
auch veröffentlichte Produkte ausgewertet werden. 
Die zweite und wichtigste Ressource war die Möglichkeit, die Metropolregion in den 
Jahren von 2006 bis 2011 teilnehmend zu beobachten. Dies beinhaltete die Teilnahme 
an Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses (politisches Entscheidungsgremium der 
Oberbürgermeister), des Lenkungsausschusses (Steuerungsgremium auf Arbeitsebene) 
und verschiedener Arbeitsgruppen der Metropolregion Mitteldeutschland sowie der 
Besuch der im Zweijahresrhythmus stattfindenden Metropolregionskonferenzen. Im 
Verlauf der mehrjährigen teilnehmenden Beobachtung haben sich zudem viele fachliche 
Kontakte zu den involvierten Akteuren, insbesondere zu den Vertretern aus den Mit-
gliedsstädten und Landesministerien sowie zur Geschäftsstelle der Metropolregion, er-
geben. Die direkte Beobachtung der Interaktionen zwischen den Akteuren und die per-
sönliche Kommunikation außerhalb der Gremien der Metropolregion, gerade im Vorfeld 
oder Nachgang zu Sitzungen, stellten eine weitere sehr wertvolle Ressource der empiri-
schen Arbeit dar. Zweifelsohne begibt man sich im Rahmen einer mehrjährigen teilneh-
menden Beobachtung mit vielen persönlichen Kontakten auf eine „Gratwanderung zwi-
schen Nähe und Distanz“ (PRZYBORSKI & WOHLRAB-SAHR 2008: 60) und in ein sozialwis-
senschaftliches Dilemma. Denn „[o]hne Nähe wird man von der Situation zu wenig ver-
stehen, ohne Distanz wird man nicht in der Lage sein, sie sozialwissenschaftlich zu re-
flektieren“ (EBENDA). Für den Umgang mit diesem Dilemma gibt es keine „einfachen 
Untersuchungsansatz und methodisches Vorgehen 91 
Rezepte[n]“ (EBENDA). Da diese Situation jedoch „erwartbar“ (EBENDA) ist, kann man 
den Umgang mit ihr vorbereiten. „Für den Forschungsprozess bedeutet das, sich immer 
wieder systematisch aus der Rolle des Teilnehmers zu lösen und zum Beobachter zu 
werden“ sowie durch einen „bewusst aufrechterhaltenen Kontakt nach außen“ (EBEN-
DA: 61) die Distanz zum Untersuchungsgegenstand bestmöglich zu wahren. Ersteres 
wurde im Rahmen der Arbeit vor allem dadurch realisiert, dass sich „Phasen intensiver 
Feldforschung mit Phasen distanzierter analytischer Arbeit abwechsel[ten]“ (EBENDA). 
Letzteres wurde umgesetzt, indem Zwischenergebnisse und Erkenntnisse der Arbeit 
dauerhaft in Gruppen mit beteiligten und unbeteiligten Forschern diskutiert und hinter-
fragt wurden.  
Zum Dritten bestand im Rahmen des Modellvorhabens der Raumordnung ‚Überregio-
nale Partnerschaften‘ im Jahr 2009 die Möglichkeit, mit allen politischen Spitzen der 
Mitgliedsstädte und mit Akteuren aus den sogenannten Zwischenräumen (Landräte und 
Bürgermeister kreisangehöriger Städte) sowie im Jahr 2010 mit Vertretern des Landes 
Sachsen und des Bundes Einzelgespräche zur Metropolregion Mitteldeutschland zu füh-
ren. Zudem konnte, ebenfalls im Zuge des Modellvorhabens, im Jahr 2010 ein eigenes 
Planspiel zum Interessensausgleich in polyzentrischen Partnerschaften entwickelt und 
durchgeführt werden. Das Planspiel mit insgesamt 24 Teilnehmern wurde explizit auf 
die Verhandlungssituation in der Metropolregion zugeschnitten und im Rahmen eines 
eintägigen erweiterten Lenkungsausschusses, d. h. mit den Akteuren der Metropolregi-
on selbst, durchgeführt und ausgewertet. Im Planspiel ging es im Kern darum zu be-
obachten, ob bei gleicher grundsätzlicher Ausgangslage in der Metropolregion die Ver-
änderung von Interaktionsregeln einen besseren Interessenausgleich ermöglicht, als dies 
unter den damals tatsächlich implementierten Interaktionsregeln der Fall war. 
Im Mittelpunkt der Auswertung des umfangreichen Datenmaterials standen die Ent-
scheidungen zur und innerhalb der Metropolregion Mitteldeutschland (vgl. Kapitel 3.1). 
Ausgangspunkt waren dabei alle Beschlüsse der beiden zentralen Gremien der Partner-
schaft, dem Gemeinsamen Ausschuss und dem Lenkungsausschuss der Metropolregion 
Mitteldeutschland. Zwischen Januar 2005 und November 2012 fanden insgesamt 58 
Gremiensitzungen32 dieser beiden Ausschüsse statt, in denen mehrere hundert gemein-
same Entscheidungen getroffen bzw. Beschlüsse gefasst wurden. Diese Beschlüsse stel-
len die zentrale Analyseeinheit (vgl. YIN 2009: 29) der Arbeit dar.  
YIN (2003: 89) weist zurecht auf folgendes methodisches Problem bei der Auswertung 
hin: „Most archival records were produced for a specific purpose and a specific audi-
32 Eine Einzelauflistung aller Sitzungen mit Sitzungsort und Datum ist im Quellenverzeichnis zur 
Metropolregion am Ende der Arbeit zu finden. 
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ence (other than the case study investigator), and these conditions must be fully appre-
ciated in interpreting the usefulness and accuracy of the records.” Insofern waren die 
tatsächlich in den Protokollen dokumentierten Entscheidungen und Beschlüsse nur der 
Startpunkt für die Analyse und Interpretation und somit eine wichtige, jedoch keines-
wegs eine hinreichende Quelle. Vielmehr wurde, ausgehend von diesen Entscheidungen 
und Beschlüssen und der in den Gremien hierzu geführten Debatten, das gesamte zur 
Verfügung stehende empirische Material (vgl. Abbildung 14) diesbezüglich ausgewer-
tet. Dabei wurden wesentliche Informationen, beispielsweise zu Interessen und Positio-
nen einzelner Partner oder Beschlussvorlagen, bereits vor den eigentlichen Sitzungen 
zusammengetragen und gesichtet. Die kontinuierliche Teilnahme an den Sitzungen er-
möglichte es, die offiziell bestätigten Protokolle durch eigene Mitschriften sowie Infor-
mationen aus Gesprächen am Rande der Sitzungen zu ergänzen. Der überwiegende Teil 
der zur Interpretation relevanten Daten wurde somit schon im Vorfeld bzw. im Verlauf 
der Sitzungen erfasst. Gespräche im Nachgang zu spezifischen Entscheidungen sowie 
auch die Interviews mit den kommunalpolitischen Spitzen und den Vertretern von Bund 
und Ländern dienten insbesondere zur Klärung noch offener Fragen sowie zur Reflekti-
on und Absicherung der gewonnenen Erkenntnisse. 
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4. Zum kollektiven Handeln kommunaler Akteure in der 
Praxis – Empirische Befunde zur Metropolregion 
Mitteldeutschland 
4.1 Initiierung einer neuen politischen Handlungsebene (1993 – 2002) 
4.1.1 Bundespolitischer Hintergrund einer Metropolregion in Sachsen 
Die Perspektive auf die großen deutschen Städte hat sich in der deutschen Raumord-
nungspolitik seit dem Beginn der 1990er Jahre grundlegend gewandelt. Während in 
den 1980er Jahren noch eine problemorientierte Sicht dominierte, wurden seit den 
1990er Jahren zunehmend die besonderen Funktionen und Potenziale in den Mittel-
punkt gestellt. Damit einher ging unter anderem ein begrifflicher Wandel von Agglome-
rationsräumen bzw. Verdichtungsräumen hin zu Metropolregionen. 
Einen ersten Beleg hierfür stellt der Raumordnungspolitische Orientierungsrahmen  
(ORA) aus dem Jahr 1993 dar, in welchem noch beide Perspektiven zum Tragen kom-
men. So findet man dort einerseits im traditionellen Duktus die Hinweise auf die „Über-
lastungstendenzen“ und identifiziert „hoch belastete Stadtregionen“33 bzw. „Stadtregi-
onen mit teilweise erheblichen Belastungen“34 (BMBAU 1993: 6). Zugleich misst man 
den größeren Stadtregionen eine erhebliche Bedeutung als „regionale Wachstumsmo-
toren für die räumliche Entwicklung des Bundesgebietes insgesamt“ zu (EBENDA). Zu-
dem findet sich erstmalig ein Hinweis auf die Verknüpfung der bundesdeutschen und 
der europäischen Raumentwicklungspolitik und den im Zuge der weiteren europäischen 
Integration erwarteten Wettbewerb zwischen Regionen. Die europäische bzw. interna-
tionale Dimension kommt unter anderem in der ‚Karte (A) Siedlungsstrukturelle Aus-
gangssituation‘ zum Ausdruck, in der elf deutsche „Agglomerationen mit internationaler 
bzw. großräumiger Ausstrahlung“ (BMBAU 1993: 6) hervorgehoben werden (vgl. Ab-
bildung 15). Dies stellt insofern ein Novum dar, als das erstmalig einige wenige Stadtre-
gionen in Deutschland oberhalb des in der deutschen Raumordnung fest verankerten 
Zentrale-Orte-Systems herausgehoben werden.  
Die Bezeichnung ‚Siedlungsstrukturelle Ausgangssituation‘ suggeriert dabei eine analyti-
sche Grundlage, jedoch erfolgte die Auswahl der „Agglomerationen mit internationaler 
bzw. großräumiger Ausstrahlung“ (EBENDA) nicht auf Basis von spezifischen Kriterien 
                                             
33 Als solche werden benannt: Berlin, Hamburg, das Ruhrgebiet, der Raum Düsseldorf/Köln, der 
Großraum Frankfurt, der Großraum Stuttgart und der Großraum München. 
34 Hier werden genannt: Bremen, Hannover, Saarbrücken, Mannheim, Nürnberg, Leipzig und 
Dresden. 
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oder Indikatoren. Sie ist auch nicht das Ergebnis politischer Verhandlungen, wenngleich 
der ORA durch die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO), einem Bund-Länder-
Gremium, beschlossen und somit politisch legitimiert wurde. Vielmehr wurden diese 
Räume auf der Basis des impliziten analytischen Wissens der in der damaligen Bundes-
anstalt für Landeskunde und Raumforschung (BfLR) zuständigen Bearbeiter ausgewählt.  
Auch die Größe der Sechsecke bildet nicht, wie in vielen Studien zu Städtesystemen üb-
lich, spezifische Indikatoren ab, sondern resultiert schlicht aus der Größeneinteilung der 
Sechsecke auf der damals zur Verfügung stehenden Zeichenschablone (INT 1135). 
Erkennbar ist, dass man in Ostdeutschland, neben dem Sonderfall Berlin36, nur bezüglich 
der sächsischen Landeshauptstadt Dresden und dem Agglomerationsraum um die Zen-
tren Halle (Sachsen-Anhalt) und Leipzig (Sachsen) die Erwartung hatte, dass diese über 
eine Ausstrahlung jenseits nationaler Grenzen verfügen werden.  
Welche Entwicklung die ostdeutschen Städte in Zukunft tatsächlich nehmen würden, 
war zum damaligen Zeitpunkt schwer einzuschätzen. Die Hervorhebung beider ostdeut-
scher Räume ist daher vor allem vor dem Hintergrund der deutschen Wiedervereini-
gung, dem politisch erwünschten Aufholprozess Ostdeutschlands (‚Blühende Land-
schaften‘37) und dem europäischen Einigungsprozesses sowie der Öffnung Richtung 
Osteuropa zu sehen. Die faktischen Funktionen und möglichen Stärken beider Räume 
spielten dabei nur eine untergeordnete Rolle.  
 
                                             
35 Insgesamt wurden 17 Interviews mit kommunalpolitischen Spitzen (Oberbürgermeister, Land-
räte) der Metropolregion und dessen Partner sowie mit Verwaltungsmitarbeitern von Landes- 
und Bundesministerien geführt. Eine vollständige Übersicht zu den Gesprächspartnern ist im 
Quellenverzeichnis zur Metropolregion am Ende der Arbeit einsehbar. Zur Wahrung der Ano-
nymität der Interviewpartner bezüglich spezifischer Aussagen wurde eine Kodierung vorge-
nommen. Entsprechend werden Aussagen aus den Gesprächen im Text mit ‚INT 1‘ bis ‚INT17‘ 
belegt.  
36 Berlin stellt insofern einen Sonderfall dar, als dass es zwar in Ostdeutschland gelegen ist, aber 
natürlich mit den beiden ehemals politisch getrennten west- und ostberliner Teilen keine klassi-
sche ostdeutsche Stadt bzw. Agglomeration darstellt.   
37 Zitat des damaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl mit Blick auf die zu erwartende Zukunft der 
ostdeutschen Bundesländer. 
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Abbildung 15: Karte (A) Siedlungsstrukturelle Ausgangssituation  
Quelle: BMBAU 1993: 5 
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4.1.2 Ausrufung der ‚Europäischen Cityregion Sachsendreieck‘ im LEP Sachsen 
1994 
Die Erwartung, dass die großen Stadtregionen zukünftig eine wachsende Bedeutung 
erfahren werden, wurde auch von Akteuren der sächsischen Landesplanung geteilt, 
welche parallel zur Diskussion in der MKRO im Jahr 1993 mit der Erarbeitung des ersten 
sächsischen Landesentwicklungsplans befasst waren. Folglich wollte man im damals für 
Landesplanung zuständigen Sächsischen Staatsministerium für Umwelt und Landwirt-
schaft (SMUL) dafür Sorge tragen, dass Sachsen in dem zu erwartenden europäischen 
Standortwettbewerb, insbesondere mit Blick auf den Ausbau des europäischen Ver-
kehrsinfrastrukturnetzes (TEN-V), gut aufgestellt ist. Während über dieses Ziel Einigkeit 
herrschte, wurde die Frage, welche der sächsischen Zentren diesbezüglich hervorgeho-
ben werden sollten, kontrovers diskutiert. So hatte man mit Dresden und Leipzig doch 
zumindest zwei Zentren vergleichbarer Größenordnung, die jedoch in ihrer Bedeutung 
damals beide hinter den anderen im ORA hervorgehobenen großstädtischen Konkur-
renten (vgl. Abbildung 15) im westlichen Teil Deutschlands deutlich zurückstanden.  
In der Diskussion, welche der beiden Zentren im Landesentwicklungsplan (LEP) Sachsen 
als Stadtregion von europäischer Bedeutung positioniert werden sollte, wurde Leipzig, 
insbesondere aufgrund der verkehrsstrategisch günstigeren Lage, aber auch durch die 
Nähe zur Stadt Halle (Sachsen-Anhalt) und dem damit verbunden Bevölkerungs- und 
Wirtschaftspotenzial, die besseren Chancen eingeräumt.38 Jedoch wäre es nachvollzieh-
bar schwierig geworden, die Stadt Leipzig und nicht die Landeshauptstadt Dresden in 
den Mittelpunkt zu stellen und zu erwarten, dass eine Landesregierung dem zustimmen 
würde. Es gab jedoch auch eine dritte Sicht innerhalb der Landesplanung, welche die 
traditionell wirtschaftsstarke Industrieregion des Verflechtungsraums Chemnitz/Zwickau 
als dritten großen Agglomerationsraum in Sachsen ins Feld führte, dem eine Landespla-
nung ebenfalls gerecht werden müsse. Zudem konnte die Region mit dem Neubau ei-
nes VW-Werks im heutigen Zwickauer Stadtteil Mosel bereits in den Jahren 1990/91 
eine bedeutende Großinvestition vorweisen. 
Die Tatsache, dass man keinen der drei großen sächsischen Agglomerationsräume au-
ßen vor lassen wollte, führte letztlich zu einem Kompromiss, der alle drei Agglomerati-
onsräume in einer Metropolregion zusammenführen sollte. Die ‚Europäische Cityregion 
Sachsendreieck‘ wurde ausgerufen und als Ziel im LEP Sachsen verankert (vgl. Abbil-
dung 16).  
                                             
38 Die Tatsache, dass der leitende Landesplaner der damaligen Zeit aus Leipzig kam, mag dabei 
auch eine Rolle gespielt haben. 
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Abbildung 16: ‚Europäische Cityregion Sachsendreieck‘ im Landesentwicklungsplan Sachsen 
1994 
Quelle: SMUL 1994: Karte 1/Zielkarte 
Somit hatte man einerseits eine zufriedenstellende innersächsische Lösung gefunden 
und andererseits den Entwicklungsunterschied zu den wirtschaftsstarken Stadtregionen 
im westlichen Teil Deutschlands auf dem Papier abgeschwächt, indem man die Funktio-
nen der drei Agglomerationen verbal bündelte und aus deren Zusammenwirken eine 
europäische Bedeutung ableitete.  
Folglich wurde als Grundsatz formuliert: „Die Städte Dresden, Leipzig, Chem-
nitz/Zwickau sollen durch den Ausbau ihrer räumlichen Verflechtungen zur Europäi-
schen Cityregion ‚Sachsendreieck‘ entwickelt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit des 
Freistaates Sachsen innerhalb Europas zu stärken“ (SMUL 1994: Z-9). 
Als Ziel wurde zudem benannt: „Das ‚Sachsendreieck‘ soll in die transeuropäischen Inf-
rastrukturnetze (Verkehr, Energie, Kommunikation) eingebunden werden“ (SMUL 
1994: Z-10).  
Weiterhin solle sich das ‚Sachsendreieck‘ „zu einer bedeutsamen Wirtschafts- und 
Technologieregion entwickeln. Im Wettbewerb um Einrichtungen europäischer Bedeu-
tung sollen die Städte Dresden, Leipzig, Chemnitz/Zwickau kooperieren“ (SMUL 1994: 
Z-11).
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Letztlich legte man im LEP von 1994 auch den Grundstein für eine landesübergreifende 
Kooperation, indem man als abschließendes Ziel zum ‚Sachsendreieck‘ formulierte: „Bei 
dem Ausbau des ‚Sachsendreiecks‘ zur Europäischen Cityregion sind die engen Ver-
flechtungen zwischen den Oberzentren Leipzig und Halle als regionales Entwicklungs-
potential besonders zu berücksichtigen“ (SMUL 1994: Z-11).  
4.1.3 Die Metropolregion ‚Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ als Nachzügler im 
Kreise der Europäischen Metropolregionen in Deutschland 
Fortan bemühte sich die sächsische Landesplanung erfolgreich darum, die Akzeptanz für 
das geschaffene Konstrukt im Rahmen der MKRO zu erhöhen. Dies ging im darauffol-
genden Jahr (1995) mit einer ersten Namensänderung einher. So hatte die Verständi-
gung der zuständigen Landesministerien auf den Einbezug der Stadt Halle zur Folge, 
dass man künftig nicht mehr vom ‚Sachsendreieck‘, sondern von der Metropolregion 
‚Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ (BMBAU 1995: 28) sprach. Während der Name auf Lan-
des- bzw. Bundesebene als tragfähiger Kompromiss erschien, wurde damit zugleich die 
Grundlage für einen zentralen Konflikt innerhalb der späteren Partnerschaft, dem der 
Namensgebung, gelegt (vgl. Kapitel 4.3).  
Nachdem die Stadtregion ‚Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ zunächst als „potentielle Met-
ropolregion europäischen Zuschnitts“ im Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen 
(HARA) aufgenommen wurde (BMBAU 1995: 28), erfolgte 1997 die Anerkennung im 
Rahmen der MKRO als siebte Europäische Metropolregion in Deutschland (MKRO 
1997)39. Im HARA hatte man bei der Ernennung der Metropolregionen zugleich die 
damit verbundenen Erwartungen deutlich gemacht: „Als ‚Motoren‘ der gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung sollen sie den europäischen 
Integrationsprozess beschleunigen“ (BMBAU 1995: 27).  
Dass man das Konstrukt ‚Halle/Leipzig-Sachendreieck‘ in den Kreis der ‚Motoren‘ auf-
nahm hatte dabei weniger mit der Leistungsfähigkeit des Raums zu tun, dessen wirt-
schaftliche Kennzahlen weit hinter denen der anderen sechs benannten Metropolregio-
nen zurückstanden, als vielmehr mit der Erwartung und Hoffnung, mit der Ernennung 
einer Metropolregion in Ostdeutschland40 den Aufholprozess der ostdeutschen Bundes-
länder im Zuge der deutschen Wiedervereinigung zu unterstützen (INT 11). Dies war 
auch deshalb ohne Weiteres möglich, da die Auswahl der sieben Metropolregionen le-
                                             
39 Die anderen sechs Europäischen Metropolregionen in Deutschland waren Ber-
lin/Brandenburg, Hamburg, München, Rhein-Main, Rhein-Ruhr und Stuttgart. 
40 Berlin wird und wurde auch damals schon als ‚Sonderfall‘ und nicht etwa als ostdeutsche 
Metropolregion gesehen. 
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diglich mit dem Hinweis auf zugrunde gelegte „Orientierungsmerkmale“ (Lagegunst, 
Bevölkerungszahl etc.) begründet wurde, ohne dass eine weitere Konkretisierung vor-
genommen wurde (BMBAU 1995: 27 f.). Die sieben ernannten Metropolregionen waren 
somit Ergebnis eines politischen Verhandlungsprozesses, auch wenn die Grundlagen für 
die Diskussion auf impliziten analytischen Kenntnissen im zuständigen Bundesministeri-
um beruhten (INT 11). Bei einer stringenten quantitativen Untersetzung wäre nicht nur 
die tatsächliche Diskrepanz der Metropolregion ‚Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ zu den 
anderen sechs ernannten Metropolregionen deutlich geworden, sondern insbesondere 
auch zu anderen wirtschaftsstarken Räumen wie z. B. Nürnberg, Rhein-Neckar oder 
Hannover, die bis dato dieses Label noch nicht erhalten hatten.  
Dabei bleibt generell festzuhalten, dass die Mitte der 1990er Jahre zu beobachtende 
Akzentverschiebung in der deutschen Raumordnungspolitik zugunsten einer Konzentra-
tion auf wenige Zentren des Landes an keiner publizierten Stelle eine nachvollziehbare 
statistische Untersetzung erfahren hatte. Dass dies weder zu (kommunal-)politischem 
Protest noch zu einer umfassenden wissenschaftliche Diskussion und Kritik geführt hat, 
zeigt, dass zu diesem Zeitpunkt das Thema Metropolregion vor allem ein Bund-Länder-
Thema unter europäischem Einfluss war, das kommunalpolitisch hinter anderen Initiati-
ven und Konzepten des HARA (z. B. Städtenetze41, REK) klar zurückstand (SCHMITT 
2009: 65). Erst viel später, als der Metropolregionsansatz ab dem Jahr 2000 weiter an 
Bedeutung gewonnen hatte, regte sich kommunaler Widerstand42 gegen den Status 
quo der in den 1990er Jahren gefassten Beschlüsse bzw. erfolgte eine kommunalpoliti-
sche Reaktion auf das Metropolregionskonzept43. 
Wie WIECHMANN (2009) und SCHMITT (2009) sehr gut aufzeigen, war der deutsche Dis-
kurs in den 1990er Jahren vor allem von der Debatte um die europäische Raumentwick-
lung und das damals in der Erstellung befindliche ‚Europäische Raumentwicklungskon-
zept‘ (EUREK) beeinflusst.  
Auch innerhalb Sachsens fand die Diskussion um Metropolregionen zunächst keinen 
kommunalpolitischen Widerhall. Die Tatsache, dass im sächsischen Landesentwick-
lungsplan eine Kooperation der Zentren Chemnitz/Zwickau, Dresden, Leipzig und der 
                                             
41 Vergleiche hierzu auch BBRB 1999. 
42 Die kontroversen Diskussionen um die Anerkennung weiterer Metropolregionen sowie zum 
Einbezug der ländlichen Räume in das Metropolregionskonzept werden in SCHMITT (2009) sehr 
gut nachvollziehbar dargestellt.    
43 Hierzu zählt vor allem die Diskussion um die Rolle von Mittelstädten in Zeiten einer Metropo-
litanisierung. Diesbezüglich sei auf die Diskurse zu ‚Regiopolen‘ verwiesen (u. a. Ahring & 
Reuther 2007). 
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Stadt Halle (Sachsen-Anhalt) unter dem Dach einer Metropolregion propagiert wurde, 
hat man auf kommunaler Ebene bestenfalls registriert. Die Konkurrenz der Zentren um 
Investitionen ließen Gedanken der Kooperation geradezu abwegig erscheinen. 
Während die Diskussion um Metropolregionen auf europäischer (WIECHMANN 2009: 
116 ff.) und nationaler (SCHMITT 2009: 66 und 2007: 12 ff.) Ebene ab dem Jahr 2000 
deutlich an Fahrt aufnahm und in anderen Metropolräumen es bereits intensive lokalpo-
litische Bemühungen zum Aufbau einer ‚Regional Governance‘ gab (LUDWIG ET AL. 
2008), blieben die Erfolge der sächsischen Landesplanung bezüglich der Positionierung 
des Sachsendreiecks lokalpolitisch weiterhin unbedeutend.  
Auch die Konstituierung des ‚Initiativkreises Europäische Metropolregionen in Deutsch-
land‘ (IKM) im Jahr 2001 sollte daran nichts ändern. So war die Metropolregion ‚Hal-
le/Leipzig-Sachsendreieck‘ zwar wie alle anderen bis dahin von der MKRO anerkannten 
Metropolregionen sowie die Region Hannover in diesem Zusammenschluss auf nationa-
ler Ebene offizielles Mitglied, an den Sitzungen nahmen zunächst jedoch die Vertreter 
der sächsischen Landesplanung teil. 
In Sachsen-Anhalt legte man den Fokus indessen auf die engere mitteldeutsche Region 
um Halle und Leipzig und setzte im Landesentwicklungsplan im Jahr 1999 als Ziel fest: 
„Der Ordnungsraum Halle aggregiert mit dem unmittelbar angrenzenden Verdich-
tungsraum Leipzig zu einer Metropolregion mit europäischer Bedeutung“ 
(MBV 1999: 9). Das Wort ‚Sachsendreieck‘ findet sich hingegen nicht wieder. 
Auch auf Ebene des Bundes konnte man mit dem sächsischen Konstrukt lange Zeit we-
nig anfangen. Noch im Raumordnungsbericht aus dem Jahr 2000 wird von dem „sog. 
Sachsendreieck (Dresden, Halle, Leipzig)“ gesprochen, womit suggeriert wird, dass die 
drei genannten Städte die Ecken des Dreiecks darstellen. Tatsächlich bildeten natürlich 
die Städte Halle und Leipzig zusammen eine Ecke des Dreiecks und Dresden eine zweite 
Ecke. Die dritte Ecke, der Agglommerationsraum um die Städte Chemnitz und Zwickau, 
wird in dem Dokument hingegen überhaupt nicht erwähnt (BBR 2000B: 318). 
4.2 Bottom-up-Konstituierung der Partnerschaft (2002 – 2005) 
4.2.1 Richtungsentscheid zur ‚Europäischen Metropolregion Sachsendreieck‘ im 
Rahmen der Fortschreibung des sächsischen Landesentwicklungsplans 
2003 
Während der, seit dem Jahr 2000 spürbare, Bedeutungszuwachs des Konzepts der eu-
ropäischen Metropolregionen in Deutschland das Engagement der sächsischen Landes-
planung zur Positionierung des Sachsendreiecks zu bestätigen schien, musste man zu-
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gleich seitens der Landesplanung mit einer gewissen Ernüchterung feststellen, dass es 
im Gegensatz zu vielen anderen Regionen nicht gelungen war, dem Konzept kommu-
nalpolitisches Leben einzuhauchen.  
Wie schon bei der ‚Erfindung‘ des Sachsendreiecks, sollte auch nun wieder der sächsi-
sche Landesentwicklungsplan eine wichtige Rolle für die weitere Entwicklung spielen. 
Die bevorstehende Fortschreibung des landesplanerischen Dokuments nahm die sächsi-
sche Landesplanung 2002 zum Anlass, einen erneuten Vorstoß zur Konstituierung der 
Partnerschaft zu unternehmen. So hatte man seitens der sächsischen Landesplanung 
signalisiert, im neuen Landesentwicklungsplan nicht am ‚Sachsendreieck‘ festhalten zu 
wollen, nachdem es acht Jahre nur auf dem Papier existiert hatte. Zwar war man im 
Ministerium weiterhin von der Nützlichkeit dieses Ansatzes überzeugt, wäre aber auch 
bereit gewesen, diesen nicht weiter zu verfolgen, wenn von kommunaler Ebene keine 
entsprechenden Signale zur Kooperation erkennbar gewesen wären (INT 1).  
Aus kommunaler Sicht war eine möglicherweise fehlende politische Unterstützung 
durch den Landesentwicklungsplan als verschmerzbar eingestuft wurden. So hatte man 
dem Konzept bis dahin ohnehin wenig abgewinnen können und kein Eigeninteresse an 
einer Kooperation gezeigt (PG44 sowie FEDERWISCH 2012: 143). An der faktischen Situa-
tion hätte sich demnach nichts geändert. Insofern zog man sich weiterhin auf die Positi-
on zurück, dass dies eine landesplanerische Erfindung sei, deren Untersetzung in den 
Kommunen keine hohe Priorität hat. Erst als klar wurde, dass man die Kooperation sei-
tens des Landes nicht nur symbolisch, sondern auch finanziell unterstützen würde, 
konnte man sich auf den faktischen Beginn der kommunalen Zusammenarbeit einigen 
(siehe folgendes Kapitel).  
Folglich fand das Sachsendreieck Eingang in den sächsischen Landesentwicklungsplan 
2003, in welchem man an den 1994 formulierten Zielen des ersten LEP’s festhielt und 
neue Ziele hinzufügte. Wiederum spielte die Einbindung der vier sächsischen Städte in 
die transeuropäischen Netze sowie die bessere Vernetzung untereinander eine zentrale 
Rolle (Ziel 2.2.4). Darüber hinaus gehe es insbesondere darum, die „internationale Be-
kanntheit Sachsens“ zu stärken (Ziel 2.2.2) und das Sachsendreieck zu einer „bedeut-
samen europäischen Wirtschafts- und Technologieregion“ zu entwickeln (Ziel 2.2.3). 
                                             
44 PG = Persönliche Gespräche. Im Rahmen der teilnehmenden Beobachtung wurden viele per-
sönliche Gespräche mit den Mitgliedern der Gremien der Metropolregionen bzw. der Stadtver-
waltungen in den Mitgliedsstädten geführt und in eigenen Mitschriften und Gedächtnisproto-
kollen festgehalten. Diese wurden jedoch nicht in Form strukturierter Interviews geführt und 
werden daher nicht durch das Kürzel ‚INT‘ (siehe Fußnote 35) belegt. Wenn Aussagen auf Basis 
dieser Gespräche erfolgen, werden diese mit dem Kürzel ‚PG‘ gekennzeichnet. 
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Im Ziel 2.2.3 wurde zudem der Wunsch geäußert, dass die vier sächsischen Städte 
„durch enge Kooperation mit ihrem jeweiligen Umland zu eigenständigen Wirtschafts-
regionen von nationaler Bedeutung entwickelt werden“ (SMI 2004). Zudem sollen 
durch den „Ausbau von Schienen- und Straßenverbindungen“ die Verflechtungen der 
vier Städte mit den peripher gelegenen Räumen Sachsens vertieft werden (Ziel 2.2.5). 
Letztlich sollen „Ausstrahlungs- und Vernetzungseffekte“ zu benachbarten Ober- und 
Mittelzentren und in Regionen, die an den Freistaat Sachsen angrenzen, entstehen (Ziel 
2.2.6). 
In der Begründung zu den Zielen heißt es, dass unter anderem aufgrund der räumlichen 
Entfernung der Städte des Sachsendreiecks für die Entwicklung zur europäischen Met-
ropolregion das Instrument ‚Städtenetz‘ zugrunde gelegt wird (SMI 2004: 8). Zugleich 
wird an mehreren Stellen auf die erhofften Ausstrahlungseffekte in periphere Räume 
hingewiesen (EBENDA). Um den Wunsch nach Kooperation der Städte mit ihrem Umland 
zu untermauern, wurden seitens des Landesplanung sogenannte ‚oberzentrale Koopera-
tionsräume‘ vorgeschlagen (vgl. Abbildung 17), innerhalb derer die klassischen Heraus-
forderungen einer Stadt-Umland-Entwicklung (Suburbanisierung etc.) kooperativ auf- 
Abbildung 17: Raumstruktur. Karte 1 (Festlegungskarte). Landesentwicklungsplan Sachsen 
2003 
Quelle: SMI 2004 
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Abbildung 18: Optionen der Raumentwicklung. Karte 4 (Erläuterungskarte). Landesentwick-
lungsplan Sachsen 2003 
Quelle: SMI 2004 
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gegriffen werden sollten (EBENDA: 8 f.). Zudem wird in der Begründung zu den Zielen 
2.2.5 und 2.2.6 die Einbindung des Oberzentrums Plauen und des Oberzentralen Städ-
teverbundes Bautzen-Görlitz-Hoyerswerda in die Vorhaben des Sachsendreiecks ange-
regt (EBENDA: 9), (vgl. Abbildung 18). 
In den Festlegungen und Erläuterungen des sächsischen Landesentwicklungsplans 2003 
stehen somit drei Aspekte im Mittelpunkt. Dies ist zum einen die stärkere Vernetzung 
der drei großen sächsischen Agglomerationsräume Chemnitz/Zwickau, Dresden und 
Leipzig (mit Halle), die zum zweiten gemeinsam europäische Bedeutung erlangen und 
zum dritten ihr unmittelbares Umland und periphere Regionen Sachsens quasi im 
Schlepptau im internationalen Standortwettbewerb ‚mitziehen‘ sollen. Zeitgleich zur 
Erarbeitung des LEP’s Sachsen 2003 begann die kommunalpolitische Zusammenarbeit 
der vier sächsischen Städte und der Stadt Halle in Sachsen-Anhalt. 
4.2.2 Gründung einer Arbeitsgruppe und Erstellung eines Handlungskonzepts 
Praktisch geschah dies zunächst durch die Einsetzung einer Arbeitsgruppe, in der Ver-
treter der sächsischen Städte Chemnitz, Dresden, Leipzig und Zwickau sowie der sächsi-
schen Landesplanung beteiligt waren. Im weiteren Verlauf entsandten auch die Stadt 
Halle und die sachsen-anhaltische Landesplanung ihre Vertreter in die Arbeitsgruppe.  
Landesentwicklungspläne, wonach nicht nur die fünf Städte, sondern auch die drei Ag-
glomerationsräume kooperieren sollten (vgl. Abbildung 19). Im Ergebnis der Stärken-
Schwächen-Analyse konstatierte man der Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 
im Wettbewerb der deutschen Metropolregionen, im „guten Mittelfeld“ zu liegen. 
Stärken wären demnach die „in Ostdeutschland hervorgehobene Position bei der Ent-
scheidungs- und Kontrollfunktion“, eine „sehr gut ausgeprägte Wettbewerbs- und In-
novationsfunktion“ und ein „guter Zugang zu Menschen, Märkte und Wissen“. Als 
Schwächen wurden hingegen die „geringe internationale Bedeutung im Bereich der 
ökonomischen Entscheidungs- und Kontrollfunktion“ und die „teilweise noch unzu-
reichende nationale und internationale verkehrliche Anbindung“ (EBENDA) identifiziert. 
Als Motto für die Metropolregion wählte man “Zukunftsweisend für Umbau, Hoch-
technologie und Lebensqualität in Europa“ (EBENDA: 8) und stellte damit zum einen die 
Transformationserfahrung der Region nach der deutschen Wiedervereinigung in den 
Mittelpunkt und andererseits die traditionelle Stärke Sachsens im industriellen und tech-
nologischen Bereich heraus. Insbesondere Ersteres sollte der Metropolregion zu einem 
Alleinstellungsmerkmal verhelfen und somit auch hinweisgebend für viele Transformati-
onsländer Mittelosteuropas sein, die das Sachsendreieck als einen Ansprechpartner mit 
Brückenfunktion zwischen dem westlichen und dem östlichen Europa wahrnehmen soll-
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ten. Mit der Betonung der Lebensqualität und dem Bezug zur europäischen Dimension 
befand man sich hingegen im großen Kanon der deutschen Metropolregionen, in deren 
Programmatik man ähnliche Perspektiven finden konnte. 
Abbildung 19: Deckblatt des Handlungskonzeptes der Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsen-
dreieck 
Quelle: Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 2005 
Wie stark der nationale Diskurs um Metropolregionen bereits in dieser Phase prägend 
für lokale und regionale Aktivitäten wirkte, zeigen die acht im Handlungskonzept aus-
gewiesenen Handlungsfelder. Dabei sind es weniger die Handlungsfelder45 selbst, als 
vielmehr die Tatsache, dass man diese den zum damaligen Zeitpunkt auf nationaler 
Ebene viel diskutierten Metropolfunktionen (Entscheidungs- und Kontrollfunktion, 
Wettbewerbs- und Innovationsfunktion, Gatewayfunktion) zuordnete. Das maßgeblich 
von HEINRICH BLOTEVOGEL46 entwickelte Konzept war in Deutschland der einflussreichste 
Ansatz zur empirischen Untersetzung der Metropolregionsdebatte. Folglich wurde es 
vom Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung aufgegriffen und fand als Messkon-
45 Diese sind „Politik und Gesellschaft“, „Wirtschaft und Unternehmen“, „Wirtschaftsstruktur“, 
„Wissenschaft und Forschung“, „Soziokultur und Lebensqualität“, „Anbindung und Mobilität“, 
„Information und Wissen“ sowie „Markterschließung“ (METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-
SACHSENDREIECK 2005: 8). . 
46 Für jüngere Aufsätze des Autors vgl. BLOTEVOGEL & DANIELZYK 2009 sowie BLOTEVOGEL & 
SCHULZE 2009.  
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zept für Metropolfunktionen unter anderem Eingang in die Bundesraumordnungsbe-
richte 2000 und 2005 (vgl. BBR 2000B und BBR 2005).  
Darüber hinaus wurden im Rahmen des Handlungskonzepts verschiedene Aspekte be-
handelt, die in den Folgejahren die Interaktion zwischen den beteiligten Partnern prä-
gen sollte. Hierzu zählten unter anderem die Diskussionen um den Namen und das Lo-
go der Metropolregion, die Organisations- und Finanzierungsstruktur sowie die räumli-
che Abgrenzung der Kooperation. Dabei kristallisierte sich bereits zum damaligen Zeit-
punkt ein Konflikt zwischen den Partnern um die Namensgebung heraus, der  letztlich bis 
zum Jahr 2009 andauern sollte. Der aus der oben beschriebenen historischen Entwick-
lung hervorgegangene Name Metropolregion ‚Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ war vor 
allem für die Landeshauptstadt Dresden nicht tragbar, da die beiden Städte Leipzig und 
insbesondere Halle „überbewertet herausgehoben“ würden. Eine Reduzierung auf den 
einfachen Namen Sachsendreieck würde hingegen den sachsen-anhaltischen Teil mit 
Halle ausschließen. Beide Varianten hätten den Nachteil, dass „unklar bleibt, welche 
Städte zu den drei Polen des Sachsendreiecks gehören“ und dass sie die „internationale 
Bekanntheit“ Dresdens nicht nutzen (Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 
2005: 87). Folglich versuchte man im Rahmen des Handlungskonzepts anhand der Kri-
terien ‘Inhalt‘, ‚Assoziation‘, ‚Alleinstellung‘, ‚Identifikation‘ und ‚Klang‘ alternative Na-
mensvorschläge zu entwickeln (vgl. Abbildung 20).  
Abbildung 20: Vorschläge zur Namensgebung aus dem gemeinsamen Handlungskonzept 
(2005) 
Quelle: Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 2005: 87 
Im Ergebnis kamen die Verfasser des Handlungskonzepts zu der Empfehlung den Na-
men ‚Metropolregion Dresden-Leipzigplus‘ zu wählen, da dieser einen hohen Wiederer-
kennungswert habe und die „überregional wirksamen Zentren“ benannt werden. Sei-
tens der AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck wurde der Name „Sachsendreieckplus“ in die 
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engere Wahl genommen. Die Diskussion und Entscheidung zum Namen wurde auf das 
erste Treffen der Oberbürgermeister im Rahmen des neu geschaffenen ‚Gemeinsamen 
Ausschusses‘ im November verlagert im (vgl. Kapitel 4.3.1).  
Die im Handlungskonzept vorgeschlagene Organisationsstruktur basierte auf mehreren norma-
tiven Kriterien47 sowie dem Status quo, nachdem die Städte Chemnitz, Dresden, Halle, Leipzig 
und Zwickau Mitgliedsstatus hatten und als Gremien bereits die AG Halle/Leipzig-
Sachsendreieck sowie eine Oberbürgermeisterrunde bestanden (METROPOLREGION HAL-
LE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2005: 88). Vor dem Hintergrund der Entwicklung der Metropolregi-
on bis zum damaligen Zeitpunkt wurde von den Verfassern des Handlungskonzepts „als erster 
Entwicklungsschritt empfohlen, eine ‚Metropolregion mit Charakter eines Städtenetzes‘ zu 
gründen (vgl. Abbildung 21). 
Abbildung 21: Vorschlag zur Organisationsstruktur der Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsen-
dreieck aus dem gemeinsamen Handlungskonzept im Jahr 2005 
Quelle: Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 2005: 89 
Die Konzentration auf die beteiligten fünf Städte als formale Mitglieder und der Formie-
rung als Städtenetz war zum damaligen Zeitpunkt mit Blick auf den Aufbau und Erhalt 
der Handlungsfähigkeit empfohlen worden, da die Gefahr einer Überforderung der Ak-
47 Diese waren „Kompetenzen für strategische Planung“, „Entwicklung und Umsetzung von 
Projekten“, „Flexibilität und Handlungsspielraum“, „Transparenz der Arbeitsstruktur“, „Hohe 
Arbeits- und Handlungsfähigkeit“,  „Effizienter Kosten- und Organisationsaufwand“, „Einbin-
dung in bestehende Arbeitsstrukturen“ und „Integration von regionalen Akteuren“ (METROPO-
LREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2005: 88). 
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teure bestand. So zeichneten sich anhand der jungen Kooperationshistorie bereits meh-
rere Konfliktlinien ab, die aus der Konkurrenz der Kommunen und der Beteiligung zwei-
er Bundesländer entstanden und die wie in einem Brennglas in der Namensdiskussion zu 
beobachten waren. Eine Beteiligung weiterer Gebietskörperschaften oder von Akteuren 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft im Sinne einer formalen Mitglied-
schaft wurde zum damaligen Zeitpunkt als klare Überlastung bewertet. Vielmehr zielte 
der Vorschlag darauf, ab die bestehende Kooperation der fünf Kommunen zunächst zu 
festigen. So wurde die formale Einbindung weiterer Akteure und Initiativen nicht gere-
gelt und stattdessen in die Hände der fünf Oberzentren gelegt bzw. eine ausschließlich 
projektbezogene Zusammenarbeit empfohlen.  
Auch war klar, dass die beiden Bundesländer zwar ihre Vertreter immer mit in die Gre-
mien der Metropolregion entsenden würden, dort jedoch nur beratend tätig sein woll-
ten und weder eine eigene Mitgliedschaft noch ein Stimmrecht in der Metropolregion 
anstrebten. Jedoch waren es vor allem die für Landesplanung zuständigen Ministerien, 
welche die Rolle des aktiven Begleiters zukünftig übernehmen sollten, während der Vor-
schlag, jeweils einen Staatssekretär in den Metropolvorstand zu entsenden (siehe Abbil-
dung 21), nie realisiert wurde. Letztlich, und darauf wird an anderer Stelle noch einzu-
gehen sein, ist dies auch der Tatsache geschuldet, dass trotz der lange Zeit passenden 
politischen Farben die Zusammenarbeit des Freistaats Sachsen mit dem Land Sachsen-
Anhalt im Rahmen der Metropolregion nie den dafür notwendigen politischen Stellen-
wert in beiden Staatsregierungen erreichte. Neben dem Metropolvorstand als politisches 
Entscheidungsgremium wurden eine Lenkungsgruppe und Projektgruppen sowie eine 
Geschäftsstelle vorgesehen. Die Lenkungsgruppe, später als Lenkungsausschuss imple-
mentiert, sollte als koordinierendes Gremium aller inhaltlichen und organisatorischen 
Aufgaben tätig werden. Innerhalb der vorgesehenen Projektgruppen sollte die konkrete 
Projektentwicklung unter Beteiligung von Akteuren aus öffentlicher Verwaltung, Wirt-
schaft und Wissenschaft sowie Zivilgesellschaft erfolgen. Zudem wurde die Einrichtung 
einer Geschäftsstelle mit hauptamtlichen Mitarbeitern vorgeschlagen, die zudem dauer-
haft in einer der fünf Städte angesiedelt werden sollte (siehe Abbildung 22). Während 
man sich bis zum Jahr 2007 schrittweise auf eine Professionalisierung der Geschäftsstel-
le mit hauptamtlichen Mitarbeitern einigen konnte, sollte eine dauerhafte Ansiedlung 
einer Geschäftsstelle bis zum Jahr 2011 (vgl. Kapitel 4.4.5) nicht gelingen.  
Zur Finanzierung der Kooperation wurden 500.000 Euro veranschlagt, ein Volumen, das 
die Metropolregion ebenfalls bis zum Jahr 2011 nicht realisieren konnte. Der Vorschlag, 
die Kosten zwischen Städten und Bundesländern aufzuteilen (je 50 %), orientiert sich 
einerseits am Status quo, nachdem die Länder sich bereits spürbar an der Finanzierung 
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Abbildung 22: Graphische Darstellung der 
Organisationsstruktur der Metropolregion 
Halle/Leipzig-Sachsendreieck (erster Ent-
wicklungsschritt) aus dem gemeinsamen 
Handlungskonzept im Jahr 2005 
Quelle: Metropolregion Halle/ Leipzig-
Sachsendreieck 2005: 90 
beteiligten. Andererseits sollte mit der Umlage entsprechend eines Einwohnerschlüssels 
der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit der Partner Rechnung getragen werden. Wie 
später zu zeigen sein wird, verharrten die Partner jedoch lange Zeit beim Status quo, 
womit die Länder weiterhin eine jährliche Anschubfinanzierung gewährleisteten, wäh-
rend die Kommunen neben einem eher geringem Beitrag (Umlage) zur institutionellen 
Absicherung der Geschäftsstelle weitere Mittel nur projekt- und somit einzelfallbezogen 
freigaben.  
Als formale Grundlage der Kooperation wurde eine Kooperationsvereinbarung vorge-
schlagen. Eine Organisation im Rahmen einer anderen Rechtsform, wie sie etwa in den 
anderen deutschen Metropolregionen realisiert wurde (z. B. GmbH, Verein), war zum 
damaligen Zeitpunkt von keinem der Partner angestrebt (PG). 
Trotzdem einige Vorschläge dieses ersten Entwicklungsschritts bereits mit den ange-
sprochenen Konflikten, etwa zum Namen oder zur Geschäftsstelle, behaftet waren, 
wurden im Handlungskonzept bereits die nächsten Schritte einer konsequenten Weiter-
entwicklung der Metropolregion vom Städtenetz zur Metropolregion skizziert (vgl. Ab-
bildung 23 und Abbildung 24).  
Wörtlich hieß es dazu: „Im Laufe der Arbeit kann diese Netz zur ‚Metropolregion‘ aus-
geweitet werden“ (METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2005: 88). Die 
aufgezeigte Weiterentwicklung beinhaltete einerseits die Erweiterung des 
Mitgliederkreises, unter anderem um angrenzende Landkreise und weitere kreisfreie 
städte, womit auch eine veränderte Zusammensetzung der formalen Gremien 
verbunden sein sollte. Andererseits wurden Zielverienbarungen mit „regionalen 
Akteuren“ vorgeschlagen, um bereits bestehende Institutionen systematisch in die  
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Abbildung 23: Vorschlag zur perspektivischen Weiterentwicklung der Organisationsstruktur der 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck aus dem gemeinsamen Handlungskonzept 2005 
Quelle: Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 2005: 90 





schritt) aus dem gemeinsamen 






den (EBENDA: 90). Zudem 
wurde die Schaffung einer 
eigenen Rechtspersönlich-
keit, die Durchführung ei-
ner jährlichen Metropolkon-
ferenz und die Einsetzung 
eines Beirats empfohlen. 
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Der im Handlungskonzept vorgeschlagene Weg der Konstituierung in zwei Stufen wur-
de in enger Abstimmung mit den Akteuren der AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck erar-
beitet und stellte einen Kompromiss zwischen dem kurzfristig politisch Machbarem und 
möglichen zukünftigen Anforderungen an eine Metropolregion dar. Dabei hat man im 
‚Ausblick‘ des Handlungskonzepts noch einmal betont, wie wichtig in der ersten Phase 
eine „arbeitsfähige Organisationsstruktur“ und die Schaffung einer „Vertrauensbasis“ 
sei (EBENDA: 91). 
Diese Perspektive hatte man vor allem in den Mittelpunkt gestellt, um zunächst die fünf 
Oberzentren näher aneinander zu führen, die mit dieser Kooperation unbekanntes Ter-
rain betraten, da sie bis dahin hauptsächlich in Konkurrenz zueinander agierten und 
mögliche Kooperationspotenziale erst entdecken mussten. Wie schwierig es war, die 
politischen Spitzen zu diesem Schritt zu bewegen, kann an der bis dahin elfjährigen Ge-
schichte des Sachsendreiecks, seit dessen Ausweisung im sächsischen Landesentwick-
lungsplan 1994, abgelesen werden. 
Um dennoch die Tür für die „Einbeziehung weiterer starker Partner“ offen zu halten, 
wurde eine „thematische Zusammenarbeit in Projekten, die nicht an territoriale Grenzen 
gebunden ist (‚variable Geometrie‘)“ (EBENDA), empfohlen. Dass der Schritt vom Städte-
netz zur Metropolregion mittelfristig im Auge zu behalten sei, war zumindest auf Ar-
beitsebene weitestgehend Konsens. Zunächst wollte man sich aber auf die Kooperation 
der fünf Oberzentren Chemnitz, Dresden, Halle, Leipzig und Zwickau konzentrieren.  
4.2.3 Gemeinsame Erklärung der Oberbürgermeister, MKRO-Beschluss zu neuen 
Leitbildern und Initiative Mitteldeutschland der Ministerpräsidenten 
Zeitgleich mit dem Beginn der Erarbeitung des Handlungskonzepts im August 2004 hat-
ten sich die Oberbürgermeister der fünf Städte erstmalig getroffen und sich zur Zu-
sammenarbeit in der Metropolregion bekannt (SMI 2005).  
Kurz danach wurde das Sachsendreieck in den sächsischen Koalitionsvertrag 2004 auf-
genommen und in drei Passagen angesprochen. So heißt es im Kapitel zur Raumord-
nung: „Die Koalitionspartner setzen sich dafür ein, dass das ‚Sachsendreieck‘ (Hal-
le/Leipzig, Dresden, Chemnitz/Zwickau) in der Raumordnungspolitik des Bundes und 
der Europäischen Union dauerhaft als eine europäische Metropolregion ausgewiesen 
wird. Damit ist das entwicklungspolitische Ziel verbunden, dass die Metropolregion als 
Impulsgeber für den ländlichen Raum fungiert“ (CDU/SPD 2004: 50 f.).  
Im Kapitel Wirtschaft wird ausgeführt: „Die Koalitionspartner werden die sächsischen 
Stärken weiter ausbauen: Wirtschaftliche Dynamik und Innovationskraft, eine leistungs-
fähige Verkehrs- und Forschungsinfrastruktur, hoch qualifizierte Fachkräfte und eine 
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Investitionsförderung auf hohem Niveau. Sie streben die wirtschaftliche Entwicklung 
aller Regionen in Sachsen an. Auch in den strukturschwachen Regionen gibt es Wachs-
tumspotenziale, die sie gezielt entwickeln werden. Nur so kann Sachsen seine Rolle ei-
ner wirtschaftlichen Kernregion zurückgewinnen und das Sachsendreieck seinen Status 
als eine der sieben Metropolregionen in Deutschland festigen“ (CDU/SPD 2004: 12). 
Im Kapitel zum Verkehr hatte man sich darauf geeinigt, die „begrenzten Investitions-
mittel“ in den folgenden Jahren unter anderem „auf den Ausbau des Sachsendreiecks“ 
zu konzentrieren (EBENDA: 53). Die Perspektive der Staatsregierung folgt dabei erwar-
tungsgemäß den Ausführungen im Landesentwicklungsplan 2003 (vgl. Kapitel 4.2.1).  
Aufschlussreich ist die Tatsache, dass im Kapitel ‚Länderübergreifende Zusammenarbeit‘ 
zwar die enge Kooperation mit den Freistaat Thüringen und dem Land Sachsen-Anhalt 
(z. B. im Bereich der Kulturlandschaftspflege oder der Verwaltungszusammenarbeit) 
hervorgehoben wird (EBENDA: 72), in diesem Zusammenhang jedoch die Metropolregi-
on keine Erwähnung findet. Wie schon im sächsischen Landesentwicklungsplan ist die 
Perspektive klar auf die vier sächsischen Städte Chemnitz, Dresden, Leipzig und Zwick-
au, unter Einbindung der Stadt Halle, gerichtet. 
Abbildung 25: Wolfgang Tiefen-
see (Stadt Leipzig), Ingrid Häußler 
(Stadt Halle), Dr. Thomas de Mai-
zière (Freistaat Sachsen), Dietmar 
Vetterman (Stadt Zwickau), Dr. 
Peter Seifert (Stadt Chemnitz) und 
Ingolf Roßberg (Landeshauptstadt 
Dresden) während des Treffens 
zur Unterzeichnung der ‚Erklärung 
zur Zusammenarbeit der Städte 
Chemnitz, Dresden, Halle, Leipzig 
und Zwickau als Europäische Met-
ropolregion‘ 
Quelle: SMI 2005 
Wenige Monate später unterzeichneten die Oberbürgermeister dieser fünf Oberzentren 
am 23.08.2005 eine ‚Erklärung über die Zusammenarbeit der Städte Chemnitz, Dres-
den, Halle, Leipzig und Zwickau als Europäische Metropolregion‘ (SMI 2005: 2). Die 
Zusammenkunft fand in der Landeshauptstadt Dresden auf Einladung des damaligen 
Sächsischen Staatsministers des Innern, Dr. Thomas de Maizière, statt. 
In der Erklärung wird unter anderem „die Zusammenarbeit mit den Landkreisen und 
weiteren kreisfreien Städten, mit der Wirtschaft, mit der Wissenschaft sowie mit allen 
Empirische Befunde zur Metropolregion Mitteldeutschland 113 
regionalen Akteuren“ als „unverzichtbar“ hervorgehoben – eine Perspektive, die später 
nicht von allen Nachfolgern in den Oberbürgermeisterämtern der Mitgliedsstädte geteilt 
werden sollte. Auch wird in der Erklärung, anders als im Landesentwicklungsplan 2003 
und im sächsischen Koalitionsvertrag von 2004, explizit von den sich daraus ergeben-
den „Chancen für eine vertiefte länderübergreifende Zusammenarbeit“ gesprochen 
(SMI 2005: 2).  
Dass in der Erklärung eine explizite Akzentuierung von ‚Landkreisen‘ und ‚weiteren 
kreisfreien Städten‘ sowie der ‚länderübergreifenden Zusammenarbeit‘ vorgenommen 
wurde, war maßgeblich dem zeitlich kurz vor der ‚Gemeinsamen Erklärung‘ erarbeiteten 
und gefassten Beschluss der MKRO vom 28.04.2005 zur ‚Weiterentwicklung raumord-
nungspolitischer Leitbilder und Handlungsstrategien‘ geschuldet. Dieser hatte noch vor 
Unterzeichnung der Erklärung im August 2005 bereits die nächste Etappe der metropo-
litanen Raumordnungspolitik in Deutschland eingeleitet und dabei die oben genannten 
Aspekte hervorgehoben, welche später als Grundlage der Bildung von ‚Überregionalen 
Partnerschaften‘ in den ‚Leitbilder[n] und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung 
in Deutschland‘ vom 30.06.2006 wiederzufinden waren. In dem Beschluss heißt es: 
„Kerne und Netze des ökonomischen Wachstums und der Innovation müssen unter-
stützt sowie räumlich konzentrierte Entwicklungsstrategien verfolgt werden. Gleichzeitig 
ist die Herausbildung von polyzentrischen Städtenetzen und die Weiterentwicklung von 
Verantwortungsgemeinschaften zwischen Zentren, Umland und Peripherie sowie die 
Verstetigung und der Ausbau einer Zusammenarbeit zwischen den metropolitanen Ker-
nen und weiteren Stadtregionen in metropolitanen Netzwerken anzustreben. Dazu wird 
das Konzept der europäischen Metropolregionen in Deutschland gemäß Beschluss der 
Ministerkonferenz für Raumordnung vom 3. Juni 1997 als Bestandteil des von Bund 
und Ländern gemeinsam beschlossenen Raumordnungspolitischen Orientierungs- und 
Handlungsrahmens weiterentwickelt“ (MKRO 2005: 1 f.). 
Während sich diese Ausführungen auf alle ernannten Metropolregionen bzw. das ge-
samte deutsche Territorium bezogen, folgten im Weiteren regionalspezifische Aussagen 
hinsichtlich der Perspektiven der Metropolregion Sachsendreieck: 
„Das Konzept der Metropolregionen ist u. a. für den Wirtschaftsraum ‚Mitteldeutsch-
land‘ eine besondere Chance, sich im europäischen Wettbewerb zu positionieren. Dazu 
sollten die Thüringer Städtereihe und die Oberzentren des Landes Sachsen-Anhalt in die 
Entwicklung der Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck einbezogen werden“ 
(EBENDA: 2).  
Diese zwischen den Ländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen und dem Bund 
abgestimmte Empfehlung wurde ein Jahr später im MKRO-Beschluss ‚Leitbilder und 
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Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland‘ vom 30.06.2006 wie-
derholt (vgl. Kapitel 4.3.2).  
Zusätzliches Gewicht erhielten die Beschlüsse durch ein Treffen der drei CDU-
Ministerpräsidenten Milbradt (Sachsen), Böhmer (Sachsen-Anhalt) und Althaus (Thürin-
gen) am 07. April 2005 in Erfurt. Die Zusammenkunft fand im Rahmen der am 05. Juni 
2002 von den damaligen Ministerpräsidenten initiierten ‚Initiative Mitteldeutschland‘ 
statt, in der man sich zur stärkeren Zusammenarbeit verabredet hatte (SACHSEN, SACH-
SEN-ANHALT, THÜRINGEN 2002). In Kenntnis des Beschlussvorschlags für die MKRO am 
28.04.2005 wurde das Thema Metropolregion aufgegriffen und unter der Überschrift 
‚Metropolregion Mitteldeutschland‘ folgendes vereinbart: 
„Die Regierungschefs der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sehen in dem 
Konzept der Metropolregionen für Mitteldeutschland eine besondere Chance, sich im 
europäischen Wirtschaftsraum zu positionieren. Eine positive wirtschaftliche Entwick-
lung der mitteldeutschen Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck wird auf den 
gesamten mitteldeutschen Wirtschaftsraum ausstrahlen. Daraus folgt auch, dass andere 
mitteldeutsche Oberzentren, insbesondere die ‚Thüringer Städtereihe’ und die Oberzen-
tren des Landes Sachsen-Anhalt, in die Entwicklung der Metropolregion Halle/Leipzig-
Sachsendreieck einbezogen werden. Der Beschlussvorschlag des Hauptausschusses der 
MKRO vom 10./11.03.05, der die wichtige Funktion dieser Metropolregion für ganz 
Mitteldeutschland betont, wird ausdrücklich begrüßt. Die für Raumordnung zuständi-
gen Minister werden gebeten, das Anliegen bei der Bestimmung der europäischen Met-
ropolregionen umzusetzen“ (SACHSEN, SACHSEN-ANHALT, THÜRINGEN 2005). 
An anderer Stelle in der Literatur zur Metropolregion Sachsendreieck wurden diese von 
Seiten des Bundes und der Länder initiierten Vorstöße als „bundes- und landespoliti-
sche[n] Schritte zur Revitalisierung der Metropolregion Sachendreieck“ (FEDERWISCH 
2012: 144) interpretiert und geschlussfolgert, dass man die Metropolregion Hal-
le/Leipzig-Sachsendreieck damit vor dem „Scheitern“ bewahrt hat (EBENDA: 145). Es 
mag stimmen, dass die Metropolregion in den Jahren von 2002 bis 2005 nicht die von 
Bundes- und sächsischer Landesseite erhofften Fortschritte machte. Auch ist es richtig, 
dass die finanzielle Unterstützung zur Erarbeitung des Handlungskonzepts sowie die 
Einladung der Oberbürgermeister durch den damaligen sächsischen Innenminister 
Thomas de Maizière in das sächsische Innenministerium zur Unterzeichnung der ‚Ge-
meinsamen Erklärung‘ (vgl. Abbildung 25 und Abbildung 26) wichtige Impulse zur Be-
förderung der Kooperation gewesen sind. 
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Fortsetzung auf nachfolgender Seite.  
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Abbildung 26: Erklärung zur Zusammenarbeit der Städte Chemnitz, Dresden, Halle, Leipzig und 
Zwickau als Europäische Metropolregion 
Quelle: SMI 2005: 2 
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Die im Rahmen der MKRO-Beschlüsse an die Partnerschaft herangetragenen Empfeh-
lungen hingegen haben sicher nicht zur Revitalisierung der Kooperation beigetragen, im 
Gegenteil. Diese lösten in den Folgejahren eine kontroverse Debatte zwischen den 
kommunalpolitischen Spitzen der Metropolregion aus, welche die gerade im Entstehen 
begriffene Partnerschaft der sächsischen Städte zusammen mit der Stadt Halle für lange 
Zeit lähmen sollte (vgl. Kapitel 4.3). Auch dürfte die Intention der Landesministerien aus 
Sachsen-Anhalt und Thüringen bezüglich der MKRO-Beschlüsse weniger die ‚Rettung‘ 
des Sachsendreiecks gewesen sein, als vielmehr der Versuch, die eigenen Oberzentren 
im Konzert der Metropolregionen zu positionieren. Die Landesplanung in Sachsen hin-
gegen hatte ein klares Interesse daran, neuen Schwung in die Partnerschaft zu bringen. 
Dass man dies über die Anregung einer Erweiterung mittels MKRO-Beschluss tat, ist im 
Nachhinein als unglücklich zu bezeichnen und löste zumindest in der sächsischen Lan-
deshauptstadt Irritationen aus (PG). Dass die bestehende Partnerschaft anhand der Er-
weiterungsdiskussion und den damit zusammenhängenden Folgebeschlüssen (z. B. Na-
men) tief gespalten würde, hatte man so nicht erwartet. Mit den politischen Spitzen der 
bestehenden Kooperation hatte man sich diesbezüglich vorher nicht abgestimmt (INT 1) 
und wohl auch deshalb das damit verbundene Konfliktpotenzial für die Partnerschaft 
nicht vor Augen gehabt. 
Auch verkennt man die unterschiedlichen Interessen der Akteure, wenn man infolge der 
MKRO-Beschlüsse von einer „Beteiligungsoffensive hinsichtlich der Kommunen Mag-
deburg, Dessau-Roßlau, Erfurt, Weimar, Jena und Gera“ (FEDERWISCH 2012: 146) 
spricht. So zeigte bis auf die Stadt Jena keine der oben aufgeführten Städte ein über-
durchschnittliches Engagement zur Beteiligung an der Metropolregion (vgl. auch Fuß-
note 50). Während sich dies zumindest bei einigen Städten in den darauffolgenden Jah-
ren moderat änderte, haben die Städte Erfurt und Weimar bis zum Jahr 2012 keine 
ernsthaften politischen Bemühungen bezüglich einer formalen Beteiligung unternom-
men und lassen sich stattdessen durch die Stadt Jena im Gemeinsamen Ausschuss der 
Oberbürgermeister vertreten (vgl. Kapitel 0).  
Letztlich wird auch ein falsches Bild vermittelt, wenn man infolge der MKRO-Beschlüsse 
von „Erweiterungsbestrebungen der Metropolregion Sachsendreieck“ (FEDERWISCH 
2012: 146) spricht. So hatte in den Folgejahren keine der fünf Städte der bestehenden 
Partnerschaft aktiv nach einer Erweiterung gestrebt. Noch im Herbst des Jahres 2006 
sah sich der politische Vertreter einer Mitgliedsstadt angesichts der immer wieder von 
außen an die Partnerschaft herangetragenen Erweiterungsdiskussion genötigt, „noch 
einmal seine prinzipiellen Bedenken gegen eine (West-) Ausdehnung der Metropolregi-
on geltend“ (GA/18/09/2006) zu machen. Ein Amtskollege “wies darauf hin, dass die 
Findungsphase der Metropolregion schon schwierig genug sei und deshalb eine formel-
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le Ausdehnung derzeit kein Thema sein sollte“ (EBENDA). Schließlich wurde in der Zu-
sammenfassung der Diskussion durch den Vorsitzenden des Gemeinsamen Ausschuss 
festgehalten, dass man „auf Basis von Beschlüssen agieren werde und es zur Zeit keinen 
Beschluss der Metropolregion zur Erweiterung gäbe“ (EBENDA). Vielmehr nahm man 
hier lange Zeit eine passive Haltung ein und verlagerte die Diskussion in die Zukunft, 
indem man sich darauf verständigte „das Ergebnis des Forschungsprojekts abzuwarten“ 
(EBENDA), (vgl. Kapitel 4.3.1).  
Ungeachtet dieser Beschlüsse im Gemeinsamen Ausschuss berührte die Diskussion um 
die Erweiterung der Metropolregion die Akteure der bestehenden Partnerschaft in un-
terschiedlicher Form. Während man dem Erweiterungsgedanken aus geostrategischen 
Gründen in den Städten Halle und Leipzig offener gegenüberstand (vgl. Kapitel 4.4.4), 
ohne diese jedoch offensiv zu fordern, nahmen die Städte Chemnitz und Zwickau lange 
Zeit eine skeptische Haltung ein. Die Stadt Dresden trat bis zu den Erweiterungsbe-
schlüssen 2009 und 2010 immer als entschiedener Kritiker einer Erweiterung auf (vgl. 
Kapitel 4.3).  
Folglich versuchte man diesen Konflikt, wie zu zeigen sein wird jedoch weitestgehend 
erfolglos, auszublenden und sich zunächst auf die bestehende Kooperation der fünf 
Städte zu konzentrieren, die mit der Unterzeichnung der ‚Gemeinsamen Erklärung‘ der 
Oberbürgermeister und dem vorliegenden Handlungskonzept zwei wichtige Meilenstei-
ne erreicht hatte. Somit sind seit der Ausweisung der ‚Europäischen Cityregion Sachsen-
dreieck‘ im sächsischen Landesentwicklungsplan von 1994 elf Jahre vergangen, bis der 
Gedanke einer Metropolregion in Sachsen kommunalpolitisch Fuß gefasst hatte. Von 
nun an traten die politischen Spitzen der fünf Kommunen als aktive Akteure der Metro-
polregion in Erscheinung und sollten den Kurs der Metropolregion maßgeblich, aber 
nicht allein bestimmen. 
4.3 Konsolidierung der Partnerschaft und Erweiterungsdebatte (2005 – 
2009) 
4.3.1 Erste institutionelle Regelungen und ungelöste Konflikte 
Zur ersten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses nach der Unterzeichnung der ‚Ge-
meinsamen Erklärung‘ trafen sich die Oberbürgermeister48 der fünf Städte im Beisein 
der drei Abteilungsleiter aus den jeweiligen für Landesplanung zuständigen Landesmini-
sterien am 04. November 2005 in Leipzig. Im Mittelpunkt standen dabei zentrale Fra-
48 Zum Teil vertreten durch ihre Beigeordneten bzw. Bürgermeister. 
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gen der institutionellen Struktur, des räumlichen Zuschnitts, der Rolle der Länder, des 
Namens der Metropolregion und erste Projekte.  
Im Rahmen der Diskussion zur Struktur wurde zunächst Klarheit über die Rollenvertei-
lung zwischen Kommunen und Ländern hergestellt. So wurde festgehalten, dass „der 
Gemeinsame Ausschuss die Länder nicht verpflichten kann und vice versa. Die Länder 
erklären, dass sie ihre Aufgabe nicht in der Steuerung der Metropolregion sehen, son-
dern lediglich in der Unterstützung und Beratung der Mitglieder des Gemeinsamen Aus-
schusses“ (GA/04/11/2005). 
Im Weiteren hatte man sich im Ergebnis darauf geeinigt, der maßgeblich auf dem 
Handlungskonzept basierten Vorlage zur Struktur der Metropolregion (vgl. Kapitel 
4.2.2) mit folgenden Maßgaben zu folgen: 
 „Die Beschlüsse des Gemeinsamen Ausschusses werden einstimmig gefasst.
 Die Geschäftsstelle wechselt im Zwei-Jahres-Rhythmus zwischen den Städten.
 Der Vorsitzende des Ausschusses fungiert als Stimme der Region nach außen. Die
Geschäftsstelle unterstützt und vertritt den Vorsitzenden in dieser Aufgabe nach des-
sen Maßgabe und in Absprache mit ihm.
 Die Bundesländer Sachsen und Sachsen-Anhalt, vertreten durch die für Raumord-
nung zuständigen Ministerien wirken unterstützend mit. Sie sind beratende Mitglie-
der des Ausschusses.
 Die Kosten für den Unterhalt der Büroräume, Telefon, Fax und Email für die Ge-
schäftsstelle werden von jeder Stadt selbst getragen. Der Kostenansatz ist entspre-
chend zu kürzen.
Aus der Beschlussvorlage soll eine förmliche Geschäftsordnung erarbeitet werden, die 
den Mitgliedern des Ausschusses auf der nächsten Sitzung zur abschließenden Be-
schlussfassung vorgelegt wird. Die Stadt Leipzig übernimmt die Geschäftsführung bis 
zum 31. Dezember 2007 und richtet eine Geschäftsstelle der Metropolregion ein. Der 
Oberbürgermeister der Stadt Leipzig übernimmt den Vorsitz im Gemeinsamen Aus-
schuss der Metropolregion“ (GA/04/11/2005). Der einstimmig gefasste Beschluss zeig-
te bereits damals, dass eine Einigung auf eine Geschäftsstelle, die „dauerhaft in einer 
der Städte“49 angesiedelt werden sollte, schwierig werden würde. Entsprechend einigte 
man sich auf ein zweijähriges Rotationsprinzip, wohlwissend um die damit verbundenen 
Reibungsverluste beim Wechsel und die Schwierigkeiten in der Außendarstellung.  
49 Vorschlag aus dem Handlungskonzept (vgl. Kapitel 4.2.2). 
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Als zweiter zentraler Punkt wurde die Frage des räumlichen Zuschnitts der Metropolre-
gion diskutiert. Dass dieses Thema überhaupt auf der Tagesordnung stand, begründet 
sich mit dem oben zitierten MKRO-Beschluss vom 28.04.2005. Entsprechend wurde 
dieses Frage auch von den jeweiligen Landesministerien aus Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen an die kommunalpolitischen Spitzen herangetragen, welche in Abwesenheit 
kommunaler Vertreter aus ihren Ländern darüber „informierten“, das in Thüringen „die 
Städte Erfurt, Weimar und Jena“ und „auch in Sachsen-Anhalt weitere Städte an der 
Mitwirkung in der Metropolregion interessiert wären“ (GA/04/11/2005). Wenngleich 
diese Sichtweise im Sinne des MKRO-Beschlusses und somit aller drei Landesministerien 
sowie Ministerpräsidenten war (siehe Kapitel 4.2.3), differierte die Auffassung darüber, 
was ‚Mitwirkung‘ in dem Fall heißt, jedoch beträchtlich. Während auch in den folgen-
den Jahren seitens der thüringer und sachsen-anhaltischen Ministerien dabei primär an 
eine formale Erweiterung mit offizieller Mitgliedschaft der Städte gedacht wurde, sah 
man dies von sächsischer Seite deutlich offener. Dies zeigt unter anderem, dass man 
über die im MKRO-Beschluss getroffene Vereinbarung des Einbezugs weiterer Partner 
hinaus keine gemeinsame Vorstellung entwickelt hatte, wie dies genau passieren sollte 
(INT 1).  
Rückblickend ist es sicher als kritisch zu bewerten, dass die möglichen Konsequenzen, 
vor allem das Konfliktpotenzial dieses Beschlusses, für die gerade erst entstehende 
kommunalpolitische Zusammenarbeit zwischen den vier sächsischen Oberzentren und 
der Stadt Halle vom sächsischen Ministerium weder antizipiert wurde noch eine Rück-
sprache mit den Kommunen erfolgte (INT 1). Andererseits entsprach dieses Vorgehen 
zum damaligen Zeitpunkt exakt dem bis dahin beobachtbaren Prozess der Entstehung 
des Sachsendreiecks, in welchem die sächsische Landesplanung stets voranschritt, wäh-
rend die Kommunen vor allem als Beobachter einer für sie gemachten Raumordnungs-
politik auftraten und ausgesprochen passiv agierten.  
Irritationen ob des Vorstoßes auf Länderebene gab es aber nicht nur bei den sächsi-
schen Kommunen, die sich gerade erst damit beschäftigt hatten, trotz starker inter-
kommunaler Konkurrenz im Rahmen des Sachsendreiecks zusammenzuarbeiten. Auch 
auf sachsen-anhaltischer und thüringer Seite waren es vor allem die Landesministerien, 
die für eine Beteiligung ‚ihrer‘ Städte warben, während die kommunale Ebene dies eher 
zur Kenntnis nahm.50  
50 So begründete einer der Oberbürgermeister in einer späteren Sitzung des Gemeinsamen Aus-
schusses seine Anwesenheit in dem Gremium mit dem MKRO-Beschluss zu den Leitbildern und 
machte einem neuen Kollegen somit deutlich, dass der eigene Antrieb zu einer Beteiligung eher 
verhalten war und man vor allem dem Willen des Bund-Länder-Beschlusses folgte.     
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Die Frage, wie man mit dem MKRO-Beschluss und dem Ansinnen einer Mitwirkung 
sachsen-anhaltischer und thüringer Städte umgehen sollte, wurde weder im Lenkungs-
ausschuss zuvor diskutiert noch zwischen den kommunalpolitischen Spitzen vorabge-
stimmt. Es zeigte sich, dass die Meinungen zu dieser Frage auseinander gingen. Wäh-
rend die Stadt Halle und die Stadt Leipzig einer Erweiterung vergleichsweise offen ge-
genüberstanden und sich neutral äußerten, wurden seitens der Städte Chemnitz und 
Zwickau sowie insbesondere der Stadt Dresden Bedenken gegen eine Erweiterung zu 
diesem Zeitpunkt hervorgebracht. 
Da keine konkrete Lösung in Aussicht stand, vertagte man die Entscheidung. Hilfreich 
war dabei die Tatsache, dass zeitgleich ein Forschungsvorhaben mit dem Namen: „Met-
ropolregionen – Chancen der Raumentwicklung durch Polyzentralität und regionale 
Kooperation“ durchgeführt wurde. Dieses wurde seitens des BMVBS/BBR51 in Abstim-
mung mit den drei mitteldeutschen Landesministerien im Jahr 2005 in Auftrag gegeben, 
um unter anderem Hinweise zu erhalten, welche Konsequenzen sich aus der polyzentri-
schen Struktur des Sachsendreiecks ergeben und welche Bedeutung die Metropolregion 
für Ostdeutschland hat (BMVBS/BBR 2007: 3). 
Demnach erging folgender Beschluss: "Die Entscheidung über die Aufnahme weiterer 
Städte in die Metropolregion wird vertagt und zwar bis zum Abschluss des Forschungs-
projektes "Metropolregionen – Chancen der Raumentwicklung durch Polyzentralität 
und regionale Kooperation", welches konkrete Empfehlungen zu Art und Weise der 
regionalen Zusammenarbeit geben wird. Mit der Fertigstellung des Projektes wird Mitte 
nächsten Jahres gerechnet. Bis zur Entscheidung hat der Freistaat Thüringen das Recht, 
eine Stadt52 zu benennen, die fortan beratend – ohne Stimmrecht – an den Sitzungen 
des Gemeinsamen Ausschusses sowie des Lenkungsausschusses der Metropolregion 
teilnimmt" (GA/04/11/2005, Hervorhebung im Original). 
Mit dem Beschluss hatten nun sowohl Sachsen-Anhalt (mit der Stadt Halle als Mitglied), 
als auch Thüringen (mit der Stadt Jena als Gast) einen kommunalen Vertreter in den 
Gremien der Metropolregion. Zugleich hatte man die politische Entscheidung zunächst 
einmal an die Wissenschaft weitergegeben und musste sich zeitnah nicht mehr mit dem 
Thema befassen. 
Als weiterer Tagesordnungspunkt der ersten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses 
stand die Diskussion zum Namen der Metropolregion. Der bisherige offizielle Name 
51 Das Forschungsprojekt wurde im Rahmen des Forschungsprogramms ‚Aufbau Ost‘ durchge-
führt und von einer Arbeitsgemeinschaft aus KoRis (Hannover), IÖR (Dresden) und IWH (Halle) 
bearbeitet. 
52 Die Stadt Jena übernahm diese Aufgabe. 
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‚Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ wurde als überarbeitungsbedürftig ein-
gestuft (vgl. Kapitel 4.2.2.). Im Vorfeld der Oberbürgermeisterrunde hatte man sich 
bereits im Lenkungsausschuss zunächst ergebnislos beraten. Dem Kompromissvorschlag 
seitens der Stadt Dresden ‚Metropolregion Sachsendreieck – Chemnitz-Dresden-Halle-
Leipzig-Zwickau‘ folgten letztlich alle, mit Ausnahme der Vertreter der Stadt Halle und 
des Landes Sachsen-Anhalt. Letztere stimmten jedoch zu, den Vorschlag in die OB-
Runde einzubringen und dort beraten zu lassen.  
Folglich äußerte sich die Stadt Halle auch im Gemeinsamen Ausschuss kritisch zu dem 
Vorschlag, da dieser unter anderem den Erweiterungsgedanken nicht ausreichend be-
rücksichtige. Entsprechend wurde von anderer Seite vorgeschlagen die Entscheidung zu 
verschieben, bis Klarheit über den räumlichen Zuschnitt der Metropolregion herrschen 
würde. Bis dahin sollte der oben genannte Name als Arbeitstitel verwendet werden. 
Hingegen schlug das Land Sachsen-Anhalt ebenfalls vor zu warten, jedoch bis dahin 
den bisherigen Titel beizubehalten (GA/04/11/2005). Interessanterweise wurde folgen-
der Beschluss gefasst: 
"Der Gemeinsame Ausschuss verständigt sich vorläufig auf den neuen Arbeitstitel:  
METROPOLREGION
      Sachsendreieck 
Chemnitz. Dresden. Halle. Leipzig. Zwickau
Nach Abschluss der des Forschungsprojektes wird das Thema Namensgebung erneut 
beraten. 
Beschluss:  4 Ja-Stimmen / 1 Nein-Stimmen 
Die Stadt Halle rügt die Einhaltung der Geschäftsordnung und verweist darauf, dass 
man sich geeinigt habe, Beschlüsse nur im Konsenswege zu treffen“ (GA/04/11/2005). 
Diese erste Sitzung mit ihren Beschlüssen hat gleich zu Beginn interessante Aspekte der 
kollektiven Entscheidungsfindung aufgezeigt. Die Tatsache, dass jedes Mitglied über ein 
Vetorecht verfügt, führte in diesem Fall und auch in den Folgejahren immer wieder da-
zu, dass alle Akteure ihre legitimen, aber zum Teil sehr gegensätzlichen Interessen vor-
trugen, man sich aber oftmals nicht auf eine gemeinsame Lösung verständigen konnte.  
Im Umgang mit dieser Situation waren verschiedene Strategien zu beobachten. Zum 
einen wurden Entscheidungen nicht in der aktuellen Sitzung getroffen, sondern zeitlich 
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nach hinten verlagert. Zum anderen und in Kombination mit einer zeitlichen Verlage-
rung wurden Entscheidungen auf andere Gremien (z. B. vom Lenkungsausschuss auf 
den Gemeinsamen Ausschuss) und auf andere Akteursgruppen (z. B. vom Gemeinsa-
men Ausschuss auf die Wissenschaft) übertragen.  
Eher außergewöhnlich erscheint jedoch die Vorgehensweise beim oben zitierten Be-
schluss zur Namensgebung, bei der man ob eines fehlenden Kompromisses die Mehr-
heitsverhältnisse im Gremium zum Faktum erklärte und sich über die Meinung einzelner 
Mitglieder hinwegsetzte. Hier zeigte sich, dass die sächsischen Partner nur geringe Be-
denken hatten, die Stadt Halle zu überstimmen. Dies trug einerseits sicher nicht zum 
Vertrauensaufbau bei und in den Folgejahren hatte man stets Wege gefunden, eine 
solche Situation zu vermeiden, andererseits waren keine ernsthaften Konsequenzen zu 
befürchten, da die Stadt Halle außer dem auch geäußerten offiziellen Protest keine 
Möglichkeit hatte, ihr Veto durchzusetzen, ohne damit die eigene Beteiligung an der 
Kooperation in Frage zu stellen. Letzteres war zum damaligen Zeitpunkt sicher keine 
Option und hätte der Stadt Halle wohl mehr geschadet als der Metropolregion. In Anti-
zipation dieser Kräfteverhältnisse wurde in diesem Fall eine Vetoposition ignoriert. Dass 
dieses Spiel auch umgekehrt funktioniert, hat später die Stadt Dresden gezeigt, die als 
starker Partner nicht immer, aber sehr häufig eigene Vetos durchsetzen konnte (vgl. 
Kapitel 4.3), weil man, auch wenn man dies nur einmal direkt tat (vgl. Kapitel 4.4.5), 
glaubhaft mit einem Ausstieg drohen konnte, den die Mehrheit der Partner lange Zeit 
als nicht akzeptablen Verlust eingestuft hatten, womit in der Regel eine der oben ge-
nannten Strategien der Entscheidungsverlagerung zum Tragen kam.  
4.3.2 Umsetzung und Scheitern erster gemeinsamer Projekte 
Parallel zur Diskussion um die oben dargestellten Grundsatzfragen wurden 2005 auch 
erste gemeinsame Projekte durch die fünf Partnerstädte des Sachsendreiecks initiiert. 
Die Vorbereitung von Projekten erfolgte noch maßgeblich durch die Geschäftsstelle in 
Zusammenarbeit mit den neu eingerichteten Arbeitsgruppen53. So wurde unter anderem 
eine Präsentation der Metropolregion im Rahmen der in Leipzig stattfindenden Auslo-
sung zur Fußballweltmeisterschaft in Deutschland 2006 erfolgreich organisiert.  
53 Zunächst wurden auf einzelne Projekte fokussierte Projektgruppen ins Leben gerufen, die 
später als Arbeitsgruppen (AG) für jeweils einen gesamten Themenbereich zuständig sein soll-
ten. Im Jahr 2006 gab es folgende Arbeitsgruppen: AG Verkehr, AG Kultur & Tourismus, AG 
Marketing/EXPO REAL und AG Wirtschaft und Wissenschaft. 
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Als erstes großes Schlüsselprojekt im Jahr 2006 sollte ein gemeinsamer Auftritt der Städ-
te unter dem Dach Metropolregion auf der EXPO REAL54 in München organisiert wer-
den. Dieses bereits im Handlungskonzept 2005 vorgeschlagene Projekt wurde beim 
ersten Treffen des Gemeinsamen Ausschusses der Oberbürgermeister einstimmig be-
schlossen und eine Projektgruppe mit der Umsetzung beauftragt (GA/04/11/2005). 
Im Zuge der Treffen der Projektgruppe deutete sich jedoch an, dass die Stadt Dresden 
sich nicht an dem Projekt beteiligen wird. Hintergrund war nicht etwa ein Meinungs-
wandel der Dresdner Vertreter im Rahmen des Lenkungs- und Gemeinsamen Ausschus-
ses, sondern konfligierende Ansichten zwischen den Ressorts innerhalb der Dresdner 
Stadtverwaltung. Während die Stadtplanung und deren politische Spitze in Person des 
Baubürgermeisters eine Teilnahme Dresdens in den Gremien der Metropolregion jeweils 
zugesagt hatten, erfolgte nun der Rückzug aufgrund des nicht erkennbaren Mehrwerts 
des Projekts durch das Dresdner Wirtschaftsressort (LA/21/06/2006). Da die Geschäfts-
stelle der Metropolregion zwar mittels Umlage durch die Städte kofinanziert wurde, 
jedoch keine eigenen Projektmittel zu Verfügung hatte, musste jedes Projekt mit Hilfe 
eines Einzelbeschlusses, an den die Finanzierung durch die Städte gekoppelt war, abge-
sichert werden. Eine Nichtbeteiligung wurde daher seitens der Stadt Dresden zunächst 
damit begründet, dass man den eigenen Finanzierungsanteil55 nicht eingeplant habe 
und daher nicht einstellen könne. Auf Nachfrage seitens des Leipziger Beigeordneten 
wurde die Absage später inhaltlich begründet und von Seiten der Dresdner auf eine 
„deutliche[n] Abgrenzung gegenüber den anderen Partnern der Metropolregion“ 
(STADT LEIPZIG 2006) bestanden. Die klare Absage des ersten Schlüsselprojekts durch die 
Stadt Dresden löste erstmals eine in den Gremien offen geführte Diskussion zur Frage 
aus, ob Dresden ernsthaft an einer Mitwirkung in der Metropolregion interessiert sei.  
Anhand des Scheiterns dieses ersten Schlüsselprojektes lassen sich interessante Aspekte 
zur Handlungskoordination zwischen den Akteuren der Metropolregion erkennen. Zum 
einen zeigte sich hier ein Grundproblem der intergouvermentalen Verhandlungsfüh-
rung, wie es aus den Forschungen zu Mehrebenensystemen bekannt ist (vgl. Kapitel 
2.2.3). Beschlüsse zwischen den Spitzen verschiedener Institutionen beinhalten mög-
licherweise Zusagen oder Kompromisse, die innerhalb der Institutionen gegebenenfalls 
nicht von allen Einheiten mitgetragen werden. Für die Raumordnung bzw. räumliche 
Planung scheint dies in besonderer Weise problematisch zu sein, da man als Quer-
54 Die EXPO REAL in München ist die größte europäische Fachmesse für Gewerbeimmobilien 
und Investitionen. 
55 Dieser betrug ca. 2.500,- Euro je Stadt, da das Projekt durch den Freistaat Sachsen gefördert 
wurde.  
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schnittsdisziplin bei vielen Projekten auf Fachressorts angewiesen ist. So traten auch in 
den Folgejahren in anderen Politikfeldern (z. B. Tourismus) immer wieder ähnliche 
stadtverwaltungsinterne Konflikte auf, die zur Handlungsunfähigkeit auf Ebene der 
Metropolregion führten. 
Zum anderen kam im konkreten Fall erschwerend hinzu, dass eine Lösung des intra-
govermentalen Konflikts, also innerhalb der Stadtverwaltung Dresdens, aufgrund der 
Abwesenheit ihrer politischen Spitze erschwert wurde. So konnte der damalige Ober-
bürgermeister aufgrund von Vorwürfen der inadäquaten Verwendung von Flutopfer-
mitteln seine Amtsgeschäfte nicht wahrnehmen und wurde formal vom ersten Bürger-
meister, in vielen Fällen (so auch in der Metropolregion) von den jeweiligen Fachbür-
germeistern vertreten. Für eine Beteiligung Dresdens an der EXPO REAL hätte es somit 
einer Grundsatzentscheidung durch die Stadtspitze entweder gegen die eigene Wirt-
schaftsförderung oder, der Wirtschaftsförderung folgend, gegen das Metropolregions-
projekt bedurft. Eine solche Entscheidung wurde jedoch nicht herbeigeführt, stattdessen 
verharrte und kommunizierte man auch nach außen den Status quo, wonach eine Patt-
situation zwischen Stadtplanung und Wirtschaftsförderung besteht, in dessen Folge sich 
Dresden nicht am Projekt beteiligen wird. Aufgrund der geschilderten Umstände liefen 
auch Versuche seitens der Leipziger Stadtspitze, Dresden doch noch zu einer Beteiligung 
zu überreden, ins Leere. Ein entsprechender Briefwechsel zwischen den politischen Spit-
zen blieb diesbezüglich ergebnislos.  
In der darauf folgenden zweiten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses der Oberbür-
germeister am 18.09.2006 wurde das Thema angesprochen und, so die Empfehlung 
aus dem vorherigen Lenkungsausschuss, mit der Zukunft der Metropolregion verknüpft. 
Unter dem Tagesordnungspunkt ‚Weiterentwicklung und Zukunft der Metropolregion‘ 
„machte zunächst Dresden deutlich, dass die negative Haltung gegenüber einem ge-
meinsamen Auftritt bei der EXPO REAL keine prinzipielle Verweigerung gemeinsamer 
Auftritte bedeute.“ Zugleich machte Dresden „auch noch einmal seine prinzipiellen Be-
denken gegen eine (West-)Ausdehnung der Metropolregion geltend“, schloss jedoch 
eine „projetbezogene Zusammenarbeit“ nicht aus und appellierte in diesem Zusam-
menhang an die beiden Länder Sachsen-Anhalt und Thüringen, „sich über Fördermittel 
an den Projekten zu beteiligen“ (GA/18/09/2006). 
Mit der skeptischen Haltung gegenüber der Erweiterung stand Dresden nicht allein da. 
So wies Zwickau darauf hin, „dass die Findungsphase der Metropolregion schon 
schwierig genug sein und deshalb eine formelle Ausdehnung derzeit kein Thema sein 
sollte“ (GA/18/09/2006). 
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Wie schon in der ersten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses 2005 einigte man sich 
darauf, die Diskussion hierzu auf einen Zeitpunkt nach dem Abschluss des oben ange-
sprochenen Forschungsprojektes zu verschieben. Bis dahin, und darauf wiesen vor allem 
die Kritiker einer formellen Erweiterung hin, sollte ausschließlich auf Basis bestehender 
Beschlüsse agiert werden (GA/18/09/2006). 
Mit dieser Beschlusslage konnten die Kritiker einer Erweiterung und mussten die Befür-
worter bzw. potenziellen neuen Mitglieder leben. So hatten die Kritiker einer Erweite-
rung (v. a. Chemnitz, Dresden und Zwickau) vorerst den Status quo erhalten. Die Be-
fürworter (Freistaat Thüringen, Land Sachsen-Anhalt) bzw. potenziellen neuen Mitglie-
der (Stadt Jena in Vertretung der ImPuls-Region Erfurt-Weimar-Jena und der Stadt Ge-
ra) konnten zumindest sicherstellen, dass das Thema bei der nächsten Sitzung des Ge-
meinsamen Ausschusses, dann im Lichte der Ergebnisse des Forschungsprojekts, erneut 
diskutiert wird.  
4.3.3 Vom Schatten der Unsicherheit und der Strategie des unkomplizierten 
Partners  
Bis zur nächsten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses am 02.07.2007 verging fast ein 
ganzes Jahr. Dieses war im Wesentlichen durch drei parallel ablaufende Prozesse ge-
prägt. Zum einen durch das permanente Bemühen der Geschäftsstelle in Leipzig, ge-
meinsam mit den Arbeitsgruppen weitere Projekte voranzutreiben und Umsetzungser-
folge zu verzeichnen, vor allem um Handlungsfähigkeit zu demonstrieren.  
Zum zweiten durch eine großes Engagement und eine ausgesprochene Kooperationsbe-
reitschaft sowie Kompromissfähigkeit seitens der Stadt Jena, sowohl auf der politischen 
Ebene als auch auf der Fachebene. So lud der Jenaer Oberbürgermeister nicht nur den 
Lenkungsausschuss in seine Stadt ein, sondern nahm auch selbst, wenn möglich, an 
dessen Sitzungen teil und betonte mehrfach die Bedeutung der Metropolregion. Dabei 
wurde deutlich, dass die Stadt Jena immer wieder versuchte, das Bild des unkomplizier-
ten Partners zu vermitteln, an dem keine Projekte scheitern und der im Gegenteil ein 
Motor56 für die Kooperation ist. Es ging dabei auch darum, die aus der bestehenden 
Partnerschaft hervorgebrachten Bedenken der Handlungsunfähigkeit aufgrund zu vieler 
Mitglieder zu zerstreuen. Unterstützung fand Jena dabei vor allem durch das thüringer 
Landesministerium, während von den durch die Stadt Jena formal vertretenen Städten 
56 Um Fehlschlüssen vorzubeugen sei ausdrücklich erwähnt, dass auch nach der formalen Mit-
gliedschaft Jenas (siehe folgende Kapitel) ein gleichbleibend hohes Engagement seitens der 
Stadt zu konstatieren ist.  
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nur die Stadt Gera einen gewissen politischen Willen zur Mitarbeit zeigte und dies bei 
den Städten Erfurt und Weimar auf die Fachebene beschränkt blieb.  
Zum dritten zeigten sich anhand der ersten Projekte zwei grundlegende Schwierigkei-
ten, die im Sachsendreieck auch in den Folgejahren immer wieder zutage traten. So war 
einerseits zu beobachten, dass sich die politisch ungelöste Erweiterungsfrage immer 
wieder auf die Projektebene niederschlug und es zu entsprechenden Verzögerungen 
oder zur Unzufriedenheit bei einzelnen Partnern kam. Es galt zwar die Beschlusslage, 
dass unabhängig von einer formalen Mitgliedschaft alle Partner der öffentlichen Ver-
waltung, der Wirtschaft und Wissenschaft sowie Zivilgesellschaft der drei mitteldeut-
schen Länder in den Arbeitsgruppen der Metropolregion und damit an den Projekten 
partizipieren können. In der Praxis tauchten bei einer Beteiligung von Akteuren aus dem 
potenziellen Erweiterungsraum immer wieder Konflikte, zum Beispiel bei der Frage der 
inhaltlichen Schwerpunktsetzung (z. B. Auswahl von Clustern) und der Außendarstel-
lung (z. B. Name, Logo, räumliche Darstellung) auf.  
Andererseits zeigten die ersten Versuche der projektbezogenen Kooperation mit Part-
nern außerhalb der öffentlichen Verwaltung, dass aufgrund der räumlichen Entfernung 
der drei Ecken des Sachsendreiecks potenzielle Kooperationspartner aus der Wirtschaft 
fast zwangsläufig ihre Aktivitäten immer nur auf einen Teilraum des Sachsendreiecks 
ausgerichtet hatten. Folglich führte eine Einbindung solcher Partner in der Regel zu ei-
ner räumlich und damit auch inhaltlich veränderten Schwerpunktsetzung, die nicht von 
allen Partnern des Sachsendreiecks ohne Weiteres mitgetragen werden wollte.  
Beide Aspekte können anhand der Erstellung eines REGJO-Spezial-Heftes57 zur Ver-
marktung der Metropolregion verdeutlicht werden. Die Idee wurde aus der AG Wirt-
schaft und Wissenschaft an die Beteiligten Mitte des Jahres 2006 herangetragen. Bei 
diesem Projekt sollten „erstmals im Rahmen der ‚variablen Geometrie‘ bislang nicht in 
der Metropolregion vertretene Städte eingebunden“ (GA/18/09/2006) werden. So be-
teiligten sich neben den fünf Mitgliedsstädten des Sachsendreiecks auch die Städte Er-
furt, Jena und Magdeburg. Darüber hinaus sollte die Broschüre in Kooperation mit der 
Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (WIM) erstellt werden, welche sich unter an-
derem auch an der Finanzierung beteiligte.  
Die zusätzlichen Beiträge der Städte des potenziellen Erweiterungsraums konnten ver-
gleichsweise unkritisch angefügt werden, insbesondere da auch die Städte des Sachsen-
57 Unter der Marke REGJO erscheinen für die Wirtschaftsräume Südniedersachsen, Niedersach-
sen, Hannover, Südostniedersachsen und Leipzig/Halle eigenständige Regional Magazine 
(www.regjo.de). Diese dienen vorrangig der Darstellung und Vermarktung dieser Wirtschafts-
räume und wurde im Fall der Metropolregion i. d. R. als Image-Broschüre bezeichnet.  
128 Markus Egermann 
dreiecks einzeln in Erscheinung traten und kein geschlossenes und räumlich klar ab-
grenzbares Bild der Metropolregion Sachsendreieck kommuniziert, sondern auf die „va-
riable Geometrie“ (vgl. Kapitel 4.3.4) bei der Zusammenarbeit hingewiesen wurde.  
Anhand der Einbindung der WIM zeigte sich jedoch, dass sich eine Kooperation mit 
Partnern, die auf einer spezifischen räumlichen Bezugsebene agieren, ungleich schwieri-
ger darstellt. So heißt es zwar in der Eigendarstellung der WIM: „In der Wirtschaftsiniti-
ative für Mitteldeutschland engagieren sich strukturbestimmende Unternehmen sowie 
Kammern und Städte aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen mit dem gemeinsa-
men Ziel einer nachhaltigen Entwicklung und Vermarktung der traditionsreichen Wirt-
schaftsregion Mitteldeutschland.“58 Was aus dieser Beschreibung jedoch nicht hervor-
geht, ist die Tatsache, dass in der Initiative fast ausschließlich Partner aus dem engeren 
mitteldeutschen Wirtschaftsraum59 um die Oberzentren Halle und Leipzig vertreten 
sind, während Versuche der Einbindung strukturbestimmender Unternehmen anderer 
Regionen, beispielsweise aus der ‚Wirtschaftsregion Chemnitz-Zwickau‘ oder der ‚Regi-
on Dresden‘, abgesehen von einigen Ausnahmen weitestgehend erfolglos blieben. Mit 
dem räumlichen Fokus war naturgemäß auch eine inhaltliche Schwerpunktsetzung ent-
sprechend der fast ausschließlich aus diesem Teilraum stammenden Mitglieder der Initi-
ative verbunden. Infolgedessen sahen ein Teil der kommunalen Partner die in ihrer Re-
gion ansässigen Unternehmen und Cluster durch die WIM nicht repräsentiert. Allein 
dieses Ungleichgewicht innerhalb des Sachsendreiecks stellte einen Konfliktpunkt dar, 
an dem eine dauerhafte Kooperation der Metropolregion mit der WIM für lange Zeit 
nicht möglich sein sollte.  
Dieser Konflikt wurde bei der Erstellung des REGIO-Spezial-Heftes aufgrund der unge-
lösten Erweiterungsfrage noch dadurch verschärft, dass in der WIM nicht nur Unter-
nehmen aus wichtigen Teilräumen der Metropolregion gänzlich fehlten, sondern auch 
viele Unternehmen aus Räumen außerhalb des Sachsendreiecks, vor allem aus Sachsen-
Anhalt, vertreten waren, mit der Folge, dass beispielsweise die Ernährungswirtschaft ein 
von der WIM schwerpunktmäßig vermarktetes Cluster darstellte, welches jedoch inner-
halb des Sachsendreiecks nur eine untergeordnete Rolle spielte.  
58 So die Beschreibung der Ziele der Initiative im Rahmen der Selbstdarstellung auf ihrer Home-
page www.mitteldeutschland.com, zuletzt abgerufen am 26.10.2011. 
59 Die Initiative ging aus dem im Jahr 2000 gegründeten Regionalmarketing Mitteldeutschland 
hervor, welches sich zum Ziel gesetzt hatte, den traditionellen mitteldeutschen Wirtschaftsraum 
um die Städte Halle und Leipzig zu vermarkten. Eine Gebietskulisse, die das Territorium der ge-
samten mitteldeutschen Länder umfasst, war dabei nicht angedacht.  
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Folglich entstand im ersten Entwurf der REGJO-Broschüre ein Produkt, in dem nach 
Ansicht einzelner Partner „das Sachsendreieck nicht erkenntlich […] sei und die Beset-
zung der Themenfelder/Cluster mit jeweils einer Stadt von Dresden nicht mitgetragen 
werden könnte“ (LA/06/09/ 2006).  
Knapp zwei Wochen später stimmte im Gemeinsamen Ausschuss als letzte Stadt auch 
Dresden dem Entwurf endgültig zu (GA/18/09/2006), um exakt einen Monat darauf 
im nächsten Lenkungsausschuss einen Antrag für eine Neuauflage zu stellen, weil man 
sich nach wie vor mit der inhaltlichen Umsetzung nicht identifizieren konnte. Unter an-
derem wurde bemängelt, dass die „Clustereinführung der Wirtschaftsinitiative für Mit-
teldeutschland eine Selbstdarstellung“ (LA/18/10/2006) wäre. Da diesem Antrag kein 
weiteres Mitglied folgte, wurde die Broschüre letztlich im vorgesehenen Stil umgesetzt. 
Auch wenn nicht alle Partner in allen Punkten mit dem Produkt einverstanden waren, 
wurde eine Infragestellung, eine zeitliche Verzögerung oder gar ein Scheitern des Pro-
jekts als schlechtere Alternative wahrgenommen. Die Broschüre wurde noch im Jahr 
2006 fertiggestellt.  
An dem Beispiel wurde relativ schnell sichtbar, dass sich die Trennung von einem Kern-
raum mit Kommunen mit formaler Mitgliedschaft und einem erweiterten Kooperations-
raum mit einer projektbezogenen Zusammenarbeit nur sehr schwer durchhalten lassen 
würde. So war anhand der gemachten Erfahrungen absehbar, dass, solange die Frage 
einer Erweiterung nicht endgültig geklärt sein würde, bei allen zukünftigen Projekten 
der Metropolregion eine Beteiligung von Partnern aus dem potenziellen Erweiterungs-
raum von einigen Mitgliedern des Sachsendreiecks als Vorstufe einer formalen Erweite-
rung und damit grundsätzlich kritisch gesehen werden würde. Diese Skepsis war sicher 
nicht unbegründet, denn andererseits war auch nicht zu erwarten, dass Partner aus dem 
Erweiterungsraum sich dauerhaft in Projekten und unter dem Namen der Metropolregi-
on engagieren würden, ohne dass sie zu gegebener Zeit dieses Engagement als Argu-
ment für den Erwerb formaler Stimmrechte in den Entscheidungsgremien der Metropol-
region anführen würden.  
Man kann in dieser Phase von einem Schatten der Unsicherheit sprechen, der auf alle 
Umsetzungsbemühungen im operativen Geschäft der Metropolregion fiel und der oh-
nehin nicht einfachen Abstimmung der fünf Mitgliedsstädte eine zusätzliche Dimension 
verlieh und die Entscheidungsfindung sowie -umsetzung verhinderte oder zumindest 
deutlich verzögerte. 
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4.3.4 Das Konzept der variablen Geometrie als Kompromiss zwischen Status quo 
und formeller Erweiterung der Metropolregion  
Im ersten Halbjahr des Jahres 2007 lagen die Ergebnisse der Studie „Metropolregionen 
– Chancen der Raumentwicklung durch Polyzentralität und regionale Kooperation“ vor.
Im Gemeinsamen Ausschuss der Oberbürgermeister hatte man im Jahr 2006 vereinbart,
die Entscheidung über die Frage der Erweiterung erst wieder zu diskutieren, wenn die
genannte Studie abgeschlossen sei.
Trotzdem die Untersuchung thematisch viel breiter und grundsätzlicher angelegt war 
(vgl. BMVBS/BBR 2007), wurde mit diesem Beschluss des GA aus dem Jahr 2006 die 
Frage der Weiterentwicklung der Metropolregion und insbesondere die Frage einer 
formalen Erweiterung politisch in den Mittelpunkt des Forschungsprojektes gerückt. 
Dabei zeigte die parallel zur Bearbeitung stattfindende Diskussion, dass sich ein Teil der 
Partner, gestützt auf die Beschlüsse der MKRO und die schon praktizierte Zusammenar-
beit im Rahmen einer variablen Geometrie, eine klare Empfehlung für eine formale Er-
weiterung erhofften. Von einem anderen Teil der Partnerschaft ging die Erwartungshal-
tung aus, dass mit Blick auf eine drohende Überlastung der bestehenden Kooperation 
eine deutlich kritischere Sicht eingenommen werden würde.  
Somit war auch absehbar, dass eine klare Aussage für oder gegen eine formale Erweite-
rung als Ergebnis der Studie kein von allen Partnern akzeptiertes Ergebnis darstellen 
würde, zumal sich diese politische Frage nicht allein wissenschaftlich beantworten ließ 
und Kritiker der vorgeschlagenen Lösung, egal ob sie pro oder contra Erweiterung aus-
fallen würde, ohne Weiteres beachtenswerte Gegenargumente ins Feld führen könnten. 
Folglich entschied man sich seitens der Bearbeiter mit Szenarien zu arbeiten und in die-
sen unterschiedliche Entwicklungsmöglichkeiten der Metropolregion mit ihren jeweili-
gen Vor- und Nachteilen aufzuzeigen. Insofern ging es den Verfassern „weniger darum, 
ein bestimmtes Szenario zu empfehlen. Ziel ist es vielmehr, durch die Illustration von 
Varianten die Rationalität der Entscheidungsfindung zu erhöhen“ (BMVBS/BBR 2007:
49). In diesem Sinne wurden fünf Szenarien skizziert. Deren Kurzbeschreibungen und 
kartographischen Untersetzungen sind nachfolgend im Wortlaut der Studie zitiert: 
 Szenario ‚MetroStatus quo – Metropolregion Sachsendreieck‘
 Szenario ‚MetroPlus – Erweiterte Metropolregion‘
 Szenario ‚MetroFlex – Variable Geometrie‘
 Szenario ‚MetroDuo – Mitteldeutschland und Dresden‘
 Szenario ‚MetroZero – Keine Metropolregion‘
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Abbildung 27: Szenario "MetroStatus
quo – Metropolregion Sachsendreieck" 
Quelle: BMVBS/BBR 2007: 49 
Abbildung 28: Szenario "MetroPlus –
Erweiterte Metropolregion"  
Quelle: BMVBS/BBR 2007: 51 
„Die drei Teilräume in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen arbeiten weitgehend 
selbstständig in den bestehenden Organisati-
ons- und Arbeitsstrukturen. Sie setzen Maß-
nahmen und Projekte unabhängig voneinan-
der um, so dass sie regionsspezifisch vorgehen 
können. Die Thüringer Städtereihe sowie die 
Städte Dessau und Magdeburg können sich 
projektbezogen an der metropolitanen Zu-
sammenarbeit beteiligen, insbesondere wenn 
sie dazu beitragen, die europäische und inter-
nationale Bedeutung der Metropolregion zu 
stärken. Es handelt sich bei den Kooperationen 
überwiegend um eine Zusammenarbeit zwi-
schen den Städten in den drei Bundesländern; 
die Räume zwischen den Städten sind nicht daran beteiligt. Nur bei der ImPulsRegion 
Erfurt-Weimar-Jena ist der umgebende Landkreis Weimarer Land in die Kooperation 
einbezogen“ (BMVBS/ BBR 2007: 49). 
„Das Szenario "MetroPlus – Erweiterte Met-
ropolregion" bezieht alle Städte des Sachsen-
dreiecks, der Thüringer Städtereihe sowie die 
Oberzentren Sachsen-Anhalts und den Ober-
zentralen Städteverbund Bautzen-Görlitz-
Hoyerswerda in Sachsen in die Metropolregi-
on mit ein. Damit umfasst die Metropolregion 
insgesamt 14 Städte mit der Funktion eines 
Oberzentrums in drei Bundesländern. Der 
Raum wird als eine Metropolregion betrach-
tet und kooperiert in allen Themenfeldern. Bei 
Themen und Projekten, die nicht die gesamte 
Metropolregion betreffen, arbeiten einzelne 
Partner variabel zusammen. Alle Städte erhal-
ten in der Kooperation den gleichen Status. 
Die Einbeziehung aller Städte bewirkt eine hohe Verbindlichkeit für die Beteiligten an 
der Metropolregion. Neben der gemeinsamen Interessenvertretung sowie dem Wissens- 
und Erfahrungsaustausch ergreift die erweiterte Metropolregion gezielt Maßnahmen 
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Abbildung 29: Szenario „MetroFlex –
 Variable Geometrie"  
Quelle: BMVBS/BBR 2007: 52 
und Projekte, die den gesamten Raum betreffen und setzt sie gemeinsam um“ (EBENDA: 
50). 
„Das Szenario "MetroFlex – Variable Geo-
metrie" sieht die fünf Städte Chemnitz, 
Dresden, Halle, Leipzig und Zwickau als 
Kernraum der Metropolregion vor. Dieser 
"engere Metropolraum" knüpft an die bishe-
rige Zusammenarbeit der Städte im Sachsen-
dreieck an. Die umliegenden zehn Städte 
Sachsens, Sachsen-Anhalts und Thüringens 
stellen den erweiterten Metropolraum dar.  
Mit dem "erweiterten Metropolraum" wird 
den existierenden Verflechtungen und Aus-
tauschbeziehungen zwischen den Städten in 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
Rechnung getragen. Die Zusammenarbeit im 
engeren Metropolraum ist intensiv und die Verbindlichkeit der interkommunalen Ko-
operation hoch. Die Städte sind gleichberechtigte Partner und haben in Folge dessen 
auch gleiches Stimmrecht in allen Gremien. Die Umsetzung von Maßnahmen und Pro-
jekten kann von allen Mitgliedern der Metropolregion ausgehen oder sich auf einige 
Partner beschränken. Die Kooperation mit den weiteren Oberzentren Sachsens, Sach-
sen-Anhalts und der Thüringer Städtereihe erfolgt thematisch in Bereichen, in denen die 
Zusammenarbeit für die jeweils Beteiligten sinnvoll ist und Vorteile verspricht. Die Zu-
sammenarbeit der Städte des engeren Metropolraums mit den Städten des erweiterten 
Metropolraums ist weniger verbindlich und an die Dauer von Projekten oder gemein-
samen Interessen gebunden. Diese Städte sind zwar Mitglied der Metropolregion; im 
Lenkungsausschuss und im Gemeinsamen Ausschuss erhält jedoch nur jeweils ein Ver-
treter aus Sachsen-Anhalt und Thüringen Stimmrecht; in den Arbeitsgruppen sind die 
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Abbildung 30: Szenario "MetroDuo –
Mitteldeutschland und Dresden"  
Quelle: BMVBS/BBR 2007: 53 
Abbildung 31: Szenario "MetroZero –
Keine Metropolregion"  
Quelle: BMVBS/BBR 2007: 55 
„Das Szenario "MetroDuo – Mitteldeutsch-
land und Dresden" sieht vor, zwei eigenstän-
dig agierende Metropolregionen einzurichten, 
die nur in ausgewählten Fällen miteinander 
kooperieren. Da die Städte Chemnitz und 
Zwickau enge Beziehungen zu beiden Metro-
polregionen haben, können sie Mitglied in 
beiden Metropolregionen sein oder sich für 
eine der beiden entscheiden. 
 Metropolregion Mitteldeutschland: 
Halle und Leipzig als Zentrum mit Magde-
burg, Dessau und der Thüringer Städtereihe 
sowie ggf. Chemnitz und Zwickau 
 Metropolregion Dresden: Dresden
sowie ggf. Chemnitz und Zwickau. Durch die
geografische Nähe zu Tschechien und Polen kann die Metropolregion Dresden zu-
dem grenzüberschreitend Kooperationen mit Prag und Breslau eingehen. 
Die Aufgabenschwerpunkte der beiden Metropolregionen sind vergleichbar. Bei der 
Metropolregion Dresden kommt die Möglichkeit hinzu, Projekte der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit umzusetzen sowie den Zugang nach Osteuropa auszubauen. 
Ansatzpunkte für die Zusammenarbeit beider Metropolregionen bieten zum einen die 
gemeinsame Lobbyarbeit auf deutscher und europäischer Ebene, zum anderen die 
grenzüberschreitende Kooperation nach Osteuropa“ (EBENDA: 53 f.). 
„Die Variante "MetroZero – Keine Metropol-
region" geht davon aus, dass sich die metro-
politane Kooperation dauerhaft nicht verfes-
tigen kann und sich deshalb auflöst. Statt 
dessen arbeiten die bereits seit mehreren Jah-
ren bestehenden Kooperationen wie die Im-
PulsRegion Erfurt-Weimar-Jena, die Wirt-
schaftsregion Chemitz-Zwickau, Region Dres-
den und Wirtschaftsinitiative Mittel-
deutschland entsprechend ihrer strategischen 
Ausrichtungen. Denkbar ist zudem, dass sich 
weitere Teilräume der drei Bundesländer zu 
regionalen Kooperationen zusammenschließen. 
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Die Stadt Magdeburg könnte auch eine Mitgliedschaft in der Metropolregion Hanno-
ver-Braunschweig-Göttingen oder in Berlin-Brandenburg anstreben“ (EBENDA: 55).  
Nicht nur an den Szenarien selbst, sondern auch anhand der kurzen Diskussion dazu 
wird die Situation, in der sich die Metropolregion zum damaligen Zeitpunkt befand, 
deutlich. Nachfolgend daher nochmal die Einschätzung der Verfasser zu den fünf Sze-
narien im Wortlaut: 
„Das Szenario ‚MetroStatus quo – Metropolregion Sachsendreieck‘ stellt die Koopera-
tion im Rahmen der Metropolregion Sachsendreieck dar, so wie sie auch aktuell be-
steht. Diese Form der Kooperation zeigt sich vor dem Hintergrund der zurückliegenden 
Entwicklungsetappen der Metropolregion als wichtiger Schritt. Derzeit ist allerdings die 
künftige Beteiligung der Thüringer Städtereihe sowie der weiteren Oberzentren aus 
Sachsen und Sachsen-Anhalt nicht eindeutig geregelt. Diese ungelöste Frage belastet 
die aktuelle Zusammenarbeit in der Metropolregion und bedarf daher einer abschlie-
ßenden Lösung. Da die neuen Partner weiter in die metropolitane Kooperation einge-
bunden werden wollen und auch sollen, müssen Zuständigkeiten und Verfahrenswei-
sen geschaffen werden, wie sie sich verbindlich beteiligen können. Da das Sachsen-
dreieck zur Konsolidierung der bestehenden Kooperation eine kurzfristige förmliche 
Erweiterung ausgeschlossen hat, sollten Lösungsvorschläge die Option eines stufenwei-
sen Vorgehens in einer mittel- bis langfristigen Perspektive einschließen.  
Um die Thüringer Städtereihe und die bisher nicht beteiligten Oberzentren in Sachsen 
und Sachsen-Anhalt in die Metropolregion Sachsendreieck einzubeziehen, bieten sich 
unterschiedliche Varianten an: 
 Das Szenario ‚MetroPlus – Erweiterte Metropolregion‘ knüpft an die bestehende
Initiative Mitteldeutschland an. Die Zusammenarbeit aller Städte würde durch die
bevölkerungs- und flächenmäßige sowie wirtschaftliche Größe die Realisierung weit
reichender Synergieeffekte für alle Beteiligten ermöglichen. Beispielsweise könnte
durch eine die gesamte Metropolregion betreffende Strukturpolitik auf eine ver-
stärkt arbeitsteilige Wirtschaftsstruktur hingearbeitet werden (Clusterpolitik). Auf-
grund der für Außenstehende transparenten Abgrenzung durch die Ländergrenzen
hätte die Metropolregion gute Chancen, sich erfolgreich im nationalen und interna-
tionalen Regionenwettbewerb zu positionieren. Allerdings würde diese Metropolre-
gion einen sehr großen räumlichen Zuschnitt besitzen und müsste viele Akteure ko-
ordinieren; die für die Kooperation notwendige Vertrauensbasis wäre noch nicht
vorhanden. Daher zeigen sich einige Akteure der bisherigen Metropolregion Sach-
sendreieck, besonders die Stadt Dresden und die Landesregierung Sachsens, skep-
tisch gegenüber dieser Lösung.
 Das Szenario ‚MetroFlex – Variable Geometrie‘ nutzt – ebenso wie das Szenario
"MetroPlus – Erweiterte Metropolregion" – zum einen die Vorteile Zusammenarbeit
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der drei Bundesländer. Zum anderen bleibt der stimmberechtigte Akteurskreis ähn-
lich überschaubar wie im Szenario "MetroStatus Quo – Metropolregion Sachsen-
dreieck", was die Akzeptanz für diese Variante bei den fünf Städten des bisherigen 
Sachsendreiecks erhöhen dürfte, als dies im Szenario "MetroPlus" der Fall ist. Aller-
dings wären die Städte des erweiterten Metropolraums im Vergleich zu den Städten 
des engeren Metropolraums nicht gleichberechtigt. Dies würde die Kooperation des 
engeren mit dem erweiterten Metropolraum erschweren; zudem könnte dies auch 
die Bereitschaft der potenziellen Partner zur Zusammenarbeit dämpfen, wie z.B. es 
die ImPulsRegion formuliert hat. Bezogen auf die Themenfelder würde die variable 
Kooperation jedoch gute Ansatzpunkte bieten, da in den jeweiligen Themenfeldern 
unterschiedliche Akteure beteiligt sind.  
 Das Szenario ‚MetroDuo – Mitteldeutschland und Dresden‘ geht davon aus, dass
aufgrund der sehr unterschiedlichen Interessen, Ziele und Ausrichtungen der Städte
keine gemeinsame Kooperation als Metropolregion möglich ist. Die Räume Hal-
le/Leipzig und Dresden, die derzeit bereits die beiden räumlichen Schwerpunkte der
Metropolregion bilden und stark zueinander in Konkurrenz stehen, würden sich je-
weils zu einer eigenständigen Metropolregion formieren. Eine zusätzliche Chance in
diesem Szenario wäre die Staatsgrenzen überschreitenden Zusammenarbeit, die
Kooperationsvorteile durch Projekte und Lobbyarbeit in Bezug auf die europäische
Handlungsebene erwarten ließe.
Das Szenario ‚MetroZero – Keine Metropolregion‘ verdeutlicht, welche Konsequenzen 
eintreten, wenn sich in den drei Ländern dauerhaft keine Metropolregion etablieren 
lässt. Folge wäre, dass gemeinsame zielgerichtete Aktivitäten, um die vorhandenen 
Stärken und Potenziale im Bereich der Metropolfunktionen zu stärken, ausbleiben bzw. 
deutlich erschwert würden; Agglomerationsvorteile und Synergieeffekte würden unge-
nutzt bleiben. Beispiele anderer Metropolregionen wie Hamburg und Öresund zeigen 
dagegen, welchen positiven Mehrwert eine metropolitane Zusammenarbeit bringen 
kann. Zusätzlich bedeutet das Scheitern als Metropolregion einen Imageverlust. Eine 
Wiederbelebung der metropolitanen Kooperation zu einem späteren Zeitpunkt würde 
innerhalb und außerhalb der Region als wenig glaubwürdig wahrgenommen“ (EBENDA: 
56 f.). 
Trotz der in den Szenarien aufgezeigten großen Spannweite möglicher Entwicklungs-
pfade der Metropolregion waren zum damaligen Zeitpunkt alle Szenarien denkbar und 
keinesfalls unrealistisch. Unter der Überschrift ‚Empfehlungen‘ machten die Verfasser 
der Studie dann deutlich, dass „sich auf Basis der Untersuchungen nicht objektiv klä-
ren“ lässt, welches das anstrebenswerte Szenario sei, sondern dies „maßgeblich eine 
Frage der politischen Prioritätensetzungen der beteiligten Akteure“ (EBENDA: 57) sei. 
In den weiteren Ausführungen wird dann auf die Bedeutung der „Stabilität der vorhan-
denen Kooperationsbeziehungen, die Koordinationsfähigkeiten sowie die Innovations-
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kapazität der Organisation“ (EBENDA) hingewiesen, was als Warnung vor der Komplexi-
tät einer erweiterten Metropolregion verstanden werden kann. Ebenfalls als Argument 
gegen eine Erweiterung ist der Hinweis zu interpretieren, dass „nur eine Metropolregi-
on, in der im Vergleich zu anderen deutschen und europäischen Metropolregionen aus-
reichend Metropolfunktionen angesiedelt sind, […] eine gute Position im Wettbewerb 
der Regionen einnehmen“ (EBENDA) kann. Denn blickt man auf die seitens des BBR im 
Rahmen des Bundesraumordnungsberichts 2005 erstellten Karten zur Quantifizierung 
metropolitaner Funktionen in Deutschland60, so zeigt sich, dass mit der Stadtregionen 
Dresden und Halle-Leipzig die deutlich stärksten Partner bereits im Sachsendreieck ko-
operieren und die potenziellen Partner des Erweiterungsraums diesbezüglich ver-
gleichsweise wenig in die Kooperation einbringen können (vgl. Abbildung 32 und Ab-
bildung 33). 
Trotzdem man seitens der Verfasser nicht ein bestimmtes Szenario empfehlen konnte 
und wollte, wurde im weiteren Teil der Empfehlungen unter der Überschrift ‚Aus Sicht 
der Akteure der Metropolregion‘ das Szenario ‚MetroFlex – Variable Geometrien‘ her-
ausgegriffen und als jenes vorgestellt, das von den Partnern des Erweiterungsraums als 
„sinnvoll“ angesehen werden würde, weshalb dieses Szenario im Anschluss nochmal 
eine ausführlicher Würdigung in Form von Hinweisen zur konkreten Ausgestaltung er-
hielt. Letztlich war mit den Szenarien jedoch der Ball seitens der Wissenschaft wieder 
zurück in die politischen Gremien der Metropolregion gespielt worden, die ihrerseits die 
politische Entscheidung zwar nicht formal, aber von den mit den Ergebnissen verbunden 
Erwartungen zuvor an die Wissenschaft weitergegeben hatten. 
Während der Endphase der Erstellung der Studie und noch vor dem nächsten Gemein-
samen Ausschuss der Oberbürgermeister am 02. Juli 2007 wurden bereits weitere Fak-
ten geschaffen, die letztlich auf eine Erweiterung der Metropolregion über die Grenzen 
des Sachsendreiecks hinausliefen. So hatten sich im Mai 2007 die drei Landesministerien 
im Rahmen einer ‚Vereinbarung über interkommunakle Zusammenarbeit‘ drauf geei-
nigt, dass sich die Länder Sachsen-Anhalt und Thüringen an der finanziellen Förderung 
von Metropolregionsprojekten beteiligen werden (GA/02/07/2007).  
60 Nach einem Konzept von Blotevogel wurde unterschieden in Entscheidungs- und Kontroll-
funktion, Innovations- und Wettbewerbsfunktion und Gatewayfunktion, welche jeweils durch 
mehrere gewichtete Indikatoren untersetzt wurden. Eine ausführliche Darstellung findet sich im 
deutschen Raumordnungsbericht 2005 im Kapitel 6.1 Metropolräume (BBR 2005: 177 ff.). 
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Abbildung 32: Metropolfunktionen in Städten 
Quelle: BBR 2005: 185 
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Abbildung 33: Innovations- und Wettbewerbsfunktion 
Quelle: BBR 2005: 182 
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Zeitgleich wurde seitens der thüringer Städte der Wunsch an die Partnerschaft herange-
tragen, zukünftig „einen stärkeren Einfluss auf die Entscheidungen im Lenkungsaus-
schuss“ haben zu wollen, welcher ausdrücklich auch vom thüringer Landesministerium 
unterstützt wurde (LA/27/03/2007). Dieses Ansinnen wurde im Rahmen des Len-
kungsausschusses erstmalig am 27.03.2007 vorgetragen und am 11.05.2007 als ‚An-
trag der thüringer Städte auf Stimmrecht‘ in das Gremium eingebracht. In diesem einig-
te man sich darauf, einen Beschlussvorschlag in den nächsten Gemeinsamen Ausschuss 
der Oberbürgermeister einzubringen, wonach „die ImPulsregion61 Thüringen und Gera 
1 Stimme als Gemeinschaftsstimme im GA und LA“ bekommen sollten und in die Be-
gründung zur Vorlage die Aussagen der BBR-Studie einfließen zu lassen 
(LA/11/05/2007). Der Versuch, die Ergebnisse der BBR-Studie als Argumentation für 
eine Erweiterung anzuführen, wurde zumindest insoweit relativiert, als dass man auf 
Intervention eines Partners im letzten Lenkungsausschuss vor dem Treffen der Ober-
bürgermeister festhielt: „Die Formulierung zum Ergebnis der BBR-Studie im 1. Absatz 
der Begründung ist insofern zu ändern, dass die Variable Geometrie als eine mögliche 
Organisationsform aufgezeigt und nicht empfohlen wird“ (LA/18/06/2007). Zu diesem 
Zeitpunkt war auch auf Arbeitsebene noch nicht klar erkennbar, wie sich die Kritiker 
einer Erweiterung, allen voran Dresden, aber auch Chemnitz im Gemeinsamen Aus-
schuss bezüglich des Antrags verhalten würden. 
Zugleich wurde auf Anfrage der Partner aus Sachsen-Anhalt ein weiterer Beschluss-
punkt in die Beschlussvorlage aufgenommen, wonach „den Städten Magdeburg und 
Dessau der Beobachterstatus im Lenkungsausschuss bzw. Gemeinsamen Ausschuss an-
geboten wird“ (LA/18/06/2007).  
In der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses am 02. Juli 2007 wurde die Frage der 
Erweiterung kontrovers diskutiert. Während die Befürworter unter anderem auf die 
Ländervereinbarung zur finanziellen Beteiligung von Sachsen-Anhalt und Thüringen 
hinwiesen, stellten die Kritiker die Handlungsfähigkeit der Gremien der Metropolregion 
in Frage, sollte es zu einer Erweiterung kommen. Die vorläufige Lösung des Konflikts 
bestand darin, dass man dem Vorschlag eines Stadtoberhauptes folgte, wonach eine 
formale Mitgliedschaft mit dem damit verbundenen Stimmrecht für die ‚Thüringer Städ-
tereihe‘ jetzt beschlossen, jedoch nach 2 Jahren evaluiert werden sollte. In dieser Zeit 
61 In der ‚ImPuls-Region Erfurt-Weimar-Jena‘, so der vollständige Name, kooperieren die Städte 
Erfurt, Weimar und Jena sowie der Kreis Weimarer Land seit Juni 2004 freiwillig im Rahmen 
einer Kommunalen Arbeitsgemeinschaft (vgl. auch www.impulsregion.de). In den verschiede-
nen Dokumenten zur Metropolregion existieren unterschiedliche Schreibweisen, wobei der offi-
zielle Name ‚ImPuls-Region Erfurt-Weimar-Jena‘ lange Bestand hatte und man sich erst später 
‚Impulsregion‘ (in dieser Schreibweise) nannte.  
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würde sich zeigen, ob eine Zusammenarbeit in dieser Form möglich sei oder gegebe-
nenfalls wieder verworfen werden müsste. Diesem Vorschlag folgten 4 der 5 stimmbe-
rechtigten Oberbürgermeister, während sich ein Stadtoberhaupt der Stimme enthielt, 
damit seine Skepsis kundtat, den Beschluss jedoch nicht verhinderte (GA/02/07/2007).  
Dieser Beschluss war durchaus als eine Überraschung zu werten, da sich insbesondere 
die Stadt Dresden zuvor dezidiert gegen jede Form einer formalen Erweiterung zum 
damaligen Zeitpunkt ausgesprochen und dies mit durchaus legitimen Interessen be-
gründet hatte. Dass man nicht voll hinter dieser Entscheidung stand, zeigte die Stimm-
enthaltung der Stadt Dresden. Dass man damit aber den Beschluss dennoch ermöglich-
te, ist auf verschiedene Punkte zurückzuführen (PG62). Bei der Abwägung zwischen dem 
politischen Schaden, den ein Veto und die damit verbundene Verhinderung der Erweite-
rung mit sich gebracht hätte, und den hausinternen Schwierigkeiten bei der Kommuni-
kation des Beschlusses innerhalb der Dresdner Stadtverwaltung und -politik, zog man es 
vor, innerhalb der Kooperation nicht als ‚Verhinderer‘ dazustehen. Hilfreich war dabei 
sicher die zeitliche Begrenzung des Beschlusses auf zwei Jahre mit anschließender Wie-
dervorlage und die Tatsache, dass die Metropolregion auch schon in ihrer damaligen 
Konstituierung als Sachsendreieck innerhalb der Dresdner Stadtverwaltung und -politik 
zum Teil sehr kritisch und mit ablehnender Haltung gesehen wurde, man also diesbe-
züglich nicht wirklich viel verlieren konnte. Dennoch war damit eine neue bzw. erwei-
terte Angriffsfläche für Kritik an dem Konstrukt Metropolregion geschaffen worden. 
Konnte man sich vielerorts63 – nicht nur in Dresden – bereits eine erfolgreiche Koopera-
tion im Sachsendreieck64 kaum vorstellen, so war die Erweiterungsdebatte und die mög-
liche Ausdehnung der Metropolregion auf alle drei Bundesländer für viele Kritiker der 
letzte Beweis dafür, dass die Metropolregion Sachsendreieck eine politische Konstrukti-
on ohne Realitätsbezug sei.  
62 Erklärung auf der Basis von informellen Gesprächen mit beteiligten Akteuren im Nachgang 
der Sitzung vom 02.07.2007. 
63 Kritische Stimmen kamen unter anderen von Vertretern der IHK’s, Stadträten, Landtagsabge-
ordneten (vgl. hierzu auch FEDERWISCH 2012: 170) und Verwaltungsangestellten aus den betei-
ligten Städten und aus der Wissenschaft. Ein entsprechendes Meinungsbild ließ sich auf und vor 
allem am Rande von Konferenzen der Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck wahrneh-
men, weshalb diese kritischen Stimmen nicht in den offiziellen Dokumentationen wiedergege-
ben werden konnten.   
64 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden im weiteren Text synonym zur offiziellen Be-
zeichnung ‚Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck‘ auch die Bezeichnungen ‚Metropol-
region Sachsendreieck‘ oder nur ‚Sachsendreieck‘ verwendet.     
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4.3.5 Kooperation mit Dritten und Rotation der Geschäftsstelle 
Ein zweiter Schwerpunkt der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses vom 02.07.2007 
war der Beschluss einer Kooperationsvereinbarung der Metropolregion Sachsendreieck 
mit der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (WIM). Seitens der Wirtschaftsinitia-
tive bestand das Hauptinteresse darin, noch stärkeren politischen Einfluss zu gewinnen, 
der zum damaligen Zeitpunkt hauptsächlich auf den Verflechtungsraum um die Ober-
zentren Halle und Leipzig konzentriert war.65 Das Interesse an einer Zusammenarbeit 
seitens der Metropolregion lag vor allem darin, nach dem Vorbild anderer Metropolre-
gionen66 in Deutschland stärker als bisher Akteure außerhalb der öffentlichen Verwal-
tung und insbesondere aus der Wirtschaft einzubinden. Zudem verfügte die Initiative 
zum damaligen Zeitpunkt über nicht unbeachtliche finanzielle Ressourcen, die man vor 
allem für gemeinsame Marketingaktivitäten nutzen wollte (GA/02/07/ 2007).  
Während innerhalb der Gremien der Metropolregion im Grundsatz Einigkeit darüber 
bestand, dass eine stärkere Zusammenarbeit mit Akteuren aus der Wirtschaft angestrebt 
werden müsste, wurde der Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit der WIM 
zum Teil kritisch gesehen. Auch hier war der Gemeinsame Ausschuss in zwei Lager ge-
spalten. Während ein Teil der Oberbürgermeister Städte vertrat, die offizielles Mitglied 
der Wirtschaftsinitiative waren und zum Teil aufgrund ihres Amtes im Aufsichtsrat der 
WIM saßen, repräsentierten andere Stadtoberhäupter Städte bzw. kamen aus Regio-
nen, deren Unternehmen und Branchenschwerpunkte67 sich nicht in der WIM wieder-
fanden. Vor diesem Hintergrund taten sich ein Teil der Oberbürgermeister sichtlich 
schwerer einer entsprechenden Vereinbarung zuzustimmen. 
Der ausschlaggebende Punkt dafür, dass die Vorlage letztlich nicht zum Beschluss ge-
bracht wurde, war jedoch ein anderer. So fand wenige Tage vor der Sitzung des Ge-
meinsamen Ausschusses der Metropolregion Sachsendreieck (02.07.2007) die Sitzung 
des Aufsichtsrates der WIM (26.06.2007) statt. In deren Ergebnis wurde der bis dahin 
lang diskutierte und immer wieder nachgebesserte Entwurf der Kooperationsvereinba-
rung nochmal in zwei wesentlichen Punkten geändert. Demnach sollte nun „eine bei 
der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland angesiedelte Arbeitsgruppe über die Fest-
65 Siehe auch die Ausführungen zum Hintergrund der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland 
in Kapitel 4.3.3 bzw. Fußnote 59. 
66 Allen voran die Metropolregionen Nürnberg und Rhein-Neckar.  
67 Zum Beispiel Unternehmen aus dem Bereich Maschinenbau, ein traditionell starker Wirt-
schaftszweig der Region Chemnitz/Zwickau, was von der damaligen Oberbürgermeisterin der 
Stadt Chemnitz beispielhaft angeführt wurde. Auch die Stadt bzw. die Region Dresden fand 
sich inhaltlich nicht in der WIM wieder (GA/02/07/2007). 
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legung der gemeinsam zu vertretenden Themenschwerpunkte entscheiden“. Weiterhin 
sollten die „gemeinsamen Marketingaktivitäten […] unter der Bezeichnung Mittel-
deutschland und nicht wie bisher vorgeschlagen unter dem Begriff Metropolregion 
Sachsendreieck/Wirtschaftsinitiative Mitteldeutschland erfolgen“68 (GA/02/07/2007). 
Diese kurzfristige einseitige Änderung des Entwurfs seitens der WIM löste Unmut bei 
einem Teil der Ausschussmitglieder aus, hatte man doch keine Gelegenheit gehabt, dies 
abzustimmen und sah sich nun ein Stück weit überrascht ob der erneuten Änderungen. 
Zudem wurden damit die Bedenken der Kritiker einer Zusammenarbeit weiter verstärkt 
(GA/18/07/2007), welche die Sorge hatten, dass mit einer solchen Vereinbarung „das 
Sachsendreieck an Souveränität im Marketing verliert und dies nicht dem Selbstver-
ständnis des Sachsendreiecks entsprechen würde“ (GA/02/07/2007). 
Folglich wurde die Vorlage nicht zur Beschlussfassung gebracht, sondern stattdessen 
festgelegt, dass man das Thema auf die nächste Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses 
vertagt und bis dahin Vertreter der WIM in persönlichen Gesprächen auf die Städte zu-
kommt, die sich zum damaligen Zeitpunkt nicht durch die WIM repräsentiert sahen 
(GA/02/07/2007). 
Sowohl die inhaltlichen Aussagen der kurzfristigen Ergänzungen als auch die Art und 
Weise des Zustandekommens dokumentieren sehr anschaulich die Schwierigkeit zweier 
komplexer Institutionen, einerseits zu kooperieren und Zugeständnisse zu machen und 
andererseits die Eigenständigkeit nicht preiszugeben. So wollte offensichtlich zunächst 
der Aufsichtsrat der WIM das Heft des Handelns beim Marketing fest in der Hand be-
halten (Themenauswahl, Name Mitteldeutschland), mit der Folge, dass sich wenige Ta-
ge später der Gemeinsame Ausschuss der Metropolregion einer solchen Lösung nicht 
anschließen konnte. Zudem offenbarte das Verfahren die Schwierigkeiten der zeitlichen 
Koordination von Abstimmungen zwischen der Arbeits- und Entscheidungsebene inner-
halb der Institutionen bei gleichzeitiger Konsensfindung zwischen den beiden Entschei-
dungsebenen der Institutionen. So war bis zum Beginn der Sitzung des Gemeinsamen 
Ausschusses der Metropolregion nicht klar, ob alle Mitglieder der Vereinbarung zu-
stimmen würden. Eine noch größere Diskrepanz zwischen Arbeits- und Entscheidungs-
ebene trat jedoch auf Seiten der WIM zutage. Hier sah sich der Aufsichtsrat offensicht-
lich genötigt, die auf Arbeitsebene lang vorbereitete Kooperationsvereinbarung wenige 
Tage vor einer geplanten Beschlussfassung seitens der Metropolregion noch einmal 
                                             
68 Zuvor wurde auf Vorschlag der Stadt Dresden eine frühere Entwurfsfassung dahingehend 
geändert, dass als Name für die Vermarktung die vollständigen Titel beider Institutionen zu 
nennen sind (LA/18/06/2007), was mit dem Beschluss des Aufsichtsrates der WIM nun wieder 
rückgängig gemacht wurde.  
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maßgeblich zu verändern, was bei den Vertretern der Metropolregion, wie oben er-
wähnt, auf wenig Verständnis stieß und ein Veto der ohnehin kritischen Ausschussmit-
glieder noch erleichterte.  
Mit der Frage der zukünftigen Verortung der Geschäftsstelle stand im Jahr 2007 ein 
weiteres wichtiges Thema für die Metropolregion auf der Tagesordnung des Gemein-
samen Ausschusses. Nachdem man sich bei der Einrichtung der Geschäftsstelle nicht auf 
einen festen Ort einigen konnte, hatte man ein Rotationsprinzip eingeführt, wonach die 
Geschäftsstelle zwischen den Mitgliedsstädten wechselt. Das Ende des ersten festgeleg-
ten Turnus stand im Dezember 2007 bevor, womit eine Entscheidung über den Ge-
schäftsstellenwechsel getroffen werden musste.  
Mit der Stadt Leipzig hatte zunächst einer der beiden ‚großen‘ Partner die Geschäfts-
stelle für zwei Jahre übernommen und aus dem eigenen Haushalt kofinanziert, da die 
Umlagen der Mitgliedsstädte für eine Vollfinanzierung nicht ausreichten und den Län-
dern keine institutionelle Förderung erlaubt gewesen wäre und nur Projektmittel als Un-
terstützung einbringen konnten. Entsprechend schwierig würde es sich für eine der drei 
deutlich kleineren Kommunen des Sachsendreiecks, den Städten Chemnitz, Halle und 
Zwickau gestalten, diese finanzielle Mehrbelastung im eigenen Haushalt unterzubrin-
gen. Somit galt Dresden zunächst als wahrscheinlicher Nachfolger, sah sich aufgrund 
des anhaltenden Machtvakuums an der Stadtspitze69 jedoch in keiner günstigen Situati-
on, diese Aufgabe zu übernehmen. Im Lenkungsausschuss der Metropolregion einigte 
man sich schließlich auf die Lösung, die Geschäftsstelle für zwei weitere Jahre in Leipzig 
zu belassen. Ohnehin war man auf Arbeitsebene der Meinung, auf diesem Wege die 
bestehenden Strukturen festigen zu können und den angefangenen Arbeiten mehr 
Kontinuität zu verleihen, die bei einem Wechsel der Geschäftsstelle gefährdet würde 
(LA/11/05/2007 und LA/18/06/2007).  
Eine entsprechende Beschlussvorlage fand im Gemeinsamen Ausschuss am 02.07.2007 
jedoch keine Zustimmung. Zwar sah sich die Stadt Dresden selbst nicht in der Lage die 
Geschäftsstelle zu übernehmen, hatte jedoch auch kein Interesse daran, dass mit der 
Stadt Leipzig der andere große sächsische Partner die Fäden der Geschäftsführung wei-
tere zwei Jahre in der Hand hielt. So hatte sich die Geschäftsstelle in der Vergangenheit 
einerseits um Objektivität bemüht und kaum70 Anlass geboten einen Wechsel zu forcie-
69 Der damals amtierende Dresdner Oberbürgermeister Ingolf Roßberg musste aufgrund ge-
richtlicher Auseinandersetzungen im Zuge der Vergabe von ‚Flutmitteln‘ infolge des Jahrhun-
derthochwassers im Jahr 2002 seine Amtsgeschäfte ruhen lassen. 
70 Eine kleine Ausnahme stellte die etwas unglückliche Deckblattgestaltung einer Broschüre dar, 
in der sich sowohl die Stadt Leipzig als auch die Metropolregion Sachsendreieck präsentierten 
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ren. Andererseits hatte die Stadt Leipzig als Inhaber der Geschäftsstelle naturgemäß 
einen spürbar größeren Einfluss auf die Geschicke der Metropolregion und die aktivste 
Rolle unter den Mitgliedsstädten übernommen. Folglich sprach sich die Stadt Dresden 
gegen eine Verlängerung der Geschäftsstellentätigkeit der Stadt Leipzig aus und schlug 
vor, dass die Stadt Chemnitz bis zur nächsten Sitzung des Gemeinsamen Ausschuss prü-
fen möge, ob für sie die Übernahme der Geschäftsstelle ab 2008 möglich sei 
(GA/02/07/2007).  
In dieser am 06.12.2007 stattfindenden Sitzung bot Chemnitz, dem Vorschlag Dresdens 
folgend, an, die Geschäftsstelle für zwei Jahre zu übernehmen. Erneut wurde von ande-
rer Seite vorgeschlagen, die Geschäftsstelle in Leipzig zu belassen. Hier war die Vetopo-
sition Dresdens jedoch bereits bekannt. Ein weiterer Vorschlag sah vor, die Geschäfts-
stelle mit der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland zu koppeln, um „die Kräfte ef-
fektiver bündeln zu können“ (GA/06/12/2007). Auch hierfür konnte keine Mehrheit 
und schon gar keine Einstimmigkeit hergestellt werden. Letztlich wurde der einzig ver-
bleibende Vorschlag, die Geschäftsstelle nach Chemnitz rotieren zu lassen, mit vier Zu-
stimmungen und zwei Enthaltungen angenommen71 (GA/06/12/2007). Die Geschäfts-
stelle wechselte somit im Frühjahr 2008 für zwei Jahre nach Chemnitz.  
Wie schon bei früheren Entscheidungen praktiziert, wurde entgegen der Festlegung in 
der eigenen Geschäftsordnung ein Beschluss gefasst, ohne dass Einstimmigkeit (alle 
stimmen zu) hergestellt werden konnte. Vielmehr hatte man mit der Variante, Beschlüs-
se als angenommen zu erklären, solange keiner dagegen stimmt, einen ‚modus vivendi‘ 
gefunden, Entscheidungsblockaden durch Veto-Positionen zumindest teilweise zu ver-
hindern, indem man den Beteiligten die Möglichkeit gab, über Stimmenthaltung Kritik 
zu üben bzw. Protest gegen einen Beschluss deutlich zu machen, ohne diesen jedoch zu 
verhindern. 
Weiterhin war interessant zu sehen, dass trotz vorheriger intensiver Abstimmung der 
Vorschlag Dresdens zum Wechsel der Geschäftsstelle nach Chemnitz „als Überra-
schung“ im Gemeinsamen Ausschuss auftauchte (LA/18/07/2007). Erklärbar ist dies 
damit, dass für die Dresdner Seite zunächst selbst nur klar war, dass man es selber nicht 
machen könne und dass Leipzig es nicht weiter machen solle. Eine solche Position ist in 
der Regel nur dann durchzuhalten, wenn man einen akzeptablen Gegenvorschlag ma-
chen bzw. eine Lösung anbieten kann. Eine solche Lösung zeichnete sich jedoch nicht 
und die auf dem Deckblatt mit dem Titel „Leipzig > Metropolregion >“ versehen war (STADT 
LEIPZIG & METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2007). 
71 Die Stadt Jena hatte, wie weiter oben ausgeführt, inzwischen Stimmrecht im Gemeinsamen 
Ausschuss erhalten, womit insgesamt sechs Stimmen abgegeben wurden.    
Empirische Befunde zur Metropolregion Mitteldeutschland 145 
ab, da von den drei anderen potenziellen Kandidaten (Chemnitz, Halle und Zwickau) 
keiner seinen Hut in den Ring geworfen hatte. Entsprechend kann man den Vorschlag 
Dresdens als ‚aus der Not geboren‘ bezeichnen, der nicht auf langfristigen strategischen 
Überlegungen beruhte, sondern die einzige Chance darstellte, die eigenen Interessen in 
den Verhandlungen durchzusetzen. 
Dass dieses Vorgehen aus Dresdner Sicht letztlich zum Erfolg geführt hat, ist bemer-
kenswert. So hätten die Kooperationspartner guten Grund und hinreichend Argumente 
gehabt, diesen Vorschlag abzulehnen, sei es aufgrund der Verweigerungshaltung Dres-
dens, selbst die Geschäftsstelle zu übernehmen, oder mit Blick auf das unabgestimmte 
Vorgehen und die Überraschung mit einem völlig neuen Vorschlag. Das Ergebnis sagt 
somit auch etwas über das Kräfteverhältnis in der Partnerschaft aus. So war Dresden in 
der Lage, ein eigenes Veto gegen die Fortsetzung der Geschäftsstelle in Leipzig durch-
zuhalten und hat gegen das Votum des Lenkungsausschusses und trotz kritischer Stim-
men im Gemeinsamen Ausschuss (zwei Enthaltungen) den eigenen Vorschlag eines 
Wechsels nach Chemnitz durchgebracht. 
4.3.6 Veränderte Erwartungshaltung an die Partnerschaft durch das Konzept der 
Überregionalen Partnerschaften 
Mit dem in der 33. Sitzung der MKRO (MKRO 2006) beschlossenen Dokument ‚Leitbil-
der und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland‘ 
(BMVBS/BBR 2006) wurden im Leitbild 1 ‚Wachstum und Innovation‘72 noch in der An-
fangsphase der 2005 beginnenden Konsolidierung der Kooperation weitere Erwartun-
gen von außen an die Partnerschaft herangetragen, welche die Diskussion um die Zu-
kunft der Metropolregion über mehrere Jahre prägen sollten. Diese Erwartungen bezo-
gen sich einerseits auf einen erweiterten Handlungsraum der Metropolregion Sachsen-
dreieck, das heißt einer Integration weiterer Partner aus Sachsen-Anhalt und Thüringen, 
und andererseits auf die Integration von ländlichen Räumen.  
So wurde im Leitbildbeschluss der MKRO-Beschluss aus dem Jahr 2005 wieder aufge-
griffen, wonach „die ‚Thüringer Städtereihe’ und die Oberzentren des Landes Sachsen-
Anhalt in die Entwicklung der Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck einbezogen 
werden“ (MKRO 2005) sollten. Entsprechend hatte man dieses Thema bereits in der 
ersten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses im November 2005 diskutiert (vgl. Kapi-
tel 4.3.1). Mit der Wiederholung und Integration dieser Passage in den Textteil des 
72 Im Mittelpunkt des Leitbilddokumentes stehen (nach einem einführenden Analyseteil) die drei 
Leitbilder ‚Wachstum und Innovation‘, ‚Daseinsvorsorge sichern‘ sowie ‚Ressourcen bewahren, 
Kulturlandschaften gestalten‘. 
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Leitbildes 1 wurde die Aussage in seiner Bedeutung weiter gestärkt. Im diesem Textteil 
wurde dem Wunsch nach einem erweiterten Handlungsraum der Metropolregion Sach-
sendreieck auch begrifflich Ausdruck verliehen, indem man von einer sich aus dem Kon-
zept der Metropolregionen ergebenden „besonderen Chance“ für den „Wirtschafts-
raum Mitteldeutschland“ (MKRO 2006: 14) sprach. Durch die Verwendung des Begriffs 
‚Mitteldeutschland‘ sahen sich erwartungsgemäß die Befürworter einer Erweiterung73 
gestärkt, da er eine Erweiterung des Sachsendreiecks implizierte. Für die Diskussion in-
nerhalb der Metropolregion war dieser Vorstoß als wenig hilfreich zu bewerten, da sich 
die Erweiterungsfrage nicht zuletzt an der Diskussion um den Namen und der damit 
verbundenen Identifikation entspann, innerhalb derer der Begriff Mitteldeutschland die 
Partner in zwei Lager spaltete. Wie weiter oben bereits geschildert, hatte man bezüglich 
der Erweiterungsfrage mit dem Beschluss vom 02.07.2007 zumindest vorerst eine Zwi-
schenlösung74 gefunden und eine endgültige Entscheidung für 2 Jahre in die Zukunft 
verlagert. 
Das Leitbild ‚Wachstum und Innovation‘ hatte jedoch mit sogenannten ‚Großräumigen 
Verantwortungsgemeinschaften‘ (MKRO 2006: 17) eine neue Handlungsebene in der 
deutschen Raumentwicklungspolitik ausgerufen und damit eine weitere zentrale Frage 
aufgeworfen, die innerhalb der Metropolregion Kontroversen erzeugen sollte. So war 
das Sachsendreieck zu dieser Zeit die einzig75 verbliebene Metropolregion in Deutsch-
land, die nach wie vor als Städtenetz agierte und keine Lösung für eine formale76 In-
tegration von Räumen außerhalb der fünf Mitgliedsstädte hatte. Zwar hatte man die 
Diskussion um die Integration der sogenannten Zwischenräume des Sachsendreiecks 
seit Beginn der Kooperation immer wieder geführt und das Thema auch als wichtig de-
klariert. Jedoch waren zu keiner Zeit ein klarer politischer Wille oder ein überzeugendes 
Konzept hierfür vorhanden, wobei sich beides gegenseitig bedingte.  
73 Hierbei ist anzumerken, dass ein Teil der Befürworter einer Erweiterung, insbesondere die 
Vertreter der Länder, maßgeblichen Einfluss auf diese Formulierung hatten. 
74 Jena als Mitglied auf Probe und Magdeburg mit Beobachterstatus. 
75 Die Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg starte zwar ebenfalls als 
Städtenetz von zunächst nur drei Städten (Wolfsburg kam später dazu). Hier war aber bereits 
erkennbar, dass man einen ‚Neustart‘ als GmbH unter Einbezug von Landkreisen und kreisan-
gehörigen Kommunen zwischen und um die vier größeren Zentren vollziehen wollte, was nach 
einigen Schwierigkeiten auch gelang.  
76 Zwar hatten alle Akteure jederzeit die Möglichkeit, sich auf Projektebene bzw. in den Arbeits-
gruppen einzubringen, die Möglichkeit einer formalen Mitgliedschaft von weiteren Gebietskör-
perschaften, die Wahrnehmung von Stimmrechten respektive eine Beteiligung im Lenkungsaus-
schuss oder im Gemeinsamen Ausschuss waren hingegen nicht vorgesehen. 
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Nun erhielt diese noch ungelöste Frage mit den MKRO-Beschlüssen und der daraus fol-
genden Erweiterungsdiskussion eine neue räumliche Dimension. Denn die ‚Großräumi-
gen Verantwortungsgemeinschaften‘ basierten auf einer Zusammenarbeit von Akteuren 
aus den drei im Leitbild deklarierten Raumkategorien ‚Kerne der Hauptstadtregion und 
bestehenden europäischen Metropolregionen‘, ‚engerer metropolitaner Verflechtungs-
raum‘ und ‚weiterer metropolitaner Verflechtungsraum einschließlich ländlicher Räume‘. 
Im Ergebnis der flächendeckenden Kategorisierung und Abgrenzung ergaben sich somit 
zehn solcher Verantwortungsgemeinschaften in Deutschland, wobei eine davon ziem-
lich genau dem Territorium der drei mitteldeutschen Bundesländer entsprach (vgl. Ab-
bildung 34). 
Abbildung 34: Leitbild Wachstum und Innovation 
Quelle: MKRO 2006: 13 
Innerhalb der Metropolregion Sachsendreieck fand das Leitbild nach seiner Veröffentli-
chung im Jahr 2006 zunächst weniger Beachtung. Eine zentrale Frage, die der Erweite-
rung, hatte man zu diesem Zeitpunkt bereits auf der Tagesordnung bzw. lagen auch 
schon Entscheidungen hierzu vor. Die zweite zentrale Frage, die der Integration von 
ländlichen Räumen, wurde einerseits von der Erweiterungsdiskussion in den Schatten 
gestellt und andererseits gab es in den Gremien der Metropolregion Sachsendreieck 
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keinen Vertreter, der dieses Thema mit Nachdruck eingefordert hätte. So blieb es lange 
Zeit bei gelegentlichen Diskussionen hierzu im Lenkungsausschuss. Auch aus den Zwi-
schenräumen selbst wurde zunächst kein Beteiligungswunsch an die bestehende Part-
nerschaft herangetragen. Dort wurde die Metropolregion bis dahin entweder überhaupt 
nicht wahrgenommen und wenn doch, wurde sie als wenig schlagkräftig eingeschätzt, 
sodass sich das Interesse an einer Beteiligung in Grenzen hielt (INT 2 und INT 16).  
Wiederum war es ein externer Impuls seitens der Bundesraumordnung, der das Thema 
Beteiligung von ländlichen Räumen zum Diskussionsgegenstand im Sachsendreieck 
werden ließ. Mit der Initiierung des Modellvorhabens der Raumordnung (MORO) 
‚Überregionale Partnerschaften‘ und der damit verbundene Auslobung eines Wettbe-
werbs im Jahr 2007, wurde im Lenkungsausschuss der Metropolregion schnell die Ent-
scheidung getroffen, eine Interessensbekundung77 abzugeben. Parallel dazu wurden 
erste konkrete Schritte zur Zusammenarbeit eingeleitet, indem man zu einem Treffen 
mit den Verantwortlichen der Regionalen Planungsverbände bzw. Regionalen Pla-
nungsgemeinschaften einlud und auf der bevorstehenden ersten Metropolregionskon-
ferenz (November 2007) ein Diskussionsforum zu diesem Thema vorsah 
(LA/18/07/2007). 
Trotzdem man im Gemeinsamen Ausschuss zur Frage der Erweiterung eine Zwischenlö-
sung78 gefunden hatte und noch nicht sicher war, ob der Wettbewerbsbeitrag im Rah-
men des Modellvorhabens erfolgreich sein würde, stand die erste Metropolregionskon-
ferenz im Zeichen der Erweiterungs- und Weiterentwicklungsdebatte. Folglich entschied 
man sich beim Titel der Konferenz für ‚Vom Städtenetz zur Überregionalen Partner-
schaft‘ (LA/20/09/2007). Allerdings lag damit erneut der Schatten der unterschiedli-
chen Interessen über einem Ereignis, dass die Metropolregion eigentlich auf ihrem Weg 
zur schlagkräftigen Kooperation hätte voran bringen sollen. So waren es naturgemäß 
die Befürworter einer Erweiterung, die eine erneute und nun auch öffentliche Diskussion 
hierzu forcierten, während andere Akteure zwar nicht zwingend für eine Erweiterung 
waren, jedoch die Diskussion darüber als notwendig erachteten. Gegner der Erweite-
rung, allen voran die Stadt Dresden, empfanden die Ausrichtung als eher unglücklich 
und hätten den Fokus lieber auf der Zusammenarbeit in der bestehenden Partnerschaft 
gesehen. Zudem fand die Konferenz in Leipzig statt, was naturgemäß eine hohe Beteili-
gung aus dem engeren mitteldeutschen Raum und aus dem Freistaat Thüringen bzw. 
dem Land Sachsen-Anhalt erwarten ließ, womit auch eine Stimmung pro Erweiterung 
sehr wahrscheinlich war.  
                                             
77 Die Interessensbekundung wurde am 31.07.2007 abgegeben (LA/18/07/2007). 
78 Jena als Mitglied auf Probe und Magdeburg mit Beobachterstatus. 
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Vor den genannten Hintergründen entschied sich die Dresdner Verwaltungsspitze in 
einer Dienstberatung dafür, keinen Vertreter zur ersten Metropolregionskonferenz zu 
entsenden und begründete dies mit „der derzeitigen Ausrichtung der Metropolregion“, 
der man „eher kritisch gegenübersteht“ (LA/26/11/2007). 
Nachdem die größten Kritiker einer Erweiterung der Metropolregion auf der Konferenz 
fehlten, fielen Statements zum Thema Erweiterung in dem dafür vorgesehenen Forum 4 
‚Überregionale Partnerschaften – Wege für eine erfolgreiche Kooperation in der Metro-
polregion Sachsendreieck‘ erwartungsgemäß einseitig aus. Als Grundlage für die Diskus-
sion wurden die fünf Szenarien der BBSR-Studie (siehe Kapitel 4.3.4) referiert. Als Er-
kenntnisse hierzu wurde festgehalten: 
 „Die Akteure insbesondere aus Thüringen, Sachsen-Anhalt und aus dem Raum Hal-
le/Leipzig äußern deutlich den Wunsch, räumlich die ‚große Lösung’79 weiter zu
verfolgen und damit den Schritt ‚vom Dreieck zum Sechseck’ zu gehen.
 Dieser Schritt sollte mit einer stärkeren Einbindung der Akteure aus den Teilregio-
nen, Zwischenräumen und ländlichen Räumen verbunden werden, denen die Chan-
ce als gleichberechtigte Partner als Voraussetzung für ein Bekenntnis zur Metropol-
region eingeräumt werden muss.
 Diese Ausweitung und Intensivierung des Aktionsraumes der Metropolregion aus
den Kernstädten heraus scheint insbesondere auch deswegen angezeigt, weil sie ei-
ne engere Verknüpfung mit strukturbestimmenden Wirtschaftspartnern und eine
Integration der besonderen Potenziale der Kulturlandschaft im Kontext der Stadtre-
gionen ermöglicht“ (METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2007A: 12).
Im gleichen Sinne fielen die Statements der Podiumsdiskussion mit den kommunalpoliti-
schen Spitzen aus mehreren Städten der drei Bundesländer sowie Vertretern aus Wirt-
schaft und Wissenschaft bezüglich der Erweiterungsfrage gleichklingend aus. So ist es 
wenig überraschend, wenn Dagmar Szabados, Oberbürgermeisterin der Stadt Halle, 
bemerkt, „der Name ‚Sachsendreieck‘ definiert die Region zu eng“ und „sie plädiert für 
‚Mitteldeutschland‘“ (METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2007A: 7). Wei-
terhin bekannte Dr. Albrecht Schröter, Oberbürgermeister der Stadt Jena, „Ich bin ein 
überzeugter Mitteldeutscher“, und fordert, dass „vor allem die beiden überregionalen 
Initiativen – die ‚Metropolregion Sachsendreieck’ und die ‚Wirtschaftsinitiative Mittel-
deutschland’ – zusammengeführt werden“ müssen (EBENDA).  
79 Gemeint war hiermit das Szenario ‚MetroPlus‘ (vgl. Kapitel 4.3.4), welches eine formale Er-
weiterung um die Oberzentren in Sachsen-Anhalt und die ‚Thüringer Städtereihe‘ skizzierte. 
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Mit Manfred Rauner, Oberbürgermeister der Stadt Weißenfels, hatte man einen Vertre-
ter des sogenannten Zwischenraums80 bzw. aus dem weiteren metropolitanen Verflech-
tungsraum einer möglichen ‚Überregionalen Partnerschaft‘ eingeladen, der mit dem 
Statement „Wir sind räumlich mittendrin und wollen gern Familienmitglied werden, 
denn sonst sieht uns niemand richtig“ (EBENDA) nun auch öffentlich den Wunsch einer 
Zugehörigkeit zur Metropolregion an die Akteure herantrug. Dabei sprach er zugleich 
als Vertreter des Städtedreiecks Naumburg-Weißenfels-Zeitz sowie des Burgenlandkrei-
ses, in welchem diese Kommunen liegen. Unterstützt wurde sein Begehren von einem 
extra für die Konferenz produzierten ‚Handout‘ mit dem Titel ‚Das Städtedreieck 
Naumburg-Weißenfels-Zeitz mit dem Burgenlandkreis auf dem Weg in die Metropol-
region‘ (DREHMANN, LIEBERT, HILDEBRANDT 2007, Hervorhebung im Original), in dem die 
Region als starker Partner für die Metropolregion angepriesen wurde (vgl. Abbildung 
35). 
Abbildung 35: Deckblatt des Handouts „Das 
Städtedreieck Naumburg-Weißenfels-Zeitz mit 
dem Burgenlandkreis auf dem Weg in die Metro-
polregion“, verteilt auf der Metropolregionskon-
ferenz am 15.11.2007 in Leipzig 
Quelle: Drehmann, Liebert, Hildebrandt 2007 
Zum Abschluss der Metropolregionskonferenz 
resümieren Petra Wesseler, Bürgermeisterin 
der Stadt Chemnitz, und Martin zur Nedden, 
Bürgermeister der Stadt Leipzig, unter ande-
rem, es sei „deutlich geworden, dass die 
‚Zwischenräume’ und damit die Landkreise 
und die dort gelegenen Mittelzentren ins 
Boot geholt werden müssen. Zugleich muss 
die Verbindung zur Wirtschaft mit ihren 
Netzwerken und Gremien unbedingt enger 
geknüpft werden.“ Sie schließen mit der Bot-
schaft: „Wir arbeiten mit all jenen weiter, die zur Auftaktkonferenz der ‚Metropolregion 
                                             
80 Die Stadt Weißenfels liegt im südlich Teil Sachsen-Anhalts, südlich der Stadt Halle und gehört 
damit nicht zum ursprünglich als Zwischenraum bezeichneten Gebiet (dies war die gängige 
Formulierung für das Territorium zwischen den drei sächsischen Agglomerationen Chem-
nitz/Zwickau, Dresden und Leipzig mit der Stadt Halle). Weißenfels war vielmehr ein Repräsen-
tant einer erweiterten Metropolregion und den dann existierenden Zwischenräumen zwischen 
den drei Landeshauptstädten Dresden, Erfurt und Magdeburg.       
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Sachsendreieck’ gekommen sind und die Interesse an einer Zusammenarbeit haben“ 
(METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2007A: 13). 
In der Medieninformation zur Konferenz heißt unter anderem: „Aufbauend auf die 
Konferenz wird sich die Metropolregion Sachsendreieck auf die Aktivitäten für 2008 
verständigen. Schwerpunkte werden dabei vor allem die stärkere Zusammenarbeit mit 
den Akteuren in den Stadtregionen und außerhalb der großen Zentren, […] sein“ (MET-
ROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2007B: 3).  
Im kurz darauf stattfindenden Gemeinsamen Ausschuss (06.12.2007) wurde die Konfe-
renz in einem eigenen Tagesordnungspunkt ausgewertet. Angesichts der vielfach an die 
Metropolregion herangetragenen Kooperationswünsche aus dem potenziellen Erweite-
rungsraum sowie den Zwischenräumen, wurde seitens des Sächsischen Innenministeri-
ums erstmals der Sorge Ausdruck verliehen, dass „die gesamte Diskussion um die Or-
ganisationsstruktur bzw. die Ausformung der Polyzentralität die Akteure überfordern 
könnte und die inhaltliche Arbeit in den Hintergrund tritt“ (LA/06/12/2007).  
In der Tat, das hatte nicht zuletzt die Abwesenheit von Vertretern der Stadt Dresden auf 
der Metropolregionskonferenz gezeigt, schien die eigentliche Projektarbeit und der Pro-
zess einer inhaltlichen Fokussierung durch die Diskussion zur Abgrenzung bzw. mögli-
chen Erweiterung beeinträchtigt zu sein. Es deutete sich immer mehr an, dass, solange 
diese Frage nicht endgültig geklärt ist, eine effektive Zusammenarbeit im Rahmen der 
bestehenden Partnerschaft nur begrenzt möglich sein wird. Eine solche Lösung zeichne-
te sich jedoch kurzfristig nicht ab, da zum einen keine Veränderung bei den Positionen 
einzelner Mitglieder ersichtlich war und man zum anderen eine Entscheidung auf das 
Jahr 2009 verlagert hatte, in welchem die Mitgliedschaft der Stadt Jena auf Probe aus-
lief.  
4.3.7 Entkoppelung des operativen Geschäfts von strategischen Fragen  
Die Akteure der Metropolregion standen nach der ersten Metropolregionskonferenz im 
November 2007 vor zwei großen Herausforderungen. Zum einen musste man sich auf 
strategischer Ebene weiterhin mit wichtigen formalen Fragen auseinandersetzen. Dies-
bezüglich zur Diskussion standen Aspekte des räumlichen Zuschnitts, der Integration 
ländlicher Räume, des Mitgliederstatus‘ und der Stimmverteilung, der Budgetierung, des 
Namens der Metropolregion und dem Ort der zukünftigen Geschäftsstelle, ohne, dass 
sich in diesen Punkten eine Annäherung der vielfach gegensätzlichen Positionen ab-
zeichnete. Zum anderen musste man, auch im Vergleich zu anderen Metropolregionen 
in Deutschland, endlich mehr Fahrt bei der Umsetzung konkreter Projekte aufnehmen, 
nicht zuletzt weil es in der Außendarstellung bis dahin kaum gelungen war, das Bild ei-
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ner funktionierenden Partnerschaft zu vermitteln81, wenngleich man gerade zu dieser 
Zeit bereits vielfältige Aktivitäten gestartet hatte.  
In der Folge war zu beobachten, dass angesichts der ungelösten Konflikte bezüglich 
strategischer Fragen eine Trennung von operativem Geschäft und strategischen Diskus-
sionen erfolgte. Dieses Vorgehen war so nicht geplant, sondern kann als Anpassung der 
handelnden Akteure an bestehende Rahmenbedingungen bewertet werden. Die besag-
te Trennung führte insbesondere dazu, dass man trotz vieler ungeklärter Fragen erste 
Teilerfolge bei der Projektumsetzung sowie bei der nationalen und europäischen Ver-
netzung erzielen konnte. 
So war man bereits seit 2004 im europäischen INTERREG III C-Projekt ‚PolyMETREX-
plus‘ als Partner vertreten. In dem Projekt tauschte man sich unter anderem mit anderen 
europäischen Metropolregionen zu Fragen der Organisationsstruktur und Konstituie-
rung polyzentrischer Partnerschaften aus. Mit Beschluss des Gemeinsamen Ausschusses 
(GA/02/07/2007) wurde man ab 2008 offiziell Mitglied des 1996 in Glasgow82 ge-
gründeten METREX-Netzwerkes83, welches sich zur Aufgabe gemacht, hat die ‚metro-
politan dimension‘ in das Blickfeld von Politik und Gesellschaft zu rücken.  
Rahmen der Umsetzung dieser Ausstellung war es erstmalig gelungen ein Produkt der 
Metropolregion zu schaffen, bei dem der Eindruck einer bloßen additiven Aneinander-
reihung von Einzelstädten vermieden werden konnte. Im Laufe der weiteren Arbeit hat 
sich immer wieder herausgestellt, dass Produkte, die additiv erstellt wurden, bei denen 
also die Mitgliedsstädte der Metropolregion nebeneinander gestellt wurden84, besser 
umsetzbar waren als jene Projekte, bei denen die Potenziale der einzelnen Partner ‚als 
Ganzes‘ dargestellt werden sollten und somit eine gewisse Eigenständigkeit verloren 
ging85. 
                                             
81 Dies ließ sich unter anderem daran ablesen, dass seitens des Bundes, in dem Fall des BBRS 
ernsthafte Zweifel bezüglich einer Förderung im Rahmen des Modellvorhabens bestanden. 
82 Weitere Informationen zum Hintergrund der Gründung von METREX finden sich u. a. in 
WIECHMANN 2009. 
83 Weitere Informationen zum Netzwerk finden sich unter www.eurometrex.org.  
84 Zum Beispiel bei der Erstellung einer Marketingbroschüre mit den Sehenswürdigkeiten der 
Partner. 
85 Zum Beispiel bei einem gemeinsamen Metropolregionsstand auf der EXPO REAL in München.  
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Abbildung 36: Ausstellung zur Metropolregion Sachsendreieck am Beispiel der Roll-ups zu den 
Themen ‚Erbe und Idendität‘ und ‚Demographischer Wandel und soziale Erneuerung‘ 
Quelle: Metropolregion Sachsendreieck 2007c 
Als eine der ersten Maßnahmen zur besseren Außendarstellung und Bekanntmachung 
der Metropolregion wurde im Jahr 2007 eine Überarbeitung des Internetauftritts voran-
getrieben und eine Ausstellung in Form von ‚Roll-Ups‘ initiiert (vgl. Abbildung 36). Im  
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Als weiteres Standbein einer Vermarktung der Metropolregion wurden die Möglichkei-
ten einer Beilage zur Metropolregion in einer überregionalen Zeitung geprüft. Die Um-
setzung scheiterte letztlich am zu geringen Interesse von Akteuren der Wirtschaft am 
Anzeigenteil einer solchen Beilage. Das Beispiel zeigt zumindest zwei Dinge auf. Zum 
einen war eine Kooperation mit Akteuren der Wirtschaft zum damaligen Zeitpunkt 
kaum ausgeprägt und die Metropolregion zu wenig bekannt und anerkannt, um ausrei-
chend Akteure für den Anzeigenteil zu gewinnen. Zum anderen unterscheidet sich das 
ökonomische Umfeld in den drei mitteldeutschen Ländern maßgeblich von denen ande-
rer Metropolregionen in Deutschland. Diesbezüglich scheint die Ausprägung der „un-
ternehmerischen und kapitalmarktorientierten Entscheidungs- und Kontrollfunktion“ 
(BBR 2005: 180) aussagekräftig, welche unter anderem die fehlenden Headquarter-
funktionen verdeutlichen. Dass das Vorhandensein von Unternehmenssitzen sich för-
derlich auf die Arbeit und Schlagkraft einer interkommunalen Zusammenarbeit auswir-
ken kann, zeigen sehr gut die Beispiele der Metropolregionen Nürnberg und Rhein-
Neckar. So hat Siemens in Nürnberg und BASF in Rhein-Neckar maßgeblich Einfluss auf 
die Entwicklung der jeweiligen Metropolregion genommen. Während in Nürnberg das 
Thema Metropolregion frühzeitig86 vom dort 1996 gegründeten Marketingverein mit 
Siemens an der Spitze besetzt wurde, hat die Führungsspitze des BASF-Konzerns über 
das Bundeskanzleramt entscheidend auf den Abschluss eines Staatsvertrages zwischen 
den drei Bundesländern Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland Pfalz hingewirkt, 
auf dessen Basis die Metropolregion rechtlich neu verankert wurde (INT 11).  
Auch im operativen Geschäft und insbesondere beim Marketing wurde in beiden Met-
ropolregionen eine enge Verzahnung realisiert. Im Ergebnis, und anders als bei der Met-
ropolregion Sachsendreieck, wurden in beiden Metropolregionen sehr umfangreiche 
Marketingkampagnen mithilfe der regionalen und überregionalen Presse umgesetzt. Die 
Metropolregion Sachsendreieck musste seine Bemühungen hierzu vorerst einstellen und 
trat damit überhaupt nicht in überregionalen Zeitungen und vergleichsweise selten in 




                                             
86 So war es vor allem der unternehmensgetriebene Marketingverein, der versuchte die Region 
Nürnberg in der Riege der europäischen Metropolregionen zu positionieren. Unter anderem war 
es die Geschäftsführerin des Marketingvereins, die Nürnberg als Metropolregion in METREX, 
dem europäischen Netzwerk von Metropolregionen, lange Zeit vertrat.  
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Abbildung 37: Medienpräsenz der Metropolregion Sachsendreieck in regionalen Zeitungen 
Quelle: Nehring 2008: 46 
Abbildung 38: Medienpräsenz der Metropolregion Rhein-Neckar in der Rhein-Neckar-Zeitung 
Quelle: Nehring 2008: 47 
Weitere Schwierigkeiten bei der Vermarktung der Metropolregion ergaben sich unter 
anderem aufgrund der schwierigen terminlichen Abstimmung einer Vielzahl von Akteu-
ren. So scheiterte ein gemeinsamer Auftritt der politischen Spitzen auf der EXPO REAL 
2007 ebenso wie eine Präsentation der Metropolregion in Brüssel im gleichen Jahr letzt-
lich an Terminüberschneidungen bei den zentralen Akteuren und Repräsentanten 
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(LA/20/09/2007). Daraus lässt sich zum einen erkennen, dass ein abgestimmtes Vorge-
hen in einem großen, polyzentrischen Kooperationsraum mit vielen Akteuren in beson-
derem Maße voraussetzungsvoll und ein großer zeitlicher Vorlauf zwar zwingend not-
wendig und dennoch keine Garantie für eine erfolgreiche Koordination ist. Zum ande-
ren ist anzumerken, dass die zeitliche Verfügbarkeit der politischen Spitzen und Wirt-
schaftsvertreter naturgemäß auch eine Frage der Prioritätensetzung ist und die Metro-
polregion zu dieser Zeit sicher nicht überall einen Stellenwert erreicht hatte, der ausge-
reicht hätte, bereits bestehende Terminüberschneidungen ohne Weiteres zugunsten der 
Metropolregion aufzulösen. Entsprechende Verschiebungen oder Ausfälle von Terminen 
sind dabei über einen langen Zeitraum immer wieder zu beobachten gewesen, wobei 
die zeitliche Flexibilität, in Abhängigkeit vom persönlichen Interesse, bei den politischen 
Spitzen erkennbar unterschiedlich ausgeprägt war.  
Erfolgreicher liefen hingegen die Bemühungen um eine Präsentation der Metropolregi-
on im Rahmen des Info-Magazins der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland. So trat 
man bei den Themenheften zur ‚Informationstechnologie‘, zur ‚Logistik‘ und zu ‚Solar‘ 
als Partner mit Logo und Name auf dem Deckblatt auf und war an der Erstellung betei-
ligt (vgl. Abbildung 39). 
Abbildung 39: Info-Magazine der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland in Zusammenarbeit 
mit der Metropolregion Sachsendreiecks zu den Themen ‚Solar‘ und ‚Logistik‘  
Quelle: Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 2008 
Die vielen Bemühungen zur Umsetzung von Projekten brachten einerseits zählbare Er-
folge, die zur Weiterarbeit motivierten, anderseits zeigte sich an verschiedenen Stellen, 
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dass die damalige Organisationsstruktur einen Weiterentwicklungsbedarf aufwies. Ins-
besondere die mit sehr großem Engagement geführte Geschäftsstelle stieß an Kapazi-
tätsgrenzen. Die Mitarbeiterin der Stadtverwaltung Leipzig, die die Aufgabe der Ge-
schäftsführung zusätzlich87 übernommen hatte, musste längst den Großteil ihrer Ar-
beitszeit für die Metropolregion verwenden. Letztlich kam es auch dadurch zu langen 
Umsetzungszeiträumen, so musste beispielsweise die Arbeit an der Ausstellung (vgl. 
Abbildung 36) zur Metropolregion aus Mangel an Kapazitäten mehrere Wochen und 
Monate im Jahr 2007 ruhen (LA/20/09/2007 und LA/26/11/2007). Dabei zeigt sich 
auch, dass die Geschäftsstelle eine Motorenfunktion bei der inhaltlichen Arbeit hatte 
und sich nicht, wie in anderen Metropolregionen durchaus üblich, aus der inhaltlichen 
Bearbeitung von Projekten zurückziehen konnte.  
Mit dem Wechsel der Geschäftsstelle nach Chemnitz im Frühjahr 2008 (vgl. Kapitel 
4.3.5) vollzog die Partnerschaft einen wesentlichen Schritt zur Konsolidierung und Pro-
fessionalisierung. Die Erfahrungen aus zwei Jahren Geschäftsstellenarbeit in Leipzig hat-
ten gezeigt, dass sich die Metropolregion in diesem Bereich vor allem personell stärker 
aufstellen muss. Folglich wurde die neue Geschäftsstelle in Chemnitz mit einem Ge-
schäftsführer, einer Mitarbeiterin und einer Sekretärin (Teilzeit) besetzt. Damit verbun-
den war auch der Beschluss, die Umlage der Mitgliedsstädte zu erhöhen, wenngleich 
diese immer noch nicht ausreichte, die anfallenden Personalkosten zu decken und die 
Stadt Chemnitz, wie zuvor auch schon die Stadt Leipzig, die darüber hinaus entstehen-
den Kosten aus dem eigenen Haushalt abdecken musste.  
4.3.8 Auftritt ohne Namen und Entscheidung in der Namensdiskussion 
Die Strategie, das operative Geschäft möglichst von den politischen Diskussionen im 
Gemeinsamen Ausschuss der Metropolregion zu entkoppeln, wurde von der neuen Ge-
schäftsführung in Chemnitz in den Jahren 2008 und 2009 in noch stärkerem Maße ver-
folgt als zuvor. Aufgrund des großen zeitlichen Abstands zwischen den Sitzungen des 
Gemeinsamen Ausschusses war dies auch vergleichsweise einfach realisierbar, erwar-
tungsgemäß ließ sich diese Trennung jedoch nicht vollständig durchhalten. Vielmehr 
holten die ungelösten strategischen Fragen zur Abgrenzung, zum Namen und zum Au-
ßenauftritt der Partnerschaft die Projektarbeit an verschiedenen Punkten ein. Dies ver-
deutlicht beispielsweise eine Anfrage an den Lenkungsausschuss seitens des Burgen-
landkreises und des Städtedreiecks Naumburg-Weißenfels-Zeitz, „inwieweit sie das Lo-
go der Metropolregion für ihre Kommunikation/Öffentlichkeitsarbeit innerhalb ihrer 
87 Eigentlich war sie hauptsächlich für die Flächennutzungsplanung der Stadt Leipzig verant-
wortlich. 
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Region verwenden“ (LA/12/06/2008) können. Hierzu wurde festgestellt, „dass im 
Grunde nichts gegen eine Verwendung des Logos durch Dritte einzuwenden ist“, dass 
jedoch „der Lenkungsausschuss davon abrät, umfänglich bzw. öffentlichkeitswirksamer 
das jetzige Logo zu verwenden, da zur Zeit ein Namensfindungsprozess initiiert werde“ 
(EBENDA).  
Eine ähnliche Diskussion musste eine Sitzung später bezüglich der Erarbeitung eines 
Wissenschaftsatlasses der Metropolregion geführt werden. Diesbezüglich wurde festge-
halten, dass die AG Wirtschaft & Wissenschaft „den Wissenschaftsatlas in einer der 
Problematik des noch nicht vorhandenen neuen Namens der Metropolregion angemes-
senen Form in Auftrag geben“ soll, „sprich zumindest in geringerer Auflagenhöhe oder 
ohne Printversion mit Option auf Änderung von Name/Logo“ (LA/14/08/2008). Dies 
sind nur zwei Beispiele dafür, wie sich die Unsicherheit bezüglich der oben aufgeführten 
Punkte lähmend auf die Projektarbeit, hier im Bereich des Marketings, ausgewirkt hat. 
Diese Situation war seit dem MKRO-Beschluss im Jahr 2005 und die damit an die Part-
nerschaft herangetragenen Anforderungen (vgl. Kapitel 4.2.3) zu einem immer wieder-
kehrenden Problem bei der Projektarbeit geworden. 
Zudem schlugen sich die ungelösten Fragen des Selbstverständnisses nicht nur in den 
offensichtlichen Dingen, wie dem Marketing und Außenauftritt der Metropolregion, 
nieder, sondern erschwerten auch die Zusammenarbeit und Handlungskoordination 
zwischen den Mitgliedsstädten. Denn die Unsicherheit bezüglich der weiteren Entwick-
lung der Metropolregion bedeutete auch Rückenwind für die Kritiker der Kooperation, 
die unter anderem auch in verschiedenen Ressorts der einzelnen Stadtverwaltungen zu 
finden waren. Dass diese ihre konträren Positionen zum Teil durchsetzen konnten, lag 
auch daran, dass seitens der Stadtspitzen mitunter die letzte Überzeugungskraft fehlte, 
der es jedoch bedurft hätte, um die Kritiker in den eigenen Reihen auf Linie zu bringen. 
Stattdessen wurden teilweise deren Positionen in die Partnerschaft hineingetragen, 
womit gemeinsame Projekte verzögert wurden oder ganz scheiterten.  
Somit stand bei vielen Projektplanungen immer wieder die Frage im Raum, ob die betei-
ligten Fachressorts aus der Verwaltung diese mittragen werden und wenn nicht, ob die 
jeweilige Stadtspitze willens ist, die Projekte im Sinne der Partnerschaft und notfalls ge-
gen Teile der eigenen Verwaltung durchzusetzen. Letzteres war ebenso zu beobachten 
wie der umgekehrte Fall, dass sich die Kritiker durchsetzten. So beteiligte sich die Stadt 
Dresden beispielsweise nicht an der Erstellung des Wissenschaftsatlasses 
(LA/12/06/2008), weil die eigene Wirtschaftsförderung dem Projekt ablehnend88 ge-
                                             
88 Zwar hatte man sich im Rahmen der flexiblen Geometrie (vgl. Kapitel 4.3.4) darauf verstän-
digt, dass nicht jeder Partner bei jedem Projekt beteiligt sein muss, da es unterschiedliche 
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genüberstand. Erleichtert wurde ein entsprechendes Verhalten zudem durch die Rege-
lungen zur Finanzierung der Projekte. So wurden gemeinsame Projekte der Partner-
schaft zur damaligen Zeit nicht aus einem eigenen Haushalt der Metropolregion finan-
ziert, sondern wurden auf Basis einer immer wieder neu einzuholenden Zustimmung zur 
Kofinanzierung durch alle Partner beschlossen. Wer also einem Projekt ablehnend ge-
genüberstand, konnte dies gleichermaßen einfach wie wirksam durch die Verweigerung 
der Mitfinanzierung glaubhaft machen und auch durchsetzen.  
Die neue Geschäftsführung in Chemnitz stieß somit immer wieder auf die Folgen der 
ungelösten strategischen Fragen, wies mehrfach in den Gremiensitzungen der Metropo-
lregion darauf hin und versuchte daher, neben dem operativen Geschäft auch eine Ent-
scheidung zum Namen herbeizuführen. Dass man damit gewissermaßen das Pferd von 
hinten aufzuzäumen versuchte, also vor allem eine Entscheidung zum Namen forcierte 
und Fragen der Abgrenzung und Mitgliedschaften zunächst sekundär betrachtete, war 
der Dringlichkeit des operativen Geschäfts, vor allem des Marketings, geschuldet. Ohne 
einen Namen konnte man sich schwerlich nach außen präsentieren. Erwartungsgemäß 
zeigte sich, dass ohne Klarheit zur räumlichen Abgrenzung der Metropolregion eine Ent-
scheidung zum Namen kaum herbeizuführen sein würde.  
Von Überlegungen, sich bei der Namenssuche von Marketingexperten unterstützen zu 
lassen, wurde aus Kostengründen wieder Abstand genommen. Stattdessen wurde ein 
Namenswettbewerb „in Form studentische Projektseminare“ (LA/14/08/2008) initiiert, 
von dem man sich, neben einer preiswerteren Abwicklung, auch mehr Ideen und Krea-
tivität erhoffte (LA/18/01/2008). Die Betonung lag diesbezüglich klar auf der Hoffnung 
und nur bei wenigen Akteuren auf der tatsächlichen Überzeugung, auf diesem Wege 
die Namensdiskussion beenden zu können. So waren die an der Metropolregion betei-
ligten Akteure im Grunde selbst die besten Experten. Zudem hatte die Erfahrung aus der 
internen Namensdiskussion gezeigt, dass es einerseits keinen Namen gibt, der aufgrund 
seiner territorialen Bezüge (z. B. Metropolregion Sachsendreieck oder Metropolregion 
Elbe-Saale‘) ein gleichermaßen hohes Identifikationspotenzial in allen Teilregionen be-
sitzt und dass es andererseits kaum Befürworter eines Kunstnamens (z. B. ‚five stars‘) 
gibt, da das Identifikationspotenzial hier noch geringer eingeschätzt wurde.  
Schwerpunkte und Interessen gab. Aber dass sich die Universitätsstadt Dresden, die zugleich 
Standort einer Vielzahl von Forschungsinstituten ist und sich als Wissenschaftsstandort (unter 
anderem bemühte man sich erfolgreich um den Titel ‚Stadt der Wissenschaft‘ im Jahr 2006) 
vermarktet, nicht an diesem Projekt beteiligt, lag eben nicht am grundsätzlich mangelnden Inte-
resse bezüglich des Themas, sondern ist, wie weiter im Text beschrieben, im Zusammenhang 
mit der grundsätzlich ablehnenden Haltung einzelner Teile der Dresdner Stadtverwaltung ge-
genüber der Metropolregion zu sehen.    
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Trotz dieser Bedenken wurden mehrere Hochschulen aufgefordert entsprechende 
Wettbewerbsbeiträge einzureichen. Die Bearbeitung sollte im Wintersemester 2008/09 
erfolgen. Demnach sollten die Ergebnisse bis zum 09.01.2009 vorgelegt werden. Ziel 
war es, im weiteren Verlauf die Vorschläge durch die Mitglieder des Lenkungsausschus-
ses in einer Sondersitzung am 13.01.2009 bewerten zu lassen und das Ergebnis dem 
Gemeinsamen Ausschuss, wiederum in einer Sondersitzung, am 22.01.2009 vorzulegen. 
Damit war die Hoffnung verbunden, auf Basis eines möglichen Beschlusses zum neuen 
Namen, diesen eine Woche später, auf der Metropolregionskonferenz am 30.01.2009, 
öffentlichkeitswirksam verkünden zu können.  
Die insgesamt 18 eingereichten Namensvorschläge wurden von der Geschäftsstelle mit 
Unterstützung externer Experten aus den Bereichen Marketing, Sprachwissenschaft und 
Geographie einer Vorabbewertung unterzogen. Im Ergebnis der Diskussion im Len-
kungsausschuss einigte man sich darauf, folgende fünf Namensvorschläge in die engere 
Auswahl zu nehmen, über die im Gemeinsamen Ausschuss weiter beraten werden sollte 
(LA/13/01/2009): 
1.  Metropolregion Mitteldeutschland 
2.  Metropolregion Elbe-Saale/Elbsaale 
3.  ORegio 
4.  Metropolregion Ost 
5.  STARegion 
In der Sondersitzung des Gemeinsamen Ausschusses konnte man sich jedoch nicht auf 
einen der Namen verständigen. Eine Einigung konnte nur bezüglich der Vorschläge 
‚Metropolregion Ost‘ und ‚STARegion‘89 erzielt werden, welche man ausschloss. Zudem 
beschloss man, eine Agentur aus dem Bereich Marketing/Kommunikation damit zu be-
auftragen, die verbleibenden drei Vorschläge „mit Nachdruck weiterzuentwickeln“ 
(GA/22/01/2009). Dabei sollte, und dies war allen voran ein Wunsch der Stadt Dres-
den, die Namensdiskussion auch mit einer Diskussion zu einer „inhaltlichen Ausrichtung 
und Schwerpunktsetzung“ (EBENDA) verbunden werden, um den veränderten Rahmen-
bedingungen seit der Verabschiedung des Handlungskonzepts im Jahr 2005 Rechnung 
zu tragen (LA/05/03/2009). Die Ergebnisse sollten Grundlage einer Wiedervorlage des 
Themas in der nächsten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses (27.05.2009) sein. 
                                             
89 STARegion stand unter anderem für die Integration der drei Bundesländernamen Sachsen, 
Thüringen und Anhalt, was von den Oberbürgermeistern jedoch kritisch gesehen wurde, da es 
sich um eine Kooperation von Städten handelt. 
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Die Tatsache, dass aufgrund der fehlenden Einigung zu einem neuen Namen der Status 
quo erhalten blieb und somit die geplanten Außenauftritte weiterhin unter dem Namen 
Sachsendreieck stattfinden sollten, stieß vor allem bei Partnern aus Thüringen auf Un-
mut. Diese zeichneten sich maßgeblich verantwortlich90 für die geplante Präsentation 
der Metropolregion zum Thema Solar in Straßburg am 06.05.2009 und wollten dort 
nicht erneut unter dem Namen Sachsendreieck auftreten. So schlug man seitens der AG 
Wirtschaft und Wissenschaft vor, die Präsentation ohne den Namen Sachsendreieck 
und stattdessen unter Aufzählung der Namen der beteiligten Städte durchzuführen 
(LA/05/03/2009). Diesem Vorschlag folgte der Lenkungsausschuss in seiner Sitzung am 
05.03.2009, auch wenn dies im Grundsatz eine unbefriedigende Lösung für die Metro-
polregion darstellte.  
Während also das operative Geschäft unter den vergleichsweise ungünstigen Rahmen-
bedingungen weiterverfolgt wurde, hatte man sich bezüglich der Diskussion zum Na-
men und zur weiteren Konstituierung der Metropolregion auf einen Workshop im Rah-
men eines erweiterten Lenkungsausschusses am 27.04. 2009 (Vorschlag durch die Stadt 
Dresden) verständigt, in welchem die Zwischenergebnisse der beauftragten Agentur 
(siehe Beschluss Gemeinsamer Ausschuss vom 22.01.2009 weiter oben) durch die Mit-
gliedsstädte diskutiert werden sollten. Dabei bestand auch die Möglichkeit bzw. der 
Wunsch der Teilnahme durch die politischen Spitzen der kooperierenden Städte. 
Im Grunde war mit Blick auf die ergebnislose Diskussion der Sondersitzung des Gemein-
samen Ausschusses drei Monate zuvor nicht davon auszugehen, dass man sich nun im 
Rahmen des Workshops auf einen Namen einigen würde. Die grundlegenden Positio-
nen hatten sich seither nicht verändert. Umso überraschender für alle war dann, dass 
man sich im Ergebnis des Workshops auf den Namen ‚Mitteldeutschland‘ hatte einigen 
können. Im Verlauf des Workshops wurde zunächst der bisherige Identifikations- und 
Namensfindungsprozess gemeinsam analysiert und reflektiert sowie über gemeinsame 
Zielvorstellungen und Schwerpunktsetzungen der Metropolregion diskutiert 
(LA/27/04/2009). Im Anschluss wurden seitens der beauftragten Agentur grundsätzli-
che Überlegungen zu Anforderungen an einen Namen präsentiert. Im nächsten Schritt 
sollte zunächst ein Stimmungsbild zu den drei durch den Beschluss des Gemeinsamen 
Ausschuss verbliebenen Namen eingeholt werden, um einen ersten Überblick zu den 
Positionen zu erhalten. Das Votum der anwesenden Partner fiel wie folgt aus 
(LA/27/04/2009): 
 Metropolregion Mitteldeutschland: 13 Stimmen
90 Der Auftritt wurde von der AG Wirtschaft und Wissenschaft vorbereitet, welche zum damali-
gen Zeitpunkt durch die Stadt Jena geleitet wurde.  
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 Metropolregion Elbe-Saale: 0 Stimmen 
 Oregio: 0 Stimmen 
 4 Enthaltungen 
 Keine Neinstimmen 
Dieses Stimmungsbild überraschte insofern, als dass ein Teil der Partner zwar erwar-
tungsgemäß dem Namen Mitteldeutschland nicht zustimmte, sich jedoch der Stimme 
enthielt und nicht gegen den Namen stimmte. Mit Erstaunen und unter nochmaliger 
Rückversicherung, dass insbesondere die Stadt Dresden, vertreten durch ihren Ersten 
Bürgermeister, nicht (mehr) gegen den Namen Mitteldeutschland stimmte, wurde das 
Votum als Ergebnis des Workshops festgehalten. 
Im nächsten Gemeinsamen Ausschuss wurde der neue Name ‚Metropolregion Mittel-
deutschland‘ einstimmig beschlossen, wenngleich von verschiedenen Seiten die damit 
verbundenen Bedenken (siehe vorhergehende Kapitel) nochmals hervorgebracht wur-
den (GA/27/05/2009). In der Diskussion vor der formalen Beschlussfassung wurde sei-
tens der früheren Kritiker des Namens auch der Zeitdruck, sich als Metropolregion mit 
einem passenden Namen der Öffentlichkeit präsentieren zu müssen, als Grund dafür 
angeführt, dass man sich inzwischen mit dem Namen „anfreunden“ (EBENDA) könne. 
Letztlich zeigte man sich seitens der Befürworter des Namens dankbar, dass die bisheri-
gen Kritiker des Namens diesen nun mittragen würden (EBENDA). 
Das Beispiel der Namensfindung zeigte sehr verschiedene interessante Aspekte der 
Partnerschaft auf. Zum einen wurde deutlich, dass bei fehlendem Konsens die Entschei-
dung zum Namen immer wieder zeitlich nach hinten (Wiedervorlage) verlagert wurde 
und dies in der Regel mit Handlungsaufträgen an die Geschäftsstelle oder Dritte ver-
bunden war. Dies ist zunächst nichts Ungewöhnliches und ein bekannter Mechanismus 
bei Verhandlungen. Interessant ist jedoch, dass sich an den zur Auswahl stehenden Lö-
sungen trotz studentischer Wettbewerbe, externer Experten, Agenturen und Moderati-
onen nichts verändert hatte. Bestenfalls hat man damit mehrmals abgesichert, was man 
eigentlich schon länger wusste, nämlich dass es keine konsensfähige Alternative zu dem 
mehrheitlich favorisierten, von Einzelnen jedoch strikt abgelehnten Namen ‚Mittel-
deutschland‘ gab. 
Zum anderen zeigten sich eine vergleichsweise hohe Leidensfähigkeit der öffentlichen 
Verwaltung ob der scheinbar nicht enden wollenden mehrjährigen Namensdiskussion, 
die das operative Geschäft, wie oben beschrieben, spürbar negativ beeinflusst hatte. 
Dass man trotz dieser ungünstigen Umstände kontinuierlich an den Projekten überwie-
gend mit großem Engagement weitergearbeitet hat ist bemerkenswert.  
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Weiterhin hat sich gezeigt, dass politisch-sozialer Druck und ein drohender Reputati-
onsverlust entscheidend für die Zustimmung oder Ablehnung zu Beschlüssen sein kön-
nen. Denn die Tatsache, dass sich mit der Stadt Dresden der größte Kritiker des Namens 
Metropolregion Mitteldeutschland entschlossen hatte, diesen nicht weiter zu verhin-
dern, ist weder durch neue Erkenntnisse im Rahmen des Workshops vom 27.04.2009 
noch durch eine veränderte inhaltliche Bewertung oder gewandelte Überzeugung zu 
erklären. Vielmehr hatte sich die Namensdiskussion derart zugespitzt, dass bei einer 
Nichteinigung ein Fortbestand der Partnerschaft stärker infrage stand als je zuvor und 
die Verhinderer des Namens Mitteldeutschland wohl als Hauptschuldige eines Schei-
terns der Kooperation dagestanden hätten, nachdem die Befürworter des Namens sehr 
geduldig über mehrere Jahre unter dem Namen Sachsendreieck agiert hatten. Zudem 
stieg die Zustimmung innerhalb der Partnerschaft zu dem Namen Mitteldeutschland 
über die Zeit spürbar an, da es offensichtlich keine ernsthafte namentliche Alternative 
gab und die geschaffenen Fakten bei der Einbeziehung von Partnern aus Thüringen und 
aus Sachsen-Anhalt eine Rückkehr zur Situation des früheren Sachendreiecks längst kei-
ne Option mehr war, bei der alle Partner ihr Gesicht wahren konnten. In Anbetracht der 
drohenden Verschärfung des Konflikts und in Anbetracht der Folgen alternativer Ent-
scheidungen erfolgte die Zustimmung Dresdens zum Name Mitteldeutschland daher vor 
allem unter der Prämisse, „keinen politischen Schaden anzurichten“ (INT 14). 
Trotz der nach wie vor ungelösten Konflikte waren in dieser Phase auch Entscheidungen 
zu verzeichnen, die von einem Vertrauensgewinn zwischen den Partnern zeugen und 
deshalb als bemerkenswert eingeschätzt werden können. Hierzu zählt unter anderem 
der Entschluss der Chemnitzer Oberbürgermeisterin, in ihrer Funktion als Vorsitzende 
des Gemeinsamen Ausschusses, die Metropolregion in Straßburg mit dem Thema ‚Solar‘ 
zu vertreten. Bemerkenswert deshalb, weil die Stadt Chemnitz sich selbst sehr viel stär-
ker über andere Branchen, etwa dem Werkzeug-, Textil-, Fahrzeug- und Maschinen-
bau91, definiert und nach außen präsentiert. Hingegen waren es vor allem die Städte 
und Regionen in Sachsen-Anhalt, die, ausgelöst durch die dortigen Ansiedlungserfolge92 
sowie der erfolgreichen Platzierung eines Wettbewerbsbeitrags mit dem Titel ‚Solarval-
ley Mitteldeutschland‘ im Rahmen des Spitzenclusterwettbewerbs des BMBF, als Teil der 
Hightech-Strategie der Bundesregierung, für dieses Thema warben und wahrgenom-
men werden wollten. 
                                             
91 Siehe auch unter www.chemnitz.de im Bereich Wirtschaft & Wissenschaft, zuletzt abgerufen 
am 01.02.2012. 
92 Allen voran das Unternehmen Q-Sells. 
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Nachdem aufgrund terminlicher Überschneidungen im Jahr 2007 die Themen ‚Automo-
tive‘ und ‚Logistik‘ nicht repräsentativ hätten vertreten werden können und das Projekt 
mehrfach zeitlich verschoben wurde, einigte sich eine dafür eingerichtete Projektgruppe 
aus dem Kreis der AG Wirtschaft und Wissenschaft bei einem Treffen (23.07.2008) mit 
der damals Vorsitzenden des Gemeinsamen Ausschusses, Barbara Ludwig, darauf, im 
Jahr 2009 das Thema ‚Solar‘ in Straßburg zu präsentieren. Dabei bestanden seitens der 
Chemnitzer Stadtspitze aufgrund der oben beschrieben Schwerpunktsetzung der eige-
nen Wirtschaftsförderpolitik nachvollziehbare Bedenken bezüglich dieser Themenwahl, 
zumal man dann auch überwiegend zusammen mit Unternehmern aus den benachbar-
ten Städten und anderen Bundesländern93 nach Frankreich reisen würde und die Chem-
nitzer Unternehmen zu Hause blieben. Letztlich waren es auch Teile der eigenen Wirt-
schaftsförderung, welche die Oberbürgermeisterin davon überzeugen konnten, nicht 
auf eine Präsentation der eigenen Kernkompetenzen zu bestehen, sondern, die für den 
mitteldeutschen Raum insgesamt bedeutender werdende Solarbranche, von der mittel-
fristig auch ein Standort wie Chemnitz profitieren könnte, zu vermarkten. Dass diese 
Perspektive nicht unbegründet war, zeigte sich dann ein knappes Jahr nach diesem Ent-
schluss, als man im Mai 2009, wenige Tage nach der Präsentation in Straßburg 
(06.05.2009) ein Investitionsinteresse94 aus der Solarbranche in Chemnitz verkünden 
konnte. Zudem war die Entscheidung für das Thema Solar mit den Erwartungen ver-
bunden, dass im Wiederholungsfall und nach dem turnusmäßigen Wechsel des Vorsit-
zes im Gemeinsamen Ausschuss einer der Amtskollegen ebenfalls bereit sein würde, die 
Eigeninteressen in gewissem Maße hinter die der Metropolregion zu stellen und ggf. 
eine Branche zu bewerben, die dann vielleicht stärker mit der Wirtschaftsregion um 
Chemnitz und Zwickau in Verbindung steht (INT 12). 
                                             
93 So war auch in der Pressemitteilung der Metropolregion zum Auftritt in Straßburg zu lesen: 
„Die Ausstellung der mitteldeutschen Metropolregion entstand in Zusammenarbeit mit den 
Initiativen Solarvalley Mittedeutschland e. V. und SolarInput e. V., der Bauhaus Universität 
Weimar sowie den Solarunternehmen Q-Cells AG, Roth & Rau AG, WACKER SCHOTT Solar, 
ersol SOLAR energy AG, PV Crystalox Solar GmbH, SOLARWATT AG und Euroglas GmbH“ 
(METROPOLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2009). 
94 Die Firma CTS Tandem Solar verkündete die Investition von ca. 125 Millionen Euro in ein 
Werk zum Bau von Solarmodulen und die damit verbundene Schaffung von über 120 neuen 
Arbeitsplätzen in der Stadt Chemnitz. Siehe hierzu auch unter: 
http://www.freiepresse.de/NACHRICHTEN/WIRTSCHAFT-BOERSE/CTS-Tandem-Solar-baut-
in-Chemnitz-neues-Werk-fuer-Solarmodule-artikel1510510.php, zuletzt abgerufen am 
01.02.2012.   
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4.3.9 Vollzug der räumlichen Erweiterung und strategische Neuausrichtung 
Mit dem Beschluss zum neuen Namen ‚Metropolregion Mitteldeutschland‘ hatte man 
nach mehreren Jahren Diskussion zweifelsohne eines der zentralen Probleme der Part-
nerschaft gelöst. Der Name hatte einerseits den Vorteil, dass eine formale Erweiterung 
der Metropolregion um Städte in Sachsen-Anhalt und Thüringen zumindest nicht mehr 
an eben diesem Namen scheitern konnte.  
Andererseits hatte sich die grundsätzliche Skepsis gegenüber einer erweiterten Metro-
polregion seitens der Stadt Dresden kaum verändert (INT 14). Interessanterweise wurde 
dies von großen Teilen der Partnerschaft jedoch nicht so wahrgenommen. Vielmehr sah 
ein Teil der Akteure in der Zustimmung zum Namen Mitteldeutschland auch eine ver-
änderte Bewertung und neue Qualität der Zustimmung zur Metropolregion seitens der 
Stadt Dresden (PG95).  
Dieser Eindruck wurde weiter gestärkt, als in der gleichen Sitzung des Gemeinsamen 
Ausschusses, in welcher der Beschluss zum neuen Namen gefasst wurde, die Städte Je-
na (bis dahin Probemitgliedschaft) und Magdeburg (bis dahin Beobachterstatus) als 
Vollmitglieder in die Metropolregion aufgenommen wurden (GA/27/05/2009). Zudem 
wurde seitens der Stadt Dresden angeboten, „als nächster Sitz der Geschäftsstelle im 
Zuge des zweijährigen Rotationsverfahrens zu fungieren“ (EBENDA). Dies wurde seitens 
anderer politischer Spitzen unter anderem mit der Metapher umschrieben, dass Dresden 
nun im Metropolregionszug vom letzten Waggon ins Führerhaus wechseln möchte (INT 
12). Entsprechend wurde der Geschäftsstellenwechsel nach Dresden für eine Zweijah-
resperiode in der nächsten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses beschlossen 
(GA/20/11/2009). Wie später zu zeigen sein wird, wurden diese Erwartungen jedoch 
nicht erfüllt (vgl. Kapitel 4.4.2).  
Zunächst einmal wurden jedoch weitere Schritte der neuen Konstituierung der Metro-
polregion vorangetrieben. So hatte die Stadt Dresden ihre Zustimmung zum neuen Na-
men an die Bedingung geknüpft, „dass dieser durch einen erklärenden und eindeutigen 
Claim ergänzt werde“ (GA/27/05/2009), der verdeutlichen würde, „dass es sich bei 
dem Begriff ‚Mitteldeutschland‘ um die Länder Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt 
handelt“ (EBENDA). Mit der Entwicklung eines entsprechenden Claims sowie einer neuen 
‚Corporate Identity‘ auf Basis des Namens Metropolregion Mitteldeutschland wurde 
eine Agentur beauftragt. 
                                             
95 Dies wurde vor allem in persönlichen Gesprächen mit vielen internen und externen Akteuren 
am Rande der Metropolregionskonferenz in Chemnitz (März 2010, siehe Kapitel 4.4.1) deutlich. 
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Zudem wurde in der Beschlussformulierung zum gemeinsamen Namen festgehalten, 
dass dieser nur „unter der Bedingung der gleichzeitigen Verständigung auf einen Fahr-
plan zur weiteren Präzisierung der Zielstellung, Schwerpunktsetzung und Ausrichtung 
der Metropolregion im Sinne aller beteiligten Städte“ (EBENDA) Bestand hätte. Auch hie-
rauf hatte vor allem die Stadt Dresden hingewirkt.  
Beachtenswert war, dass sich infolge der Beschlüsse zum neuen Namen und zur neuen 
strategischen Ausrichtung die Städte Erfurt und Weimar gegen eine – nun jederzeit 
mögliche – Vollmitgliedschaft entschieden und stattdessen weiterhin über die Stadt Jena 
vertreten sein wollten. Somit verzichtete man seitens dieser Städte auf ein individuelles 
Stimmrecht und entschied sich für eine „gemeinsame Vollmitgliedschaft der ImPuls-
Region Erfurt-Weimar-Jena (mit einem Beitrag und Stimmrecht) bei dauerhafter Vertre-
tung in den Ausschüssen über die Stadt Jena“ (LA/02/07/2009). Die Gründe für diese 
Entscheidung liegen zum einen in dem kostensparenden Effekt einer gemeinsamen Mit-
gliedschaft, zum anderen in dem vergleichsweise geringen politischen Interesse der poli-
tischen Spitzen an der Metropolregion (INT 6 und INT 15), zumal das Thema durch den 
diesbezüglich als sehr aktiv auftretenden Amtskollegen der Stadt Jena bereits ‚politisch 
besetzt‘ war und die Möglichkeiten der Profilierung als gering einzuschätzen waren.  
Die Umsetzung der am 27. 05. und 02.07. 2009 gefassten Beschlüsse sollte nach Zuar-
beit durch die beteiligten Gebietskörperschaften und Arbeitsgruppen im Rahmen von 
zwei Workshops des Lenkungsausschusses erfolgen. In einem ersten Workshop sollten 
„die Handlungsfelder, inhaltlichen Schwerpunkte und das Leitbild (Corporate Identity, 
Claims) der Metropolregion neu erarbeitet“ werden (LA/02/07/2009). In einem zwei-
ten Workshop sollte die Weiterentwicklung der Organisationstruktur der Metropolregi-
on im Mittelpunkt stehen. Beide Workshops hatten zum Ziel, „tragfähige Vorlagen für 
den nächsten Gemeinsamen Ausschuss der OberbürgermeisterInnen am 20.11.2009 in 
Chemnitz zu erarbeiten“ (EBENDA). 
In dieser Sitzung im November 2009 einigte man sich auf die inhaltlichen Schwerpunkte 
‚Wirtschaft und Wissenschaft‘, ‚Kultur und Tourismus‘ sowie ‚Verkehr und Mobilität‘ 
und erteilte der Geschäftsstelle den Auftrag, „in Abstimmung mit den Arbeitsgruppen 
ein neues Handlungskonzept bis spätestens zur Metropolregionskonferenz am 
26.03.2010 zu erstellen“ (GA/20/11/ 2009). Die vertiefte Diskussion hierzu verlief we-
nig überraschend und zeigte, dass es diesbezüglich nur geringe Interessenunterschiede 
gab. 
Die Diskussion zum neuen Erscheinungsbild der Metropolregion wurde hingegen kont-
roverser geführt. Zunächst konnte man sich seitens der Stadtspitzen für keinen der von 
der Agentur vorgestellten Entwürfe begeistern, in dessen Folge wiederholt der Vor-
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schlag gemacht wurde, das Logo der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland zu 
übernehmen (GA/20/11/2009). Dies wurde von anderen Sitzungsteilnehmern abge-
lehnt, „da nicht alle Städte der Metropolregion zugleich Mitglieder in der Wirtschaftsini-
tiative für Mitteldeutschland seien“ bzw. „das Logo der WIM lediglich die drei Bundes-
länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen enthalte, die Metropolregion Mittel-
deutschland jedoch ein Verbund von Städten sei“ (EBENDA). 
Letztlich entschied man sich für das von der Agentur vorgeschlagene Logo und ‚Corpo-
rate Design‘, jedoch gegen die Verwendung eines ‚Claims‘ (EBENDA). Trotzdem zunächst 
einige Stadtspitzen den Vorschlag stark kritisiert hatten, wurde der Beschluss einstimmig 
gefasst, um Geschlossenheit zu demonstrieren96.  
Die weiteren Tagesordnungspunkte der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses vom 
20.11.2009 bezogen sich im Wesentlichen auf die Weiterentwicklung der Organisati-
onsform (vgl. Kapitel 4.4.1) und auf den Sachstand zu ausgewählten Projekten. Letzte-
res verlief in den Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses zumeist unspektakulär. In 
der Regel berichteten hierzu die Geschäftsstelle oder anwesenden Arbeitsgruppenleiter 
an den Gemeinsamen Ausschuss, mit der Möglichkeit der Nachfrage durch die OB’s.  
Nachdem der Tagesordnungspunkt in dieser Sitzung faktisch abgeschlossen war, rief 
eine Nachfrage seitens der Stadt Dresden Erstaunen unter den Beteiligten hervor. So 
erkundigte sich die Stadtspitze Dresdens „bei den Anwesenden nach deren Bereitschaft 
zu einer gemeinsamen, koordinierten Teilnahme an der nächsten EXPO REAL vom 4.-
6.10.2010 in München“ (GA/20/11/ 2009). Die Nachfrage sorgte für Verwunderung, 
da zum einen diese Aktivität seit dem Jahr 2005 (LA/17/10/2005) immer wieder in den 
Ausschüssen der Metropolregion diskutiert wurde, jedoch am maßgeblichen, wenn 
auch nicht am alleinigen Widerstand der Stadt Dresden scheiterte, und zum anderen der 
Einwurf ohne jede Bezugnahme zur Kooperationshistorie zu diesem Thema erfolgte. Es 
entstand somit auch der Eindruck, dass die Nachfrage nicht vor dem Hintergrund eines 
vollständigen Wissens zu vergangenen Beschlüssen und früheren Positionen sowie des 
Stimmverhaltens geschah. Daher ist auch davon auszugehen, dass eine vorherige Ab-
stimmung innerhalb der Stadtverwaltung Dresdens hierzu nicht oder zumindest nicht 
umfänglich stattgefunden hat. Dies wäre auch insofern nachvollziehbar, als dass das 
Thema bei den drei bisherigen Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses seit der offizi-
ellen Amtseinführung der Dresdner Oberbürgermeisterin im November 2008 nicht ex-
plizit behandelt wurde und daher ein detailliertes Briefing zum damaligen Zeitpunkt 
wohl als nicht notwendig erachtet wurde. Dass dieses Thema nicht mehr explizit auf der 
                                             
96 Dies wurde später so nicht im Protokoll (GA/20/11/2009) festgehalten, jedoch während der 
Abstimmung in der Sitzung von den Kritikern so zum Ausdruck gebracht. 
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Tagesordnung der Ausschusssitzungen erschien, hing nicht zuletzt mit Einschätzung auf 
Arbeitsebene zusammen, dass es hierzu nicht vereinbare Positionen gibt und eine Dis-
kussion hierzu, wie in den fünf Jahren zuvor, weitestgehend ergebnislos verlaufen wür-
de. 
Nach einer anschließenden kurzen Diskussion wurde beschlossen, „eine gemeinsame 
Teilnahme/Präsentation auf der EXPO REAL 2010 in München zu organisieren“ 
(GA/20/11/2009). Die Stadt Halle erklärte sich bereit „die Federführung für die Ab-
stimmung und weitere Organisation zu übernehmen“ (EBENDA), wobei ein erstes Ab-
stimmungstreffen bereits im Dezember 2009 beschlossen wurde (EBENDA).  
Bereits im Februar 2010 wurde der gemeinsame Auftritt mit dem Hinweis auf eine zu 
enge Terminkette auf das Jahr 2011 verschoben (GA/11/02/2010). Somit sollte ein 
professionellerer, weil von langer Hand geplanter Auftritt erfolgen (EBENDA), der durch 
die AG Wirtschaft und Wissenschaft unter Federführung der Städte Halle und Dresden 
vorbereitet werden sollte (GA/30/08/2010). Doch wie in den Jahren zuvor gelang es 
nicht, eine Art „Marktplatzsituation“ (GA/06/04/2011), d. h. eine Präsentation unter 
einem Dach, umzusetzen und so konnte man letztlich nur auf einen Auftritt „in Form 
eines gemeinsamen Abends sowie der räumlichen Nähe der einzelnen Stände“ 
(GA/16/12/2011) zurückblicken.  
Das Beispiel des gemeinsamen EXPO REAL-Auftritts bzw. das weitestgehende Scheitern 
des seit 2005 geplanten Projekts zeigt die Beharrlichkeit und Stärke von Opponenten 
innerhalb der Verwaltungseinheiten der Kooperationspartner auf. Trotz mehrerer Anläu-
fe und klarem Votum im Gemeinsamen Ausschuss der Metropolregion ist es über den 
Zeitraum von sechs Jahren nicht gelungen, einen gemeinsamen Metropolregionsstand 
zu organisieren. Maßgeblich hierfür war die Konkurrenzsituation der Städte innerhalb 
der Partnerschaft und ein Stück weit auch mangelnder politischer Wille einzelner Stadt-
spitzen, das Projekt in den eigenen Reihen durchzusetzen (vgl. Kapitel 4.3.2). Dies ist 
auch der Erkenntnis geschuldet, dass die Kooperation im Rahmen der Metropolregion 
für die Städte einen unterschiedlichen Stellenwert besitzt und man diese zum Teil als 
nicht wichtig genug erachtet, um sich deswegen seitens der Verwaltungsspitze mit Tei-
len der eigenen Verwaltung in Kontroversen zu begeben. 
Das Beispiel hat zudem gezeigt, dass, aus unterschiedlichen Gründen, die Oberbürger-
meister immer wieder für Überraschungen sorgen können. Weder die Arbeitsebene 
noch die Geschäftsstelle waren über den Vorstoß der Dresdner Oberbürgermeisterin 
zum Thema EXPO REAL informiert und auch die anwesenden Stadtspitzen nahmen den 
Vorschlag mit Erstaunen zur Kenntnis. Auch wenn die Umsetzung, wie oben beschrie-
ben, letztlich nicht im gewünschten Maße realisiert werden konnte, zeigte die Entschei-
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dung, dass nicht alle Akteure zu allen Themen klare Positionen im Kopf haben, die im 
Gemeinsamen Ausschuss lediglich vorgetragen werden, sondern zum Teil auch intuitiv 
entscheiden. Hintergrund ist dabei oftmals die fehlende Zeit, sich zu allen Themen und 
auch vergangenen Beschlüssen umfassend zu informieren. Dabei war festzustellen, dass 
in Abhängigkeit von der Priorität, die die Metropolregion bei der jeweiligen Stadtspitze 
hatte, unterschiedlich hohe Transaktionskosten in Kauf genommen wurden. Während 
ein Teil der politischen Spitzen es sich nicht nehmen ließ, auch bei Sitzungen des Len-
kungsausschusses oder an Workshops teilzunehmen, war anderen Stadtoberhäuptern 
beispielsweise am Vortag einer Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses nicht bewusst, 
dass diese Sitzung bereits am nächsten Tag stattfinden würde97. Dies ist angesichts vol-
ler Terminkalender von Oberbürgermeistern keine große Überraschung, zeigt aber, dass 
die Vorbereitung auf eine solche Ausschusssitzung zum Teil nur in sehr geringem Um-
fang und sehr kurzfristig98 erfolgte.  
Dennoch waren die Oberbürgermeister in der Regel gut mit den offiziellen Tagesord-
nungspunkten vertraut und hierzu auch aussagefähig. Es kam jedoch auch immer wie-
der vor, dass Themen im Gemeinsamen Ausschuss spontan eingebracht und diskutiert 
wurden, auf die die Stadtspitzen ebenso spontan reagieren mussten. Zum Teil wurden 
dadurch zuvor stets tabuisierte Konflikte diskutiert und eine eher angespannte Stim-
mung erzeugt (vgl. z. B. Kapitel 4.4.2 zur Arbeit der Geschäftsstelle oder Kapitel 4.4.4 
zum Thema Länderfusion), zum Teil wurden dadurch aber auch Entscheidungen bzw. 
Einigungen erzielt, die zuvor so niemand für möglich gehalten hätte (z. B. der EXPO 
REAL-Auftritt oder auch der Wechsel der Geschäftsstelle nach Chemnitz, vgl. Kapitel 
4.3.5).  
  
                                             
97 Diese Erkenntnis ergab sich in einem Gespräch, das mit einem der Oberbürgermeister zufällig 
am Vortag der Ausschusssitzung stattgefunden hatte.     
98 Aus vielen persönlichen Gesprächen ergibt sich zudem ein Bild, wonach die Stadtspitzen sich 
nicht selten erst auf der Autofahrt zur Sitzung des Ausschusses mit der Tagesordnung befassen 
wollten oder konnten und somit eine innerhalb der Verwaltung abgestimmte Position gar nicht 
mehr zu erarbeiten war.  
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4.4 Zwischen Weiterentwicklung und Stagnation (2009 – 2012)  
4.4.1 Inhaltliche und organisatorische Weiterentwicklung der Partnerschaft  
Mit dem Vollzug der räumlichen Erweiterung sowie den Beschlüssen zum neuen Na-
men, zum neuen ‚Corporate Design‘, zur inhaltlichen Neuausrichtung und zum Wechsel 
der Geschäftsstelle nach Dresden wurden viele Konflikte der Partnerschaft gelöst, die als 
Hemmnisse einer dynamischen Entwicklung der Metropolregion Mitteldeutschland ent-
gegenstanden. Damit war vielerorts die Erwartung verbunden, dass man nun endgültig 
‚durchstarten‘ könne, da einerseits die Geschäftsstellenarbeit durch einen klaren Außen-
auftritt mit Namen und Logo erleichtert werden würde (z. B. bei Präsentationen oder 
Produkten der Metropolregion) und andererseits gleich mehrere konfliktbeladene The-
menfelder nun nicht mehr zum Dauergegenstand der Gremiensitzungen gehören wür-
den. Die entsprechenden Beschlüsse wurden im Rahmen der Metropolregionskonferenz 
im März 2010 öffentlichkeitswirksam vorgestellt. Unter anderem erfolgte während der 
Konferenz die Freischaltung des neuen Internetauftritts und die symbolische Übergabe 
der Geschäftsstelle an die Stadt Dresden (WIECHMANN ET AL. 2010: 46 f.), (Abbildung 
40).  
Abbildung 40: Symbolische Übergabe der Geschäftsstelle und des Vorsitzes des Gemeinsamen 
Ausschusses der Metropolregion Mitteldeutschland durch Barbara Ludwig (Oberbürgermeisterin 
der Stadt Chemnitz) an Dirk Hilbert (Erster Bürgermeister der Stadt Dresden) im Rahmen der 
Metropolregionskonferenz am 26.03.2010 in Chemnitz  
Quelle: Kai Bieler, ABCreativ 
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Doch bereits in der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses vom 20.11.2009 wurde 
deutlich, dass trotz der Einigung in den oben genannten Punkten längst nicht alle 
Grundsatzfragen der Partnerschaft geklärt waren. So stand in der besagten Sitzung im 
November auch die Frage der Weiterentwicklung der Governancestrukturen der Metro-
polregion auf der Tagesordnung. Das Thema hatte innerhalb der Kooperation vor allem 
aus drei Gründen an Bedeutung gewonnen. Erstens war die existierende Gover-
nancestruktur das Ergebnis politischer Kompromisse und wurde in Teilen als nicht effek-
tiv und wenig effizient angesehen, so zum Beispiel die rotierende Geschäftsstelle oder 
auch das Verfahren zur Ko-Finanzierung von Projekten durch die Städte (vgl. Kapitel 
4.3.8), (u .a. INT 4, INT 9 und INT 17). Zweitens erforderte die lang diskutierte und 
spätestens seit der letzten Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses (27.05.2009) zum 
Faktum gewordene Erweiterung der Metropolregion eine Anpassung. Drittens war eine 
seit der Konstituierung der Metropolregion geführte Debatte zum Einbezug ländlicher 
Räume bisher ohne Lösungsaussichten geblieben, trotzdem der politische Druck, unter 
anderem durch den bundespolitischen Diskurs zu Überregionalen Partnerschaften (vgl. 
Kapitel 4.3.6) und der Tatsache, dass man die einzig verbliebene Europäische Metropol-
region in Deutschland war, die noch immer als Städtenetz agierte, zunahm. 
Daher nutze man das vom BMVBS/BBR ausgelobte Modellvorhaben der Raumordnung 
(MORO) mit dem Titel ‚Überregionale Partnerschaften – Innovative Projekte zur stadt-
regionalen Kooperation, Vernetzung und gemeinsamen großräumigen Verantwortung‘ 
(Laufzeit: 2008 – 2010) dazu, einen Wettbewerbsbeitrag einzureichen, in dem die Wei-
terentwicklung der Governancestruktur der Metropolregion im Mittelpunkt stand. 
Ziel des Projekts war es, einen konkreten Vorschlag zu erarbeiten, wie die Gover-
nancestruktur der Metropolregion Mitteldeutschland weiterentwickelt werden könnte. 
Dabei war frühzeitig klar, dass es nicht nur um einen Vorschlag gehen könne, der eine 
fachliche und praxistaugliche Antwort auf die bestehenden Defizite gibt, sondern um 
einen Vorschlag, der trotz konträrer Interessen und Positionen zu verschiedenen Fragen 
auch politisch kompromissfähig ist. Folglich haben die „mit der wissenschaftlichen Be-
gleitung beauftragten Forschungseinrichtungen“ nicht nur „die Erfahrungen in anderen 
polyzentrischen Metropolregionen ausgewertet“, sondern auch „die beteiligten Ober-
bürgermeister, ausgewählte Landräte sowie weitere Entscheider“ in persönlichen Ge-
sprächen befragt (TU-DRESDEN & IÖR 2009: 3). Der auf den hieraus gewonnenen Er-
gebnissen aufbauende Vorschlag99 wurde anschließend in den Arbeitsgremien der Met-
                                             
99 Der komplette Vorschlag ist dem Abschlussbericht der Begleitforschung zur Modellregion 
Metropolregion Mitteldeutschland des Modellvorhabens ‚Überregionale Partnerschaften‘ 
(WIECHMANN ET AL. 2010) zu entnehmen. Dieser ist beim BBSR in Bonn (Kontakt: Dr. Rupert 
Kawka) zu erfragen.  
172  Markus Egermann 
 
 
ropolregion vorgestellt, diskutiert und weiterentwickelt. Vorgeschlagen wurde ein Mo-
dell, wonach sich die Metropolregion Mitteldeutschland als „Partnerschaft von Stadtre-
gionen der drei mitteldeutschen Länder“ versteht (EBENDA: 4). Konkrete Vorschläge 
wurden zu vier Teilaspekten der Governancestruktur erarbeitet: 
 Vorschlag zu Rechtsform und Mitgliedern 
 Vorschlag zu Gremien und zur Beschlussfassung 
 Vorschlag zur Geschäftsstelle und Grundfinanzierung 
 Vorschlag zur Integration weiterer Akteure 
Als Rechtsform wurde ein eingetragener Verein (e. V.) vorgeschlagen, in dem sowohl 
Städte mit dem „Status eines Oberzentrums […] als auch formal verfasste Stadtregio-
nen, die mindestens ein Oberzentrum enthalten“, Mitglied werden können (EBENDA: 4). 
Hintergrund des Vorschlags war, dass man durch die Fokussierung auf Oberzentren die 
absolute Anzahl der Kooperationspartner begrenzen wollte. Eine Erweiterung auf Städte 
ohne Oberzentrumstatus wurde zu diesem Zeitpunkt von der großen Mehrheit der 
Stadtspitzen abgelehnt. Durch die Möglichkeit, nicht nur als Stadt, sondern als Stadtre-
gion Mitglied zu werden, sollten jedoch die Türen für eine formale Integration von 
Städten ohne Oberzentrumstatus und Landkreise ein Stück geöffnet werden. Zudem 
hatte man damit den bereits existierenden stadtregionalen Kooperationsansätzen100 in 
den mitteldeutschen Ländern Rechnung getragen.  
Des Weiteren solle der Verein „als feste Gremien eine Mitgliederversammlung, einen 
Vorstand, einen Lenkungsausschuss und eine Geschäftsstelle“ besitzen. Zudem sollen 
nach Bedarf „Arbeits- und Projektgruppen eingerichtet“ (Ebenda: 5) werden (vgl. Ab-
bildung 41). Weiterhin wurde ausgeführt: „Das zentrale Steuerungsgremium der Met-
ropolregion Mitteldeutschland ist der Rat der Metropolregion, der zugleich als Mitglie-
derversammlung des Vereins fungiert. Er übernimmt die politische Führung und Ge-
samtverantwortung für die Metropolregion. Jede Stadtregion entsendet entsprechend 
der Anzahl ihrer Oberzentren stimmberechtigte Vertreter in den Rat der Metropol-
region. […] Bei Beschlüssen des Rates ist ein breiter Konsens anzustreben. Im Fall von 
divergierenden Ansichten ist eine Vermittlung durch den Vorstandsvorsitzenden einzu-
holen. Beschlüsse des Rates werden bei allen strategischen Entscheidungen sowie Sat-
zungsänderungen mit qualifizierter Mehrheit, bei sonstigen Entscheidungen mit ein- 
                                             
100 So kooperieren beispielsweise die Städte Erfurt, Weimar und Jena zusammen mit dem Land-
kreis Weimar in einer formal gefassten Stadtregion mit dem Namen ‚ImPuls-Region Erfurt-
Weimar-Jena‘. Folglich bestände nach dem Vorschlag die Möglichkeit, dass die gesamte ImPuls-
Region, inklusive dem Landkreis Weimar, Mitglied der Metropolregion werden könnte.  
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facher Mehrheit getroffen. Für einen qualifizierten Mehrheitsbeschluss ist sowohl die 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder als auch die Mehrheit der repräsentierten Bevöl-
kerung notwendig (doppelte Mehrheit)“ (EBENDA: 4 f.). 
Abbildung 41: Vorschlag zu Gremien der Metropolregion Mitteldeutschland 
Quelle: TU-Dresden & IÖR 2009: 6 
In der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses wurde der Governancevorschlag vorge-
stellt, jedoch nur sehr kurz diskutiert. Bezüglich der Rechtsform erging der Beschluss: 
„Die Abstimmung und der Beschluss bezüglich einer neuen Organisationsform (Rechts-
form, bspw. als eingetragener Verein) wird zurückgestellt“ (GA/20/11/2009). Hinter-
grund dieser Zurückstellung im Gemeinsamen Ausschuss war nicht ein inhaltlicher Dis-
sens zur geeigneten Rechtsform. Eine ausführliche Diskussion hierzu wurde deshalb 
nicht geführt, weil man den Zeitpunkt für diesen Schritt als nicht geeignet ansah, trotz-
dem der Auftrag zur Erarbeitung eines Vorschlags zu diesem Zeitpunkt zuvor aus eben 
diesem Gremium kam. Insbesondere die Befürchtung, dass die Stadtparlamente einem 
solchen Schritt ablehnend gegenüber stehen würden, führte zur Zurückhaltung seitens 
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der Stadtspitzen101. Somit hat in diesem Fall der erwartete Mangel an Akzeptanz der 
Metropolregion in den eigenen Reihen, mit verursacht durch wenig fassbare Ergebnisse 
und Erfolge der Metropolregionsarbeit und den vergleichsweise geringen Bekanntheits-
grad der Kooperation, zur Verhinderung eines entsprechenden Beschlusses geführt. Un-
geachtet dessen wurden mit Wirkung vom 01.01.2010 die Städte Gera und Dessau-
Roßlau als Vollmitglied in die Metropolregion aufgenommen (GA/20/11/2009).  
Auch beim Stimmrecht blieben die Regelungen unverändert. Hatten viele der politi-
schen Spitzen in den Einzelgesprächen, nicht zuletzt aufgrund der eigenen Erlebnisse im 
Gemeinsamen Ausschuss, auf die Blockadegefahren des Einstimmigkeits- bzw. Konsen-
sprinzips hingewiesen, wurde in der Sitzung jedoch für die Beibehaltung des Einstim-
migkeitsprinzips gestimmt (GA/20/11/ 2009).  
Argumentativ untersetzt wurde der Beschluss mit dem Hinweis, dass die Notwendigkeit 
zur Einigung und das Ringen um Kompromisse in den letzten Jahren zusammenge-
schweißt hätten. Jedoch dürfte, angesichts der noch ungeklärten grundsätzlichen Fra-
gen zur Metropolregion, die Befürchtung überstimmt zu werden, ebenfalls eine Motiva-
tion für diesen Beschluss gewesen sein. 
Ein klarer Schritt nach vorn wurde hingegen mit der Neuregelung der Mitgliedsbeiträge 
vollzogen. Im Beschluss heißt es hierzu: „Ab April des kommenden Jahres 2010, mit der 
Übergabe der Geschäftsstelle nach Dresden, werden sowohl die Geschäftsstelle als auch 
die Projektmittel aus kombinierten Mitgliedsbeiträgen der Städte, bestehend aus einem 
Sockelbetrag […] und einer einwohnerbezogenen Umlage […], finanziert“ 
(GA/20/11/2009). Neben einer Erhöhung der zur Verfügung stehenden Mittel wurde 
somit auch dem vielfach geäußerten Wunsch Rechnung getragen, die unterschiedliche 
Leistungsfähigkeit der Partner bei den Mitgliedsbeiträgen zu berücksichtigen. Weiterhin 
verfügte die Geschäftsstelle nun über ein Gesamtbudget, aus dem nicht nur die eigenen 
Personal- und Sachkosten bestritten werden konnten, sondern auch die Projektumset-
zung direkt finanziert werden konnte, ohne immer wieder die Zusagen zur Kofinanzie-
rung aller Partner einzeln einholen zu müssen. 
Nach der Ablehnung der Vereinsgründung, der Beibehaltung des Stimmrechts und der 
Änderung des Finanzierungsmodells wurden weitere Teilaspekte zur Weiterentwicklung 
der Governancestruktur aus Zeitgründen nicht diskutiert. Die Geschäftsstelle reagierte 
                                             
101 Dies wurde nachvollziehbarer Weise so nicht im Protokoll festgehalten. Jedoch war bereits 
die erste Wortmeldung hierzu auf die Befürchtung, die eigenen Stadträte würden einer Vereins-
gründung wohl entgegenstehen, ausgerichtet. Dieser Perspektive schlossen sich viele Stadt-
oberhäupter an, womit man sich sehr schnell und zur Ernüchterung der Arbeitsebene auf den 
Erhalt des Status quo geeinigt hatte.       
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darauf, indem man diese nicht behandelten Aspekte in eine veränderte Geschäftsord-
nung einarbeitete und dem Gemeinsamen Ausschuss in der Folgesitzung zum Beschluss 
vorlegte. Dabei erfolgte unter anderem eine vorsichtige Öffnung der von der öffentli-
chen Verwaltung getragenen Kooperation in Richtung Beteiligung von Akteuren aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Demnach sollen, je nach Bedarf, die Ar-
beitsgruppen der Metropolregion mit den Akteuren aus diesen Bereichen besetzt wer-
den. Diese würden selbstverständlich auch über ein Stimmrecht in den Gremien, in de-
nen sie mitarbeiteten, verfügen (GA/11/02/2010). Dies wurde zwar in der Vergangen-
heit bereits so praktiziert, jedoch nie explizit gemacht. Zudem, und hierin bestand die 
eigentliche Öffnung, sollte ab sofort der Vorsitzende einer solchen Arbeitsgruppe zu-
gleich als stimmberechtigtes Mitglied in den Lenkungsausschuss der Metropolregion 
entsandt werden, welcher, von der Begleitung durch die Vertreter der Landesministerien 
abgesehen, bis dato ausschließlich mit Verwaltungsangestellten der Städte besetzt war. 
Somit war die stimmberechtigte Teilnahme von Prof. Dr. Jörg Klewer von der Westsäch-
sischen Hochschule Zwickau als Vorsitzender der AG Familienfreundlichkeit in den Sit-
zungen des Lenkungsausschusses ab dem Jahr 2010 gewissermaßen ein Novum. 
Mit den Beschlüssen der Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses vom 20.11.2009 
und vom 11.02.2010 hatte die Geschäftsstelle wichtige Weiterentwicklungen der 
Governancestruktur ‚durchbringen‘ können. Eine zentrale Reform hingegen, die der 
Vereinsgründung, scheiterte in Erwartung mangelnder Rückendeckung aus den Stadt-
parlamenten. Somit wurde auch bei der Frage des formalen Einbezugs ländlicher Räume 
in die Partnerschaft vorerst kein Fortschritt erzielt, der bei einem Bekenntnis zur Mit-
gliedschaft von Stadtregionen (alternativ zur Mitgliedschaft von Einzelstädten) in einem 
neu gegründeten Verein möglich gewesen wäre. 
4.4.2 Stagnation nach erneuter Rotation der Geschäftsstelle 
Mit der Sitzung des Gemeinsamen Ausschuss vom 11.02.2010 endete die Gremientä-
tigkeit der Geschäftsstelle in Chemnitz, welche sich fortan vor allem mit der Organisati-
on der dritten Metropolregionskonferenz am 26.03.2010 und der turnusmäßigen Über-
gabe der Geschäftsstelle an die Stadt Dresden im Mai 2010 befasste. Die Geschäftsstelle 
hatte sich über die Jahre zum Motor der Kooperation entwickelt, musste Antreiber und 
Mediator zugleich sein, musste die Balance zwischen Vollzugsverwaltung und kreativer 
inhaltlicher Arbeit finden und dabei die Interessen der Metropolregion als Ganzes wahr-
nehmen, trotzdem das Dienstverhältnis arbeitsrechtlich nur mit der Gebietskörperschaft 
bestand, die die Geschäftsstelle beherbergte. Nach einer sehr engagiert geführten Ge-
schäftsstellenarbeit in der Stadt Leipzig (2005 – 2008) erfolgte eine Professionalisierung 
mit dem Wechsel der Geschäftsstelle nach Chemnitz (2008 – 2010). Die durch die Ro-
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tation nach Chemnitz entstandenen Reibungsverluste, unter anderem durch die kom-
plette personelle Neubesetzung mit Personen ohne Vorwissen zur Metropolregion, 
wurden als ungünstig wahrgenommen und führten zu Verzögerungen im operativen 
Geschäft. Nach einer Einarbeitungsphase entwickelte sich die Geschäftsstelle jedoch 
schnell zum Motor der Partnerschaft. So verstand es die Geschäftsstelle, in Abstimmung 
mit den Arbeitsgruppen und ungeachtet der ungelösten politischen Konflikte die Projek-
tarbeit voranzutreiben und entwickelte zudem ein Gespür für die unterschiedlichen Inte-
ressenlagen und Befindlichkeiten.  
Mit der erneuten Rotation der Geschäftsstelle stand der Metropolregion trotz der gera-
de erst erzielten Einigungen in konfliktträchtigen Fragen (vgl. Kapitel 4.4.1) eine weitere 
schwierige Übergangsphase bevor. Die Hoffnungen auf personelle Kontinuität wurden 
nur zum Teil erfüllt, da neben der teilzeitbeschäftigten Sekretärin auch der Geschäfts-
führer in der Stadt Chemnitz blieb und dort in den Stab der Oberbürgermeisterin wech-
selte, während die einzige Mitarbeiterin mit der Geschäftsstelle nach Dresden wechsel-
te. Wie an anderer Stelle schon geschildert (vgl. Kapitel 4.3.9), waren mit dem Wechsel 
der Geschäftsstelle nach Dresden überwiegend positive Erwartungen geknüpft. So ver-
wies der Erste Bürgermeister der Stadt Dresden, Dirk Hilbert, bei der offiziellen Überga-
be des Staffelstabes auf der Metropolregionskonferenz am 26.03.2010 in Chemnitz auf 
ein Team von insgesamt sieben Mitarbeitern, die je nach Bedarf in die Arbeit der Met-
ropolregion eingebunden werden können. Dahinter stand die Intention, die Aufgaben 
bezüglich regionaler Kooperationen innerhalb der Stadtverwaltung Dresdens in der 
Wirtschaftsförderung, und dort in einem Stabsbereich außerhalb der Abteilungen, zu 
bündeln (PG102). In diesem Bereich der Dresdner Stadtverwaltung war bereits die Ko-
operation mit den umliegenden Landkreisen im Bereich der Wirtschaftsförderung (‚Re-
gion Dresden‘) angesiedelt. Nun sollte auch die Geschäftsstelle der Metropolregion hier 
verankert werden. Zudem kooperiert die Stadt Dresden seit 2003 im Rahmen der 
‚Stadt-Umland-Region‘103 mit ihren angrenzenden Kommunen. Es waren die in diese 
bestehenden Kooperationen eingebundenen Mitarbeiter der Stadtplanung und Wirt-
schaftsförderung gemeint, als von einem Team mit sieben Mitarbeiten die Rede war. 
Auf die positiven Erwartungen folgte jedoch die Ernüchterung. Zum einen blieb es be-
züglich der Teambildung und zusätzlichen Unterstützung durch weitere Mitarbeiter in-
nerhalb der Stadtverwaltung bei der Ankündigung. Eine kontinuierliche bzw. aktive Un-
                                             
102 Die Information stammt aus einem persönlichen Gespräch mit dem Ersten Bürgermeister der 
Stadt Dresden. 
103 Die ‚Stadt-Umland-Region‘ (inzwischen ‚ErlebnisRegion Dresden‘) ist als Partnerschaft Dres-
dens mit den unmittelbar angrenzenden Kommunen (insgesamt 17 Partner) bei der Stadtpla-
nung angesiedelt.  
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terstützung der Geschäftsstelle durch weitere Mitarbeiter erfolgte kaum (PG104). Zum 
anderen, und dies ist sicher viel kritischer einzuschätzen, erfolgte eine deutliche Schwä-
chung der Geschäftsstelle selbst. So verzichtete die Stadt Dresden auf eine Ausschrei-
bung der Position des Geschäftsstellenleiters und besetzte diese intern mit einem Mitar-
beiter nach, der zwar einen einschlägigen fachlichen Hintergrund aus dem Bereich der 
Stadt- und Regionalentwicklung mitbrachte, jedoch über viele Jahre im Bereich der Mo-
bilitäts- und Verkehrsplanung Dresdens gearbeitet hatte. Unter seiner Leitung hatte 
dieser Bereich der Stadtverwaltung Dresdens in Fachkreisen hohe Anerkennung erwor-
ben (SÄCHSISCHE ZEITUNG ONLINE VOM 11.09.2009A). Nach dem Wechsel der politischen 
Mehrheiten im Dresdner Stadtrat wurde die Abteilung jedoch aufgelöst und dessen Lei-
ter als „Berater für besondere Aufgaben“ (SÄCHSISCHE ZEITUNG ONLINE VOM 
11.09.2009B) freigestellt. Es folgte eine Auseinandersetzung vor Gericht. Währenddes-
sen, ab Mai 2010, wurde der politisch geschasste Verkehrsplaner mit der Geschäftsstel-
lenleitung der Metropolregion Mitteldeutschland betraut (LA/09/07/ 2010). Dort ‚ge-
parkt‘, hatte dieser die Fäden der Metropolregionsarbeit nie aufnehmen können und 
wollen, und bereits im Jahr 2011 nahm er an keiner Gremiensitzung der Metropolregion 
mehr teil.  
Das faktische und später auch offizielle Fehlen eines Geschäftsstellenleiters konnte 
durch die verbleibende Mitarbeiterin nicht kompensiert werden. Die Konsequenzen wa-
ren naturgemäß erst mit etwas Verzögerung bei allen Partnern spürbar. In der Sitzung 
vom 17.02.2011 und somit circa neun Monate nach der Rotation der Geschäftsstelle 
nach Dresden wurde die Problematik erstmalig im Lenkungsausschuss thematisiert, 
nachdem der damalige Leiter der AG Familienfreundlichkeit einen Antrag auf Aufnahme 
der Thematik „Formale Aspekte der Geschäftsstelle“ in der Tagesordnung der Sitzung 
stellte (LA/17/02/2011). Seine AG war von der beschränkten Arbeitsfähigkeit der Ge-
schäftsstelle in besonderem Maße betroffen, da auch unter seiner Verantwortung die 
Vorbereitung der 4. Metropolregionskonferenz mit den Schwerpunkten Fachkräfte und 
Familienfreundlichkeit erfolgte und eine Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle nicht 
im wünschenswerten Maße möglich war. Die Kritik an der bisherigen Arbeit der Ge-
schäftsstelle wurde dabei nicht direkt an die Stadt Dresden gerichtet, die aus oben ge-
schilderten Gründen maßgeblich zur unbefriedigenden Situation beigetragen hatte, 
sondern mit der Infragestellung des Rotationsprinzips verknüpft. Folglich ist dem Proto-
koll zu entnehmen:  
                                             
104 Dies war der Eindruck, der bei den Kooperationspartnern entstand und der auf Nachfrage bei 
der damaligen Mitarbeiterin der Geschäftsstelle bestätigt wurde.   
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„Gemäß dem in der Geschäftsordnung der Metropolregion festgeschriebenen Rotati-
onsprinzip wechselt die Geschäftsstelle der Metropolregion Mitteldeutschland gegen-
wärtig alle zwei Jahre in eine andere Mitgliedsstadt der Metropolregion. Dies hat in 
jüngster Zeit zu personellen Problemen und Zeitverlusten bei der Bewältigung der ad-
ministrativen Aufgaben in der Geschäftsstelle geführt. Der Lenkungsausschuss ist des-
halb darin übereingekommen, vom Rotationsprinzip, basierend auf dem Zwei-Jahres-
Rhythmus, abzurücken und vielmehr über neue Varianten zur Organisation der Ge-
schäftsstelle nachzudenken. Zwei Szenarien werden hierbei näher ins Auge gefasst: 
 Die Geschäftsstelle verbleibt für einen längeren Zeitraum, bspw. für fünf anstelle 
von zwei Jahren in der nächsten verantwortlichen Stadt. 
 Die Geschäftsstelle verbleibt dauerhaft in der nächsten verantwortlichen Stadt, 
jedoch wechselt der Vereinsvorsitz (im Falle einer Vereinsgründung) weiterhin al-
le zwei Jahre. 
Eine Entscheidung hierzu kann ausschließlich vom Gemeinsamen Ausschuss getroffen 
werden. Der Lenkungsausschuss beauftragt die Geschäftsstelle deshalb damit, sich im 
Rahmen des nächsten Gemeinsamen Ausschusses von den OberbürgermeisterInnen am 
06.04.2011 den Auftrag erteilen zu lassen, einen entsprechenden Organisationsvor-
schlag in Abstimmung mit dem Lenkungsausschuss zu erarbeiten“ (LA/17/02/2011). 
Die Stadt Dresden hatte erwartungsgemäß nur ein geringes Interesse daran, die Prob-
lematik in der Oberbürgermeisterrunde zu thematisieren und verzichtete trotz Votum 
aus dem Lenkungsausschuss auf einen entsprechenden Tagesordnungspunkt. Hier wur-
den die Nachteile einer fehlenden Unabhängigkeit der Geschäftsstellenmitarbeiter von 
den Interessen der Gebietskörperschaft, mit der das Arbeitsverhältnis, besteht deutlich. 
So wurde das oben zitierte Votum des Lenkungsausschusses, den Gemeinsamen Aus-
schuss mit der Thematik zu befassen, quasi per Anordnung ignoriert, womit sich die 
Mitarbeiterin der Geschäftsstelle mit Loyalitätsproblemen konfrontiert sah (PG105). 
Da die unbefriedigende Situation bezüglich der Geschäftsstelle inzwischen in vielen Be-
reichen der Metropolregionsarbeit und somit auch bei allen Partnerstädten spürbar war, 
wurde das Thema von einigen Oberbürgermeistern dennoch in der Sitzung des Ge-
meinsamen Ausschusses, in dem Fall unter dem Tagesordnungspunkt ‚Sonstiges‘, ange-
sprochen: 
„Auf die Frage der OberbürgermeisterInnen hinsichtlich einer Neubesetzung der Positi-
on des Geschäftsstellenleiters der Metropolregion antwortet Herr […], dass Herr [...] 
                                             
105 Information entstammt aus persönlichen Gesprächen mit Vertretern der Geschäftsstelle.  
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nach wie vor als Geschäftsstellenleiter fungiere, jedoch abzusehen ist, dass bald eine 
neue Regelung gefunden werden müsse. Frau […] werde zwischenzeitlich stellvertre-
tend die Geschäfte der Metropolregion führen, bis die personellen Verantwortlichkeiten 
abschließend festgelegt worden sind. Die Neubesetzung der Geschäftsstellenleiterposi-
tion wird voraussichtlich über den Personalpool der Landeshauptstadt Dresden erfolgen. 
Die OberbürgermeisterInnen dringen auf eine schnellstmögliche Neuaufstellung des 
Teams, das neben einer/m Mitarbeiter/in eine/n Geschäftsführer/in und nach Möglich-
keit auch ein Sekretariat umfassen sollte“ (GA/06/04/2011).  
Eine Neubesetzung der Geschäftsstellenleitung erfolgte jedoch bis zum erneuten Wech-
sel der Geschäftsstelle nach Leipzig nicht mehr. Nicht formal, aber faktisch hatte die 
Metropolregionsarbeit von Mai 2010 bis Dezember 2012 ohne Geschäftsstellenleitung 
stattfinden müssen. Dies führte nicht nur zu Verzögerungen im operativen Geschäft, 
sondern auch zur Frustration bei den beteiligten Partnern, insbesondere in den Arbeits-
gruppen und innerhalb der Geschäftsstelle selbst. Infolgedessen kündigte zudem die 
verbliebene Geschäftsstellenmitarbeiterin, sodass die Geschäftsstelle ab 01.01.2012 
gänzlich unbesetzt zu bleiben drohte. Schließlich einigte man sich in der Sitzung des 
Gemeinsamen Ausschusses vom 16.12.2011 darauf, dass die Geschäftsstelle zum 
01.02.2012 und somit vor Ablauf des Zweijahresturnus nach Leipzig wechseln und dort 
„übergangsweise mit Personal der Stadt Leipzig besetzt“ (GA/16/12/2011) wird.  
Die ausführliche Schilderung der Geschäftsstellenproblematik und der im Protokoll ge-
fassten Beschlüsse wäre an dieser Stelle nicht erfolgt, wenn es nicht aus wissenschaftli-
cher Sicht sehr interessante Einblicke in das Governancesystem der Metropolregion und 
die Logik von Entscheidungen einzelner Partner bieten würde. So wurde deutlich, dass 
einzelne Partner mit der Übernahme von Verantwortung ihre eigenen Interessen versu-
chen durchzusetzen, welche nicht immer im Interesse der Metropolregion stehen müs-
sen. Es hat sich gezeigt, dass auf diesem Wege einzelne Partner zu Motoren oder auch 
zu Bremsern der Partnerschaft werden können. Zudem wurde deutlich, dass eine ar-
beitsrechtliche Kopplung von Geschäftsstellenmitarbeitern an eine einzelne Gebietskör-
perschaft unproblematisch sein kann, aber nicht automatisch ist und ggf. zu Loyalitäts-
konflikten und zu Vertrauensverlust innerhalb der Partnerschaft führen kann. 
Resümierend muss man konstatieren, dass die Metropolregion in den Jahren 2010 und 
2011 aufgrund der geschilderten Situation deutlich an Dynamik verloren hat. Aufgrund 
des Engagements einzelner Personen in den Arbeitsgruppen konnte zumindest ein Teil 
der Projektarbeit fortgesetzt werden, eine tatsächliche Weiterentwicklung in zentralen 
Punkten (z. B. Außenmarketing und Repräsentanz) war unter diesen Umständen nicht 
möglich.  
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Vorbehaltlich der weiteren Entscheidungen scheint diese Phase jedoch auch den nötigen 
Handlungsdruck für die Weiterentwicklung der Governancestrukturen der Partnerschaft 
sowie wertvolle Lerneffekte erzeugt zu haben. So hatte man einerseits gelernt, dass 
man innerhalb der aktuellen Strukturen nicht optimal, aber hinreichend Metropolregi-
onsarbeit verrichten konnte, wie die Periode während der Ansiedlung der Geschäftsstel-
le in Chemnitz zeigte. Man musste aber auch Lernen, dass dieses Funktionieren voraus-
setzungsvoll und keineswegs ein Automatismus ist. So hat die Periode 2010 – 2011 mit 
der Ansiedlung der Geschäftsstelle in Dresden die Schwächen der aktuellen Gover-
nancestruktur aufgezeigt. Inwiefern hinter den geschilderten Entwicklungen das Zu-
sammentreffen ungünstiger Rahmenbedingungen oder Kalkül der Handelnden stand, 
soll an dieser Stelle nicht beurteilt werden. Entscheidend ist, dass das bestehende 
Governancesystem der Metropolregion für beides anfällig ist. Während Ersteres, z. B. in 
Form von Personalwechsel oder Änderung politischer Machtverhältnisse, eine grund-
sätzliche Gefahr für die Handlungsfähigkeit einer Kooperation darstellt, muss Letzteres 
als spezifisches Problem eingeordnet werden, dass in all jenen Partnerschaften Bedeu-
tung erlangen kann, in denen ein Bremsen bzw. die Kontrolle der Kooperation durch die 
gezielte Übernahme von Verantwortung als kalkulierte Handlung möglich ist. Im Fall 
der Metropolregion Mitteldeutschland muss man zumindest konstatieren, dass die 
mangelnde Arbeitsfähigkeit der Geschäftsstelle, aufgrund der weiter oben beschriebe-
nen Umstände zur personellen Nachbesetzung, billigend in Kauf genommen wurde.  
4.4.3 Kontroversen um den Einbezug ländlicher Räume  
Auch aufgrund der mangelnden Dynamik seitens der eingeschränkt arbeitsfähigen Ge-
schäftsstelle wurden ab 2011 vor allem jene Themen im Gemeinsamen Ausschuss disku-
tiert, die entweder auf Basis neuer Entwicklungen in den Arbeitsgruppen oder durch 
externe Akteure, also von außen, an die Oberbürgermeister herangetragen wurden. So 
beschäftigte sich die AG Überregionale Kooperation im Rahmen der Beteiligung am 
Modellvorhaben der Raumordnung ‚Überregionale Partnerschaften‘ mit der Frage des 
Einbezugs von ländlichen Räumen in die Metropolregion. 
Bezüglich dieses Themas lohnt zunächst ein Blick in die Vergangenheit. Die Frage der 
Einbindung der Zwischenräume106 wurde bereits ab 2005 innerhalb des Sachendreiecks 
diskutiert. Dabei wurde vor allem im Lenkungsausschuss immer wieder betont, dass 
man mittelfristig eine Lösung finden müsse, Akteure aus den ländlichen Räumen einzu-
binden. Im Gemeinsamen Ausschuss stellte sich die Situation hingegen anders dar. So 
                                             
106 Im Rahmen des Sachsendreiecks hatte man noch den mittelsächsischen Raum zwischen den 
drei Agglomerationsräumen Chemnitz/Zwickau, Dresden und Halle/Leipzig im Blick. 
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war lange Zeit kein politischer Wille zu einer Erweiterung in die Fläche erkennbar. Ers-
tens war man noch dabei, die bestehende Kooperation der fünf Städte des Sachsendrei-
ecks zu festigen, zweitens war man bereits mit der Erweiterungsdiskussion um Zentren 
in Sachsen-Anhalt und Thüringen beschäftigt und drittens hatte man auch keine nahe-
liegende Lösung, wie ein solcher Einbezug organisiert werden könnte. Somit einigte 
man sich auf die Formel, dass die Städte zumindest ihr unmittelbares Umland in den 
Gremien der Metropolregion mit vertreten würden und eine formale Einbindung daher 
auch nicht erforderlich wäre.  
Zudem gab es lange Zeit auch kein Interesse der politischen Spitzen aus den ländlichen 
Räumen (Landräte) oder aus Klein- und Mittelstädten, im Rahmen der Metropolregion 
zu kooperieren. Dort nahm man die Partnerschaft eher als zahnlosen Tiger wahr, der 
überwiegend mit sich selbst beschäftigt ist und keine konkrete Projekte vorweisen kann, 
die einen Mehrwert erzeugen und somit ein Engagement rechtfertigen würden (INT 2). 
Dies änderte sich auch in Jahren ab 2007 nicht grundlegend, jedoch wurde seither zu-
mindest aus einer Teilregion, dem Städtedreieck Naumburg-Weißenfels-Zeitz zusam-
men mit dem Burgenlandkreis im Süden Sachsen-Anhalts, kontinuierlich der Wunsch an 
die Metropolregion herangetragen, formal einbezogen zu werden. Öffentlichkeitswirk-
sam geschah dies im Rahmen der Metropolregionskonferenz im November 2007 (vgl. 
Kapitel 4.3.6), welche mit dem Titel ‚Metropolregion Sachsendreieck - Auf dem Weg 
vom Städtenetz zu einer überregionalen Partnerschaft‘ auch signalisieren sollte, dass 
man kein exklusiver Kreis von einzelnen Städten bleiben möchte. Diese verbale Offensi-
ve war jedoch nicht vom politischen Willen seitens der Stadtspitzen untersetzt, die Part-
nerschaft über eine lose Zusammenarbeit in den Arbeitsgruppen hinaus auch für forma-
le Mitgliedschaften zu öffnen. Zwar konnten sich die Oberbürgermeister, auch mit Blick 
auf die übrigen zehn europäischen Metropolregionen in Deutschland, der Bedeutung 
des Themas nicht entziehen, jedoch wurden sämtliche Vorstöße in Richtung formale 
Erweiterung permanent abgeblockt. 
Konkrete Anfragen, wie die des oben genannten Städtedreiecks oder aber der Stadt 
Plauen, wurden daher mit dem Hinweis auf die jederzeit bestehende Möglichkeit der 
Mitwirkungen in den Arbeitsgruppen der Metropolregion beantwortet 
(GA/06/12/2007). Später, das heißt ab 2008, wurde seitens der bestehenden Partner-
schaft auf die Befassung mit diesem Thema im Rahmen des Modellvorhabens ‚Überre-
gionale Partnerschaften‘ und die daraus zu erwartenden Ergebnisse im Jahr 2010 ver-
wiesen. Folglich kam es bis dahin auch nicht zu einer ernsthaften Auseinandersetzung 
mit diesem Thema im Gemeinsamen Ausschuss. 
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Das klare Bekenntnis vieler Stadtspitzen gegen den Einbezug des ländlichen Raums ist 
auf unterschiedliche Gründe zurückzuführen. Die Städte Halle und Magdeburg hatten 
leidvolle Erfahrungen im Rahmen ihrer Stadt-Umland-Kooperationen gemacht, die in 
einer vom Land Sachsen-Anhalt verordneten Gründung von Zweckverbänden gipfelte, 
welche durch Klage jedoch wieder zu Fall gebracht wurden. Seither sind kaum Bestre-
bungen zur regionalen Zusammenarbeit festzustellen und das Thema gilt als politisch 
vorbelastet. Auch in der Region Dresden verliefen Kooperationsansätze unter Einbezug 
der umliegenden Landkreise (‚Region Dresden‘) eher schleppend und waren von Rück-
schlägen geprägt.  
Die Städte Chemnitz und Zwickau waren zusammen mit den umliegenden Landkreisen 
in der ‚Wirtschaftsregion Chemnitz-Zwickau‘ bereits als GmbH organisiert. Die seit der 
Ansiedlung von Volkswagen in Mosel107 zu Beginn der 1990er Jahre sehr erfolgreiche 
Zusammenarbeit wurde unter anderem im Rahmen des Modellvorhabens ‚Regionen der 
Zukunft‘ ausgezeichnet und galt lange Zeit als Vorzeigekooperation. Inzwischen wurde 
die GmbH abgewickelt und die Kooperation beendet108. Neue Ansätze zur Zusammen-
arbeit sind derzeit nicht erkennbar (INT 12).  
Auch in Leipzig hatte man gemeinsam mit der Stadt Halle negative Erfahrungen bei der 
stadtregionalen Zusammenarbeit gemacht. So scheiterte die Initiative einer Landesgren-
zen übergreifenden Kooperation (‚REK Aktionsraum Schkeuditzer Kreuz‘) nach vielver-
sprechendem Beginn in den Jahren 2006 bzw. 2007 letztlich an den finanziellen Res-
sourcen zur Umsetzung. Die Stadt Leipzig ist seither bemüht, den Faden einer stadtre-
gionalen Zusammenarbeit wieder aufzunehmen und im Rahmen von INTERREG-
Projekten109 weiter voranzutreiben. 
Ungeachtet der klaren Positionierung viele Stadtspitzen gegen eine formale Öffnung 
der Metropolregion standen einzelne Oberbürgermeister der Integration weiterer Part-
                                             
107 Mosel ist eine inzwischen nach Zwickau eingemeindete Kommune. 
108 Gründe hierfür sind einerseits in politischen Verwerfungen zwischen den beteiligten Gebiets-
körperschaften und andererseits in einer kritischen Einschätzung des aktuellen Mehrwertes der 
früher erfolgreichen Kooperation zu sehen. Anlass für die Auflösung war dann letztlich auch die 
Kreisgebietsreform im Freistaat Sachen, welche zum August 2008 in Kraft trat und durch die 
Zusammenlegung von Kreisen die bestehenden Gebietskörperschaften der WIREG zum Teil 
abschaffte.   
109 So wurde im November 2010 im Rahmen des INTERREG IV B-Projekts ‚Via Regia plus‘ eine 
‚Gemeinsame Erklärung zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung in der Region Hal-
le/Leipzig‘ von den Städten Halle und Leipzig, den drei umgebenden Landkreisen sowie mehre-
ren Kommunen aus der Region unterzeichnet (IÖR 2011: 91 ff.). Im INTERREG IV B-Projekt 
‚City Regions‘ (Projektstart 2012) zielt man nun auf eine Weiterentwicklung zu einer verbindli-
chen Form der Zusammenarbeit (vgl. Projektbeschreibung auf www.central2012.de) ab. 
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ner offener gegenüber, wenngleich die Motive hierfür nicht allein in der Weiterentwick-
lung und Stärkung der Metropolregion gelegen haben. So sprach sich beispielsweise der 
Jenaer Oberbürgermeister kontinuierlich für eine Integration weiterer Partner in die 
Metropolregion, auch und insbesondere aus den ländlichen Räumen aus. Zudem trieb 
er, parallel zur Diskussion in den Gremien der Metropolregion, die Stärkung der kom-
munalen Zusammenarbeit in den drei mitteldeutschen Ländern auch durch weitere Initi-
ativen, etwa durch die Gründung des ‚Forum[s] Mitteldeutscher Städte‘110, voran, wo-
mit er gelegentlich auch kritische Nachfragen im Gemeinsamen Ausschuss provozierte. 
So dauerte es bis zum November 2009, bis der Gemeinsame Ausschuss im Lichte der 
Ergebnisse des Modellvorhabens der Raumordnung ‚Überregionale Partnerschaften‘ 
sich mit dem Thema unter neuen Rahmenbedingungen auseinandersetzen musste. 
Grundlage der Sitzung war der im MORO erarbeitete ‚Vorschlag zur Organisations-
struktur der Metropolregion Mitteldeutschland‘ (TU-DRESDEN & IÖR 2009), der unter 
anderem auf Einzelgesprächen mit allen Oberbürgermeistern der Mitgliedsstädte und 
weiteren politischen Spitzen kleinerer und mittlerer Städte sowie ausgewählten Landrä-
ten beruhte. Im Ergebnis der Gespräche wurde deutlich, dass es nach wie vor keine ein-
heitliche Auffassung zum Einbezug der Partner außerhalb der Oberzentren gab (alle 
INT). Einig waren sich die politischen Spitzen jedoch, dass ein flächenhafter Ansatz, bei 
dem allen Landkreisen die Möglichkeit einer Mitgliedschaft eingeräumt wird, nicht in 
Frage kommt. Ein entsprechendes Modell, wie es in anderen Metropolregionen in 
Deutschland Anwendung findet, wurde einheitlich, auch von den Akteuren des ländli-
chen Raums, als nicht tragfähig eingestuft. Zudem war, von Ausnahmen abgesehen, ein 
generell geringes Interesse seitens der Akteure des ländlichen Raums festzustellen, sich 
eigenständig in die Metropolregion einzubringen. Dort hatte man, wenn überhaupt, ein 
Interesse mit dem jeweils nahegelegenem Oberzentrum zu kooperieren und so mittel-
bar in der Metropolregion vertreten zu sein (INT 2, INT 5, INT 13 und INT 16). 
Während ein Teil der Oberbürgermeister der Mitgliedsstädte sich diese Lösung (Vertre-
tung des ländlichen Raums über Stadtregionen) als Kompromiss ebenfalls vorstellen 
konnten, blieben andere bei einer ablehnenden Haltung und favorisierten den Status 
quo, also eine Zusammenarbeit in Form eines Städtenetzes. In der Regel wurde dies mit 
dem Verweis auf die Metropolfunktionen begründet, wonach eine Stärkung dieser 
Funktion vor allem durch eine Kooperation der großen Zentren forciert werden müsse, 
in denen diese Funktionen zum überwiegenden Teil auch angesiedelt sind. Eine Integra-
tion von ländlichen Räumen würde der Idee der Stärkung von Metropolfunktionen folg-
lich entgegenstehen (z. B. INT 3).  
                                             
110 Zu den Hintergründen vgl. Kapitel 4.4.4. 
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Als Kompromiss wurde im Rahmen des Modellvorhabens ‚Überregionale Partnerschaf-
ten‘ eine Organisation der Metropolregion als ‚Partnerschaft von Stadtregionen‘ vorge-
schlagen, welche in der Rechtsform eines eingetragenen Vereins agiert, in welchem so-
wohl einzelne Städte als auch formal verfasste Stadtregionen111 Mitglied werden kön-
nen (TU-DRESDEN & IÖR 2009: 4). Somit würde die Kooperation für Stadtregionen und 
damit auch für Landkreise grundsätzlich geöffnet werden, wenngleich in sehr engen 
Grenzen. Diese konnten jedoch von den Akteuren selbst bestimmt werden, da man im 
Vorschlag bewusst offen ließ, wie verbindlich eine Stadtregion organisiert sein muss, um 
Mitglied werden zu können (EBENDA). Damit hatte man einerseits den unterschiedlichen 
Interessen im Gemeinsamen Ausschuss und andererseits den unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten der Stadtregionsbildung in den Teilregionen Rechnung getragen. Zu-
dem hatte man einen Anreiz zur Mitgliedschaft als Stadtregion über die Regelung der 
Mitgliedsbeiträge geschaffen. So könnten sich Stadtregionen den zu zahlenden Sockel-
betrag für die Mitgliedschaft teilen und müssten nur die einwohnerbezogene Umlage 
für jede Gebietskörperschaft entrichten. Zugleich würde die Metropolregion von dieser 
Regelung profitieren, indem sie durch die zusätzlichen Umlagen über ein höheres 
Budget verfügen könnte. 
In der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses im November 2009 kam es zunächst 
noch nicht zur vertieften Diskussion des Themas, da man eine Vereinsgründung zum 
damaligen Zeitpunkt ausschloss (vgl. Kapitel 4.4.1) und somit auch die daran gekoppel-
ten Fragen nicht thematisierte. Im Juli 2010 wurde das Thema zunächst im Lenkungs-
ausschuss wieder aufgegriffen. So fand im Vormonat (Juni 2010) auf Einladung des 
Jenaer Oberbürgermeisters das 4. Treffen des ‚Forums Mitteldeutscher Städte‘112 in Bit-
terfeld-Wolfen statt, bei dem die Einbindung von kleineren und mittleren Städten in die 
Metropolregion Mitteldeutschland diskutiert wurde. Im Ergebnis sprachen sich die dort 
versammelten Partner „für die Einbeziehung kleinerer Städte über das Modell der soge-
nannten Stadtregionen“ (LA/09/07/2010) aus und trugen diese Botschaft direkt sowie 
über lokale und regionale Medien an die Metropolregion heran. Der Lenkungsausschuss 
nahm dieses Votum lediglich zur Kenntnis, kommentierte es aber nicht und sah auch 
keine Veranlassung, den Gemeinsamen Ausschuss damit zu befassen.  
Folglich stand im darauffolgenden Gemeinsamen Ausschuss im August 2010 das Thema 
auch nicht auf der Tagesordnung. Aufgrund der oben geschilderten Aktivitäten des 
                                             
111 Diese mussten jedoch mindestens ein Oberzentrum enthalten. Zudem sollte mit Beschluss 
der OB’s noch in der Vereinssatzung geregelt werden, wie ‚formal verfasst‘ definiert wird, d. h. 
ob eine eigene Rechtspersönlichkeit (Verband, GmbH etc.) notwendig ist oder ob auch weiche-
re Formen ausreichen (TU-DRESDEN & IÖR 2009: 4).  
112 Siehe Fußnote 110. 
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Jenaer Oberbürgermeisters als Initiator des ‚Forum[s] Mitteldeutscher Städte‘ und dem 
auf dem 4. Treffen verabschiedeten Votum für einen Einbezug der kleineren und mittle-
ren Städte, wurde das Thema jedoch unter dem TOP ‚Sonstiges‘ bewusst von einzelnen 
Stadtspitzen angesprochen. Hierbei entwickelte sich eine „ambivalente Diskussion zwi-
schen den OberbürgermeisterInnen zur inhaltlichen und strukturellen Einbindung der 
Zwischenräume in die Metropolregion“ (GA/30/08/ 2010). Hintergrund der Auseinan-
dersetzungen war „vor allem die Entwicklung von vermeintlichen ‚Parallelstrukturen‘ 
zur Metropolregion wie bspw. das ‚Forum Mitteldeutscher Städte‘ oder das ‚Regionalfo-
rum Mitteldeutschland‘ sowie jüngst die Forderung nach einer Fusion der Länder Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen durch Halle, Leipzig und Jena [vgl. hierzu auch Ka-
pitel 4.4.4]. Daraus ergebe sich die Problematik, dass kein geschlossenes Auftreten der 
Mitgliedsstädte der Metropolregion nach außen möglich sei und das Vertrauensverhält-
nis zwischen den Mitgliedern zudem belastet werde“ (EBENDA). In dem offen geführten 
Disput wurde vor allem der Unmut vieler Oberbürgermeister über die Initiativen und 
Aktivitäten des Jenaer Oberbürgermeisters zum Ausdruck gebracht, da die Partnerschaft 
bezüglich dieser Thematik gleich entlang zweier zentraler Konfliktlinien, der Länderfusi-
on und dem Einbezug ländlicher Räume, gespalten war. Insofern war die Diskussion im 
Gemeinsamen Ausschuss auch nicht als eine inhaltliche Auseinandersetzung mit dem 
Thema ‚ländlicher Raum‘, sondern als Warnschuss an einzelne Mitglieder des Ausschus-
ses zu werten, der zugleich mit einer Infragestellung des Vertrauensverhältnisses ver-
bunden war. Folglich lautete der letzte Beschluss der Sitzung: „Da in dieser Sache vor-
läufig kein Konsens erzielt werden konnte, soll diese Thematik bei Bedarf im nächsten 
Gemeinsamen Ausschuss erneut zur Diskussion gestellt werden“ (EBENDA). 
In den folgenden Sitzungen bis zum Jahr 2012 trat das Thema jedoch erneut in den 
Hintergrund, da man sich vorrangig mit formalen Fragen der Vereinsgründung beschäf-
tigte (vgl. Kapitel 4.4.5). Die Frage sollte jedoch indirekt wieder auf die Tagesordnung 
gelangen, da mit Blick auf eine mögliche Vereinsgründung auch eine Diskussion zum 
Mitgliedsstatus der thüringer Städte bzw. der ImPuls-Region Erfurt-Weimar-Jena ge-
führt wurde. Forciert wurde die Diskussion seitens der Stadt Dresden, die, nachdem 
man zähneknirschend einer formalen Erweiterung der Metropolregion um Städte in 
Sachsen-Anhalt und Thüringen zugestimmt hatte, nun ein klares Bekenntnis, d. h. eine 
finanzielle Beteiligung dieser Partner einforderte, die sich im Fall von Erfurt und Weimar 
bisher lediglich über die Stadt Jena hatten vertreten lassen, somit auch keinen Beitrag 
zahlten, jedoch von außen als vollwertige Mitglieder der Metropolregion wahrgenom-
men wurden. Ein entsprechendes Votum wurde vom Lenkungsausschuss getragen, der 
in seiner Sitzung im November 2011 dem Gemeinsamen Ausschuss empfahl, „die bei-
den Städte zur Abgabe eines Mitgliedsantrags bei der Metropolregion aufzufordern“ 
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(LA/21/11/2011). In der folgenden Sitzung des Gemeinsamen Ausschuss wurde diese 
Position seitens der Dresdner mehrfach untermauert, indem man zunächst bei der Dis-
kussion zur Projektplanung für das Jahr 2012 deutlich machte, dass man „die Durchfüh-
rung der Jahreskonferenz in Erfurt für problematisch hält, wenn die Stadt Erfurt nicht 
Mitglied der Metropolregion wird“ (GA/16/12/2011). Später in der Sitzung wurde das 
Thema explizit behandelt, wobei erneut Dresden die Erwartung an die Städte Erfurt und 
Weimar in deren Abwesenheit herantrug, dass diese „angesichts der Teilnahme an den 
Projekten der Metropolregion […] auch Mitglieder der Metropolregion werden und 
entsprechende Mitgliedsbeiträge zahlen“ (EBENDA). In dem, nach kurzer Diskussion, 
formulierten Beschluss wurde dabei die Tür für eine Mitgliedschaft der gesamten Im-
Puls-Region geöffnet. So wurde der Vertreter Jenas „beauftragt, mit den Städten Erfurt 
und Weimar Gespräche zu führen mit dem Ziel, dass diese einzeln oder gemeinsam mit 
Jena als ImPuls-Region ordentliche Mitglieder der Metropolregion Mitteldeutschland 
werden. Im letzteren Fall würde der Mitgliedsbeitrag ohne Sockelbetrag gemäß der 
Einwohnerzahlen der Städte und des Landkreises Weimarer Land berechnet und die 
ImPuls-Region im Gemeinsamen Ausschuss mit einer Stimme durch die Stadt Jena ver-
treten“ (EBENDA).  
Mit dem Beschluss hatte man den Vorschlag aus dem Modellvorhaben ‚Überregionale 
Partnerschaften‘ aufgegriffen und erstmalig die Möglichkeit eröffnet, dass ein Land-
kreis, in dem Fall der Landkreis Weimarer Land als Teil der ImPuls-Region, formal Mit-
glied in der Metropolregion werden konnte.  
Nach der Abstimmung hierzu innerhalb der ImPuls-Region „zeichnete sich ab, dass ein 
Beitritt als gesamte ImPuls-Region Erfurt-Weimar-Jena favorisiert wird“ 
(GA/02/03/2012), so der Bericht des Jenaer Oberbürgermeisters. Daraufhin erging fol-
gender Beschluss: „Der Gemeinsame Ausschuss stimmt einem Beitritt der gesamten Im-
Puls-Region Erfurt-Weimar-Jena zu“ (EBENDA).  
Dass ein solcher Beitritt nach einer Vereinsgründung erfolgen wird, ist dennoch nicht 
wahrscheinlich. So lassen die Formulierungen „zeichnet sich ab“ und „favorisiert“ zu-
nächst einmal offen, ob man an einer Mitgliedschaft auch interessiert ist und sagt nur 
etwas über die Präferenzen aus, falls man sich zu einer Mitgliedschaft entschließt. Tat-
sächlich hatte sich bei der Abstimmung innerhalb der ImPuls-Region ein ambivalentes 
Stimmungsbild ergeben, wonach ein Beitritt der gesamten Impuls-Region mit einer Zu-
stimmung, zwei Enthaltungen und einer Ablehnung de facto abgelehnt wurde. Insbe-
sondere der an der Kooperation beteiligte Landkreis konnte einer Mitgliedschaft in der 
Metropolregion, auch aufgrund der räumlichen Entfernungen, wenig abgewinnen (PG). 
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Zudem wurde der Beschluss des Gemeinsamen Ausschuss bereits in der darauffolgen-
den Sitzung des Lenkungsausschusses wieder in Frage gestellt. Bei der Diskussion der 
inzwischen im Entwurf vorliegenden Vereinssatzung wurde von Dresdner Seite darauf 
gedrungen, „dass Stadtregionen formal verfasst sein müssen und der jetzige Zusatz ‚... 
oder in anderer, geeigneter Weise gemeinsame Interessen und Rechte wahrnehmen 
können.‘ gestrichen wird“ (LA/23/04/2012, Hervorhebung im Original). Durch den 
Vertreter Dresdens wurde das Anliegen damit begründet, „dass für die Metropolregion 
Mitteldeutschland das Modell der Region der Stadtregionen das Ziel ist. Aus seiner Sicht 
ist die formale Verfasstheit der Stadtregionen damit eine Bedingung. Die formale Ver-
fasstheit durch die einzelnen Stadtregionen sollte deshalb intensiv und zielgerichtet an-
gestrebt werden und somit würde der momentan im Entwurf der Vereinssatzung be-
findliche Zusatz nicht mehr benötigt werden“ (EBENDA). Da man den Punkt im Len-
kungsausschuss nicht abschließend klären konnte, wurde beschlossen, diesen Punkt 
vom Gemeinsamen Ausschuss entscheiden zu lassen. Die Entscheidung in dieser Frage 
steht noch aus.  
Die seit dem Beginn der Kooperation der fünf Städte des Sachsendreiecks geführte oder 
auch bewusst nicht geführte Diskussion zum Einbezug der ländlichen Räume hat viele 
interessante Aspekte der kollektiven Entscheidungsfindung und des kollektiven Han-
delns aufgezeigt, die in der Auswertung in Kapitel 5 noch aufzugreifen sein werden. Es 
war von allen Entscheidungsprozessen in der Metropolregion Mitteldeutschland ein Pa-
radebeispiel dafür, wie eine Partnerschaft Konflikte auszutragen hatte, die hauptsächlich 
von außen in die Partnerschaft hineingetragen wurden. Dass dabei weder die Entschei-
der, das heißt die Oberbürgermeister der bestehenden Kooperation, noch die, über de-
ren Status entschieden werden sollte, hier die Akteure des ländlichen Raums, ein beson-
deres Interesse an der Thematik hatten, muss dabei ebenfalls erwähnt werden. Einmal 
auf der Tagesordnung, hat sich dann gezeigt, wie ein politisches Thema auch von ein-
zelnen Akteuren zur Verfolgung ihrer individuellen Agenden genutzt werden kann, wo-
bei damit eine Belastung des Vertrauensverhältnisses in der Partnerschaft verbunden 
war. Auch war am Beispiel der Diskussion zur Integration der ländlichen Räume zu be-
obachten, dass die Verknüpfung des Konflikts mit anderen Themen (Länderfusion) völ-
lig neue Konfliktlinien innerhalb der Partnerschaft hervorrief und diese zum Diskussi-
onsgegenstand in der Partnerschaft machte (vgl. nachfolgendes Kapitel).  
4.4.4 Die Metropolregion im Spannungsfeld geopolitischer Interessenkonflikte 
Bereits mit dem Einbezug der Stadt Halle in die frühere Kooperation der Metropolregion 
Sachsendreieck (vgl. Kapitel 4.2.2) im Jahr 2003 wurde der Schritt zu einer Landesgren-
zen überschreitenden Partnerschaft vollzogen. Damit wurde der Kooperation eine zu-
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sätzliche Dimension verliehen, die mit der Aufnahme von weiteren Städten aus Sach-
sen-Anhalt und aus Thüringen ab dem Jahr 2009 weiter an Bedeutung gewann. So 
entwickelte sich aus einer sachsenzentrierten Kooperation der drei Agglomerationsräu-
me Chemnitz/Zwickau, Dresden und Leipzig durch die schrittweise Erweiterung und 
Ausdehnung eine Partnerschaft mit elf Städten, inklusive dreier Landeshauptstädte, die 
sich auf das Territorium von drei Ländern erstreckt. Mit dieser schrittweisen Erweiterung 
spielten auch zunehmend landespolitische Aspekte, die Frage der Parteizugehörigkeit 
und geopolitische Überlegungen eine Rolle und bestimmten somit auch das Handeln 
der Akteure innerhalb der Metropolregion. Dabei wurden die damit im Zusammenhang 
stehenden Konflikte in der Regel nicht in den Gremien der Metropolregion thematisiert. 
Zum einen liegt es in der Natur der Sache, dass parteitaktische und geopolitische Über-
legungen nicht offen kommuniziert und diskutiert werden. Zum anderen hatte man kein 
Interesse, durch zusätzliche Konflikte eine schlechte Stimmung in den Gremien der Met-
ropolregion zu erzeugen. Erst im Jahr 2010 kam es erstmalig zum offenen Disput im 
Gemeinsamen Ausschuss, dessen Wurzeln bereits in den frühen Kooperationsjahren zu 
finden sind. Daher lohnt auch hier zunächst ein kurzer Rückblick. 
Die Mitarbeit der Stadt Halle in der im Jahr 2003 neu gegründeten ‚Arbeitsgruppe Met-
ropolregion Sachsendreieck‘ war vor allem mit dem Ziel verbunden, Teil einer europäi-
schen Metropolregion in Deutschland zu sein. Es war aber zugleich eine Profilierung 
gegenüber der eigenen Landeshauptstadt Magdeburg113 und ein Bekenntnis zum enge-
ren mitteldeutschen Wirtschaftsraum mit einem starken sächsischen Partner, der Stadt 
Leipzig. Die Konkurrenz zwischen den beiden sachsen-anhaltischen Städten der glei-
chen Größenklasse, wobei die Stadt Halle mehr Einwohner hat, beruht auch auf histori-
schen Gegebenheiten. So war Halle nach dem zweiten Weltkrieg zunächst Landes-
hauptstadt des Landes Sachsen-Anhalt, wurde aber, unterbrochen von der Bezirksbil-
dung in der ehemaligen DDR, nach der erneuten föderalen Gliederung des Territoriums 
im Zuge der Wiedervereinigung beider deutscher Staaten 1990 nicht erneut Landes-
hauptstadt, da hier Magdeburg den Vorzug erhielt. 
Auch in Sachsen gibt es eine traditionelle Konkurrenz zwischen den beiden Städten 
Dresden und Leipzig. Im Rahmen der Metropolregion Sachsendreieck hatte diese Kon-
kurrenz jedoch lange Zeit keine Bedeutung erlangt. Weder die unterschiedlichen Partei-
bücher der Stadtspitzen, noch die damit verbundene Nähe bzw. Ferne zur Landesregie-
rung oder aber der Status Dresdens als Landeshauptstadt haben in der Kooperation in 
den ersten Jahren eine Rolle gespielt. Dies änderte sich jedoch sukzessive in der zweiten 
                                             
113 Magdeburg hatte zum damaligen Zeitpunkt nicht den Status einer Metropolregion bzw. war 
auch an keiner Kooperation beteiligt.  
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Hälfte der 2000er Jahre. Zunächst war es der MKRO-Beschluss zur ‚Weiterentwicklung 
raumordnerischer Leitbilder und Handlungsstrategien‘ im Jahr 2005 und die darin ange-
regte Erweiterung des Sachsendreiecks um Oberzentren in Sachsen-Anhalt und um die 
‚Thüringer Städtereihe‘ (vgl. Kapitel 4.2.3), der geopolitische Aspekte in die Partner-
schaft hineintrug. Eine solche Erweiterung berührte die Interessen der bis dahin koope-
rierenden Partner in unterschiedlichem Maße. So hatte Dresden das geringste geopoliti-
sche Interesse an dieser Erweiterung, da man sich so von einer Partnerschaft mit drei 
gleichberechtigten Agglomerationen zu einer Kooperation entwickeln würde, bei der 
Dresden, ebenso wie die beiden anderen Landeshauptstädte Erfurt und Magdeburg, nur 
die Ecke eines großen Dreiecks sein würde, in dessen geographischen Zentrum die Städ-
te Leipzig und Halle liegen würden. Entsprechend sah man einer möglichen Erweiterung 
in Leipzig und Halle viel offener entgegen und gab auch zu, „dass man in Leipzig sicher 
am meisten von einer Erweiterung profitieren würde“ (INT 7114). Wenngleich diese Ein-
schätzung bei allen Partnern präsent war, wurde in der Erweiterungsdiskussion den 
Gremien der Metropolregion nie geopolitisch argumentiert. Dennoch waren diese Über-
legungen auch ein Grund für die jahrelang geführte und lähmende Erweiterungsdiskus-
sion (vgl. Kapitel 4.3). Mit den Beschlüssen zur Aufnahme von sachsen-anhaltischen 
und thüringischen Städten in den Jahren 2009 und 2010 (vgl. Kapitel 4.3.9) hatte man 
diesen ersten geopolitischen Konflikt scheinbar115 gelöst. Die Partnerschaft sollte jedoch 
noch stärker in das Spannungsfeld von Landespolitik, Parteitaktik und geopolitischen 
Überlegungen geraten. 
So initiierte der Jenaer Oberbürgermeister im Jahr 2007 das ‚Forum Mitteldeutscher 
Städte‘ zur „länderübergreifenden Zusammenarbeit in Mitteldeutschland“ (FORUM MIT-
TELDEUTSCHER STÄDTE 2007), in welchem explizit alle Städte der drei mitteldeutschen 
Länder zur Kooperation eingeladen waren. Trotzdem sich auch fast alle Städte der Met-
ropolregion dieser Initiative anschlossen und die ‚Jenaer Erklärung‘116 unterschrieben, 
kam es in den folgenden Jahren durchaus zu Verwirrung über das Verhältnis beider 
                                             
114 Diese Aussage ist nicht im Wortlaut, aber im Tenor auch in vielen Diskussionsbeiträgen und 
Positionierungen von Mitgliedern des Leipziger Stadtrats zu entnehmen. 
115 Trotz der letztlichen Zustimmung Dresdens zur Erweiterung haben sich die Interessenlagen 
kaum verändert. So waren es nicht, wie man ggf. vermuten konnte, veränderte geopolitische 
Ansichten oder eine gewachsene Überzeugung zur Nützlichkeit der Erweiterung, die Dresden 
zustimmen ließen, sondern die Befürchtung beim weiteren Festhalten an einer ablehnenden 
Haltung „politischen Schaden“ (INT 14) anzurichten (vgl. Kapitel 4.3.4 und 4.3.8).       
116 Gemeinsame Erklärung der Städte Bitterfeld-Wolfen, Dessau-Roßlau, Dresden, Eisenach, 
Erfurt, Gera, Halle, Hoyerswerda, Jena, Leipzig, Magdeburg, Plauen, Suhl, Weimar, Lutherstadt 
Wittenberg und Zwickau zur länderübergreifenden Zusammenarbeit in Mitteldeutschland an-
lässlich des ersten gemeinsamen Treffens der Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister 
am 30. November 2007 in Jena. 
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kommunal getragenen Partnerschaften. Entsprechend wurde der Jenaer Oberbürger-
meister im Gemeinsamen Ausschuss der Metropolregion mit kritischem Unterton gebe-
ten, eine entsprechende Klarstellung vorzunehmen. Dieser wurde nicht müde zu beto-
nen, dass damit die Möglichkeit geschaffen wurde „auch kleine Städte in die interkom-
munale Abstimmung einzubeziehen, ohne dass diese gleich Mitglied in einem der Gre-
mien Metropolregion oder Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland werden müssen“ 
(GA/06/12/2007). Zudem sei „dieses Treffen [gemeint ist das erste Treffen im Novem-
ber 2007] nicht in Konkurrenz sondern vielmehr als Ergänzung zur Metropolregion zu 
sehen“ (GA/06/12/2007). 
Für gewisse Vorbehalte sorgte der Oberbürgermeister aus Jena mit dieser Initiative nicht 
nur, indem er damit den Druck auf den Gemeinsamen Ausschuss bezüglich einer Öff-
nung der Metropolregion für kleinere und mittlere Städte erhöhte (vgl. Kapitel 4.4.3). 
Vielmehr verfolgte er damit auch eines seiner zentralen persönlichen Ziele während sei-
ner Amtszeit: die stärkere Integration und mittelfristige Fusion der drei mitteldeutschen 
Länder. So hatte er seit Beginn seiner Amtszeit im Jahr 2006 sehr offensiv eine Fusion 
der drei mitteldeutschen Länder gefordert und die kommunale Zusammenarbeit, auch 
die im Rahmen der Metropolregion, quasi als Vorstufe einer Länderfusion deklariert. 
Immer wieder verglich er Einwohnerzahl und Parlamentarier der drei mitteldeutschen 
Länder mit denen Baden-Württembergs und wies auf das deutlich werdende Missver-
hältnis hin. Zudem nutzte er die kommunal getragenen Initiativen immer wieder, um 
Druck auf die drei Landesregierungen aufzubauen. So steht in der ‚Jenaer Erklärung‘, 
die beim ersten Treffen des ‚Forum[s] Mitteldeutscher Städte‘ im Jahr 2007 unterzeich-
net wurde, auch zu lesen: „Ein wesentliches Ziel der mitteldeutschen Städte ist es, auf 
eine weitgehende Synchronisierung der Landesgesetze in der Region hinzuwirken“ (FO-
RUM MITTELDEUTSCHER STÄDTE 2007). 
Die Instrumentalisierung des ‚Forum[s] Mitteldeutscher Städte‘ bzw. der Metropolregi-
on Mitteldeutschland als kommunalpolitische Kraft und Druckmittel gegenüber den 
Landesregierungen trug zwei völlig neue Konfliktlinien in die Partnerschaft hinein, die 
vor dem Jahr 2007 keine Rolle gespielt hatten.  
Zum einen bildete sich eine starke Front von SPD-geführten Städten gegenüber den 
drei CDU-geführten Landesregierungen heraus. So hatten zehn der elf Partnerstädte 
SPD-Oberbürgermeister, während allein Dresden eine Stadtspitze mit CDU-Parteibuch 
aufwies. Die Dominanz der SPD-Oberbürgermeister in der Metropolregion und deren 
teilweise offensives Auftreten gegenüber den Landesregierungen waren unter anderem 
Anlass für Konsultationen zwischen der Dresdner Stadtspitze und der sächsischen Lan-
desregierung ab dem Jahr 2009. Spätestens zu diesem Zeitpunkt dürfte die Stadt Dres-
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den aus parteitaktischen Gründen zusätzlich eine Beobachterrolle in der Partnerschaft 
eingenommen haben, die unter anderem auf Kontrolle und Einflusssicherung ausgerich-
tet ist. 
Zum anderen beinhalteten die kommunalpolitischen Aktivitäten einiger SPD-
Oberbürgermeister immer wieder die Forderung einer Länderfusion von Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen. Entsprechende Vorstöße spalteten die Partnerschaft nicht 
allein entlang des Parteibuchs, sondern provozierten erwartungsgemäß auch Wider-
spruch bei den SPD-geführten Landeshauptstädten. Das neben den Landesregierungen 
auch die Landeshauptstädte ein geringes Interesse an der Abschaffung des eigenen Sta-
tus haben, liegt auf der Hand. Sehr deutlich wird dies insbesondere dann, wenn man 
sich das Szenario eines vereinigten Bundeslandes ‚Mitteldeutschland‘ so vorstellt, wie es 
in der ‚Mitgliederzeitung der SPD Halle (Saale)‘ im November 2007 veranschaulicht 
wurde (vgl. Abbildung 42). Die Aussicht, zur Bezirkshauptstadt degradiert und von der 
zukünftigen Landeshauptstadt Leipzig-Halle regiert zu werden, war und ist sicher kein 
von den Städten Dresden, Erfurt und Magdeburg angestrebtes Szenario, unabhängig 
von der Parteizugehörigkeit ihrer politischen Spitzen.  
Abbildung 42: Ein Bundesland Mitteldeutschland mit den aktuellen Landeshauptstädten als Be-
zirkshauptstädte 
Quelle: SPD Halle (Saale) 2007: 9 
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Zur Veranschaulichung der immer wieder von einzelnen politischen Akteuren forcierten 
Diskussion und die darauf folgenden Reaktionen sei nachfolgend eine Mitteilung der 
Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland auf ihrer Homepage vom 02. Juli 2010 unter 
der Überschrift „Länderfusion wieder in der Diskussion“ zitiert: 
„Halles Oberbürgermeisterin Dagmar Szabados und ihre Amtskollegen in 
Leipzig, Jena und Gera haben in Interviews die Fusion der Bundesländer 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zu einem Land Mitteldeutschland 
wieder in die Diskussion gebracht. Auch Gegenstimmen wurden laut. 
Szabados brachte den Stein ins Rollen, indem sie sagte, die ‚Kleinteiligkeit 
die wir jetzt haben, das hat keine Zukunft‘. Dabei verwies sie auf die ab-
nehmende Bevölkerungszahl, die schwache Finanzkraft der Kommunen und 
die vielen Kooperationen in Wirtschaft und Gesellschaft, denen oft ver-
schiedene Landes-Vorschriften im Wege stünden. Sie erhoffe sich, dass bis 
zum Jahr 2020 oder 2025 eine Fusion vorbereitet würde. Dem stimmte 
Leipzigs Oberbürgermeister Burkhard Jung zu und ergänzte: ‚Wir hätten 
endlich eine starke ostdeutsche Stimme im Kanon der Bundesländer‘. 
Aus Thüringen schlossen sich die Amtskollegen aus Jena und Gera, Albrecht 
Schröter und Norbert Vornehm, alsbald den Forderungen an. Laut Schröter 
gelte es, ‚jetzt die Weichen zu stellen, um spätestens 2025 ein starkes und 
selbstbewusstes Bundesland entstehen zu lassen.‘ Vornehm betonte: ‚Die 
Kommunen sind bereits auf dem Weg zu einer engeren Zusammenarbeit, 
nur die Länder sind noch nicht so weit.‘ Für Ostthüringens IHK-Präsident 
Hans Bauerfeind von der Bauerfeind AG aus Zeulenroda bei Gera ist zwar 
eine Fusion ‚politisch nicht durchsetzbar‘, er halte diese aber für ‚dringend 
erforderlich‘, zumal sie auch die Standortattraktivität für Investoren erhöhen 
würde.  
Veröffentlichte Stimmen gegen eine Länderfusion konnten in den letzten 
Tagen aus den Landeshauptstädten vernommen werden. Die Staatskanzlei-
en in Dresden und Erfurt verlautbarten, dass das Thema derzeit schlicht 
‚nicht auf der politischen Agenda‘ stünde. Magdeburgs Oberbürgermeister 
Trümper bezweifelt die prognostizierten Kostenersparnisse durch eine Fusi-
on und sieht – ebenso wie Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Wolfgang 
Böhmer – keine mehrheitliche Unterstützung in der Bevölkerung. Diese hät-
te in dieser Frage per Volksabstimmung zu entscheiden. Erfurts Stadtober-
haupt Andreas Bausewein ließ sich mit der Aussage zitieren, das Thema sei 
eine ‚Sommerlochdebatte‘“ (WIRTSCHAFTSINITIATIVE FÜR MITTELDEUTSCHLAND 
2010). 
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Der Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg ließ anlässlich der Fusionsforderung in 
einer eigenen Pressemitteilung vom 28. Juni 2010 verlauten: „Der Vorschlag ist zu 
durchsichtig und auf den eigenen Vorteil abgestellt“ und bezog sich dabei auf „den 
Vorschlag seiner Amtskollegin aus Halle, die drei Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen bis spätestens 2025 zu fusionieren“ und fügte hinzu: „Es gibt aktuell drin-
gendere Aufgaben!“ (LANDESHAUPTSTADT MAGDEBURG 2010). 
Auch die Frage des Status der Landeshauptstädte wurde in der Pressemitteilung thema-
tisiert und möglichen Bestrebungen der Städte Halle oder Leipzig, als zukünftige Lan-
deshauptstadt zu agieren, eine Absage erteilt: „Dass eine Fusion der drei mitteldeut-
schen Länder Kosten sparen kann, hält OB Trümper für möglich. Allerdings ist der Be-
weis dafür noch zu erbringen. ‚Wer sparen will, sollte außerdem nicht damit beginnen, 
mit Millionenaufwand Landtag und Landesverwaltung an neuem Standort zu errichten‘, 
kontert Magdeburgs OB. ‚Landtag, Ministerien, Verwaltung – das ist zwischen Arend-
see und Bad Schandau dreimal vorhanden und überall top saniert und modernisiert.‘ 
Nach einer möglichen Fusion der drei Länder kommt deshalb für den Magdeburger OB 
nur eine der jetzigen Landeshauptstädte als Hauptstadt für Mitteldeutschland in Frage“ 
(EBENDA). 
Zudem kritisierte der Oberbürgermeister, dass das Thema nun unweigerlich in die Met-
ropolregion hineingetragen würde, trotzdem man vereinbart hatte, diese Aspekte in-
nerhalb der Partnerschaft auszublenden. So war der Pressemitteilung auch zu entneh-
men: „Gerade haben die größeren Städte der drei Bundesländer begonnen, im Bereich 
Wirtschaft und teilweise beim Marketing zu kooperieren. ‚Metropolregion‘ nennen sie 
sich und die noch junge Zusammenarbeit zeigt erste Synergie-Effekte. ‚Das Thema 
‚Länderfusion’ ist dabei aus gutem Grund tabu, denn Entscheidungen sollen der Sache 
dienen und frei sein von taktischen Erwägungen künftige Strukturen betreffend‘, so 
Magdeburgs OB. ‚Ich habe keinerlei Verständnis dafür, dass Frau Szabados diese Ver-
einbarung ohne ersichtlichen Grund unterläuft.‘ Die länderübergreifende Zusammenar-
beit brauche vor allem Vertrauen“ (EBENDA). 
Hatte man das Tabuthema Länderfusion bis zum Jahr 2010 erfolgreich aus den Gremien 
der Metropolregion heraushalten können, kam es im August 2010 erstmalig im Ge-
meinsamen Ausschuss zum offenen Disput und infolgedessen zu einer deutlich getrüb-
ten Stimmung zwischen den politischen Spitzen. Kritisiert wurde dabei „die Forderung 
nach einer Fusion der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen durch Halle, 
Leipzig und Jena. Daraus ergebe sich die Problematik, dass kein geschlossenes Auftreten 
der Mitgliedsstädte der Metropolregion nach außen möglich sei und das Vertrauensver-
hältnis zwischen den Mitgliedern zudem belastet werde“ (GA/30/08/2010). 
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In den folgenden zwei Jahren wurde das Thema Länderneugliederung in den Aus-
schusssitzungen nicht mehr thematisiert. Man kehrte wieder, ohne es explizit verabre-
det zu haben, zum alten Prinzip zurück, wonach dieses Thema in der Metropolregion 
ausgeblendet werden sollte. Daran änderte auch die klare Absage an eine Länderfusion 
der drei Ministerpräsidenten der mitteldeutschen Länder beim ‚Medientreffpunkt Mit-
teldeutschland‘ im Mai 2011117 oder die, im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung erstell-
te und 2012 veröffentlichte, Studie mit dem Titel ‚Ostdeutschland 2020‘, in der auch 
mit Blick auf Mitteldeutschland eine „Zustimmung für Länderfusionen bei Wirtschafts-
verbänden, Unternehmen und Banken“ (HOLTMANN ET AL. 2012: 16) konstatiert wird, 
nichts.  
Der Exkurs im Gemeinsamen Ausschuss zum Thema Länderfusion im Jahr 2010 hat ge-
zeigt, dass sich die Metropolregion in ihrer erweiterten Form diesem Thema nicht ent-
ziehen kann und dieses zugleich unüberwindbare Gräben zwischen den Beteiligten ent-
stehen lässt, die im Rahmen einer freiwilligen interkommunalen Kooperation nicht zu 
überwinden sein werden. Folglich bringt die alte und inzwischen wieder verfolgte Stra-
tegie der Tabuisierung dieses Themas in der Metropolregion zwar keine Lösung in der 
Sache, stellt aber wohl den derzeit einzig möglichen Weg dar, die Kooperation trotz 
dieser Konflikte bzw. in deren Schatten fortzusetzen.  
4.4.5 Neustart durch feste Geschäftsstelle und Vereinsgründung? 
Trotz der oben beschriebenen Schwierigkeiten bezüglich der eingeschränkten Ge-
schäftsstellenarbeit (vgl. Kapitel 4.4.2) und der ungelösten Konflikte zum Einbezug 
ländlicher Räume (vgl. Kapitel 4.4.3) sowie zur Länderfusion (vgl. Kapitel 4.4.4) waren 
ab dem Jahr 2011 auch Fortschritte, beim Versuch die Metropolregion handlungsfähi-
ger zu gestalten, zu erkennen. Während die Erkenntnis, dass eine feste Geschäftsstelle 
und eine eigene formale Rechtsform die Handlungsfähigkeit der Metropolregion erhö-
hen würde, von fast118 allen Beteiligten geteilt wurde, scheiterte eine Realisierung bisher 
jedoch am politischen Willen (Vereinsgründung) oder am fehlenden Konsens (Ort einer 
festen Geschäftsstelle).  
Nachdem man sich zuletzt im Gemeinsamen Ausschuss im November 2009 nicht zu 
entsprechenden Beschlüssen hatte durchringen können (vgl. Kapitel 4.4.1), nahmen die 
                                             
117 Vergleiche hierzu die Presseberichte zur Veranstaltung oder siehe unter: 
www.medientreffpunkt-mitteldeutschland.de/tag/mitteldeutschland. 
118 Während die große Mehrheit der Oberbürgermeister eine feste Geschäftsstelle bevorzugte, 
gab es auch ein Stadtoberhaupt, das sich vom Rotationsprinzip vor allem deshalb überzeugt 
zeigte, weil sie damit Vorteile durch die Übernahme von Verantwortung und eine erhöhte Iden-
tifikation erwartete (INT 12).   
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Mitglieder des Lenkungsausschusses im Februar 2011 einen neuen Anlauf, die politi-
schen Spitzen mit diesen Fragen zu befassen. Ausgangspunkt war dabei die mangelnde 
Handlungsfähigkeit der Geschäftsstelle, seitdem der turnusmäßige Wechsel neun Mo-
nate zuvor nach Dresden vollzogen wurde (vgl. Kapitel 4.4.2). Entsprechend stellte man 
im Lenkungsausschuss fest119:  
„Gemäß dem in der Geschäftsordnung der Metropolregion festgeschriebenen Rotati-
onsprinzip wechselt die Geschäftsstelle der Metropolregion Mitteldeutschland gegen-
wärtig alle zwei Jahre in eine andere Mitgliedsstadt der Metropolregion. Dies hat in 
jüngster Zeit zu personellen Problemen und Zeitverlusten bei der Bewältigung der ad-
ministrativen Aufgaben in der Geschäftsstelle geführt. Der Lenkungsausschuss ist des-
halb darin übereingekommen, vom Rotationsprinzip, basierend auf dem Zwei-Jahres-
Rhythmus, abzurücken und vielmehr über neue Varianten zur Organisation der Ge-
schäftsstelle nachzudenken. Zwei Szenarien werden hierbei näher ins Auge gefasst: 
 Die Geschäftsstelle verbleibt für einen längeren Zeitraum, bspw. für fünf anstelle 
von zwei Jahren in der nächsten verantwortlichen Stadt. 
 Die Geschäftsstelle verbleibt dauerhaft in der nächsten verantwortlichen Stadt, 
jedoch wechselt der Vereinsvorsitz (im Falle einer Vereinsgründung) weiterhin al-
le zwei Jahre.  
Eine Entscheidung hierzu kann ausschließlich vom Gemeinsamen Ausschuss getroffen 
werden. Der Lenkungsausschuss beauftragt die Geschäftsstelle deshalb damit, sich im 
Rahmen des nächsten Gemeinsamen Ausschusses von den OberbürgermeisterInnen am 
06.04.2011 den Auftrag erteilen zu lassen, einen entsprechenden Organisationsvor-
schlag in Abstimmung mit dem Lenkungsausschuss zu erarbeiten“ (LA/17/02/2011). 
In der gleichen Sitzung diskutierte man angesichts aktueller Förderanträge auch die Fra-
ge der eigenen formalen Rechtsform und stellte hierzu fest: „Die Metropolregion Mit-
teldeutschland besitzt gegenwärtig keinen Rechtsstatus. Dies erweist sich insbesondere 
bei der Antragstellung für Fördermittel als Problem, da hierfür nur juristische Personen 
infrage kommen. Der Lenkungsausschuss regt deshalb an, im nächsten Gemeinsamen 
Ausschuss der OberbürgermeisterInnen der Metropolregion erneut über die Möglichkeit 
der Zuweisung einer Rechtspersönlichkeit der Metropolregion, bspw. über eine Vereins-
gründung, zu diskutieren“ (EBENDA). 
                                             
119 Der Beschluss des Lenkungsausschusses wurde wortgleich schon in Kapitel 4.4.2 zitiert. Dort 
stellt er das Ergebnis einer Diskussion um die Handlungsfähigkeit der Geschäftsstelle dar. Hier 
wird er wiederholt, diesmal jedoch als Ausgangspunkt für weitere Beschlüsse des Gemeinsamen 
Ausschusses, zitiert. 
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Im darauffolgenden Gemeinsamen Ausschuss griff man die Initiative des Lenkungsaus-
schusses auf und beauftragte die Geschäftsstelle „mit der Erarbeitung eines Vorschlages 
zur künftigen Organisation der Metropolregion (betrifft Rechtsform und Aufstellung 
Geschäftsstelle) in Abstimmung mit dem Lenkungsausschuss bzw. den Vorsitzenden der 
Arbeitsgruppen“ (GA/06/04/ 2011) und bat darum, diesen Vorschlag im nächsten Ge-
meinsamen Ausschuss zur Abstimmung vorzulegen. 
Neben dem offensichtlichen Handlungsdruck, der aus den Arbeitsgruppen und dem 
Lenkungsausschuss der Metropolregion an die Oberbürgermeister herangetragen wur-
de, hatte sich zum Teil auch die politische Lage in den Stadträten der Mitgliedsstädte 
verändert. Hatte man von Seiten der politischen Spitzen stets versucht, aufgrund man-
gelnder Erfolge bei der Metropolregion das Thema aus den eigenen Parlamenten fern 
zu halten und zuletzt auch die Initiative zur Vereinsgründung aus dieser Erwägung her-
aus fallen lassen, so deutete sich nun zumindest in der Stadt Leipzig ein Strategiewech-
sel an. Dort nutzte man die Berichtspflicht des Oberbürgermeisters an den Stadtrat da-
zu, den Status quo zur Metropolregion zu erläutern120 und sich vom Stadtrat ein ent-
sprechendes Mandat zur weiteren Stärkung der Metropolregion zu holen. Unterstützt 
wurde die Initiative des Dezernats für Bau- und Stadtentwicklung von der SPD-Fraktion, 
aus deren Mitte der wirtschaftspolitische Sprecher einen eigenen Änderungs- und Er-
gänzungsantrag wie folgt begründete: 
„Aufgrund der benannten Bedeutung der Metropolregion weisen wir als SPD-Fraktion 
jedoch ausdrücklich darauf hin, dass wir mit den Ergebnissen der bisherigen Arbeit der 
Metropolregion nicht zufrieden sein können. Hier müssen wir drei oder besser sogar 
fünf Gänge höher schalten. Die Arbeit der Metropolregion darf nicht nur deklaratorisch 
und zufällig punktuell erfolgen, wie uns die Verwaltungsvorlage berichtet. Wir brauchen 
stringente, zielorientierte und systematische Arbeit“ (SPD-FRAKTION LEIPZIG 2011). 
Im Beschluss des Stadtrates der Stadt Leipzig vom 20.04.2011 (Beschluss-Nr.: BS/ RBV-
772/11/) waren dann unter anderem folgende Punkte formuliert: 
„Die Stadt Leipzig wirkt im Rahmen ihrer Beteiligung an der Metropolregion Mittel-
deutschland darauf hin, die Arbeit der Metropolregion sehr deutlich auszuweiten, zu 
intensivieren und zu professionalisieren. Dazu gehören die Formulierung konkreter, 
überprüfbarer Ziele mit Zeitvorgaben und deren Kontrolle, die Schaffung einer unab-
hängigen Geschäftsstelle, die Überprüfung und ggf. Anpassung der Organisationsstruk-
tur und der finanziellen Beiträge aller Mitglieder sowie die Gewinnung von weiteren 
                                             
120 Drucksache Nr. V/1162 Mitwirkung der Stadt Leipzig in der Metropolregion Mitteldeutsch-
land in der Ratssitzung vom 20.04.2011. 
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Partnern aus der Wirtschaft zum Zwecke der Beratung und Information sowie Bereit-
stellung von personellen und finanziellen Ressourcen“ (STADT LEIPZIG 2011). 
„Die Stadt Leipzig erarbeitet für ihre eigene Aktivität innerhalb der Metropolregion ein 
Strategiekonzept, das bis zum 30.04.2012 dem Stadtrat zum Beschluss vorzulegen ist. 
Das Konzept soll insbesondere eine Rechtsform und eine Liste von Arbeitsfeldern vor-
schlagen, die im Rahmen der Metropolregion effizienter und wirkungsvoller wahrge-
nommen werden können als es bisher geschieht. Weiterhin setzt sich die Stadt Leipzig 
dafür ein, dass die Metropolregion von den beteiligten Kommunen einen klaren strate-
gischen Handlungsauftrag erhält“ (EBENDA). 
Gestärkt durch die Stadtratsbeschlüsse konnte man zumindest von Leipziger Seite wei-
tere Reformen in der Metropolregion offensiv vorantreiben und dabei auch selbst eine 
noch aktivere Rolle in der Metropolregion übernehmen. Eine erste Gelegenheit hierfür 
bot sich bei der Frage, in welcher Stadt die Geschäftsstelle dauerhaft angesiedelt wer-
den sollte. Die aktuelle Geschäftsstelle hatte in Rückkopplung mit den Mitgliedern des 
Lenkungsausschusses einen Vorschlag erarbeitet, wie eine Auswahl des Ortes erfolgen 
könnte. Grundidee dabei war, dass sich alle Städte der Metropolregion in Konkurrenz 
zueinander um die Geschäftsstelle bewerben können und eine Bewertung durch ein 
„unabhängiges, wissenschaftliches Institut“ (LA/21/11/2011/Vorlage/ TOP 04) an-
hand vorgegebener Kriterien erfolgen sollte: 
Für dieses Verfahren hatte man sich entschieden, da ein politischer Konsens zu dieser 
Frage seit Beginn der Kooperation nie in greifbare Nähe gerückt war. Folglich versuchte 
man durch das vorgeschlagene Verfahren einen objektiven Bewertungsmaßstab zu im-
plementieren. Ein entsprechender Wettbewerb unter den Kommunen hätte sicher den 
Vorteil gehabt, dass man in den Bewerbungen mitunter großzügige Angebote seitens 
der beherbergenden Kommunen bezüglich der Kostenbeteiligung (Kriterium ‚Kosten 
und Fläche‘, siehe Abbildung 43) hätte erzielen können. Andererseits wäre eine objekti-
ve Bewertung, auch von einem unabhängigen Partner, in jedem Fall angreifbar gewe-
sen, da eine Operationalisierung der Kriterien auf sehr unterschiedliche Weise hätte er-
folgen können. Zwar hatte sich in der Vergangenheit gezeigt, dass von unabhängigen 
Dritten erarbeitete Grundlagen und Handlungsempfehlungen längerfristig in vielen 
Punkten aufgegriffen und bestätigt wurden, jedoch hatte man auch die Erfahrung ge-
macht, dass politische Fragestellungen, etwa die Frage der Erweiterung der Metropolre-
gion (vgl. Kapitel 4.3.4), nicht immer wissenschaftlich objektiv gelöst werden können. 
Vielmehr hatte man sich seitens des Gemeinsamen Ausschusses damit in der Regel le-
diglich mehr Zeit verschafft, wenn kein politischer Konsens erreichbar war.  
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Abbildung 43: Bewertungskriterien und deren Gewichtung als Grundlage für eine Entschei-
dungsfindung bezüglich der Ansiedlung einer dauerhaften Geschäftsstelle in einer der Städte 
der Metropolregion Mitteldeutschland  
Quelle: METROPOLREGION MITTELDEUTSCHLAND (LA/21/11/2011/Vorlage/TOP04) 
Der Vorschlag zur Ausschreibung der Geschäftsstelle wurde in der Sitzung des Gemein-
samen Ausschusses vom 16.12.2011 erwartungsgemäß kontrovers diskutiert. Dabei 
stand zunächst die von den Ausschussmitgliedern als unbefriedigend wahrgenommene 
Arbeit der aktuellen Geschäftsstelle im Mittelpunkt. Entsprechend des Zweijahresrhyth-
mus würde ein Geschäftsstellenwechsel im Monat April 2012 erfolgen. Jedoch stand 
bereits zu diesem Zeitpunkt fest, dass nach der offiziellen Versetzung des Geschäftsstel-
lenleiters im Jahr 2011 (vgl. Kapitel 4.4.2) auch die verbleibende Mitarbeiterin ab Januar 
2012 nicht mehr zur Verfügung stehen würde. Die Versicherung seitens der Vertreter 
Dresdens, die Betreuung der Geschäftsstelle durch Erhöhung von Zeitanteilen anderer 
Mitarbeiter (GA/16/12/2011) sicherzustellen, überzeugte die politischen Spitzen nicht. 
Vielmehr ergab sich aus der aktuellen Situation ein erhöhter Handlungs- und somit auch 
Entscheidungsdruck, wollte man nicht weitere Monate ohne bzw. mit beschränkt hand-
lungsfähiger Geschäftsstelle agieren.  
Nachdem angesichts der zuvor erörterten Defizite der aktuellen Geschäftsstellenarbeit 
weitestgehender Konsens121 darüber bestand, die Geschäftsstelle möglichst schnell wei-
                                             
121 Mit Ausnahme der Stadt Dresden, die zwar „Anlaufschwierigkeiten“ einräumte, dennoch 
eine „sehr gute“ Projektumsetzung im Jahr 2011 für sich reklamierte (GA/16/12/2011). 
Kriterien Nähere Erläuterungen Gewichtung 




Repräsentativität der  
Räumlichkeiten 
Nutzung der Räume auch für repräsen-
tative Anlässe 
10 % 
Zugang zu Veranstaltungs- 
und Beratungsräumen 
Möglichkeiten für interne und externe 
Veranstaltungen der Metropolregion 
10 % 
Verkehrliche Anbindung an 




Gatewayfunktion Zugang zu wichtigen Institutionen Mit-
teldeutschlands 
10 % 
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terrotieren zu lassen, wurde die Diskussion zum Verfahren eröffnet. Dies erfolgte zu-
nächst durch den Einwand eines Stadtoberhaupts gegen eine dauerhaft etablierte Ge-
schäftsstelle, um „nicht künstlich eine Mitte“ zu schaffen, „denn die mitteldeutsche 
Idee sei überall beheimatet“ (GA/16/12/2011). Nachfolgend sprachen sich mehrere 
Oberbürgermeister für eine feste Geschäftsstelle aus, mit der Möglichkeit, den Vorsitz 
im Gemeinsamen Ausschuss weiter rotieren zu lassen. Jedoch zeigte sich ein erster Ver-
treter skeptisch bezüglich des geplanten Wettbewerbsverfahrens zur Vergabe der Ge-
schäftsstelle. Stattdessen sollte man die Geschäftsstelle in „zentraler Lage in der Regi-
on“ ansiedeln, wobei es „am einfachsten“ wäre, „das Angebot der Wirtschaftsinitiative 
für Mitteldeutschland (WIM) anzunehmen“. Die WIM hatte nach dem Scheitern einer 
Kooperationsvereinbarung mit der Metropolregion (vgl. Kapitel 4.3.5) bereits in der 
Diskussion um einen neuen Namen und ein neues ‚corperate design‘ der Metropolregi-
on ihr eigenes Logo und eine gemeinsame Vermarktung angeboten, was am Wider-
stand einzelner Städte gescheitert war (vgl. Kapitel 4.3.9). Der Vorschlag, die Geschäfts-
stellen von Metropolregion und Wirtschaftsinitiative in räumlicher Nähe zu platzieren, 
stand bereits 2007, vor dem Wechsel der Geschäftsstelle nach Chemnitz, im Raum. 
Auch dieser wurde aufgrund der kritischen Einstellung mehrerer Oberbürgermeister ge-
genüber der Initiative und dessen damaligen Geschäftsführer abgelehnt. Nun stand der 
Vorschlag erneut zur Disposition, wobei ein personeller Wechsel in der Geschäftsleitung 
der WIM die Situation bereits spürbar entspannt hatte.  
In einem weiteren Statement wurde sich explizit gegen ein Wettbewerbsverfahren und 
für „eine Einigung auf den zukünftigen Sitz der Geschäftsstelle“ (EBENDA) noch inner-
halb der Sitzung ausgesprochen. Jena bekundete in diesem Zusammenhang eigenes 
Interesse an der Geschäftsstelle, machte aber deutlich, auch andere Lösungen mitzutra-
gen. Die Vertreterin Zwickaus betonte, auch sie halte „eine Ausschreibung für unnötig 
und favorisiert die Einmietung in den Räumlichkeiten der WIM“ (EBENDA), welche der-
zeit in Leipzig ansässig war. Daraufhin erklärt der Vertreter Leipzigs die Bereitschaft, die 
Geschäftsstelle in Leipzig anzusiedeln. Diesem Vorschlag schloss sich auch die Vertrete-
rin der Stadt Halle an, betonte aber, dass der Vorsitz weiter rotieren sollte und „die in-
haltliche Abgrenzung weiterhin deutlich bleiben“ (EBENDA) müsse. Dem Votum schloss 
sich auch die Stadt Dessau-Roßlau an. Von Dresdner Seite wurde nun angeboten, dass 
die Geschäftsstelle auch bereits zum Januar 2012 wechseln könne, woraufhin Leipzig 
erklärte, die Geschäftsstelle ab Februar übernehmen zu können (EBENDA). 
Der Vertreter Dresdens betonte, „dass er ein Ausschreibungsverfahren für den besseren 
Weg hielte“, erklärte aber, wohl auch aufgrund des klaren Votums vieler Oberbürger-
meister für eine feste Geschäftsstelle in Leipzig in den Räumen der WIM, dass er „mit 
einer Geschäftsstelle in Leipzig einverstanden wäre“ (EBENDA). Dabei, und dies war ein 
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Novum in der fast zehnjährigen Zusammenarbeit, ‚drohte‘ er erstmals mit dem Ausstieg 
Dresdens aus der Partnerschaft. So könne er „leider keine Garantie für eine weitere 
Mitarbeit der Landeshauptstadt Dresden in der Metropolregion geben. Schwierigkeiten 
sieht er auch in der weiteren Verquickung mit der WIM“ (EBENDA). Diese Verschärfung 
des Tons kam jedoch nicht unerwartet. Nachdem man bei früheren Beschlüssen (z. B. 
zum Namen oder zur Erweiterung) stets bemüht war, Dresden keinen Anlass zu geben, 
aus der Kooperation auszusteigen und im Zweifel lieber ein Stück zurückgerudert war, 
nahm man die kritische Haltung und Drohung nun offensichtlich in Kauf. Dies war unter 
anderem möglich, da Dresden in der Sachfrage klar in der Defensive war, denn einer-
seits würde Dresden bei den im Raum stehenden objektiven Kriterien zur Auswahl des 
Geschäftsstellenortes und deren Gewichtung aufgrund der geographischen Lage gegen 
Leipzig kaum die besseren Resultate erzielen. Andererseits hatte man während der 
knapp zwei Jahre eigener Geschäftsstellentätigkeit keine Argumente für eine dauerhafte 
Ansiedlung in Dresden sammeln können und sich im Gegenteil den Unmut vieler Part-
ner zugezogen. Auch vor diesem Hintergrund hatten sich wohl bereits im Vorfeld der 
Sitzung mehrere politische Spitzen auf eine Ansiedlung in Leipzig verständigt und diesen 
Vorschlag nun geschlossen vorgetragen. Offensichtlich nahm man (erstmals) lieber das 
Risiko in Kauf, mit Dresden einen bedeutsamen Partner zu verlieren, als die Metropolre-
gion durch weitere lange Verfahren und teilbesetzte Geschäftsstellen weiter zu schwä-
chen. Im Ergebnis der Diskussion wurde festgehalten: 
„1. Die Geschäftsstelle der Metropolregion Mitteldeutschland wird in Zukunft an einem 
festen Ort etabliert. Der Vorsitz im Gemeinsamen Ausschuss wird weiterhin aller zwei 
Jahre wechseln. Die Geschäftsstelle zieht zum 1. Februar 2012 nach Leipzig und wird 
übergangsweise mit Personal der Stadt Leipzig besetzt. (einstimmig) 
2. Die Geschäftsstelle soll sich in die Räumlichkeiten der Wirtschaftsinitiative für Mittel-
deutschland einmieten. Dabei ist jedoch auf eine klare inhaltliche Abgrenzung zur Wirt-
schaftsinitiative zu achten. Die Konditionen werden vom Vorsitzenden in Zusammenar-
beit mit der Stadt Leipzig verhandelt. (zwei Enthaltungen)“ (EBENDA). 
Die beiden Enthaltungen zum zweiten Abstimmungspunkt zeigen, dass Dresden nicht 
allein einer engeren Zusammenarbeit mit der WIM skeptisch gegenüberstand. Dies soll-
te sich auch bei einem weiteren Tagesordnungspunkt der gleichen Ausschusssitzung 
zeigen. So wurde die Initiative zum Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit der 
WIM im Gemeinsamen Ausschuss erneut (vgl. Kapitel 4.3.5) geblockt und eine Ent-
scheidung zurückgestellt, da sich ein Teil der politischen Spitzen gegen einen „Exklusiv-
vertrag mit der WIM“ (EBENDA) aussprachen und auch andere Initiativen eingebunden 
sehen wollten. 
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Nachdem die Geschäftsstellenarbeit ab Februar 2012 von der Stadt Leipzig zunächst 
innerhalb des technischen Rathauses weitergeführt wurde, erfolgte zum 06. August 
2012 der vereinbarte Umzug in die Räumlichkeiten der WIM. Der Leipziger Internetzei-
tung war unter dem Titel „Mitteldeutschland: Wirtschaftsinitiative und Metropolregion 
jetzt in einem Haus“ zu entnehmen: 
„Von Natur aus gehören sie zusammen, denn sie ziehen am selben Strick: 
die Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland und die Metropolregion Mit-
teldeutschland. Die eine von der Wirtschaft gegründet, die andere von den 
wichtigsten Städten der Region. Am Montag, 6. August, sind sie tatsächlich 
zusammengezogen. Ihre gemeinsame neue Adresse lautet: Leipzig, Schiller-
straße 5. 
Dort haben sie an einem gemeinsamen Standort ihre neuen Geschäftsstellen 
eröffnet. Zu den Teilnehmern der Eröffnung gehörten Axel Klug, 1. Vorsit-
zender der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland, und Jenas Oberbür-
germeister Dr. Albrecht Schröter als Vorsitzender des Gemeinsamen Aus-
schusses der Metropolregion Mitteldeutschland. 
‚Ich freue mich darüber, dass unsere beiden Initiativen ab sofort in gemein-
samen Räumlichkeiten präsent sein werden. Dies ist ein sichtbares Zeichen 
für den Neuanfang in unserer Zusammenarbeit mit dem Ziel, den Standort 
Mitteldeutschland voranzubringen‘, erklärt Jörn-Heinrich Tobaben, Ge-
schäftsführer der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland. Darüber hinaus 
böten die neuen Büroräume in der Leipziger Innenstadt nun die Möglich-
keit, dort Sitzungen der Gremien der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutsch-
land abzuhalten. ‚Das wird die Geschäftsstelle zukünftig noch stärker an die 
Vertretung unserer Mitglieder binden‘, so Jörn-Heinrich Tobaben weiter. 
‚Mit der Einrichtung einer festen Geschäftsstelle in Leipzig haben wir einen 
wichtigen Schritt zur weiteren Professionalisierung unserer Arbeit vollzo-
gen‘, betont Reinhard Wölpert, Leiter der Geschäftsstelle der Metropolregi-
on Mitteldeutschland. ‚Darüber hinaus bietet die räumliche Nähe zur Wirt-
schaftsinitiative für Mitteldeutschland viele Anknüpfungspunkte für ge-
meinsame Projekte zwischen unseren beiden Organisationen‘, so Reinhard 
Wölpert weiter“ (LIZ 2012).  
Dass die Metropolregion einen weiteren Schritt zur Professionalisierung vollzogen hat 
steht außer Zweifel. Auch verwundert es nicht, dass (erneut) eine gewisse Aufbruchs-
stimmung, vor allem auch von nicht unmittelbar an der Metropolregion beteiligten Akt-
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euren, festzustellen ist. So gaben beispielsweise Parlamentarier der Partei ‚Die Linke‘ aus 
Leipzig und Halle gemeinsam bekannt:  
„LINKE aus Leipzig, Halle und darüber hinaus bemühen sich schon seit Län-
gerem, die Idee der Metropolregion in der Kommunalpolitik ihrer Kommu-
nen zu verankern. Bis heute mit nur geringem Erfolg. Nach 15 Jahren und 
zwei Anläufen hat der überwiegende Teil der „Metropolitaner“ noch nicht 
einmal Kenntnis davon, dass es solch ein Konstrukt gibt. Zwei Entscheidun-
gen der letzten Zeit verbreiten neue Hoffnungen. Nach Jahren des Vaga-
bundierens soll die Geschäftsstelle jetzt in Leipzig ihre Heimstatt finden. 
Das ist gut so, findet DIE LINKE. Denn Halle und Leipzig sind ganz objektiv 
das Zentrum der Metropolregion; sie profitieren auch am meisten von einer 
solchen Entwicklung. Wesentliche Impulse müssen zukünftig von hier aus-
gehen. Mit dem Jenaer Oberbürgermeister Dr. Schröter hat der momentan 
entschiedenste Verfechter einer mitteldeutschen Metropolregion die Zügel 
in die Hand genommen“ (DIE LINKE 2012). 
Inwiefern die Hoffnungen berechtigt sind, bleibt abzuwarten. Denn ungeachtet der Lö-
sung des Konflikts um eine feste Geschäftsstelle wird die weitere Zusammenarbeit in der 
Metropolregion Mitteldeutschland auch weiterhin im geopolitischen Spannungsfeld ei-
ner länderübergreifenden Partnerschaft agieren müssen. Folglich ist auch davon auszu-
gehen, dass die zukünftigen Entscheidungen in der Metropolregion maßgeblich von 
parteitaktischen Interessen geprägt sein werden und das operative Geschäft auch im 
Schatten von Parteistrategien und Länderfusionsdiskussionen stattfinden wird. Zudem 
hatte man von Dresdner Seite noch in der Sitzung, in der die oben zitierten Beschlüsse 
zur Geschäftsstelle gefasst wurden, nicht nur mit dem Ausstieg gedroht, sondern auch 
angekündigt, dass man auf ein unterschiedliches „Stimmgewicht der Mitglieder im Ver-
hältnis zum gezahlten Mitgliedsbeitrag bestehen wird“ (GA/16/12/2011). Diese Frage 
sollte im Rahmen der Diskussion zur im Entwurf vorliegenden Vereinssatzung erörtert 
werden, jedoch wurde der gesamte Tagesordnungspunkt auf die nächste Sitzung ver-
schoben. Dass man sich von Dresdner Seite dennoch bereits in dieser Sitzung genötigt 
sah, eine feste Position zu kommunizieren, zeigt, dass man von einem Neuanfang im 
politischen Gremium der Metropolregion noch weit entfernt scheint. 
Knapp drei Monate später hatte man sich erneut getroffen und einer „Vereinsgründung 
einstimmig zugestimmt“ (GA/02/03/2012), jedoch bei wichtigen Teilfragen der Sat-
zung keine Einigung erzielen können. So konnte man sich unter anderem nicht auf die 
Stimmverteilung einigen, wobei einerseits für den Status quo (pro Mitglied eine Stimme) 
und andererseits für eine, den Mitgliedsbeitrag widerspiegelnde, Gewichtung der Stim-
men und ggf. damit verbundene Mehrheitsbeschlüsse votiert wurde (GA/02/03/2012). 
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Im darauffolgenden Lenkungsausschuss wurde als mögliche Alternative vorgeschlagen, 
mit doppelten Mehrheiten zu arbeiten, wonach für einen Beschluss sowohl die Mehrheit 
der Stimmen (bei einer Stimme pro Mitglied) als auch die Mehrheit der durch die Stim-
men vertretenen Einwohner erreicht werden müssen (LA/23/04/2012). Ein entspre-
chender Vorschlag war erstmalig im ‚Vorschlag zur Organisationsstruktur der Metropol-
region Mitteldeutschland‘ (vgl. Kapitel 4.4.1) enthalten, wurde jedoch im Gemeinsamen 
Ausschuss bis dahin noch nicht thematisiert und nun erstmals im Lenkungsausschuss 
wieder aufgegriffen. Auch Dresden signalisierte in diesem Gremium seine Zustimmung 
zu dieser Variante, machte aber deutlich, dass wenn „sich die Oberbürgermeister auf 
keines der Modelle verständigen“ können, man am Prinzip der Einstimmigkeit festhal-
ten würde (EBENDA), wonach eine Stimmgewichtung obsolet wäre. 
Offizielle Austritte der Städte Dresden und Magdeburg aus der Metropolregion am 
29.04.2013 
Bereits im Gemeinsamen Ausschuss vom 02.11.2012 hatte man seitens der Stadt Dres-
den angekündigt, „sich aus der Metropolregion Mitteldeutschland zurückzuziehen“ 
(GA/02/11/2012). Im Ergebnis der Diskussion entschied sich Dresden dafür, das „Aus-
trittsschreiben vorerst zurückzuziehen“ und „den Status quo noch beizubehalten“ 
(EBENDA). Weiterhin kündigte man an, die Entscheidung zumindest bis zum nächsten 
Gemeinsamen Ausschuss zu überdenken. 
Bereits am 28.03.2013 wurde in den ‚Dresdner Neusten Nachrichten‘ der Austritt der 
Stadt bestätigt (DRESDNER NEUSTE NACHRICHTEN 2013: 13). In der Sitzung des Gemein-
samen Ausschusses vom 29.04.2013 erklärte die Stadt Dresden dann offiziell den Aus-
tritt aus der Metropolregion Mitteldeutschland. In der gleichen Sitzung verkündete auch 
die Stadt Magdeburg ihren offiziellen Austritt aus der Metropolregion Mitteldeutsch-
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5. Zum Einfluss unterschiedlicher Faktoren auf das kollektive 
Handeln kommunaler Akteure in regionalen 
Kooperationen  
Nach der Deskription und Explanation von Entscheidungen innerhalb und zur Metropol-
region Mitteldeutschland zwischen 1994 und 2012 in Kapitel 4 steht im Folgenden die 
Reflektion der empirischen Ergebnisse anhand des theoretisch entwickelten Analy-
serahmens (vgl. Kapitel 2.4) im Mittelpunkt. Die Erkenntnisse beziehen sich somit auf 
die Bedeutung und den Einfluss von Akteuren mit ihren Handlungsressourcen und kon-
textgebundenen Interessen (Kapitel 5.1), des institutionellen Designs und der Interakti-
onsregeln der Kooperation (Kapitel 5.2) sowie von gemeinsamer Kooperationserfahrung 
und der Zukunftsbedeutung (Kapitel 5.3). 
5.1 Akteure mit Handlungsressourcen und kontextgebundenen 
Interessen 
Der Schwerpunkt der empirischen Arbeit lag in der Analyse der Akteursstrukturen. Da-
bei galt es zunächst jene Akteure zu identifizieren, die über Handlungsressourcen be-
züglich der Metropolregion Mitteldeutschland verfügen und diese zwischen 1994 und 
2012 eingesetzt und die Entwicklung der Partnerschaft auf diese Weise beeinflusst ha-
ben (vgl. Forschungsfrage 1). Die Ergebnisse hierzu werden nachfolgend dargestellt. 
Zudem soll verdeutlicht werden, um welche Art von Handlungsressourcen es sich dabei 
handelt (vgl. Forschungsfrage 2).  
Zur Strukturierung der Ergebnisse werden zwei Differenzierungen vorgenommen. Zum 
einen hat sich gezeigt, dass die Handlungsressourcen von Akteuren in regionalen Ko-
operationen auf zwei verschieden Grundlagen basieren. Demnach ist zwischen Akteu-
ren zu unterscheiden, denen aufgrund des institutionellen Regelsystems der Metropol-
region Mitteldeutschland Handlungsressourcen zugeordnet werden können und denen, 
die Handlungsressourcen aufgrund ihrer Position in anderen institutionellen Kontexten 
des Gesellschaftssystems besitzen. Bei einem Teil der Akteure basieren die ihnen zur 
Verfügung stehenden Handlungsressourcen sowohl auf dem institutionellen Regelsys-
tem der Metropolregion Mitteldeutschland als auch auf ihrer Stellung im Gesellschafts-
system.  
Zum anderen sind die Handlungsressourcen der Akteure von unterschiedlicher Qualität 
und Reichweite. Um diese Unterschiede herauszuarbeiten, wird den Akteuren in Anleh-
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nung an BENZ (2009: 82) Agendamacht, Verhandlungsmacht und Vetomacht als Hand-
lungsressourcen zugeordnet (vgl. Kapitel 2.4).  
Akteure mit Handlungsressourcen aufgrund des institutionellen Regelsystems der 
Metropolregion Mitteldeutschland 
Zunächst soll veranschaulicht werden, welche Akteure aufgrund des institutionellen Re-
gelsystems der Metropolregion Mitteldeutschland über Handlungsressourcen verfügen. 
Die Grundlage hierfür bildet die Geschäftsordnung der Metropolregion. Durch sie wer-
den Handlungsressourcen an die Mitglieder der Metropolregion sowie an die Mitwir-
kenden in den Gremien der Metropolregion vergeben. Mitglieder sind aktuell122 die 
Städte Chemnitz, Dessau-Roßlau, Dresden, Gera, Halle, Jena, Leipzig, Magdeburg und 
Zwickau. Als Gremien besitzt die Metropolregion Mitteldeutschland den Gemeinsamen 
Ausschuss, den Lenkungsausschuss, verschiedene Arbeitsgruppen und die Geschäfts-
stelle (vgl. Abbildung 44). 
Abbildung 44: Gremien der Metropolregion Mitteldeutschland 2012  
Quelle: Eigene Darstellung nach Metropolregion Mitteldeutschland 2012 
Im Gemeinsamen Ausschuss der Metropolregion verfügen die mit Stimmrecht ausge-
statteten Oberbürgermeister der neun Mitgliedsstädte über Agendamacht, Verhand-
lungsmacht und Vetomacht bezüglich aller Sachverhalte und Beschlüsse. Gleiches gilt 
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für die Mitglieder des Lenkungsausschusses, dem jeweils ein stimmberechtigter Vertre-
ter der Stadtverwaltungen der Mitgliedsstädte sowie alle Vorsitzenden der Arbeitsgrup-
pen123 angehören. Während die Vetomacht im Gemeinsamen Ausschuss über das in der 
Geschäftsordnung festgelegte Einstimmigkeitsprinzip klar definiert ist, bestanden bezüg-
lich der Entscheidungsfindung im Lenkungsausschuss lange Zeit keine klar definierten 
Regeln. Da man faktisch immer versucht hatte, alle Beschlüsse im Konsens zu fassen, 
hatte jedes stimmberechtigte Mitglied quasi eine Vetoposition124.  
Beiden Ausschüssen gehörten außerdem dauerhaft je ein Vertreter der drei für die Met-
ropolregion zuständigen Länderministerien aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
an. Diese verfügen als beratende Mitglieder über Agendamacht in beiden Gremien. In 
der Regel sind die Ländervertreter tatsächlich vor allem als beratende Begleiter der Met-
ropolregion tätig gewesen und lehnten ein ihnen angebotenes eigenes Stimmrecht stets 
ab. Faktisch traten sie jedoch auch in Verhandlungen mit der Metropolregion ein und 
hatten maßgeblichen Einfluss auf die Beschlüsse, etwa wenn es um die Frage der Pro-
jekteförderung oder um die Berücksichtigung in landesspezifischen Planungsprozessen, 
z. B. der Aufstellung des sächsischen Landesentwicklungsplans, ging (vgl. Kapitel 4.2.1). 
Demnach verfügen die Ländervertreter zusätzlich über Verhandlungsmacht, welche sie 
aufgrund ihrer Stellung als Fördermittelgeber und übergeordnete Verwaltungseinheit 
besitzen. Sowohl der Gemeinsame Ausschuss als auch der Lenkungsausschuss setzten 
sich aus den eben definierten Mitgliedern zusammen. Veränderungen sind nur durch 
eine Anpassung der Geschäftsordnung möglich.  
Dies ist bei den Arbeitsgruppen der Metropolregion nicht der Fall, welche grundsätzlich 
für alle Akteure, die an einer Mitarbeit interessiert sind, offen stehen. Entsprechend der 
Geschäftsordnung und den ergänzenden Beschlüssen des Gemeinsamen Ausschusses 
besitzen alle Mitglieder der Arbeitsgruppen der Metropolregion Agendamacht und Ver-
handlungsmacht in den entsprechenden Gremien. Aufgrund von praktizierten Mehr-
heitsentscheidungen in Arbeitsgruppen können deren Mitglieder in der Regel125 keine 
Vetomacht ausüben. Da auch hier eine klare Regelung zur Beschlussfassung in der Ge-
                                             
123 Dies entspricht dem Stand 2012, der weitestgehend für den gesamten Kooperationszeitraum 
zutrifft, es gab jedoch leichte Veränderungen im Zuge der Beschlüsse des Gemeinsamen Aus-
schusses vom 10.02.2010, wonach erst ab diesem Zeitpunkt die Vorsitzenden der Arbeitsgrup-
pen über Stimmrecht im Lenkungsausschuss verfügen.   
124 Zur Handhabung dieser Regelungslücke in der Praxis siehe auch die Ausführungen auf den 
folgenden Seiten.  
125 Zum Teil waren jedoch ablehnende Haltungen einzelner Mitglieder Vetopositionen gleichzu-
setzen, da ohne deren Mitwirkung eine Umsetzung unter Umständen als nicht sinnvoll angese-
hen wurde. 
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schäftsordnung lange Zeit fehlte, hatte man stets versucht Einstimmigkeit herzustellen, 
sich aber in manchen Arbeitsgruppen mittels eigener Beschlüsse auch explizit darauf 
verständigt, im Zweifel mit Mehrheitsentscheidungen zu arbeiten, um die Handlungsfä-
higkeit des Gremiums zu sichern. Jedoch wurden abweichende Meinungen zu Beschlüs-
sen festgehalten und in protokollierter Form in den Lenkungs- oder Gemeinsamen Aus-
schuss weiter gegeben. Eine Auflistung aller Einzelmitglieder der Arbeitsgruppen ist an 
dieser Stelle nicht weiterführend, relevant sind hingegen die institutionellen Kontexte, 
aus denen diese stammen. Dominant vertreten sind in den Arbeitsgruppen der Metro-
polregion Angestellte der Verwaltungen der Mitgliedsstädte und aus weiteren öffentli-
chen Verwaltungen (Landesverwaltung, Regionalplanung etc.). Hinzu kommen Partner 
aus Wirtschaft (z. B. WIM) und Wissenschaft (z. B. FH-Zwickau) sowie der Zivilgesell-
schaft (z. B. Lokale Bündnisse für Familie).  
In allen Gremien der Metropolregion waren externe Gäste, in der Regel eingeladene 
Experten aus dem Wissenschafts- und Beratungskontext, vertreten und haben so Ein-
fluss auf die Entscheidungen der Gremien genommen. Ihnen wird mit Beschluss der 
Gremien und auf Basis der Geschäftsordnung der Metropolregion Agendamacht verlie-
hen, die sich in der Regel auf einen definierten Zeitraum und Sachverhalt bezieht.  
Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle verfügen gemäß institutioneller Regelungsstruktur 
über Agendamacht in allen Gremien, indem sie beispielsweise eigene Projektideen ein-
bringen oder Beschlussvorlagen erarbeiten. Eine Verhandlungs- oder Vetomacht steht 
ihnen formal nicht zu, jedoch hat insbesondere der Leiter der Geschäftsstelle immer 
wieder Koordinations- und Moderationsaufgaben wahrgenommen, hat vor Beschlüssen 
bilaterale Gespräche mit politischen Spitzen geführt, hat Kompromisse ausgehandelt 
und die Erkenntnisse in Beschlussvorlagen umgesetzt. Somit sind die Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle und vor allem deren Leiter ein wichtiger Teil des Verhandlungssystems 
mit Scharnierfunktion geworden, sodass ihnen zwar keine formale, jedoch eine fakti-
sche, wenn auch eingeschränkte, Verhandlungsmacht zukommt.  
Akteure mit Handlungsressourcen aufgrund ihrer Stellung im Gesellschaftssystem 
Die bisher aufgeführten Akteure bzw. Akteursgruppen haben die Entscheidungen der 
Metropolregion Mitteldeutschland beeinflusst, indem sie ihre, durch das institutionelle 
Regelsystem der Metropolregion verliehenen, Handlungsressourcen nutzten. Darüber 
hinaus verfügen weitere Akteure über Handlungsressourcen bezüglich der Metropolre-
gion Mitteldeutschland, die sich jedoch nicht aus der institutionellen Regelungsstruktur 
der Metropolregion ableiten, sondern aufgrund ihrer Stellung im Gesellschaftssystem 
zugeordnet werden können. Die entsprechenden Akteursgruppen sollen nachfolgend 
herausgearbeitet werden. 
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Hier sind zunächst die Kommunalparlamente zu nennen, die im Rahmen von Beschlüs-
sen maßgeblich Einfluss auf die Entscheidungen der Metropolregion Mitteldeutschland 
nehmen können. Sie besitzen als demokratisch legitimiertes Kontrollorgan der kommu-
nalen Verwaltung nicht nur Agenda- und Verhandlungsmacht, sondern auch eine vor- 
und nachgelagerte Vetomacht. So können sie im Vorfeld von Beschlüssen der Metro-
polregion die politischen Spitzen bzw. die Verwaltung an bestimmte Positionen binden 
oder aber auch Beschlüsse des Gemeinsamen Ausschusses (z. B. Vereinsgründung) im 
Nachgang bestätigen oder ablehnen.  
Ebenfalls auf kommunaler Ebene besitzen die Mitarbeiter und politischen Führungskräf-
te der kommunalen Verwaltungen maßgeblich Einfluss auf die Metropolregion Mittel-
deutschland. Einerseits kann ihnen durch die Möglichkeit der Mitwirkung in den Ar-
beitsgruppen der Metropolregion Agenda- und Verhandlungsmacht zugeordnet wer-
den. Zugleich und mitunter viel wirkungsvoller können sie ihre Macht jedoch im Rah-
men von verwaltungsinternen Abstimmungsrunden und Beschlüssen geltend machen, 
sofern ihr Ressort von diesen betroffen bzw. in die Abstimmung einbezogen ist. Dort 
können diese Akteure gegenteilige Ansichten und gegebenenfalls Vetopositionen vor-
tragen. Wenn darüber hinaus deren Mitwirkung an der Umsetzung der Beschlüsse der 
Metropolregion erforderlich ist, beispielsweise durch eine Zuarbeit von Informationen 
aus ihrem Fachbereich, können diese Akteure mögliche Vetopositionen noch besser un-
termauern und durchhalten und so eine Umsetzung der Metropolregionsbeschlüsse be-
hindern oder verhindern. 
Sowohl die kommunalen Parlamente als auch die Mitarbeiter und politischen Führungs-
kräfte der kommunalen Verwaltungen der Mitgliedsstädte verfügen somit über wir-
kungsvolle Handlungsressourcen zur Einflussnahme, trotzdem ihnen aufgrund des Re-
gelsystems der Metropolregion formal keine Macht zugeordnet wird.  
Der überwiegende Teil der Akteure ohne formal zugeordnete Handlungsressourcen ver-
fügt jedoch vor allem über Agendamacht und nur in Ausnahmefällen über Verhand-
lungsmacht. Sie können in der Regel keine Vetopositionen einnehmen. Diesbezüglich 
sind zunächst die Akteure des deutschen Raumordnungssystems zu nennen. Einfluss auf 
die Entscheidungen in der Metropolregion haben dabei das Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und dessen nachgeordnete Bundesbehörde, 
das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) bzw. dessen Vorgänger-
institutionen sowie die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) als Bund-Länder-
Gremium der für Raumordnung zuständigen Ministerien genommen. Allen genannten 
Institutionen ist Agendamacht zuzuordnen. So haben diese in ihren Beschlüssen (vgl. 
MKRO 1997 & 2005), Leitbilddokumenten (vgl. MKRO 2006) oder auch beauftragten 
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Forschungsprojekten (vgl. BMVBS/BBR 2007) unmittelbar Bezug auf die Metropolregi-
on Mitteldeutschland genommen und teilweise Empfehlungen an die Akteure der Met-
ropolregion gerichtet, welche diese in den entsprechenden Gremien aufgegriffen und 
diskutiert haben. Zudem haben zumindest das BMVBS bzw. das BBSR eine gewisse 
Verhandlungsmacht ausgeübt, indem mittels fördermittelgestützter Wettbewerbe Ein-
fluss auf die zu behandelnden Themen genommen wurde. Natürlich besteht kein 
Zwang sich an entsprechenden Aktivitäten zu beteiligen. Ist jedoch ein Wettbewerbs-
beitrag eingereicht und steht Förderung in Aussicht, werden die zu erreichenden Ziele 
mit den genannten Institutionen verhandelt, wenngleich zu konstatieren ist, dass die 
angesprochenen nationalen Institutionen nur sehr zurückhaltend von dieser Macht Ge-
brauch gemacht und den Modellregionen hohe Freiheitsgrade gewährt haben. 
Darüber hinaus und nicht zuletzt initiiert durch die Beschlüsse der MKRO haben kom-
munale Gebietskörperschaften ohne Mitgliedsstatus Einfluss auf die Metropolregion 
genommen, indem sie beispielsweise Beitrittswünsche äußerten oder Positionspapiere 
verfassten. Zudem haben sie Einfluss über die Arbeitsgruppen der Metropolregion ge-
nommen. Ihnen ist somit vor allem Agendamacht und im Rahmen der Arbeitsgruppen 
der Metropolregion auch Verhandlungsmacht zuzuordnen.  
Auf Ebene der Länder sind neben der Einflussnahme über die schon angesprochene 
MKRO die Beschlüsse der Landesregierungen bzw. der Landesparlamente von Bedeu-
tung. Anders als die kommunalen Parlamente können diese zwar keine Vetopositionen 
einnehmen, jedoch ist ihnen Agendamacht zuzuordnen, die sie, wie später zu zeigen 
sein wird, nicht nur durch ihre Mandate und Regierungsverantwortung wahrnehmen, 
sondern auch mittels der Verbindungen zur kommunalen Ebene über das Parteiensys-
tem geltend machen.  
Wie innerhalb der Mitgliedskommunen besitzen auch auf Länderebene die Verwal-
tungsangestellten und politischen Führungskräfte Einfluss auf die Metropolregion. Auch 
hier wurde die Möglichkeit genutzt in Arbeitsgruppen mitzuwirken, beispielsweise durch 
das sächsische Wirtschaftsministerium in der AG Wirtschaft und Wissenschaft. Zudem 
erfolgte eine Einflussnahme im Rahmen von interministeriellen Abstimmungsrunden 
innerhalb der Landesverwaltungen oder beispielweise im Rahmen von Stellungnahmen 
zum sächsischen Landesentwicklungsplan. Folglich ist den Verwaltungsangestellten und 
politischen Führungskräften in den Landesverwaltungen Agendamacht zuzuordnen.  
Eine Übersicht zu den Akteuren, die aufgrund des institutionellen Regelsystems der 
Metropolregion Mitteldeutschland (grün) oder/und aufgrund ihrer Stellung im Gesell-
schaftssystem (rot) über Handlungsressourcen verfügen, gibt Abbildung 45. Zudem ist 
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für jede Akteursgruppe aufgeführt, auf welchem Wege sie ihre Handlungsressourcen 
hauptsächlich einsetzen. 
5.1.1 Förderung und Verhinderung von Kooperation durch Akteure von Bund 
und Ländern 
Nachdem im vorangegangenen Kapitel die Akteure mit Handlungsressourcen und die 
Art der Handlungsressourcen herausgearbeitet wurden (vgl. Abbildung 45), soll im Wei-
teren diskutiert werden, welche Interessen diese Akteure bezüglich der Metropolregion 
verfolgten, woraus diese Interessen abgeleitet wurden, wie Akteure ihre Handlungsres-
sourcen eingesetzt haben, um die Interessen zu wahren, und welche Konsequenzen sich 
daraus für die Kooperation in der Metropolregion ergeben haben (vgl. Forschungsfrage 
3). In Kapitel 5.1.1 stehen zunächst die Akteure der öffentlichen Verwaltung der Bun-
des- und Landesebene im Mittelpunkt, nachfolgend wird auf die kommunale Ebene und 
damit auf Träger der regionalen Kooperation eingegangen (Kapitel 5.1.2) und abschlie-
ßend werden die Akteure außerhalb der öffentlichen Verwaltung behandelt (Kapitel 
5.1.3).  
Bundesraumordnung und MKRO als Förderer und Verhinderer regionaler Kooperation 
Zunächst sollen die Bundesraumordnung mit ihren Institutionen BMVBS und BBSR so-
wie die MKRO als Bund-Länder-Gremium im Mittelpunkt der Betrachtung stehen. We-
der das Bundesministerium (BMVBS) noch das nachgeordnete Bundesinstitut (BBSR) 
noch die MKRO besitzen formale Rechte bezüglich der Metropolregion. Ihre Einfluss-
nahme erfolgte im Falle der Bundesinstitutionen über die Erarbeitung von Leitbildern 
(z. B. ‚Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland‘) 
sowie die Fördermittelvergabe im Rahmen von Modellvorhaben (z. B. MORO ‚Überre-
gionale Partnerschaften‘). Die MKRO hat die Entwicklung der Metropolregion über 
mehrere Beschlüsse zu den ‚Europäischen Metropolregionen in Deutschland‘ sowie 
durch explizit an die Metropolregion Mitteldeutschland gerichtete Empfehlungen in die-
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Trotzdem den genannten Akteursgruppen bezüglich der Metropolregion vor allem 
Agendamacht und nur eingeschränkt Verhandlungsmacht zugeordnet werden kann 
(vgl. vorhergehendes Kapitel), haben sie die Entscheidungen in der und zur Metropolre-
gion Mitteldeutschland und damit deren Entwicklung maßgeblich beeinflusst. Sie haben 
einerseits dazu beigetragen, dass sich die Partnerschaft im Kreise der Europäischen Met-
ropolregionen in Deutschland etablieren konnte, andererseits sind sie maßgeblich mit-
verantwortlich, dass die Partnerschaft im Vergleich zu anderen Metropolregionen in 
ihrer Entwicklung deutlich zurücksteht und der Kooperationsprozess über viele Jahre 
gehemmt wurde. Dies soll nachfolgend erläutert und begründet werden. 
Mit ihren Beschlüssen hat die MKRO (1995, 1997 und 2005) das Label ‚Europäische 
Metropolregion in Deutschland‘ an insgesamt elf regionale Kooperationen vergeben, 
darunter die Metropolregion Mitteldeutschland, vormals Sachsendreieck. Damit hat sie 
wesentlich dazu beigetragen, das Thema ‚Metropolregionen‘ in der deutschen Politik-
landschaft zu verankern (vgl. Kapitel 4.1). Mit der offiziellen Anerkennung als ‚Europäi-
sche Metropolregion in Deutschland‘ hatte man seitens der Bundesebene bzw. Bund-
Länder-Ebene einen Anreiz zur regionalen Kooperation geschaffen, der in den deut-
schen Metropolregionen unterschiedliche Konsequenzen hatte. Während ein Teil der 
Regionen darin vor allem die Bestätigung ihrer schon erfolgreichen Arbeit und das 
MKRO-Label eher als Mitnahmeeffekt sahen (z. B. Metropolregion Stuttgart), wurde in 
anderen Regionen die Zusammenarbeit erst intensiviert oder breiter aufgestellt, um 
quasi im zweiten Anlauf im Jahr 2005 ebenfalls in den Kreis der seit 1997 anerkannten 
Metropolregionen aufgenommen zu werden (z. B. Metropolregion Nürnberg, Metropo-
lregion Rhein-Neckar, vgl. auch SCHMITT 2009). In der Metropolregion Mitteldeutsch-
land gab es jedoch lange Zeit weder eine schon bestehende Kooperation, die mit dem 
Label bestätigt wurde, noch löste der bundespolitische Anreiz spürbare Kooperations-
bemühungen aus, da man im Gegensatz zu anderen Regionen den Status bereits im 
Jahr 1997 vor allem aus politischen Gründen zugesprochen bekommen hatte und sich 
folglich nicht mehr darum bemühen musste (vgl. Kapitel 4.1). 
Dennoch waren die durch das Label geschaffenen Anreize nicht unbedeutend für die 
Entwicklung der Metropolregion Mitteldeutschland. So wurde es seitens der sächsischen 
Landesplanung sowie von Kooperationsbefürwortern in den Kommunen als Argument 
genutzt, die Kooperationsbemühungen voranzutreiben, in dem man einerseits auf die 
besondere Bedeutung der einzigen ostdeutschen Metropolregion (Label als Auszeich-
nung) und andererseits auf die vielfältigen Aktivitäten der anderen Metropolregionen 
hinwies (Benchmark). Mit Gründung einer Arbeitsgruppe im Jahr 2002 und der Unter-
zeichnung der Kooperationsvereinbarung zur Metropolregion Sachsendreieck durch die 
politischen Spitzen der Städte Chemnitz, Dresden, Halle, Leipzig und Zwickau im Jahr 
214  Markus Egermann 
 
 
2005 waren diese Bemühungen letztlich erfolgreich, wenngleich die Dynamik im Ver-
gleich zu anderen Metropolregionen noch gering war.  
Nachdem die von der MKRO und dem Bund gesetzten Anreize sich bis dahin positiv auf 
die Kooperationsbemühungen in der Region auswirkten, sollten sich weitere Beschlüsse 
ab dem Jahr 2005 jedoch als hinderlich erweisen und die Kooperationsfortschritte deut-
lich bremsen. Im Wesentlichen waren es zwei, durch diese Institutionen in die Koopera-
tion hineingetragenen Aspekte, welche zu schwerwiegenden Interessenskonflikten in 
der gerade erst formierten Partnerschaft der fünf Städte des Sachsendreiecks und infol-
gedessen zur dauerhaften Lähmung der Zusammenarbeit führten (vgl. Kapitel 4.3).  
Zum einen wurde der seit den 1990er Jahren postulierte Konzentrationsansatz mit der 
Fokussierung auf wenige Zentren durch das im Leitbild 1 ‚Wachstum und Innovation‘ 
formulierte Konzept der ‚Überregionalen Partnerschaften‘ bzw. ‚Großräumigen Verant-
wortungsgemeinschaften‘ (BMVBS/BBR 2006: 12 ff.) deutlich aufgeweicht. Dem vo-
rausgegangen waren kontrovers geführte Diskussionen zwischen Befürwortern (Postu-
lat: ‚Stärken stärken‘) und Gegnern (Postulat: ‚Nicht nur die Starken stärken‘) des Met-
ropolregionsansatzes (vgl. EGERMANN 2009: 273 f.). Bezüglich des Ergebnisses der Aus-
einandersetzung spricht SCHMITT (2009: 70) hierbei von der „Strategie der Versöh-
nung“, welche nun eben darin bestand, über den im Leitbild postulierten flächende-
ckenden Ansatz auch die ländlichsten bzw. periphersten aller Gebiete auf deutschem 
Territorium einem metropolitanen Verflechtungsraum zuzuordnen (vgl. Abbildung 34) 
und somit zum Bestandteil der Metropolregionspolitik zu machen. Aus Sicht der Bun-
desraumordnung bzw. der MKRO stellt dies ein legitimes Ziel dar, welches zudem in der 
Tradition deutscher Raumordnungspolitik steht, die stets um Ausgleich und die Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Landesteilen bemüht war und noch heu-
te ist. Die auf der Basis dieser bundespolitischen Neujustierung an die Metropolregion 
Sachsendreieck herangetragenen Anforderungen zum Einbezug des ländlichen Raums 
standen dem bisherigen Verständnis der politischen Spitzen des Sachsendreiecks zum 
Sinn und Zweck einer Metropolregion jedoch klar entgegen. Diese hatten sich nach lan-
ger Überzeugungsarbeit gerade hinter dem Ziel versammelt, trotz ausgeprägter Konkur-
renz zwischen den Städten, gemeinsam die wenigen vorrangig in Sachsen verorteten 
Metropolfunktionen (vgl. Abbildung 32) zu stärken. Die Neujustierung der mit dem 
Metropolregionsansatz verbundenen politischen Erwartungshaltung durch die MKRO 
stellte die bis dahin mühsam erarbeiten gemeinsamen Referenzen und Ziele der Partner-
schaft wieder in Frage. 
Zum anderen spaltete die im Zusammenhang mit dem Leitbild 1 ’Wachstum und Inno-
vation‘ formulierte Empfehlung zum Einbezug der ‚Thüringer Städtereihe‘ sowie der 
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‚Oberzentren Sachsen-Anhalts‘ in die Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck 
(BMVBS/BBR 2006: 14) die bestehende Partnerschaft in zwei Lager. Der maßgeblich 
durch die drei mitteldeutschen Länder vereinbarte und vom Bund mitgetragene Be-
schluss zum Einbezug weiterer Partner aus den genannten Bundesländern stellte den 
räumlichen Zuschnitt, die Partnerstruktur, den Namen und somit auch das Selbstver-
ständnis der gerade erst formierten Metropolregion Sachsendreieck grundlegend in Fra-
ge und führte zur Überforderung der kommunalen Akteure. Der daraufhin initiierte Dis-
kussionsprozess um neue Mitglieder, räumliche Erweiterungen und Abgrenzungen, ei-
nen sinnstiftenden Namen und ein passendes ‚Corporate Design‘ sowie gemeinsame 
inhaltliche Ziele führte aufgrund der diesbezüglich bestehenden Interessenunterschiede 
zur dauerhaften Lähmung der Partnerschaft. Eine Konsolidierung der Partnerschaft der 
fünf Städte des Sachsendreiecks wurde dadurch nicht nur verhindert, vielmehr wurden 
damit neue und bis zum Jahr 2012 unüberwindbare Spaltungslinien zwischen den säch-
sischen Partnern geschaffen (vgl. Kapitel 4.3). 
Anhand des Falls der Metropolregion Sachsendreieck bzw. Mitteldeutschland kann so-
mit sehr gut aufgezeigt werden, wie die MKRO ihre zur Verfügung stehenden Hand-
lungsressourcen einsetzen kann, um regionale Kooperationen zu beeinflussen. Häufig 
nutzen diese Institutionen ihre Agendamacht, um regionale Kooperationen zu initiieren 
oder zu unterstützen, indem sie entsprechende Anreize, zumeist in Form von finanzieller 
Förderung oder politischer Legitimation, setzen. Die dadurch erzielten Erfolge sind un-
bestritten und vielfach in der Literatur belegt. Der Fall des Sachsendreiecks hat jedoch 
gezeigt, dass sich eine entsprechende Einflussnahme mittels Leitbildern und Empfehlun-
gen auch kooperationshemmend auswirken und die Partnerschaft gegebenenfalls zum 
Scheitern bringen kann, trotzdem dies nicht in der Intention der handelnden Akteure 
lag. Ausschlaggebend waren in diesem Fall die institutionellen Eigeninteressen des Bun-
des und der mitteldeutschen Länder. So haben die veränderte Gewichtung der strategi-
schen Ziele auf Bundesebene (Konzentration vs. Ausgleich) und die expliziten Empfeh-
lungen bezüglich grundlegender Aspekte der Kooperation (Erweiterung der Partner-
struktur) zu schwerwiegenden Interessenskonflikten auf kommunaler bzw. regionaler 
Ebene geführt, die durch die kommunalen Partner bis zum Jahr 2012 nur in sehr gerin-
gem Umfang aufgelöst werden konnten. 
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Landesplanungen als Initiator und Förderer, Landespolitik als Hemmnis regionaler Ko-
operation 
Auch auf Länderebene fällt die Bilanz bezüglich der Einflussnahme auf die regionale 
Kooperation gemischt aus. Im Folgenden soll aufgezeigt werden, wie die beteiligten 
Bundesländer, d. h. die Vertreter der Landespolitik und der Landesverwaltungen ihre 
Handlungsressourcen bezüglich der Metropolregion Mitteldeutschland eingesetzt ha-
ben, welche Interessen sie dabei verfolgten und welche Konsequenzen sich daraus für 
die Kooperation in der Metropolregion ergeben haben.  
Die Rolle der Länder im Rahmen ihres Wirkens im Bund-Länder-Gremium (MKRO) 
wurde bereits im vorangegangen Kapitel behandelt. Ungeachtet dessen, dass die Lan-
desplanungen der drei mitteldeutschen Länder wesentlichen Einfluss auf die eben disku-
tierten Beschlüsse und deren positiven und negativen Konsequenzen hatten, sind eben 
diese Landesplanungen als Hauptförderer und Befürworter der Metropolregion aufge-
treten. Hier ist an erster Stelle die sächsische Landesplanung zu nennen, die nicht nur 
sehr früh (zu Beginn der 1990er Jahre) die Potenziale eine metropolitanen Raumord-
nungspolitik erkannt hat, sondern mithilfe der ihr zur Verfügung stehenden Handlungs-
ressourcen auch dauerhaft förderte. Hierzu zählen insbesondere die politische Legitima-
tion der Partnerschaft auf Landesebene durch deren Aufnahme in die jeweiligen Lan-
desentwicklungspläne (1994, 2003 und 2012), die finanzielle Förderung der Projektar-
beit der Partnerschaft und die politische Legitimation auf Bundesebene (Anerkennung 
als Metropolregion durch die MKRO im Jahr 1997). So hatte man zunächst das Konzept 
des Sachsendreiecks im ersten sächsischen Landesentwicklungsplan 1994 ‚top-down‘ 
entwickelt, drei Jahre später für die Anerkennung des Sachsendreiecks als Metropolre-
gion in der MKRO gesorgt und in den 2000er Jahren die Erstellung eines Handlungs-
konzepts sowie die Umsetzung darin entwickelter Projektideen finanziell gefördert. Oh-
ne die sächsische Landesplanung hätte es in Ostdeutschland außerhalb Berlins lange 
Zeit keine Metropolregionspolitik gegeben, was, ungeachtet der mit der Kooperation 
verbundenen Schwierigkeiten, dazu geführt hätte, dass der in Deutschland und Europa 
intensiv geführte Diskurs (u. a. mit Blick auf die TEN der EU) gänzlich an den ostdeut-
schen Bundesländern vorbeigegangen wäre.  
Im Zuge der Mitwirkung bzw. der späteren räumlichen Erweiterung der Partnerschaft 
um Städte in Sachsen-Anhalt und Thüringen brachten sich auch die Landesplanungen 
Sachsen-Anhalts und Thüringens als Förderer in die Kooperation ein, indem sie in den 
Gremien der Metropolregion beratend tätig waren und sich ebenfalls an der Finanzie-
rung von Metropolregionsprojekten beteiligten. Mit der organisatorischen und finanziel-
len Konsolidierung der Partnerschaft ab dem Jahr 2005 zogen sich die Vertreter der 
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Landesplanungen bei Fortsetzung der finanziellen Unterstützung explizit auf ihre bera-
tende Funktion in den Gremien der Metropolregion zurück. Insbesondere die sächsische 
Landesplanung konnte nun aus ihrer führenden Rolle zurücktreten und das Feld den 
Kommunen überlassen. Diesem insgesamt sehr positiven Resümee bezüglich der Rolle 
der Landesplanungen sind zwei kooperationshemmende Tatsachen gegenüberzustellen. 
Die mit großen Schwierigkeiten für die Partnerschaft des Sachsendreiecks verbundenen 
MKRO-Beschlüsse im Zuge der Entwicklung der ‚Neuen Leitbilder‘ wurden schon ange-
sprochen. Darüber hinaus ist es keiner Landesplanung der drei Länder gelungen, die 
landespolitischen Spitzen bzw. die Landesregierungen und -parlamente von der Idee 
einer Metropolregion Sachsendreieck bzw. Mitteldeutschland zu überzeugen oder dort 
umfassend bekannt zu machen.  
Dies lässt sich am Beispiel Sachsens besonders gut verdeutlichen, dessen Landesparla-
ment im Jahr 2013 voraussichtlich den dritten Landesentwicklungsplan mit vielen Zielen 
und Grundsätzen zur Metropolregion Sachsendreieck bzw. Mitteldeutschland beschlie-
ßen wird, ohne dass die Kooperation bisher eine entsprechende Resonanz bei den Ab-
geordneten erfahren hätte. Während in anderen deutschen Metropolregionen die Land-
tagsabgeordneten zum Teil in den Gremien der Kooperation vertreten sind (z. B. Met-
ropolregion Nürnberg), lief die Entwicklung der Metropolregion Sachsendreieck bzw. 
Mitteldeutschland viele Jahre fast unbemerkt an den Abgeordneten vorbei. Folglich sah 
man sich von Seiten der Fraktionen der CDU und der SPD im Jahr 2008 veranlasst, eine 
Anhörung zur Metropolregion Mitteldeutschland im sächsischen Landtag127 anzube-
raumen (Drs 4/8502), um sich über den Stand der Kooperation berichten zu lassen. 
Dort wurde deutlich, dass seitens der Abgeordneten eine beachtenswerte Unwissenheit 
und Unsicherheit zur Metropolregion gerade in dem Land besteht, dem vier der fünf 
Mitgliedsstädte im Jahr 2008 angehörten. So wurde in der Anhörung u. a. geäußert, 
dass die Abgeordneten in ihrer „praktischen Arbeit relativ selten mit dem Thema Met-
ropolregion konfrontiert“ werden und das das Thema für die Kollegen aus den Nach-
barländern Sachsen-Anhalt und Thüringen wohl „eine wesentlich größere Rolle spielt“ 
(SÄCHSISCHER LANDTAG 2008: 28). Zudem zeigte man sich beeindruckt von den Dingen, 
die offensichtlich in der Metropolregion Nürnberg in den drei Jahren vor 2008 umge-
setzt wurden, währenddessen vergleichbare Aktivitäten aus „der Metropolregion Sa-
chendreieck so nicht bekannt sind“ (EBENDA).  
Auch im Koalitionsvertrag von CDU und FDP aus dem Jahr 2009 spielte die Metropol-
region, im Gegensatz zum Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD im Jahr 2004, kei-
ne Rolle mehr und wurde namentlich nicht mehr erwähnt. Vielmehr wurde mit Blick auf 
127 Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr am 06.06.2008. 
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die globale Wettbewerbsfähigkeit Sachsens die Kooperation im Dreiländerdreieck Sach-
sen-Böhmen-Niederschlesien hervorgehoben (CDU/FDP 2009: 43). Insbesondere für 
die CDU-geführte Stadt Dresden spielten diese landespolitischen Signale eine wichtige 
Rolle. So hätte man bei einer klaren Unterstützung der Metropolregionskooperation 
seitens der CDU-Landesspitze bzw. der Landtagsfraktion auch auf kommunaler Ebene 
stärkere Akzente gesetzt und der Kooperation eine höhere Bedeutung zugemessen, so 
aber wurde die Stadtspitze in ihrem zurückhaltenden Agieren eher bestärkt (PG). 
5.1.2 Hohe Komplexität durch multiple Handlungskontexte und 
Interessenasymmetrien bei Akteuren auf kommunaler Ebene 
In diesem Kapitel sollen mit den kommunalen Akteuren die Träger der Kooperation im 
Mittelpunkt stehen, welche mit Blick auf die zur Verfügung stehenden Handlungsres-
sourcen und verfolgten Interessen bezüglich der Metropolregion Mitteldeutschland (vgl. 
Forschungsfrage 3) die wichtigsten Akteure darstellen.  
Dass im Rahmen einer Kooperation auf regionaler Ebene unterschiedliche Interessen 
zwischen kommunalen Vertretern bestehen, welche eben diese Kooperation erschwe-
ren, ist bekannt und bedarf keiner weiteren Erläuterung. Weniger banal und empirisch 
nicht ohne Weiteres zu erfassen sind hingegen die Antworten auf die Frage, welche 
Interessen die jeweiligen Kooperationspartner mit ihrem Verhalten verfolgten und vor 
allem, woraus diese abgeleitet wurden.  
Die Analyse der Metropolregion Mitteldeutschland hat gezeigt, dass sich diese Interes-
sen längst nicht allein aus Diskussionen innerhalb der Stadtverwaltungen ableiten, aus 
deren Sicht vor allem Überlegungen zur absoluten und relativen Nutzenverteilung von 
gemeinsamen Projekten handlungsleitend sind, sondern aus einer Vielzahl von Ent-
scheidungs- und Handlungsarenen. Neben den kommunalen Interessen innerhalb der 
Stadtverwaltungen haben auch die Zugehörigkeit zu verschiedenen Bundesländern, vor 
allem im Zusammenhang mit geostrategischen Überlegungen um eine Länderfusion 
respektive dem Status von Landeshauptstädten, eine Rolle gespielt. Weiterhin hatten 
die parteipolitische Konstellation auf kommunaler und Landesebene, die institutionellen 
Verflechtungen der Kommunen untereinander und deren politischer Spitzen mit ande-
ren Institutionen Einfluss auf das Kooperationsverhalten der Partner. Die Folgen dieser 
Einbindung der Kommunen in die verschiedenen Handlungskontexte und die daraus 
entstehende Überlagerung von Interessen bezüglich der Entscheidungen innerhalb der 
Metropolregion sind weitreichend. Daher wird sich, neben der Betrachtung der verwal-
tungsinternen Interessen der Kommunen, auch den weiteren Handlungsarenen gewid-
met und aufgezeigt, welche Interessen daraus hervorgingen und welche Konsequenzen 
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dies für die Entscheidungen in der Metropolregion hatte. Den Ausführungen vorange-
stellt sei Abbildung 46, aus der die wichtigsten Handlungskontexte und die Zugehörig-
keit der kommunalen Partner hervorgehen.  
Abbildung 46: Übersicht zu verschiedenen Handlungskontexten und zur institutionellen Ver-
flechtung der elf Kommunen der Metropolregion Mitteldeutschland 
Quelle: eigene Darstellung  
Absolute und relative Nutzenverteilung von konkreten Projekten als Handlungsmaß-
stab innerhalb der Fachbereiche der Stadtverwaltungen 
Der kommunale Nutzen gemeinsamer Projekte auf Ebene der Metropolregion ist nach-
vollziehbar eine wichtiges Interesse und handlungsleitendes Kriterium für die kommuna-
len Partner, insbesondere für die Fachbereiche in den Stadtverwaltungen, die in der Re-
gel an der Umsetzung der Projekte beteiligt sein müssen und daher auch einen maß-
geblichen Einfluss auf das Stimmverhalten der politischen Spitzen haben.  
Die Bewertung des Nutzens innerhalb der Stadtverwaltungen erfolgte dabei aus zwei 
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tiven waren für die Partnerschaft verschiedene Probleme verbunden, die häufig nicht 
überwunden werden konnten.  
Mit einer absoluten Perspektive war die Frage nach dem konkreten Nutzen für die 
Kommune verbunden, ungeachtet des Nutzens für die anderen Partner. Diesbezüglich 
waren zwei Faktoren prägend und haben sich auf das Entscheidungsverhalten in der 
Metropolregion ausgewirkt.  
Zum Ersten gab es in den Stadtverwaltungen in verschiedenen Städten Fachbereiche 
die der Kooperation im Rahmen der Metropolregion eine grundsätzliche Skepsis 
entgegen brachten, den Nutzen der Zusammenarbeit für die eigenen Kommune also 
generell in Frage stellten und somit gemeinsame Projekte blockierten. Getragen wurde 
diese Skepsis maßgeblich vom Konkurrenzdenken zwischen den Städten, der 
Wahrung eigener Kompetenzen sowie von der Grundüberzeugung, dass die Metro-
polregion als Kunstgebilde keinen sinnvollen Handlungsrahmen darstellen würde. 
Während man das Problem von Opponenten in den Reihen der eigenen Stadt-
verwaltung in den meisten Städten lösen konnte, indem man die entsprechenden 
Akteure seitens der Stadtspitze zur Räson gerufen bzw. aus Entscheidungsprozessen 
herausgehalten hatte, konnten sich in einigen Städten die Metropolregionskritiker 
teilweise durchsetzen und haben somit Kooperationserfolge verhindert (vgl. Kapitel 
4.3.2 und 4.3.8.). 
Zum Zweiten erfolgte ungeachtet der grundsätzlichen Einstellung gegenüber der 
Metropolregion immer auch eine Kosten-Nutzen-Bewertung von Einzelprojekten. So 
konnten die Stadtspitzen selbst starke Kritiker der Metropolregion mit konkreten 
Projektideen konfrontieren, sodass sich diese zumindest mit der Metropolregion be-
schäftigen mussten. Bei der Kosten-Nutzen-Bewertung von Einzelprojekten hat sich 
gezeigt, dass, unabhängig von möglichen grundsätzlichen Vorbehalten gegenüber der 
Metropolregion und neben der Passfähigkeit der regionalen Projekte zu kommunalen 
Prioritäten des Fachbereichs vor allem auch die Größenunterschiede der Städte eine 
wichtige Rolle spielten. So war zu beobachten, dass eine bekanntere Stadt, wie bei-
spielsweise Dresden, den Nutzen von gemeinsamen Tourismusbroschüren oder einem 
Wissenschaftsatlas auf Ebene der Metropolregion als vergleichsweise gering ein-
schätzte, da man hier schon selbst stark aufgestellt war und der zusätzliche Nutzen in 
den Augen der Verantwortlichen eher gering ausfallen würde. Umgekehrt war es für 
die kleineren und etwas weniger bekannten Städte wie etwa Zwickau oder Gera 
attraktiver, sich in einer Reihe mit Dresden zu präsentieren. Auch bei anderen 
Projekten, wie etwa dem geplanten gemeinsamen EXPO REAL-Auftritt in München, 
machten sich der Größenunterschied und damit im Zusammenhang stehende Faktoren 
bemerkbar.  
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Für kleinere Partner, die sich den Auftritt unter anderem aus finanziellen Gründen zuvor 
gespart hatten, war ein gemeinsamer Auftritt als anstrebenswert erachtet wurden. Für 
größere Partner, die mit Blick auf die Konkurrenz zu anderen Städten bzw. Standorten 
in Deutschland zuvor mit vergleichsweise hohem finanziellem Aufwand eine Alleinstel-
lung für ihre Stadt auf der Messe verwirklicht hatten, war ein gemeinsamer Auftritt im 
Rahmen der Metropolregion trotz der finanziellen Entlastung als unattraktiver einge-
schätzt worden (vgl. Kapitel 4.3.2).  
Kurz gesagt, was für eine Stadt als sinnvoll und gewinnbringend und was als weniger 
hilfreich eingeschätzt wird, hängt nicht nur von der individuellen fachlichen Perspektive, 
sondern auch von den Stärken und der Bekanntheit der einzelnen Partner ab. In Berei-
chen, wo die Ausgangssituation zu unterschiedlich war, ist es tendenziell schwerer ge-
wesen sich auf ein gemeinsames Projekt zu einigen (z. B. Wissenschaftsatlas), während 
bei Themen, wo sich alle Partner als (ähnlich) stark128 eingeschätzt hatten (z. B. Leitli-
nien zur Familienfreundlichkeit) eher eine Zustimmung aller Partner erzielen ließ. Ten-
denziell führte dies dazu, dass kleinere Partner stärker von gemeinsamen Projekten pro-
fitierten bzw. profitiert hätten als die bekannteren und leistungsstärkeren größeren 
Städte, weshalb ablehnende Haltungen zu Projektideen häufig vom wohl stärksten 
Partner, der Stadt Dresden, formuliert wurden, da man häufiger als andere Partner nur 
geringe Effekte für die eigene Stadt vermutete. Ähnliches gilt dabei sicher auch für an-
dere Städte, insbesondere die Stadt Leipzig, die aber aus anderen, vor allem strategi-
schen Gründen (siehe Ausführungen weiter unten) dem absoluten Nutzen einzelner 
Projekte ein weniger hohes Gewicht beimessen konnten, als dies für Dresden der Fall 
war.  
Neben der absoluten spielte immer auch die relative Perspektive auf den erzielten Nut-
zen eine Rolle, also die Frage, wie der durch gemeinsame Aktivitäten erzielte Nutzen 
möglichst fair auf die Kooperationspartner verteilt sein würde. Diesem aus der Koopera-
tionsforschung bekannten Aspekt kommt aufgrund der räumlichen Ausdehnung der 
Partnerschaft eine besondere Relevanz zu. Dabei ist es wenig überraschend, dass der 
polyzentrische Charakter und die räumlichen Entfernungen zwischen den kooperieren-
den Städten des Sachsendreiecks bzw. der Metropolregion Mitteldeutschland eine be-
sondere Hürde bezüglich der Nutzenverteilung darstellen.  
128 So sind die ostdeutschen Bundesländer beispielsweise im Bereich der Kinderbetreuung im 
innerdeutschen Vergleich flächendeckend stark überdurchschnittlich aufgestellt. Entsprechende 
Aussagen aus dem Bundesfamilienatlas (2007) wurden von der Partnerschaft aufgegriffen und 
darauf aufbauende Projekte erhielten über alle Kommunen hinweg eine große Zustimmung.   
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Liegt man im europäischen oder gar im globalen Maßstab sehr nah beieinander, stellt 
sich die Situation für die Städte insbesondere bei der Entscheidung für oder gegen ge-
meinsame Aktivitäten oder Projekte ganz anders dar. So hatten die politischen Spitzen 
der Metropolregion zwar weitestgehend verinnerlicht, dass gewisse Potenziale in einer 
gemeinsamen Positionierung und Präsentation der Region in Europa und in der Welt 
liegen, die man alleine gar nicht oder nur mit sehr großem (alleinigen finanziellen) Auf-
wand heben kann, weshalb eine Kooperation von mehreren Städten und das Zusam-
menlegen von Ressourcen als sinnvolle Alternative erachtet wurde. Das Erreichen einer 
kritischen Masse von zunächst fünf und später neun bzw. elf großen Städten musste 
man sich jedoch mit großen räumlichen Entfernungen erkaufen, womit eine besondere 
Herausforderung bei der fairen Verteilung von Lasten und Nutzen gemeinsamer Projek-
te bestand. Während das bezüglich der Lasten vergleichsweise gut über die Inanspruch-
nahme von Arbeitsleistung und von finanziellen Ressourcen zu organisieren war, ist eine 
gleiche Verteilung des Nutzens im Kooperationsraum in der Regel unmöglich. So sind 
Projekte die eine punkt-129 oder linienartige130 Nutzenverteilung aufweisen in der Regel 
kritisch diskutiert und häufig schon in der konzeptionellen Phase wieder verworfen 
worden, weil jeweils nur ein Teil der Partner, ggf. im besonderen Maße, von solchen 
Projekten profitiert hätte. Hatte man sich doch an eine Umsetzung gewagt, wie etwa 
bei einer Priorisierung von Projekten zur Verkehrsinfrastruktur, scheiterte das Anliegen 
zwar nicht formal, jedoch praktisch, da man sich (politisch131) eben nicht auf Prioritäten 
einigen konnte, sondern letztlich nur unwesentlich über eine Wunschliste lokaler Be-
gehrlichkeiten hinaus kam, dessen Schlagkraft in Richtung ihrer Adressaten (u. a. Bun-
desverkehrsministerium) damit zu hinterfragen ist. 
Am einfachsten gelang eine Einigung auf Projekte, wenn diese entweder einen kumula-
tiven Charakter aufwiesen, also eine Aneinanderreihung von Einzelbeiträgen aller Ko-
operationspartner darstellten (z. B. Ausstellung der Metropolregion, Tourismusbroschü-
re), oder wenn die Aktivität außerhalb der Metropolregion stattfand, um diese im Ge-
samten zu präsentieren (z. B. Präsentation bei der Europäischen Kommission in Straß-
burg), wobei die Frage der Präsentationsschwerpunkte auch hier wieder die bekannten 
Befindlichkeiten hervorrief, da man sich in diesem konkreten Fall (Straßburg-
129 Z. B. Unterstützung der Metropolregion bei der Bewerbung einer Stadt um die ‚Stadt der 
Wissenschaft‘. 
130 Z. B. Prioritätenliste zum Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. 
131 Während man im Rahmen der AG Verkehr und Mobilität, also auf der Fachebene, durchaus 
zu eine abgestimmten Vorlage kam, konnte man sich im Gemeinsamen Ausschuss nicht auf 
eine gemeinsame Linie verständigen (PG).  
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Präsentation) auf einen Wirtschaftsschwerpunkt einigen musste, wovon es natürlich 
verschiedene innerhalb der Metropolregion gibt (vgl. Kapitel 4.3.8).  
Blockaden bezüglich gemeinsamer Projekte aufgrund einer asymmetrischen Nutzenver-
teilung waren somit keine Seltenheit und prägen die Verhandlungen zu Projekten nach 
wie vor. Ein mit den Akteuren durchgeführtes Planspiel zur wettbewerbsorientierten 
Projektgenerierung und der Verhandlung von Paketlösungen hat gezeigt, dass diese 
grundlegende Schwierigkeit der fairen Nutzenverteilung in polyzentrischen Metropolre-
gionen zwar nicht auf Projektebene gelöst, jedoch durch entsprechende Regeln zu Ver-
handlung von Paketlösungen umgangen werden kann132. 
Geostrategische Interessen und vorsorgende Besitzstandswahrung als Hindernis der 
Zusammenarbeit 
Ein weiterer wesentlich Einflussfaktor, der die Interessen der einzelnen Partner auf un-
terschiedliche Art und Weise berührte, ist die administrative Zugehörigkeit der Kommu-
nen zu verschiedenen Bundesländern und ihre Funktionen und Lage innerhalb der Bun-
desländer. Diese spielten bis zum Jahr 2005 kaum eine Rolle, da das Sachsendreieck 
zunächst als innersächsische Kooperation von vier Städten bzw. drei Agglomerations-
räumen startete, und auch die frühzeitige Beteiligung der Stadt Halle die geostrategi-
sche Situation nur unwesentlich veränderte, da nach wie vor ein geostrategisches Drei-
eck bestand, dessen Vorteile man folgendermaßen beschreiben kann: „Wir haben zwei 
Stadtregionen, die in Südostdeutschland dominant sind, die den Kern mit 500.000 Ein-
wohnern und mit einer Million Einwohnern insgesamt bilden. Das ist genau an der un-
tersten Grenze dessen, was in Europa als Metropolregion betrachtet wird. Sie haben 
somit zu viel zum Sterben, aber zu wenig zum Leben: Das sind die zwei Stadtregionen 
Dresden und Leipzig/Halle. Man hat beim Sachsendreieck etwas sehr Cleveres gemacht: 
Man hat Chemnitz/Zwickau hinzugenommen. Alle wissen um die Konkurrenz zwischen 
diesen beiden größeren Städten. Köln und Düsseldorf wären wahrscheinlich froh gewe-
sen, wenn sie ein Chemnitz gehabt hätten, womit sie das ein bisschen besser hätten 
austarieren können“ (SÄCHSISCHER LANDTAG 2008: 43). 
Diese geostrategisch günstige Situation dreier Agglomerationsräume wurde mit der Dis-
kussion um die räumliche Erweiterung der Metropolregion (vgl. Kapitel 4.3) in Frage 
gestellt. Dabei berührten die durch die MKRO-Beschlüsse an die Partnerschaft herange-
tragenen Erweiterungsvorschläge die Partner in verschiedener Weise. Größter Profiteur 
einer Erweiterung um Städte in Sachsen-Anhalt und Thüringen wäre der Agglommera-
tionsraum um die Oberzentren Leipzig und Halle gewesen, der von einer Ecke des Drei-
                                             
132 Vergleiche hierzu die Dokumentation des Planspiels im Anhang der Arbeit. 
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ecks in das geografische Zentrum der Partnerschaft gerückt wäre. Die Stadt Dresden 
fände sich plötzlich als östlicher Außenposten wieder und der Raum um Chemnitz und 
Zwickau würde sowohl von seiner Lage als bezüglich seiner oben beschrieben Funktion 
für das Austarieren der beiden großen Zentren klar an Bedeutung innerhalb der Partner-
schaft verlieren. Angesichts des beachtlichen politischen Drucks seitens der Länder 
Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie einzelner Oberbürgermeister aus potenziellen Er-
weiterungsstädten war das Erweiterungsthema über Jahre ein ständiger Begleiter in den 
Gremien der Metropolregion und prägte die Interessenlagen und das Stimmverhalten 
teilweise entscheidend.  
So kam es immer wieder zu Konflikten, wenn auf Projektebene der potenzielle Erweite-
rungskreis mit einbezogen werden sollte, ohne dass eine formale Lösung der Erweite-
rungsfrage in Aussicht stand. Folglich zog sich vor allem die Stadt Dresden zunehmend 
aus den Aktivitäten der Metropolregion zurück und beschränkte sich weitestgehend auf 
eine passive Rolle. 
Diese Situation verschärfte sich weiter, als auf Landes- und kommunaler Ebene in Sach-
sen-Anhalt und auf kommunaler Ebene in Thüringen Rufe nach einer Länderfusion laut 
wurden (vgl. Kapitel 4.4.4). Die Metropolregion als kommunale Vorstufe einer Fusion 
der drei mitteldeutschen Länder zu deklarieren, war denkbar ungünstig für die freiwilli-
ge Zusammenarbeit und führte über die bestehenden geostrategischen Bedenken be-
züglich einer Erweiterung erwartungsgemäß zu einer verstärkten Skepsis in der Stadt 
Dresden, aber auch in den beiden anderen Landeshauptstädten Magdeburg und Erfurt, 
die nachvollziehbarer Weise ungern an ihrer eigenen Abschaffung mitwirken wollten. 
Den gleichen Unmut gab es selbstverständlich auch auf Länderebene, wobei in Sach-
sen-Anhalt Fusionsgedanken gelegentlich auch von Seiten der Landespolitik öffentlich 
vorgetragen werden, während es diesbezüglich weder in Thüringen noch in Sachsen 
bisher ernstzunehmende Äußerungen gab. 
Für die Kooperation der Städte im bestehenden Sachsendreieck wirkte die geostrategi-
sche Komponente über viele Jahre (2005 – 2012) wie ein Schatten in die Gremien hin-
ein. So lehnten die Städte Chemnitz und vor allem Dresden in einer frühen Phase der 
Diskussion verschiedene Initiativen und Projekte unter Beteiligung von Partnern aus 
dem potenziellen Erweiterungsraum ab, um einer Erweiterung keinen Vorschub zu leis-
ten, indem man weitere Fakten schuf. So waren die geostrategischen Implikationen ei-
ner Kooperationsvereinbarung mit der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (WIM) 
ein wichtiger Grund für dessen dauerhafte Ablehnung durch die genannten Städte. 
Denn in der WIM waren und sind nicht nur viele Unternehmen aus dem potenziellen 
Erweiterungsraum vertreten, darüber hinaus sind auch potenzielle Erweiterungskandida-
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ten (z. B. Stadt Dessau-Roßlau, Stadt Jena) als Mitglieder in der Initiative und deren 
Oberbürgermeister im Aufsichtsrat aktiv. 
Später ließ man seitens der Stadt Dresden die Erweiterung um die entsprechenden 
Kommunen sowie eine damit verbundene Namensänderung durch Stimmenthaltung 
zwar zu, hatte sich aber vor allem für diese Lösung entschieden, um politischen Schaden 
zu vermeiden. Zugleich zog man sich weiter aus der Kooperation zurück bzw. blockierte 
diese mehr oder weniger aktiv durch die Übernahme der Geschäftsstelle (vgl. Kapitel 
4.4.2).  
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die geostrategischen Interessen der Koope-
rationspartner zu Beginn der Kooperation ein vergleichsweise geringes Gewicht hatten 
und bei Entscheidungen eine untergeordnete Rolle spielten. Mit Beginn der Erweite-
rungsdebatte in den Jahren 2005/2006 stieg die Bedeutung dieser Komponente stark 
an und dominierte bei verschiedenen Entscheidungen die Diskussion, wenngleich die 
entsprechenden Befindlichkeiten nur selten offen artikuliert wurden. Somit sind die ad-
ministrative Zugehörigkeit der Kommunen zu verschiedenen Bundesländern und ihre 
Funktionen und Lage innerhalb der Bundesländer sowie die daraus folgenden geostra-
tegischen Interessen als dominanter Einflussfaktor auf das Kooperationsverhalten fest-
zuhalten.  
Parteipolitische Konstellationen als zusätzliches Hemmnis der Handlungskoordination 
Ähnlich wie die geostrategischen Interessen der Partner haben parteipolitische Konstel-
lationen lange Zeit keine bedeutende Rolle in der Kooperation eingenommen. Bis zur 
Aufnahme der Stadt Jena als offizielles Mitglied für eine zweijährige Probephase im Jahr 
2007 blieben das operationelle Geschäft und die Diskussionen in den Gremien der Met-
ropolregion von parteipolitischen Interessen weitestgehend unberührt. Ab dem Jahr 
2007 kristallisierte sich jedoch zunehmend eine Situation heraus, wonach eine mit SPD-
Oberbürgermeistern besetzte kommunale Ebene länderübergreifend kooperiert und 
zunehmend Druck auf die CDU-geführten Länder (vgl. Abbildung 46) ausübte, deren 
länderübergreifende ‚Initiative Mitteldeutschland‘ der drei CDU-Ministerpräsidenten aus 
dem Jahre 2002 schon zu diesem Zeitpunkt als gescheitert zu betrachten war. 
Insbesondere der Jenaer Oberbürgermeister sprach sich immer wieder für eine stärkere 
Zusammenarbeit der Länder, beispielsweise bei der Harmonisierung von Landesgeset-
zen aus. Auch bemühter er des Öfteren den Vergleich der drei mitteldeutschen Länder 
mit Baden-Württemberg, wonach man sich bei ähnlicher Einwohnerzahl in Mittel-
deutschland mehr als doppelt so viel Landtagsabgeordnete leiste. Neben der Metropol-
region nutzte er zudem das von ihm im Jahr 2007 initiierte ‚Forum Mitteldeutscher 
226  Markus Egermann 
 
 
Städte‘ und die ‚Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland‘, um seine politischen Inhalte 
geltend zu machen. Auch andere sozialdemokratische Amtskollegen traten mit Kom-
mentaren und Forderungen an die Öffentlichkeit, die von den CDU-geführten Landes-
regierungen durchaus als politischer Angriff einer SPD-dominierten kommunalen Ebene 
gewertet werden durfte.  
Vor diesem Hintergrund kam wiederum der Stadt Dresden eine Sonderrolle zu, die als 
einzige Mitgliedsstadt der Metropolregion ein CDU-Stadtoberhaupt hatte. Die Domi-
nanz der SPD-Oberbürgermeister in der Metropolregion und deren teilweise offensives 
Auftreten gegenüber den Landesregierungen waren unter anderem Anlass für Konsulta-
tionen zwischen der Dresdner Stadtspitze und der sächsischen Landesregierung ab dem 
Jahr 2009. Spätestens zu diesem Zeitpunkt dürfte die Stadt Dresden aus parteitakti-
schen Gründen zusätzlich eine Beobachterrolle in der Partnerschaft eingenommen ha-
ben, die unter anderem auf Kontrolle und Einflusssicherung ausgerichtet ist. 
Der Partnerschaft war es über viele Jahre erfolgreich gelungen, parteitaktische Interes-
sen von der Kooperation fernzuhalten. Diese spielten im vormaligen Sachsendreieck 
faktisch keine Rolle, haben aber mit der Erweiterung der Kooperation und der damit 
entstandenen Spaltungslinie zwischen einer SPD-dominierten Metropolregion und 
CDU-geführten Landesregierungen an Relevanz gewonnen. Die parteitaktischen Inte-
ressen wurden selbstverständlich nie offen in den Gremien der Metropolregion disku-
tiert und auch die daraus entstandenen Konflikte wurden, bis auf eine Ausnahme, in 
den Gremien nicht thematisiert und wenn überhaupt, dann über die Medien, ausgetra-
gen (vgl. Kapitel 4.4.4).  
Dass durch den zusätzlichen Einfluss von parteipolitischen Interessen die Zusammenar-
beit und insbesondere der Vertrauensaufbau nicht einfacher geworden sind, liegt auf 
der Hand. Vielmehr ist durch die – im Grunde wünschenswerte – stärkere Kopplung der 
Metropolregion an die Willensbildungsprozesse der parlamentarischen Gremien und 
politischen Parteien ein bis dahin kaum relevantes Konfliktfeld hinzugekommen, wel-
ches die Komplexität der Interessenlagen weiter erhöhte. 
Institutionelle Verflechtung der Kommunen untereinander und deren politischer Spit-
zen mit anderen Institutionen als gute Voraussetzung für und Hemmnis von Koopera-
tion 
Wie Abbildung 46 zu entnehmen ist, sind die Partner der Metropolregion Mittel-
deutschland in unterschiedliche Handlungskontexte eingebunden und über diese zum 
Teil auch außerhalb der Metropolregion miteinander verflochten. Diese Verflechtungen 
betreffen sowohl die Kommunen als Ganzes, etwa wenn sie Mitglied in der Wirtschafts-
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initiative für Mitteldeutschland (WIM) sind, als auch die politischen Spitzen der Kom-
munen, wenn diese entsprechende Positionen in anderen Institutionen wahrnehmen, 
etwa als Vorstandsmitglied der WIM. Aus der institutionellen und personellen Verflech-
tung dieser unterschiedlichen Handlungskontexte ergeben sich Konsequenzen für das 
Handeln der kommunalen Entscheidungsträger innerhalb der Metropolregion. Ein Teil 
dieser Verflechtungen (z. B. Parteiensystem) wurde bereits in den vorangegangen Punk-
ten behandelt. Dabei wurde jedoch nicht auf die Komplexität der Überlagerung ver-
schiedener Handlungskontexte und den sich daraus ergebenden Interessenkonflikten 
eingegangen, welche häufig keine einfache Erklärung von Entscheidungen zulassen. 
Die Komplexität soll an dieser Stelle beispielhaft anhand der Stadt Jena skizziert werden 
(vgl. Abbildung 46). Diese ist als Kommune Mitglied der Metropolregion Mitteldeutsch-
land und vertritt dort neben den eigenen Interessen formal zugleich die Interessen der 
Städte Erfurt und Weimar sowie des Weimarer Landkreises, mit denen sie im Rahmen 
einer eigenen interkommunalen Kooperation133, der ImPuls-Region134, zusammenarbei-
tet (vgl. Kapitel 4.3.4.). Zudem sind die Interessen der Landespolitik bzw. Landespla-
nung in Thüringen für die Stadt Jena von Bedeutung und in die Entscheidungen im 
Rahmen der Metropolregion mit eingeflossen (vgl. Kapitel 4.2.3 und 4.3.1).  
Als Mitglied der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (WIM) ist die Stadt zudem 
mit den Städten Dessau-Roßlau, Gera, Halle, Leipzig und Magdeburg sowie mit vielen 
Wirtschaftsunternehmen des engeren mitteldeutschen Wirtschaftsraums um die Ober-
zentren Halle und Leipzig verbunden. Die Interessen aus diesem Kontext sind aus Sicht 
des Jenaer Oberbürgermeisters ebenfalls von Bedeutung, zumal dieser als Vorstands-
mitglied der WIM auch persönlich starke Bindungen zu diesem Kontext aufweist und 
der Geschäftsführer der WIM seinerseits viele Jahre in der AG Wirtschaft und Wissen-
schaft der Metropolregion mitgewirkt hat (vgl. Kapitel 4.3.5).  
Darüber hinaus ist der Jenaer Oberbürgermeister über das von ihm ins Leben gerufene 
‚Forum Mitteldeutscher Städte‘ mit den Interessen von vielen mittleren und kleinen 
Städten konfrontiert, die teilweise eine engere Zusammenarbeit mit der Metropolregion 
                                             
133 Ähnliche Kooperationen existieren bzw. existierten auch in anderen Regionen der Metropol-
region. So waren die Städte Chemnitz und Zwickau viele Jahre im Rahmen der ‚Wirtschaftsregi-
on Chemnitz-Zwickau‘ in der Rechtsform einer GmbH miteinander verbunden. Die Städte 
Leipzig und Halle sind beide in einer grenzüberschreitenden Raumordnungskommission (RO-
KO) vertreten und kooperieren in weiteren Bereichen, etwa beim Thema Gewerbeflächenma-
nagement bzw. wurden auch gemeinsame EXPO REAL-Auftritte organisiert.   
134 Dabei ist der Grad der Formalisierung bereits vergleichsweise weit vorangeschritten. Die 
Überführung von einer kommunalen Arbeitsgemeinschaft in eine verbindlichere Rechtsform war 
bereits kurz vor dem Vollzug, scheiterte aber letztlich an formalen Hürden im Ergebnis einer 
Prüfung durch das ‚Thüringer Landesverwaltungsamt‘.    
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anstreben, was aber auf Widerstand bei fast allen politischen Spitzen der Metropolregi-
on stößt (vgl. Kapitel 4.4.3).  
Dass die Frage der Parteizugehörigkeit des Oberbürgermeisters ebenfalls von Bedeu-
tung für dessen Agieren im Rahmen der Metropolregion ist, war vor allem in der jünge-
ren Kooperationshistorie seit 2007 zu beobachten (vgl. Kapitel 4.4.4).  
Hinzu kommen, natürlich auch in allen anderen Mitgliedsstädten, weitere Handlungs-
kontexte, die nicht von so grundlegender Bedeutung waren wie die am Beispiel der 
Stadt Jena skizzierten. Diese haben jedoch im Einzelfall die Interessenlage mitbestimmt 
und so Entscheidungen beeinflusst. Dabei ist davon auszugehen, dass ein Teil der rele-
vanten Kontexte anderen Mitgliedern der Partnerschaft nicht immer bekannt sind, wo-
mit bei Entscheidungen auch ‚versteckte Prioritäten‘ durchaus eine Rolle spielen kön-
nen. So liegt die ablehnende Haltung der Stadt Dresden gegenüber einem gemeinsa-
men EXPO REAL-Auftritt (vgl. Kapitel 4.3.2) nicht allein in der Konkurrenz zwischen 
den Städten der Metropolregion begründet, sondern auch in der Tatsache, dass man 
bereits zusammen mit der Stadt Rostock diesbezüglich kooperiert hat und dadurch un-
ter anderem einen attraktiven Standort auf dem Messegelände gesichert hatte, der an-
sonsten verloren gegangen wäre.  
Die vielen hier nur angedeuteten Verflechtungen bieten einerseits Chancen für eine Ko-
operation, bergen aber zugleich Risiken. Die Chancen liegen dabei im schnellen und 
direkten Zugang zu Kooperationspartnern und anderen Entscheidungsarenen, die man 
im Sinne der regionalen Kooperation nutzen kann. Diese Vorteile wurden seitens der 
Kooperationspartner auch genutzt, als man beispielsweise für den Auftritt der Metro-
polregion bei der Europäischen Kommission in Straßburg Vertreter der Wirtschaft aus 
der Solarbranche gewinnen konnte, die man aus dem Kontext der WIM bereits gut 
kannte. Zugleich hat man die Risiken dieser multiplen Verflechtung erfahren müssen, da 
sich aus diesen Kontexten sehr unterschiedliche Interessen für die Partner ableiten. Dies 
führt einerseits dazu, dass innerhalb der Partnerschaft zum Teil unüberwindbare Interes-
sensasymmetrien entstehen, die zum Scheitern gemeinsamer Aktivitäten führen, wie 
das Scheitern einer Kooperationsvereinbarung mit der Wirtschaftsinitiative für Mittel-
deutschland, die ungelöste Diskussion zum Einbezug der ländlichen Räume oder auch 
die parteipolitischen Querelen um eine Länderfusion gezeigt haben. Andererseits sind 
auch einzelne Partner aufgrund ihrer Einbindung in mehrere Handlungskontexte mit 
divergierenden Interessenlagen konfrontiert und zum strategischen Handeln gezwun-
gen, was beispielsweise an der Zustimmung der Stadt Dresden zum Namen Mittel-
deutschland trotz gegenteiliger Überzeugung deutlich wird. 
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5.1.3 Einfluss von Akteuren außerhalb der öffentlichen Verwaltung gering  
Wie auch die übrigen zehn von der MKRO anerkannten Metropolregionen wird die 
Metropolregion Mitteldeutschland wesentlich von Akteuren der öffentlichen Verwal-
tung getragen. Zugleich ist es ein Ziel in vielen regionalen Kooperationsprozessen, und 
so auch explizit in Metropolregionen, Akteure außerhalb der öffentlichen Verwaltung 
aktiv einzubinden. Häufig spricht man von Akteuren aus Wirtschaft und Wissenschaft 
sowie aus der Zivilgesellschaft. Die Handlungsressourcen und somit der Einfluss dieser 
Akteursgruppen auf die Entscheidungen in den Metropolregionen divergieren sehr stark 
zwischen den verschiedenen Partnerschaften. Während in einigen Kooperationen Veto- 
und Verhandlungsmacht135 an diese Akteursgruppen vergeben werden, verfügen diese 
in anderen Partnerschaften lediglich über Agendamacht oder sind gänzlich ohne nen-
nenswerten Einfluss. 
In der Metropolregion Mitteldeutschland sind Akteursgruppen außerhalb der öffentli-
chen Verwaltung nur von geringer Bedeutung für die dort getroffenen Entscheidungen 
gewesen, mit einer größeren Ausnahme, auf die noch einzugehen sein wird. Bereits an 
der Verteilung von Veto- und Stimmrechten im Gemeinsamen Ausschuss und im Len-
kungsausschuss (vgl. Kapitel 5.1) wird deutlich, dass die Kooperation von der öffentli-
chen Verwaltung dominiert wird. Kleinere Ausnahmen finden sich lediglich in den Ar-
beitsgruppen. Unter anderem erfolgte im Rahmen der Kooperationsbemühungen mit 
der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland eine zeitweise Mitarbeit des Geschäfts-
führers der WIM in der AG Wirtschaft und Wissenschaft. Zudem wurde die Leitung der 
AG Familienfreundlichkeit durch einen Professor der Westsächsischen Hochschule 
Zwickau übernommen, der in dieser Funktion im Zuge einer kleinen Reformierung des 
Governancesystems seit 2010 auch über ein Stimmrecht im Lenkungsausschuss verfügt. 
Folglich konnten Akteure außerhalb der öffentlichen Verwaltung ihre sehr begrenzten 
Handlungsressourcen nur punktuell und themenbezogen einbringen. Sie besaßen somit 
nur einen sehr mittelbaren Einfluss auf grundsätzliche Entscheidungen zur Entwicklung 
der Partnerschaft, welche den Akteuren der öffentlichen Verwaltung, d. h. den Mit-
gliedsstädten, vorbehalten blieben. 
Die große Ausnahme stellen wissenschaftliche Einrichtungen und Beratungsunterneh-
men dar, die im Auftrag der Metropolregion bzw. auf Veranlassung Dritter zur Metro-
polregion Mitteldeutschland tätig waren und durch die Erarbeitung von Entscheidungs-
grundlagen die Entwicklung der Partnerschaft maßgeblich mit beeinflusst haben. So 
                                             
135 So nehmen beispielsweise in den Metropolregionen Nürnberg und Rhein-Neckar Akteure aus 
der Wirtschaft eine wichtige, teilweise eine zentrale Rolle ein und zeichnen somit auch für viele 
Entscheidungen verantwortlich.  
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erfolgte eine wissenschaftliche Begleitung der Metropolregion bereits mit der Erstellung 
des ersten Handlungskonzeptes in der ersten Hälfte der 2000er Jahre. Diese setzte sich 
über vom Bund beauftragte Studien und die Teilnahme an Modellvorhaben der Raum-
ordnung bis in das Jahr 2013 fort. Die im Zuge der wissenschaftlichen Begleitung erar-
beiteten Analysen und Handlungsalternativen stellten jeweils wichtige Entscheidungs-
grundlagen für die Partnerschaft dar. Gleiches gilt für von der Metropolregion ausgelös-
te Aufträge, etwa zur Erarbeitung eines neuen ‚Corporate Designs‘ oder auch für den 
durchgeführten Namenswettbewerb. 
Dabei war zu beobachten, dass viele der weiter oben beschriebenen politischen Konflik-
te in diese wissenschaftlichen Arenen und damit auch zeitlich nach hinten verlagert 
wurden. So zog man sich beispielsweise bezüglich der ungelösten Erweiterungsfrage 
lange Zeit auf den Standpunkt zurück, erst die wissenschaftlichen Ergebnisse abwarten 
zu wollen (vgl. Kapitel 4.3.4) oder initiierte einen Namenswettbewerb, um bessere Lö-
sungen, aber vor allem auch Zeit zu gewinnen (vgl. Kapitel 4.3.8). 
Die Rolle der in dieser Form mit Agendamacht ausgestatteten Akteure ist aufgrund der 
vielfältigen Motive, die hinter der Beauftragung dieser Akteure stehen, nicht eindimen-
sional auf die Erarbeitung von Lösungen beschränkt. Wenngleich Letzteres sicher eine 
wesentliche Erwartung darstellt, hat gerade die Diskussion um die Erweiterung der Met-
ropolregion gezeigt, dass beispielsweise eine viel grundsätzlicher angelegte Untersu-
chung (zu den Chancen einer polyzentrischen Metropolregion) letztlich politisch auf die 
Frage der Erweiterung verkürzt wurde, dessen Befürworter und Gegner sich jeweils Ar-
gumente für die eigene Position erhofften (vgl. Kapitel 4.3.4). Da die Erweiterungsfrage 
im Kern eine politische Frage war und demzufolge auch politisch und nicht in der Wis-
senschaft entschieden werden konnte, wurde der Ball mit dem Abschluss der Studie 
wieder zurück in das politische Feld gespielt, indem man seitens der Wissenschaft mit 
Szenarien arbeitete und somit eine Entscheidungsgrundlage, nicht aber die Lösung 
selbst erarbeitet hatte.  
Wissenschaftliche Einrichtungen und Beratungsnehmen haben daher maßgeblichen Ein-
fluss auf die Entscheidungsgrundlagen genommen und folglich auch die Entwicklung 
der Metropolregion mitbestimmt. Aus Sicht der Kooperation nehmen Sie dabei die Stel-
lung des ‚ehrlichen Maklers‘ ein, dessen Eigeninteressen bezüglich der erarbeiten Inhalte 
und vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen weitestgehend unbedeutend sind. Die 
Mitwirkung von diesen Akteuren, denen man von Seiten der Partnerschaft grundsätz-
lich Neutralität unterstellt, kann sich dabei kompromissfördernd auswirken. Zwar hat 
sich gezeigt, dass die erarbeiteten Lösungen keineswegs bei allen Partnern auf uneinge-
schränkte Zustimmung stießen und zum Teil kontrovers diskutiert und folglich auch 
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kurzfristig nicht beschlossen oder umgesetzt wurden. Es war aber auch zu beobachten, 
dass viele Beschlüsse und Entscheidungen ihre Basis in eben diesen, zum früheren Zeit-
punkt erarbeiteten Vorschlägen hatten, wie beispielsweise an der zunächst abgelehnten 
und später wieder forcierten Vereinsgründung nachzuvollziehen ist. Die an wissen-
schaftliche Einrichtungen und Beratungsunternehmen verliehene Agendamacht ist somit 
als ein maßgeblicher Einflussfaktor im eben beschriebenen Sinne zu bewerten. Dabei ist 
die in den letzten Jahren verstärkt zu beobachtende Tendenz der systematischen Verla-
gerung politischer Entscheidungen in wissenschaftliche Arenen vor allem unter demo-
kratietheoretischen Gesichtspunkten auch kritisch zu betrachten.  
5.2 Institutionelles Design und Interaktionsregeln der Partnerschaft 
Im folgenden Kapitel stehen der Einfluss des institutionellen Designs und der Interakti-
onsregeln der Partnerschaft im Mittelpunkt (vgl. Forschungsfrage 4). Beide sind bedeut-
sam für das kollektive Handeln kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen. Zu-
nächst wird die Kopplung der kommunalen mit der regionalen Entscheidungsarena be-
handelt und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für das Entscheidungsverhalten 
der einzelnen Akteure und somit für die kollektive Handlungsfähigkeit der Partnerschaft 
insgesamt aufgezeigt. Anschließend werden die durch die Kooperation selbst gewählten 
Interaktionsregeln zur Vorbereitung, Entscheidung, Umsetzung und Kontrolle gemein-
samer Aktivitäten betrachtet. Auch diesbezüglich wird dargelegt, welche Folgen damit 
für die Handlungskoordination auf regionaler Ebene verbunden waren.  
5.2.1 Enge Kopplung mit kommunalem Kontext und anderen Handlungsarenen 
als Ursache für Entscheidungsdilemmata und strategisches Handeln 
Die Ausführungen in Kapitel 5.1.2 haben verdeutlicht, dass die kommunalen Akteure in 
verschiedene Handlungs- und Entscheidungskontexte eingebunden sind, und dass sie 
aus diesen unterschiedliche Interessen ableiten, welche sie dann bei ihren Entscheidun-
gen auf regionaler Ebene berücksichtigen. Im Folgenden stehen nicht erneut diese Kon-
texte im Mittelpunkt, sondern die Koppelung dieser mit den regionalen Entscheidungsa-
renen und die daraus beobachteten Konsequenzen für die Partnerschaft. 
Betrachtet man zunächst die Beziehung zwischen Kommunalverwaltungen bzw.  
-parlamenten und der regionalen Ebene, so ist im Sinne von BENZ (vgl. Kapitel 2.2.3) 
von einer engen Kopplung zu sprechen. Diese enge Kopplung von kommunaler und 
regionaler Ebene wurde auf verschiedenen Wegen wirksam. Zum einen liegt es auf der 
Hand, dass grundlegende Entscheidungen bezüglich der Metropolregion, etwa zur Mit-
gliedschaft selbst oder zur Rechtsform, innerhalb der Stadtparlamente zumindest disku-
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tiert und ggf. auch per Beschluss bestätigt werden müssen. Dieser Entscheidungsvorbe-
halt der Kommunalparlamente hatte verschiedene Konsequenzen für die Entscheidun-
gen in der Partnerschaft. Unter anderem wurde dadurch die dringend notwendige Re-
formierung der Governancestrukturen blockiert. So wurden grundlegende Verbesserun-
gen, wie zum Beispiel eine erhöhte Handlungsfähigkeit durch eine eigene formale 
Rechtsform (Vereinsgründung) zwar in der Sache für gut befunden, jedoch zurückge-
stellt, da man seitens der politischen Spitzen die Diskussion hierzu in den Stadtparla-
menten als zu hohes Risiko ansah. Ausschlaggebend für die gehegten Befürchtungen 
war dabei weniger die Vereinsgründung selbst, als vielmehr die Tatsache, dass man vor 
diesem Hintergrund hätte Bilanz ziehen müssen und aufgrund der, weiter oben ausführ-
lich dokumentierten, Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit befürchtete, dass im Lau-
fe einer Diskussion die Zusammenarbeit grundlegend infrage gestellt werden könnte. 
Folglich verzichtete man vorerst auf den Schritt der weiteren Professionalisierung und 
zog es vor, zunächst weiter ‚unter dem Radar‘ der kommunalpolitischen Kontrolle zu 
agieren. Dieses Verhalten blockierte nicht nur Reformen, sondern führte außerdem da-
zu, dass die Metropolregion kommunalpolitisch nicht in allen Städten gut verankert war 
und deren Aktivitäten bei einzelnen Parlamentariern wenig bekannt waren. Gewisser-
maßen kann man somit von einem Kreislauf sprechen, der darin besteht, dass ungünsti-
ge Rahmenbedingungen, in diesem Fall die eigenen Governancestrukturen, zu unbe-
friedigenden Ergebnissen in der Kooperation beitrugen, die wiederum Anlass waren, 
Reformbemühungen zurückzustellen, um einer parlamentarischen Kontrolle zu entge-
hen, womit zugleich die ungünstigen Rahmenbedingungen bestehen bleiben und bes-
sere Kooperationsergebnisse weiterhin verhindern.  
Die enge Kopplung der regionalen Entscheidungsgremien bestand jedoch nicht nur mit 
den Kommunalparlamenten, die nur bei wenigen grundlegenden Entscheidungen mit 
der Metropolregion befasst wurden, sondern auch mit den Kommunalverwaltungen im 
Bereich des operativen Geschäfts. Diese enge Kopplung bestand auf unterschiedlichen 
Wegen, die jeweils unterschiedliche Konsequenzen für die Partnerschaft hatten.  
Zum einen wurde die Kopplung bereits in der eigenen Geschäftsordnung manifestiert, 
indem die regionalen Entscheidungsgremien sich jeweils aus Vertretern der kommuna-
len Mitgliedsstädte zusammensetzten. Folglich bestanden die Arbeitsgremien der Met-
ropolregion, ähnlich wie der Gemeinsame Ausschuss als politisches Gremium, aus Ver-
tretern, die ihre Entscheidungen auf regionaler Ebene in ihren jeweiligen Kommunen 
rechtfertigen mussten. Eine solche Konstellation ist in der überwiegenden Zahl der regi-
onalen Kooperationen in Deutschland anzutreffen und im Grunde noch kein besonders 
großes Hindernis bei der Zusammenarbeit, wenngleich autonom agierende Entschei-
dungsträger, die unabhängig von einer persönlichen Einbindung in kommunale Kontex-
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te Entscheidungen treffen können, in der Regel eine höhere Flexibilität besitzen und 
somit die Chancen auf eine Einigung erhöhen.  
Zum anderen, und dies hat sich als einflussreicher herausgestellt, bestand eine enge 
Kopplung mit den Kommunalverwaltungen aufgrund der in der regionalen Kooperation 
behandelten Themen. So waren die regionalen Projekte in verschiedenen Politikfeldern 
angesiedelt und bezogen sich somit nicht allein auf den Zuständigkeitsbereich der aus 
den Kommunen formal entsandten Verwaltungsvertreter (überwiegend aus der Stadt-
planung). Vielmehr wurden zahlreiche Projekte vorgeschlagen und auch umgesetzt, die 
spezifische Sektorpolitiken und somit auch andere Verwaltungseinheiten innerhalb der 
Kommunen betrafen. Die damit verbundenen Schwierigkeiten sind in der Raumpla-
nungsdiskussion unter dem Stichwort ‚Querschnittscharakter der räumlichen Planung‘ 
schon häufig thematisiert worden. Auch in dem hier untersuchten Fall hat sich gezeigt, 
dass in der mangelnden Überzeugung benachbarter Fachressorts in den Kommunalver-
waltungen ein grundlegendes Hemmnis regionaler Kooperation lag, welches dadurch 
verstärkt wurde, dass die Metropolregion angesichts sehr geringer136 personeller Kapazi-
täten nicht nur auf die Akzeptanz bzw. Duldung, sondern auf die aktive Mitarbeit (v. a. 
in Arbeitsgruppen) oder zumindest die Zuarbeit von diesen Akteuren angewiesen war. 
Wenngleich diese Kopplung bei der Projektumsetzung in vielen anderen Partnerschaf-
ten durchaus ähnlich organisiert ist und somit grundsätzlich eine gewisse Abhängigkeit 
regionaler Projekte von kommunalem Engagement besteht, stellt sich das Verhältnis 
von regionalen bzw. metropolitanen Personalkapazitäten und kommunalen Ressourcen 
im untersuchten Fall besonders ungünstig dar.  
Darüber hinaus hatte die Metropolregion in den ersten Jahren kein eigenes Budget für 
Projekte, über das man ohne Weiteres verfügen konnte. Vielmehr hatten die Kommu-
nen einen entsprechenden Posten in ihren kommunalen Haushalten eingestellt. Damit 
hatte man zwar das Geld für Aktivitäten auf regionaler Ebene grundsätzlich gesichert, 
jedoch war es zur Finanzierung von regionalen Projekten erforderlich, den entsprechen-
den kommunalen Kostenanteil (z. B. 20.000 Euro Gesamtkosten dividiert durch die An-
zahl der Partner) von jedem Partner projektbezogen einzufordern. Abgesehen von den 
damit verbundenen Transaktionskosten hatte diese Verfahrensweise auch den Nachteil, 
dass ablehnende Haltungen einzelner Partner sehr viel besser durchgesetzt werden 
konnten, da man sich ggf. einfach nicht an der Finanzierung des Projektes beteiligte, 
wie dies etwa eine der Städte beim Wissenschaftsatlas der Metropolregion getan hatte. 
                                             
136 Die Geschäftsstelle bestand zur Zeit ihrer größten personellen Kapazität bei ihrer Ansiedlung 
in der Stadt Chemnitz aus dem Leiter, einer Mitarbeiterin und einer ‚halben‘ Sekretärin. Zuvor 
und danach waren die personellen Kapazitäten geringer.     
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Im Ergebnis standen die Befürworter des Projekts vor der Wahl, das Projekt als geschei-
tert zu erklären oder aber den nicht bereitgestellten Eigenanteil einer Stadt im Kollektiv 
mitzufinanzieren und die Wissenschaftseinrichtungen dieses Partners dennoch vollum-
fänglich im Wissenschaftsatlas aufzunehmen, da man im Sinne der Außendarstellung 
unmöglich einen weißen Fleck kommunizieren konnte. Man entschied sich letztlich für 
die Umsetzung, in anderen Fällen scheiterten Projekte an der schlichten Nichtbeteili-
gung einzelner Partner, maßgeblich aufgrund von Widerständen in Fachressorts. 
Interessant zu beobachten war, dass die (negativen) Effekte einer engen Kopplung auf-
grund unterschiedlicher Machtgefüge innerhalb der verschiedenen Mitgliedsstädte für 
die regionale Partnerschaft zum Teil kaum und zum Teil sehr starke Konsequenzen hat-
te. Dabei lassen sich drei unterschiedliche Konstellationen unterscheiden. In einigen 
Städten waren sowohl die politische Spitze als auch die Verwaltungsangestellten in den 
unterschiedlichen Fachabteilungen davon überzeugt, dass ein koordiniertes Handeln auf 
Ebene der Metropolregion durchaus einen Mehrwehrt darstellen könnte. Häufig haben 
sich diese Mitarbeiter an die Spitze entsprechender Arbeitsgruppen der Metropolregion 
gesetzt und auch die notwendigen personellen Ressourcen in die Arbeit eingebracht. In 
diesen Fällen kamen die oben aufgeführten möglichen Probleme kaum zum Tragen. In 
anderen Mitgliedsstädten war die politische Spitze ein Befürworter der Kooperation, 
während innerhalb von Fachressorts erkennbar Widerstände gegen die Metropolregion 
formiert wurden. Dem begegnete man, indem die entsprechenden Mitarbeiter seitens 
der Stadtspitze einerseits zur Räson gerufen und andererseits aus den Geschäften der 
Metropolregion weitestgehend herausgehalten wurden. Auch in diesen Fällen konnte 
man die negativen Auswirkungen kritischer Positionen innerhalb der kommunalen Ver-
waltung für die regionale Partnerschaft entweder ausschließen oder zumindest stark 
begrenzen.  
Letztlich, und dies war die dritte vorzufindende Konstellation, regte sich in einigen 
Kommunen Widerstand in einzelnen Fachressorts, in denen auch die politische Spitze 
eine grundsätzlich skeptische Haltung gegenüber der Kooperation einnahm. Hier kam 
es mitunter zur Machtprobe zwischen den Ressorts, die darauf abzielte, die Stadtspitze 
von der Sinnhaftigkeit einzelner Projekte bzw. vom Gegenteil zu überzeugen, wobei 
mal zu Gunsten und mal zu Ungunsten der regionalen Kooperation entschieden wurde. 
Nicht selten blieben entsprechende Konflikte zwischen einzelnen Ressorts fortwährend 
ungelöst, was in der Regel mit dem Erhalt des Status quo verbunden137 war. Dadurch 
137 Ähnliches war in verstärktem Maße zu beobachten, als in einer Stadt gewissermaßen ein 
Machtvakuum dadurch entstand, dass die Stadtspitze seine Amtsgeschäfte dauerhaft nicht 
wahrnehmen konnte und somit eine Pattsituation zwischen verschiedenen Ressorts entstand, 
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wurde ein Konsens auf regionaler Ebene, auf der man eine Änderung des Status quo 
angestrebt hatte, erschwert, weshalb die Entscheidungen dort häufig in die Zukunft 
verlagert und die Umsetzung von Maßnahmen verhindert wurde. In diesen Fällen wirk-
te sich die enge Kopplung von kommunaler und regionaler Ebene negativ auf die Hand-
lungsfähigkeit auf regionaler Ebene aus. Ein Teil der dadurch entstandenen Konfliktli-
nien bestand über sehr lange Zeiträume der Zusammenarbeit.  
Zieht man nun mit in Betracht, dass bei einer hohen Anzahl von Kooperationspartnern, 
zuletzt elf Kommunen, und einer Vielzahl von Kooperationsthemen die Mitwirkung o-
der zumindest Akzeptanz dutzender Mitarbeiter in den kommunalen Verwaltungen eine 
nicht unwesentliche Voraussetzung für kollektives Handeln auf regionaler Ebene ist, 
dann werden die negativen Konsequenzen einer engen Kopplung besonders deutlich. 
Das jahrelange Scheitern eines wirkungsvollen gemeinsamen EXPO REAL-Auftritts, die 
Schwierigkeiten bei der Etablierung von Arbeitsgruppen in einzelnen Themenbereichen, 
wie etwa bezüglich Kultur und Tourismus, oder auch die bis heute nicht vollzogene offi-
zielle Mitgliedschaft einer Stadt sind insbesondere auf die, durch die enge Kopplung 
mitunter sehr wirksam aufgebauten, Widerstände innerhalb der Kommunalverwaltun-
gen zurückzuführen. 
In Kapitel 5.1.2 wurde bereits auf die Einbindung der handelnden Akteure, insbesonde-
re der politischen Spitzen, in verschiedene weitere Handlungskontexte hingewiesen und 
damit aufgezeigt, dass eine Kopplung der regionalen Entscheidungsarenen nicht nur mit 
den Kommunalverwaltungen und -parlamenten besteht, sondern auch mit weiteren 
Handlungskontexten. Dabei sind Gemeinsamkeiten und Unterschiede bezüglich der 
Kopplung festzustellen. Ein grundsätzlicher Unterschied zwischen der Kopplung mit 
weiteren Handlungskontexten und der Kopplung mit der Kommunalverwaltung bzw. 
dem Kommunalparlament besteht darin, dass Entscheidungen auf regionaler Ebene 
nicht den Entscheidungsvorbehalten von Akteuren und Gremien dieser weiteren Hand-
lungskontexte unterliegen. Ungeachtet dessen wurden, und hierin besteht die Gemein-
samkeit, mögliche Reaktionen aus diesen Kontexten auf Entscheidungen innerhalb der 
Metropolregion von den jeweils betroffenen politischen Spitzen ebenfalls antizipiert. Ein 
Beispiel hierfür sind die Überlegungen einer Oberbürgermeisterin zur möglichen Reakti-
on von Unternehmensverbänden ihrer Region auf die Präsentation der Metropolregion 
mit einem bestimmten Wirtschaftszweig, der eher eine andere Teilregion der Metropol-
region repräsentierte. Gleiches gilt für sämtliche Entscheidungen, die direkt oder indirekt 
das Thema Länderfusion tangierten (z. B. zum Namen) und somit in verschiedenen 
                                                                                                                                          
welche im Kontext von Übergangs- und Vertretungsregelungen nicht aufgelöst werden konnte 
bzw. wollte.    
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Handlungskontexten außerhalb der Kommunen, beispielsweise im Parteiensystem und 
bei Landesinstitutionen, Reaktionen hervorrufen würden, da sie, in diesen Kontexten 
bestehenden, internen Diskussions- und Beschlusslagen entgegenstanden. 
Es bleibt festzuhalten, dass die bestehende enge Kopplung der regionalen Handlungsa-
renen mit der kommunalen Politik- und Verwaltungsebene sowie mit weiteren Hand-
lungsarenen einerseits auf selbst gewählte Festlegungen im institutionellen Regelsystem 
und andererseits auf die Bündelung von Funktionen und Verantwortung bei den han-
delnden politischen Spitzen zurückzuführen ist. Die beobachteten Konsequenzen dieser 
engen Kopplung für das kollektive Handeln im Rahmen der regionalen Partnerschaft 
lassen sich wie folgt zusammenfassen.  
Aufgrund der engen Kopplung…  
 finden Entscheidungen auf regionaler Ebene im Schatten der parlamentarischen 
Kontrolle statt, womit Risikominimierung als Motiv an Bedeutung gewinnt;  
 gewinnen Machtverhältnisse innerhalb der Kommunalverwaltungen an Bedeu-
tung und können je nach Machtkonstellation kollektives Handeln auf regionaler 
Ebene fördern oder verhindern, 
 sind Paketlösungen und Koppelgeschäfte auf regionaler Ebene schwer umsetz-
bar; 
 werden Entscheidungsdilemmata hervorgerufen und die Akteure zum strategi-
schen Handeln veranlasst, in dessen Ergebnis eine optimale Lösung für die regio-
nale Kooperation selten zum ausschlaggebenden Handlungsmaßstab wird, wobei 
dieser Prozess durch die Kopplung mit weiteren Handlungsarenen noch verstärkt 
wird; 
 besteht eine Unsicherheit innerhalb der Partnerschaft bezüglich des Verhaltens 
der Kooperationspartner, womit Verlässlichkeit als Grundlage für einen Vertrau-
ensaufbau nicht gesichert ist; 
 wurde erfolgreich nach Wegen gesucht (Regeländerungen), das operative Ge-
schäft von den Konflikten zu ungelösten strategischen Fragen zu trennen.  
Die empirischen Befunde bestätigen damit erwartungsgemäß vorhandene Kenntnisse zu 
grundlegenden Mechanismen der Steuerung in Mehrebenensystemen, wie sie bei-
spielsweise aus internationalen Verhandlungen, Beschlüssen innerhalb der Europäischen 
Union oder auch innerhalb föderal organisierten Staaten bekannt sind. Anhand der em-
pirischen Belege lässt sich zudem auch aufzeigen, dass eine Konzentration auf die Kopp-
lung zwischen Heimatorganisation (hier Kommune) und übergeordneter Handlungsare-
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na (hier Region) gerechtfertigt ist, allein aber zu kurz greift, da die Kopplung mit weite-
ren Arenen zumindest im kommunal-regionalen Kontext ebenfalls von Bedeutung ist. 
5.2.2 Interaktionsregeln zur Sicherung ‚gleicher Augenhöhe‘ im Schatten 
faktischer Macht- und Mehrheitsverhältnisse 
Interaktionsregeln von Partnerschaften bestimmen darüber, wie Beschlüsse der Partner-
schaft vorbereitet, verhandelt, implementiert und kontrolliert werden (vgl. Kapitel 
2.4.2). Im Rahmen freiwilliger regionaler Partnerschaften werden diese Regeln in fast 
allen Fällen so gestaltet, dass formal das Prinzip der ‚gleichen Augenhöhe‘ gilt. Dabei 
geht es vor allem darum, jedem Partner unabhängig von seiner Größe bzw. institutio-
nellen Bedeutung die gleichen Rechte und Pflichten einzuräumen bzw. aufzuerlegen. 
Hintergrund der Betonung dieses Prinzips sind die auf regionaler Ebene sehr häufig auf-
tretenden Situationen, dass innerhalb der Kooperation Partner mit unterschiedlicher in-
stitutioneller Bedeutung interagieren, etwa wenn eine Großstadt mit ihren angrenzen-
den Umlandgemeinden eine Partnerschaft bildet. Auch für die deutschen Metropolregi-
onen ist das Prinzip der ‚gleichen Augenhöhe‘ zumindest implizit handlungsleitend 
(BMVBS 2012: 5, 11, 21, 22, 23, 29, 52 und 64) und wird in einigen Fällen auch expli-
zit nach außen kommuniziert138. Es wird somit ein Rahmen geschaffen, der eine hierar-
chiefreie Zusammenarbeit bei formal gleicher Verteilung von Macht unter Ausblendung 
der tatsächlichen Machtverhältnisse außerhalb der Kooperation ermöglichen soll. 
Auch die Interaktionsregeln der Metropolregion Mitteldeutschland beruhten auf diesem 
Prinzip (BMVBS 2012: 52). In der Geschäftsordnung der Metropolregion Mitteldeutsch-
land wurde das Prinzip der Einstimmigkeit als Entscheidungsmodus festgelegt (METRO-
POLREGION HALLE/LEIPZIG-SACHSENDREIECK 2006: 6). In Kombination mit der Regelung, 
dass jede Mitgliedsstadt unabhängig von Größe und politischem Gewicht eine Stimme 
in den Gremien der Metropolregion erhält (EBENDA), wurde jedem Vertreter in den Gre-
mien bei allen Beschlüssen faktisch ein Vetorecht eingeräumt. Nachfolgend sollen die 
beobachteten Konsequenzen dieser Regelung im Mittelpunkt stehen, wobei sowohl die 
konkreten Folgen der konsequenten Anwendung dieser Regel als auch die Mechanis-
men zu deren Aushebelung thematisiert werden. 
138 Beispielsweise widmete sich eine Ausgabe „WiM ? Wirtschaft in Mittelfranken“ (Ausgabe 
5/2008) der IHK NÜRNBERG (2008) für Mittelfranken explizit dem Thema „Metropolregion 
kompakt (2): Auf gleicher Augenhöhe“ und stellte gleich im ersten Satz klar: „In der Metropol-
region Nürnberg ist das gleichberechtigte Miteinander oberste Prämisse.“. Online abrufbar un-
ter (zuletzt am 01.02.2013: http://www.ihk-nuernberg.de/de/Metropolregion-Nuernberg/ 
Metropolregion-kompakt/Metropolregion-kompakt-Teil-2-Auf-gleicher-Augenhoehe.jsp.  
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Zunächst ist zu konstatieren, dass von dem Recht der Intervention eines Einzelnen ge-
gen Beschlüsse der Gruppe im Kooperationsverlauf, auch vor dem Hintergrund der 
oben beschriebenen Mechanismen einer engen Kopplung mit der kommunalen Ebene, 
häufig Gebrauch gemacht wurde. Folglich bot sich im vorliegenden Fall die Möglichkeit, 
die entsprechenden Konsequenzen über einen mehrjährigen Zeitraum zu beobachten.  
Erwartungsgemäß bestand eine erste Beobachtung darin, dass mit der Einstimmigkeits-
regel der Status quo gefestigt wurde, der immer dann erhalten blieb, wenn nicht alle 
Mitglieder einer Änderung zustimmten. Das dadurch die Partnerschaft in ihrer kol-
lektiven Handlungsfähigkeit spürbar eingeschränkt wurde, liegt auf der Hand und muss 
hier nicht weiter erläutert werden.  
Weiterhin war zu beobachten, dass man bei fehlender Einstimmigkeit beschloss, zum 
aktuellen Zeitpunkt bezüglich der Sache keinen Beschluss zu fassen, womit die Ent-
scheidung in der Sache in eine bestimmte (Wiedervorlage) oder unbestimmte Zukunft 
verlagert wurde. Folglich zogen sich Diskussionen zu einzelnen Entscheidungsgegen-
ständen wie ein roter Faden und teilweise über mehrere Jahre durch die Gremiensitzun-
gen, etwa zur Kooperation mit der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland oder be-
züglich eines gemeinsamen EXPO REAL-Auftritts. In Kombination mit der zeitlichen 
Verlagerung erfolgte häufig auch eine Verlagerung des Entscheidungsgegenstandes in 
andere Gremien (Wechselspiel zwischen Lenkungsausschuss bzw. Arbeitsgruppen und 
Gemeinsamen Ausschuss) oder auf Akteure außerhalb der Metropolregion (Wettbe-
werbe, Vergabe von Studien etc.). Die Verlagerung in die Zukunft und auf andere Ak-
teure war der am häufigsten angewandte Mechanismus, wenn keine Einstimmigkeit 
herzustellen war. Er scheint vor allem deshalb attraktiv, weil auf diesem Wege die be-
stehende Uneinigkeit weder zum offiziellen Scheitern von Projekten führt, noch diese 
Uneinigkeit ohne Weiteres von außen erkennbar ist. Da in der Regel auch keiner der 
Beteiligten ein Interesse daran hat, die bestehenden Konflikte nach außen zu Tragen 
und ohnehin keine nennenswerte parlamentarische Kontrolle oder mediale Reflektion 
erfolgte, ließ sich auf diesem Weg der politische Schaden vermeiden, der entstanden 
wäre, wenn diese Verlagerungsoptionen nicht zur Verfügung gestanden hätten. Damit 
wären zugleich die positiven Effekte dieser Ausweichreaktionen beschrieben. Sie haben 
zweifelsohne dazu beigetragen, dass die Partnerschaft trotz vieler Konflikte an der Zu-
sammenarbeit festgehalten hatte und sich bei gleichzeitiger Verdrängung bestehender 
Konflikte immer wieder auf neue Projekte konzentrieren konnte. Zugleich bedeutete 
dieses Vorgehen natürlich auch, dass aufgrund der Konfliktverlagerungspraxis eben die-
se Konflikte ungelöst blieben und damit die Handlungsfähigkeit der Partnerschaft zwar 
nicht immer und bei allen Aktivitäten, jedoch insgesamt relativ häufig eingeschränkt 
wurde. In diesem Zusammenhang ist die ‚Leidensfähigkeit‘ der Verwaltung bzw. Ar-
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beitsebene der Metropolregion hervorzuheben, die trotz ständiger Rückschläge und 
bestehender Unsicherheiten immer wieder versuchte, die Metropolregion über Projekte 
weiter voranzubringen.  
Die in diesem Zuge auch von den Akteuren selbst festgestellten Einschränkungen be-
züglich der eigenen Handlungsfähigkeit (z. B. INT 12) führten im Kooperationsverlauf 
zu einer veränderten Auslegung der Einstimmigkeitsregel. Die ursprüngliche Interpreta-
tion dieser satzungsgemäßen Einstimmigkeit, wonach sich alle Mitglieder explizit für 
eine Lösung aussprechen mussten, um den Status quo zu ändern, wich einem Ver-
ständnis, wonach der Status quo auch denn geändert wurde, wenn keiner explizit ge-
gen diese Änderung stimmte. Somit wurde gewissermaßen die Schwarz-Weiß-
Dichotomie von Zustimmung oder Ablehnung durch eine Grauzone der Duldung von 
Beschlüssen ergänzt. Gerade vor dem Hintergrund der engen Kopplung von regionalem 
und kommunalem Kontext erwies sich diese Regeländerung als bedeutsam. Denn 
dadurch wurde den Vertretern die Möglichkeit gegeben, konträre Positionen nicht nur 
vorzutragen, sondern auch im Abstimmungsergebnis über eine Enthaltung zu doku-
mentieren, ohne damit den Beschluss zu verhindern. Folglich konnte man auf diesem 
Wege auf regionaler Ebene Kompromissbereitschaft zeigen und gleichzeitig in seiner 
Kommune deutlich machen, dass man die Eigeninteressen nicht über Bord geworfen 
hatte. Dabei bleibt festzuhalten, dass die damit erhöhte Handlungsfähigkeit vor allem 
das operative Geschäft, d. h. die Umsetzung von Projekten positiv beeinflusste, wäh-
rend bei schwerwiegenden Interessensunterschieden natürlich auch die geänderte Aus-
legung der Einstimmigkeitsregel zu keinen anderen Ergebnissen bei der Beschlussfas-
sung führte, als dies bei der ‚härteren‘ Auslegung der Fall gewesen wäre, da nicht nur 
eine Zustimmung, sondern auch bereits ein Duldung keine akzeptable Position bedeu-
ten würde. 
Ein weiterer Aspekt, der sich als kompromissfördernd ausgewirkt hat, war der beste-
hende Erwartungsdruck, als politisch handlungsfähig wahrgenommen zu werden. Der 
Schatten des politischen Versagens wurde in das Kalkül der Handelnden mit einbezo-
gen. Folglich ist ein Teil der erzielten Kompromisse auf eben diesen Erwartungsdruck 
zurückzuführen, wie etwa bei dem Beschluss zur Präsentation der Metropolregion zum 
Thema Solar in Straßburg (INT 12). Dabei war zu beobachten, dass, auch aufgrund der 
oben schon angesprochenen geringen parlamentarischen und medialen Aufmerksam-
keit, dieser Schatten des politischen Versagens zunächst kaum vorhanden war und sich 
erst im Laufe der Zeit auf die Entscheidungen der Partnerschaft auswirkte, nachdem die 
Aufmerksamkeit für die Metropolregion etwas anstieg und der Handlungsdruck auf die 
Entscheidungsträger aufgrund des mehrfachen Scheiterns gemeinsamer Aktivitäten 
wuchs. Aus der gleichen Motivation heraus wurden auch während der Abstimmung 
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geäußerte Stimmenthaltungen auf Wunsch der gleichen Person nachträglich in Zustim-
mung umgewandelt, mit dem Hinweis, dass man damit Übereinstimmung und Ge-
schlossenheit demonstrieren wolle. Ein Beispiel hierfür war der Beschluss zum neuen 
‚Corporate Design‘, das am Ende einstimmig beschlossen wurde, nachdem zuvor auf-
grund von Unzufriedenheit mit den zur Auswahl stehenden Entwürfen Enthaltungen 
formuliert worden waren. 
Eine weitere durchaus praktikable Methode, die Kompromissbereitschaft einzelner Part-
ner zu erhöhen, bestand darin, bei sich abzeichnender Uneinigkeit eine Abstimmung 
vorzunehmen. Die häufig mit dem Hinweis auf die Einholung eines aktuellen Mei-
nungsbildes durchgeführten Abstimmungen dienten einerseits tatsächlich dazu, sich 
einen Überblick zum potenziellen Stimmverhalten zu verschaffen, nachdem man minu-
ten- und teilweise stundenlang (über mehrere Sitzungen) Argumente ausgetauscht hat-
te. Andererseits hatten diese Abstimmungen den Effekt, dass allen Beteiligten die 
Mehrheitsverhältnisse vor Augen geführt wurden und der soziale Druck auf einzelne 
Personen, die Vetopositionen einnahmen, deutlich erhöht wurde. Als Folge wurde mit-
unter eine Anpassung an die Mehrheit vollzogen, ohne dass man im Grunde seine Mei-
nung zum Beschlussgegenstand geändert hatte oder neue Argumente angeführt wor-
den wären. Eine solche Anpassung an die Mehrheit war auch zu beobachten, wenn die 
Mehrheitsverhältnisse auch ohne explizite Abstimmung für alle Beteiligten klar waren. 
Der drohende Verlust politischer Reputation bei den Amtskollegen bzw. „die Vermei-
dung von politischem Schaden“ (INT 14), der durch eine dauerhafte oder häufig einge-
nommene Blockadeposition drohte, war ein wesentlicher Einflussfaktor bezüglich des 
Stimmverhaltens der Partner, der sich kompromissfördernd auswirkte. Dadurch ist bei-
spielsweise die, in der Arbeit schon öfter angesprochene, Zustimmung der Stadt Dres-
den zur Namensänderung von ‚Sachsendreieck‘ in ‚Mitteldeutschland‘ zu erklären. 
Letztlich konnte anhand der empirischen Beobachtung mehrfach sehr gut nachvollzo-
gen werden, dass trotz formaler Gleichheit die bereits bestehenden Machtverhältnisse in 
der Kooperation „durchschlagen“. Die Macht bestimmte sich dabei klar durch die insti-
tutionelle Bedeutung der Institutionen, die diese für die Partnerschaft hatten. Ungeach-
tet der formalen Gleichheit war allen Beteiligten bewusst, dass beispielsweise ein Aus-
stieg eines kleineren Partners (z. B. der Stadt Zwickau oder der Stadt Dessau-Roßlau) 
anders zu bewerten wäre als der Rückzug eines größeren Partners (z. B. der Stadt Dres-
den). Vor diesem Hintergrund war zu beobachten, dass die formal auf Augenhöhe ein-
gebrachten Positionen faktisch ein unterschiedliches Gewicht hatten. Die Spannbreite 
der Konsequenzen reichte dabei von der Missachtung von Vetopositionen kleinerer 
Partner (so geschehen beim Beschluss zum Namen Sachsendreieck) bis hin zur Anpas-
sung aller anderen Partner an die Position eines einzelnen großen Partners (so gesche-
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hen beim Beschluss zum Geschäftsstellenwechsel nach Chemnitz). Während man bei 
Ersterem offensichtlich implizit davon ausging, dass dem kleineren Partner gar keine 
andere Wahl blieb, als diese Überstimmung „zu schlucken“, wollte man in Fällen wie 
dem Letzteren die Gefahr eines Ausstiegs der Partner möglichst gering halten. Die An-
passung an den oder die starken Partner, ohne deren Mitwirkung die Fortsetzung der 
Kooperationen in den Augen der Partner keinen Sinn ergeben würde, ist somit als wirk-
samer Mechanismus in freiwilligen Kooperationen festzuhalten. Er bestätigt damit For-
schungsperspektiven, die auf einer Reproduktion bestehender Machtverhältnisse in 
netzwerkartigen Kooperationen basieren.  
5.3 Gemeinsame Kooperationserfahrung und Zukunftsbedeutung 
Im folgenden Kapitel steht die zeitliche Dimension der Kooperation im Mittelpunkt. Da-
bei wird der Frage nachgegangen, ob und wie die gemeinsame Kooperationserfahrung 
sowie die Zukunftsbedeutung das kollektive Handeln in der Kooperation beeinflusst hat 
(vgl. Forschungsfrage 5). Zunächst wird dabei auf Effekte eingegangen, die auf die Tat-
sache zurückzuführen sind, dass die Akteure bereits über einen längeren Zeitraum mit-
einander kooperieren und die darin gemachten Erfahrungen in ihre aktuellen Entschei-
dungen einbeziehen. Anschließend wird diskutiert, inwiefern der Schatten der Zukunft 
auf aktuelle Entscheidungen zurückgewirkt hat. Dabei geht es im Kern um die Frage, ob 
Akteure bei ihren aktuellen Entscheidungen zukünftige Aufeinandertreffen antizipiert 
bzw. ihre Entscheidungen mit bestimmten Erwartungen bezüglich zukünftiger Aufei-
nandertreffen verbunden haben.  
5.3.1 Gemeinsame Kooperationserfahrung fördert Lernprozesse vor allem 
bezüglich der strategischen Interaktion 
Im Rahmen von Kooperationen werden die Erfahrungen vergangener Ereignisse in ak-
tuelle Entscheidungen einbezogen (vgl. Kapitel 2.1.3). Die damit angesprochenen Lern-
effekte haben gerade seit dem Jahr 2000 eine erhöhte Aufmerksamkeit in der wissen-
schaftlichen Diskussion erfahren, womit zugleich eine Ausdifferenzierung des For-
schungsfeldes verbunden war. Die damit erreichte Tiefe stellte unter anderem die Basis 
für Forschungen dar, die allein auf lerntheoretischen Konzepten basierten (vgl. Kapitel 
2.4.3). Diese Tiefe war in der vorliegenden Untersuchung nicht angestrebt. Vielmehr 
ging es in der Analyse darum, herauszufinden, welche Belege es dafür gibt, dass die 
Akteure Erfahrungen aus vergangenen Zusammentreffen in ihre aktuellen Überlegun-
gen einbezogen haben und welche Konsequenzen sich daraus für die Partnerschaft er-
geben.  
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Im Fall der Metropolregion Mitteldeutschland war zu beobachten, dass ein Rückgriff auf 
Wissen aus vergangenen Zusammentreffen bezüglich zweier Sachverhalte erfolgte. Zum 
einen wurde auf gemeinsam erarbeitetes fachliches Wissen zurückgegriffen, was ZIM-
MERMANN (2012B) im Rahmen seiner Unterscheidung in verschiedene Lerntypen als 
„konzeptuelles oder technisches (Policy)-Lernen“ bezeichnet. Zum anderen konnte 
festgestellt werden, dass Akteure bezüglich der Durchsetzung ihrer Interessen sowie der 
Erhöhung ihrer kollektiven Handlungsfähigkeit gelernt haben, was ZIMMERMANN (EBEN-
DA) als „strategisches politisches Lernen“ bezeichnet. Letzteres war der einflussreichste 
Lerntyp innerhalb der Partnerschaft, was im Folgenden veranschaulicht werden soll. 
Die Akteure haben im strategisch-politischen Bereich auf individueller Ebene gelernt, 
wie sie ihre Interessen innerhalb der Partnerschaft einbringen und durchsetzen können. 
Im Kern ging es dabei immer darum, die Balance zwischen Durchsetzen der eigenen 
Interessen und der Vermeidung von politischem Schaden (Reputationsverlust) zu wah-
ren. So haben beispielsweise stärkere Partner gelernt, ihre Macht zu ihren Gunsten aus-
zunutzen und auf dieser Basis ihre Interessen durchzusetzen. Stellvertretend sei hier mit 
der Stadt Dresden der stärkste Partner genannt, der es im Kooperationsverlauf immer 
besser verstanden hat, wie weit der eigene Einfluss auf die Partnerschaft reicht und wie 
weit man folglich konträre Positionen einbringen und durchhalten konnte, ohne politi-
schen Schaden zu riskieren. Dieses Ausloten der Schmerzgrenze, bis zu welchem Punkt 
Partner lieber Kompromisse eingehen, als einen Ausstieg des starken Partners zu riskie-
ren, erfolgte über den gesamten Kooperationszeitraum. Dabei waren Zugeständnisse 
der übrigen Partnerschaft an einzelne starke Partner ebenso zu beobachten wie Zuge-
ständnisse eines starken Partners gegenüber mehreren kleinen Partnern.  
Vergleichsweise kleinere Partner entwickelten auf Basis der Erfahrung innerhalb der 
Partnerschaft andere Strategien, um ihre Interessen durchzusetzen. Beispielhaft kann 
hier auf die Stadt Jena verwiesen werden, die sich zunächst ohne Stimmrecht, aber mit 
großem Engagement in die Partnerschaft einbrachte und dabei stets versuchte, als un-
komplizierter Partner wahrgenommen zu werden, an dem keine Beschlüsse scheitern. 
Im Ergebnis erlangte die Stadt als erste des potenziellen Erweiterungsraums zunächst 
eine Probemitgliedschaft, dann die vollwertige Mitgliedschaft und übernahm im Jahr 
2012 schließlich den Vorsitz in der Partnerschaft. Dieser Verlauf war erkennbar auch 
darauf zurückzuführen, dass man seitens der Verantwortlichen der Stadt Jena nach eini-
ger Mitwirkung sehr gut verstanden hat, wo politische Befürchtungen und Ängste von 
Partnern bestanden (z. B. drohende Unregierbarkeit durch zu viele Partner) und hat mit 
einer eigenen Strategie (z. B. demonstrative Kompromissbereitschaft) darauf reagiert. 
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Als weiterer Beleg sei auf die Stadt Leipzig eingegangen, die im Rahmen der jahrelan-
gen Erweiterungsdebatte zwischen den Stühlen stand. So hatte man einerseits Vorteile 
von einer Erweiterung der Partnerschaft, da man geographisch in die Mitte rücken wür-
de, andererseits hatte man kein Interesse daran, die Städte des Sachsendreiecks, die 
erklärte Kritiker einer Erweiterung waren, vor den Kopf zu stoßen oder als Partner zu 
verlieren. Folglich trat man in der Partnerschaft diesbezüglich stets neutral auf und zeig-
te sowohl Verständnis für die Beitrittswünsche einzelner Partner aus dem Erweiterungs-
raum als auch für die Befürchtungen der Erweiterungskritiker innerhalb der bestehenden 
Partnerschaft. 
Noch klarer ersichtlich waren die Lernprozesse im strategisch-politischen Bereich bezüg-
lich der Erhöhung der kollektiven Handlungsfähigkeit. Das kollektive Lernen fand vor 
allem bezüglich der Anwendung und Modifizierung von Interaktionsregeln, insbesonde-
re bei der Beschlussfassung, statt. Die hierzu wesentlichen Aspekte wurden bereits in 
Kapitel 5.2.2 dargelegt und sollen hier nicht vollumfänglich wiederholt werden. Es bleibt 
an dieser Stelle zusammenfassend festzuhalten, dass die Partner im Kooperationsverlauf 
die selbst aufgestellten Regeln in der Praxis so modifizierten, dass sie die Wahrschein-
lichkeit für eine Einigung erhöhten.  
Bezüglich des konzeptuellen bzw. technischen Lernens konnte beobachtet werden, dass 
die Partner sich im Kooperationsverlauf ein gemeinsames Fachwissen, in diesem Fall vor 
allem zum Diskurs zu Metropolregionen (Hintergründe, Beschlüsse, Leitbilder), ange-
eignet haben, auf das in den Gremien immer wieder zurückgegriffen wurde. Es stellte 
letztlich eine wichtige Basis für die Diskussion und Beschlussfassung in den Gremien dar. 
Dieses gemeinsam erarbeitete (Fach-) Wissen hatte vor allem den Effekt, dass man sich 
als Gruppe über spezifische Ziele (u. a. Förderung von Metropolfunktionen) selbst defi-
nieren und gegenüber anderen abgrenzen konnte. Dieses über Jahre aufgebaute Selbst-
verständnis wirkte kommunikations- und in diesem Sinne auch kooperationsfördernd. Es 
bleib jedoch auch festzuhalten, dass die Verwendung dieses Wissens vor allem auch 
dazu genutzt wurde, selektiv die eigenen Positionen argumentativ zu untermauern und 
somit als Mittel zum Zweck bezeichnet werden kann. Zudem wurde die mühsam erar-
beitete gemeinsame fachliche Grundlage und das darauf aufbauende Selbstverständnis 
der Partnerschaft durch den veränderten bundespolitischen Diskurs mit einer stärkeren 
Betonung von ‚Überregionalen Partnerschaften‘ und dem damit verbundenen Einbezug 
ländlicher Räume wieder in Frage gestellt. 
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass keine überzeugenden Belege für die Bedeu-
tung von ‚besseren Argumenten‘ gefunden werden konnten. Insbesondere anhand der 
teilnehmenden Beobachtung in den Gremiensitzungen lässt sich nicht belegen, dass im 
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Sinne des ‚communicative turn‘ (HEALY 1992) ein „argumentatives Lernen“ (ZIMMER-
MANN 2012B) bedeutenden Raum eingenommen hat. Selbstverständlich gab es intensi-
ve Auseinandersetzungen zu verschiedenen Fragen, die auch auf der Basis von inhaltli-
chen Argumenten geführt wurde. Es hat sich jedoch gezeigt, dass die Positionen der 
einzelnen Partner und ihrer Heimatorganisationen in der Regel so dominant waren, dass 
man die Zustimmung oder Ablehnung zu bestimmten Beschlussvorlagen fast ausschließ-
lich auf dessen Basis entschied. In Einzelfällen, wie etwa bei der Auswahl eines Namens 
oder bei der Entscheidung für die Ansiedlung einer dauerhaften Geschäftsstelle, ver-
ständigte man sich zuvor auf inhaltliche Bewertungskriterien, was grundsätzlich eine 
gute Voraussetzung für eine inhaltliche und positionsneutrale Bewertung von unter-
schiedlichen Alternativen darstellt. Letztlich führte dieses Vorgehen jedoch nicht dazu, 
dass alle Partner einer Lösung zustimmten, die aus einem solchen Bewertungsverfahren 
als beste Option hervorging. Zuvor konträre Positionen konnten in der Regel damit 
nicht aufgelöst werden. Auch wenn dies mitunter so interpretiert wurde, lässt sich gera-
de anhand der Zustimmung Dresdens zum Namen ‚Mitteldeutschland‘ sowie zur An-
siedlung der Geschäftsstelle in Leipzig aufzeigen, dass man in keiner Weise von diesen 
Lösungen überzeugt war und, wie weiter oben bereits ausgeführt, aus anderen Grün-
den diese Beschlüsse mitgetragen hat.  
5.3.2 Diskontierungsraten auf Arbeitsebene niedrig, auf politischer Ebene höher 
In Kooperationen ist es von Relevanz, welche Bedeutung der Zukunft bezüglich der Ko-
operation durch die Partner beigemessen wird (vgl. 2.1.3 und 2.4.3). Umso wichtiger 
diese eingeschätzt wird, desto eher ist ein Partner bereit Kompromisse einzugehen und 
versucht Konflikte zu vermeiden, womit ein kooperativeres Verhalten und damit grund-
sätzlich eine höhere kollektive Handlungsfähigkeit verbunden ist.  
Es gab im politischen Bereich einen belegten Fall, bei dem einer der Partner die Kom-
promissbereitschaft seinerseits unmittelbar mit der Erwartung verbunden hat, dass die 
anderen Partner bei zukünftigen Entscheidungen ebenso kompromissbereit sein werden 
(vgl. 4.3.8 zur Präsentation der Metropolregion in Straßburg). Dieser Vertrauensvor-
schuss ist einerseits mit dem bis dahin aufgebauten Vertrauen innerhalb der Partner-
schaft zu erklären, war aber andererseits auch eine Folge des bestehenden Handlungs- 
bzw. Erfolgsdrucks der Partnerschaft. Der Zusammenhang zwischen aktueller Entschei-
dung und Erwartung an die Zukunft wurde im Gemeinsamen Ausschuss von der betref-
fenden Person nicht artikuliert, sondern im Nachgang im persönlichen Gespräch als stille 
Hoffnung zum Ausdruck gebracht. Darüber hinaus gab es im politischen Gremium der 
Metropolregion keine Belege dafür, dass aktuelle Entscheidungen mit zukünftigen Ent-
scheidungen faktisch (z. B. Paketlösungen) oder verbal (Formulierung von Erwartungen) 
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verbunden wurden. Ursache hierfür ist in erster Linie die an Wahlzyklen gebundene 
Amtszeit der politischen Vertreter, vor dessen Hintergrund ein Verzicht auf einen kurz-
fristigen Nutzen, oder besser die Inkaufnahme eines kurzfristigen Nachteils zugunsten 
eines zukünftigen Vorteils kein dominanter Handlungsanreiz ist. Tatsächlich waren mit 
dem Ausscheiden des Zwickauer Oberbürgermeisters aus seinem Amt im Jahr 2008 alle 
politischen Spitzen, die 2005 die Kooperationsvereinbarung unterzeichneten, nicht mehr 
in ihrer Funktion tätig. 
Eine deutlich höhere Konstanz ist in den Steuerungs- bzw. Arbeitsgremien der Metropo-
lregion zu verzeichnen, wenngleich es natürlich auch hier personelle Veränderungen 
gab. Dass den in diesen Gremien agierenden Akteuren deutlich niedrigere Diskontie-
rungsraten zugeordnet werden können, ist aufgrund ihrer in der Regel unbefristeten 
arbeitsrechtlichen und damit auch thematischen Bindung an ihre Heimatorganisation 
wenig überraschend. Die positiven Effekte eines höheren Interesses an der Zukunft in-
nerhalb der Partnerschaft waren an unterschiedlichen Stellen wirksam und beobachtbar. 
Zum einen war anhand der inhaltlichen Diskussionen festzustellen, dass ein längerer 
Betrachtungszeitraum eine wichtigere Rolle spielte als im politischen Bereich. Diesbe-
züglich war auch zu beobachten, dass aufgrund des aufgebauten Vertrauens ver-
gleichsweise offen über Konflikte innerhalb der jeweiligen Heimatorganisation gespro-
chen wurde und folglich auch das Verständnis für die Situation der anderen Kooperati-
onspartner als vergleichsweise hoch einzuschätzen ist. Vor diesem Hintergrund war eine 
hohe ‚Leidensfähigkeit‘ der Verwaltungsmitarbeiter bezüglich der Dauer von Entschei-
dungsprozessen zu konstatieren, die trotz vieler Rückschläge immer wieder neue Anläu-
fe nahmen, in kleinen Schritten die bestehenden Konflikte zu überwinden. 
Im Zusammenspiel der Arbeits- und der politischen Ebene ist jedoch zu konstatieren, 
dass die vergleichsweise hohen Diskontierungsraten auf politischer Ebene letztlich aus-
schlaggebend dafür waren, dass der Schatten der Zukunft kaum in die Gegenwart zu-
rückwirkte und trotz eher niedriger Diskontierungsraten auf Verwaltungsebene die kol-
lektive Handlungsfähigkeit der Metropolregion während der gesamten Kooperationszeit 
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6. Kommunale Akteure zwischen Wettbewerb und 
Kooperation – Schlussfolgerungen für Forschung und 
Praxis  
Die Koordination von Handlungen kommunaler Akteure auf regionaler Ebene ist seit 
mehreren Jahrzehnten Gegenstand der deutschen Raumentwicklungspolitik und der 
planungswissenschaftlichen Debatte. Inhalte, Ziele und Organisationsformen interkom-
munaler Partnerschaften haben sich dabei stets verändert und weiterentwickelt. Seit 
Mitte der 1990er Jahre hat vor dem Hintergrund des internationalen Standortwettbe-
werbs das Konzept der Europäischen Metropolregionen in Deutschland an Bedeutung 
gewonnen. Die im Zuge dieses Politikkonzeptes hervorgegangenen Partnerschaften 
weisen einerseits viele klassische Merkmale der interkommunalen Zusammenarbeit auf. 
An der Dialektik, dass Kommunen innerhalb ihrer Regionen um Ressourcen konkurrie-
ren und zugleich versuchen auf regionaler Ebene ihre Kräfte zu bündeln, hat sich bei-
spielsweise nichts verändert. Die damit verbundenen Konsequenzen für die kollektive 
Handlungsfähigkeit der Partnerschaften sind weiterhin bedeutsam. Andererseits weisen 
die Partnerschaften der Metropolregionen auch einige Spezifika auf, welche im Wesent-
lichen mit dem vollzogenen Maßstabssprung bei der räumlichen Ausdehnung der Zu-
sammenarbeit und der sich ändernden Rolle des Staates bzw. der öffentlichen Verwal-
tung im Zusammenhang stehen. In dessen Folge sind in die Koordination von Handlun-
gen auf regionaler Ebene neben verschiedenen Akteuren der öffentlichen Verwaltung 
mehr als je zuvor auch Akteure aus Wirtschaft und Wissenschaft sowie der Zivilgesell-
schaft eingebunden. Die Koordination der Handlungen erfolgt dabei über mehrere 
räumliche Ebenen. Akteure der lokalen, regionalen und Landesebene sind in die Arbeit 
aller elf Metropolregionen involviert, fünf der Metropolregionen überschreiten in ihrer 
räumlichen Ausdehnung Landesgrenzen.  
Allen Kooperationen ist jedoch gleich, dass die Handlungskoordination auf regionaler 
Ebene und deren Erfolge und Misserfolge vom Zusammenwirken einer Reihe unter-
schiedlicher Einflussfaktoren bestimmt wird. Die dahinter stehenden Strukturen und 
Mechanismen sowie die Interaktionen zwischen den beteiligten Partnern standen im 
Fokus dieser Arbeit. Es ging darum, herauszuarbeiten, welche Akteure mit welchen Res-
sourcen und Interessen die Ergebnisse der regionalen Handlungskoordination beein-
flussten und wie die Interaktionsregeln, das institutionelle Design, die gemeinsame Ko-
operationserfahrung und die Zukunftsbedeutung diesbezüglich wirkten (vgl. For-
schungsfragen). Damit hat die Arbeit einen vielfach formulierten Forschungsbedarf auf-
gegriffen (vgl. Kapitel 0). Zur Annäherung an den Untersuchungsgegenstand wurde auf 
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Basis des vorhandenen theoretischen und empirischen Wissens ein eigener analytischer 
Suchrahmen entwickelt (vgl. Kapitel 2.4). Mit dessen Hilfe wurde eine Partnerschaft, die 
der Metropolregion Mitteldeutschland, über mehrere Jahre vertieft untersucht (vgl. Ka-
pitel 1 und Kapitel 1). Abschließend sollen nun zunächst die Erkenntnisse zu Einflussfak-
toren auf das kollektive Handeln kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen zu-
sammengefasst werden (vgl. Kapitel 6.1). Weiterhin werden Schlussfolgerungen zur 
Anwendbarkeit des gewählten Analyserahmens sowie zu möglichen weiteren For-
schungsaktivitäten gezogen (vgl. Kapitel 6.2). Letztlich sollen auf Basis der in der Fall-
studie gewonnenen Erkenntnisse die Perspektiven für die Partnerschaft der Metropolre-
gion Mitteldeutschland aufgezeigt werden (vgl. Kapitel 6.3). 
6.1 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu den empirischen 
Befunden 
Die Kooperation von kommunalen Akteuren auf regionaler Ebene hat in der deutschen 
Regional- und Raumordnungspolitik seit den 1990er Jahren stetig an Bedeutung ge-
wonnen. Instrumente wie ‚Städtenetze‘, ‚Regionale Entwicklungskonzepte‘, ‚Europäi-
sche Metropolregionen‘ oder auch durchgeführte Wettbewerbe (z. B. ‚Regionen der 
Zukunft‘) und Modellvorhaben (z. B. ‚Überregionale Partnerschaften‘) sind Belege hier-
für. Dabei werden zum Teil sehr unterschiedliche Ziele verfolgt, die von der Sicherung 
der Daseinsvorsorge in peripheren Räumen bis hin zur Positionierung von Metropolre-
gionen im europäischen bzw. internationalen Wettbewerb reichen. 
Entsprechend des Bedeutungszuwachses in der Praxis existiert inzwischen auch eine 
beachtliche Menge an wissenschaftlicher Literatur, die sich mit Fragen der interkommu-
nalen Kooperation und regionalen Selbstorganisation von Akteuren beschäftigt. Bei ei-
nem ersten groben Blick könnte man sehr schnell zu der Auffassung gelangen, dass eine 
erneute oder weitere Auseinandersetzung mit diesem Thema für Wissenschaft und Pra-
xis wenig gewinnbringend ist. Die Vielzahl an Studien, Artikeln und Büchern darf jedoch 
nicht darüber hinweg täuschen, dass: 
 große Teile der wissenschaftlichen Literatur zu diesem Untersuchungsgegenstand 
nur eine begrenzte Untersuchungstiefe aufweist, was forschungspraktische (Auf-
wand) und/oder methodische (Zugang zu empirischen Informationen) Ursachen hat, 
 wohl auch deshalb vergleichsweise wenige Arbeiten sich zum Ziel gesetzt haben, die 
Einflussfaktoren bezüglich des Zustandekommens kollektiver Entscheidungen und 
die damit verbundenen Konsequenzen für die kollektive Handlungsfähigkeit von 
Partnerschaften empirisch nachzuvollziehen,  
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 damit auch die Frage bisher nur ungenügend beantwortet ist, warum und woran 
genau vergleichsweise viele Kooperationen von kommunalen Akteuren auf regiona-
ler Ebene scheitern, 
 außerdem nur in wenigen Arbeiten der Versuch unternommen wurde, die vielfach 
interessanten empirischen Befunde mit Hilfe eines theoriebasierten analytischen 
Rahmens zu erfassen, zu strukturieren und damit die theoretische Fundierung des 
Untersuchungsgegenstandes, unter anderem als Grundlage für zukünftige For-
schungsarbeiten, weiter voranzutreiben,  
 die Handlungsebene, der Handlungsgegenstand, die Akteurs- und Steuerungsstruk-
turen, das Rollenverständnis von Akteuren sowie die Rahmenbedingungen für ent-
sprechende Partnerschaften stetigen Veränderungen unterliegen und somit auch das 
bisher bekannte Wissen vor den Hintergründen dieser Veränderungen neu überprüft 
und gegebenenfalls modifiziert werden muss.  
In der vorliegenden Arbeit wurde versucht, die genannten Defizite aufzugreifen. Sie 
bestimmten das methodische Vorgehen und den inhaltlichen Fokus im Forschungspro-
zess. Nachfolgend sollen vor dem Hintergrund der gemachten Erfahrungen zunächst die 
Erkenntnisse zu Einflussfaktoren auf das kollektive Handeln kommunaler Akteure in re-
gionalen Kooperationen zusammengefasst werden. Anschließend werden Schlussfolge-
rungen zur Anwendbarkeit des gewählten Analyserahmens sowie zum weiteren For-
schungsbedarf gezogen. 
Die Aufarbeitung der Entscheidungsprozesse in Kapitel 4 hat gezeigt, dass es bezüglich 
jeder Einzelentscheidung ein spezifisches Set an Einflussfaktoren gab, die in diesem 
Moment gerade wirksam waren. Die Analyse hat weiterhin gezeigt, dass es immer ein 
vergleichsweise komplexes Zusammenspiel unterschiedlicher Einflussfaktoren war, das 
zu den Verhandlungsergebnissen geführt hat. Jede Art von Zusammenfassung wird da-
her vermutlich eine kritisierbare, vielleicht sogar unzulässige Verkürzung darstellen. 
Nachfolgend wird dennoch versucht, die wichtigsten empirisch vorgefundenen Einfluss-
faktoren noch einmal zusammenfassend aufzuführen und dabei einige besonders wich-
tige Aspekte und Wirkungen herauszuheben. Demnach lassen sich folgende empirische 
Befunde festhalten: 
 Die Bewertung der absoluten und relativen Nutzenverteilung von gemeinsamen 
Projekten durch die beteiligten Partner sowie durch mittelbar oder unmittelbar be-
troffene Einheiten innerhalb der Heimatorganisationen (hier: Stadtverwaltungen) ist 
ein wichtiger Handlungsmaßstab und damit Einflussfaktor auf Entscheidungen in re-
gionalen Kooperationen. Bei der Bewertung des Nutzens durch die Akteure hat sich 
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gezeigt, dass neben einer ungleichen räumlichen Verteilung des Nutzens auch Un-
terschiede bezüglich der Bekanntheit und Bedeutung zwischen den Partnern die Ur-
sache für divergierende Einschätzungen zu einzelnen Projekten sein kann.  
 Die grundsätzliche fachliche Einstellung (zur Partnerschaft) von Akteuren mit Hand-
lungsressourcen innerhalb der Stadtverwaltungen sowie die Machtverhältnisse in-
nerhalb der Stadtverwaltungen der Partner stellen Einflussfaktoren dar, die sowohl 
für das operative Geschäft, also auch für strategisch-politische Entscheidungen in-
nerhalb der Partnerschaft von Bedeutung sind. So hat sich gezeigt, dass sich positive 
oder negative Grundeinstellungen von Akteuren innerhalb der Stadtverwaltungen 
auf die Entscheidungen der Partnerschaft auswirken können. Wie groß der Einfluss 
dieser Einstellungen tatsächlich ist, hängt wiederum stark von den verwaltungsinter-
nen Machtverhältnissen, das heißt dem Gewicht einzelner Fachbereiche und ihrer 
Personen sowie dem Machtverhältnis zwischen diesen Fachbereichen und der Ver-
waltungsspitze ab. 
 Die Interessen und darauf aufbauende Positionen der beteiligten Partner bestimmen 
über mögliche Handlungsalternativen und Verhandlungsergebnisse. Es hat sich ge-
zeigt, dass diese Interessen aus verschiedenen Handlungskontexten abgeleitet wer-
den, in dessen Folge es sowohl auf individueller als auch auf kollektiver Ebene zu 
schwerwiegenden Interessengegensetzen kommen kann. Da die Akteure, aufgrund 
ihrer Einbindung in mehrere institutionelle Kontexte, häufig gezwungen sind, 
Handlungsalternativen aus mehreren (institutionellen) Perspektiven heraus zu be-
werten, entstehen auf individueller und auf kollektiver Ebene Entscheidungsdilem-
mata, die in der Regel nicht auflösbar sind und zum strategischen Handeln zwingen. 
Eine besonders häufige Entscheidung in diesen Fällen ist die, dass nicht entschieden 
wird und stattdessen die Entscheidung auf andere Gremien (innerhalb und außer-
halb der Partnerschaft) und/oder in eine bestimmte (Wiedervorlage) oder unbe-
stimmte Zukunft delegiert wird. 
 Die wichtigsten Handlungskontexte, aus denen nachweislich Interessen und Ver-
handlungspositionen abgeleitet wurden, sind erwartungsgemäß die Heimatorgani-
sation der beteiligten Partner, an die eine arbeitsrechtliche Bindung besteht, das 
heißt die Kommunen, sowie die regionale Partnerschaft selbst.  
 Weitere wichtige Handlungskontexte, denen diesbezüglich Einfluss zuzuordnen ist, 
sind die Zugehörigkeit zu weiteren Verwaltungseinheiten (hier: Länder), das Partei-
ensystem und weitere bestehende Kooperationen und Mitgliedschaften der Kom-
munen bzw. ihrer politischen Spitzen. So hatten die mit der Partnerschaft verbunde-
nen geostrategischen Implikationen auf kommunaler und Länderebene und ein da-
Schlussfolgerungen für Forschung und Praxis 251 
 
 
rauf aufbauendes Verhalten der Kompetenz- und Besitzstandswahrung (in Verwal-
tung und Politik) wesentlichen Einfluss auf eine Vielzahl von Entscheidungen. Dar-
über hinaus haben parteitaktische Überlegungen im Kontext der parteipolitischen 
Machtverteilung auf kommunaler und Länderebene eine wichtige Rolle gespielt. 
Außerdem war zu beobachten, dass bestehende Bindungen der Partner, sei es insti-
tutionell (z. B. Mitgliedschaft in einer Wirtschaftsinitiative) oder individuell (z. B. 
durch Ausübung von Funktionen in anderen Institutionen) Einfluss auf die Interessen 
und Positionen der Partner hatte. 
 Aus den beiden vorhergehenden Punkten ergibt sich, dass aufgrund der Vielzahl von 
bedeutsamen Handlungskontexten oftmals mehrere und zum Teil versteckte Priori-
täten handlungsleitend sind, die für andere Partner nur teilweise ersichtlich sind. 
Folglich bestand eine vergleichsweise geringe Verlässlichkeit und Sicherheit bezüg-
lich der Einschätzung der Interessen der anderen Partner. Zum Teil waren schwer-
wiegende Fehleinschätzungen festzustellen. Die daraus folgende Unsicherheit war 
ein immer wiederkehrender Einflussfaktor, der sich auf die kollektiven Entschei-
dungsprozesse ausgewirkt hat.  
 Neben der bewussten Verteilung von Handlungsressourcen (Agendamacht, Ver-
handlungsmacht, Vetomacht) im Rahmen der selbstgewählten Interaktionsregeln 
der Partnerschaft waren auch die grundsätzlich gegebene Verteilung von Hand-
lungsressourcen (v. a. Agendamacht) auf verschiedene Akteure aufgrund ihrer Stel-
lung im Gesellschaftssystem sehr einflussreich. So war beispielsweise die mittels ihrer 
Beschlüsse ausgeübte Agendamacht der MKRO mitentscheidend dafür, dass es die 
regionale Partnerschaft überhaupt in dieser Form gibt. Durch diese Machtausübung 
wurden jedoch auch ‚externe‘ Interessen an die Partnerschaft herangetragen, die zu 
schwerwiegenden Interessenkonflikten führten, sich wie ein Schatten über viele Ent-
scheidungsprozesse legten, die Kooperation über Jahre lähmte und die letztlich auch 
zum Scheitern der Partnerschaft in der bisherigen Form beigetragen haben.  
 Die enge Kopplung von kommunalem und regionalem Entscheidungskontext war 
ein weiterer wesentlicher Einflussfaktor auf Entscheidungen der Partnerschaft. So 
konnten nicht nur die kommunalen Parlamente, sondern auch die Fachbereiche der 
kommunalen Verwaltungen ihren Einfluss auf die Metropolregion geltend machen, 
indem sie zustimmende oder ablehnende Haltungen zu einzelnen Handlungsoptio-
nen signalisierten. Diese, den Entscheidungen im regionalen Kontext vor- (Agenda) 
bzw. nachgelagerten (Implementation), expliziten Positionierungen waren dabei 
ebenso relevant, wie die Antizipation dieser Positionierungen. So wurden beispiels-
weise, in Erwartung einer kritischen Reaktion aus den kommunalen Parlamenten, 
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wichtige Reformschritte bezüglich des Governancesystems der Metropolregion im 
‚vorauseilendem Gehorsam‘ zurückgestellt. Dieser parlamentarische Entscheidungs-
vorbehalt zu zentralen Fragen (z. B. Rechtsform) erhöht einerseits die demokratische 
Legitimation der Partnerschaft, erschwert aber andererseits die Verhandlungen und 
Konsensbildung auf regionaler Ebene. 
 Betrachtet man den Verhandlungsprozess auf regionaler Ebene, dann hat sich ge-
zeigt, dass das in freiwilligen regionalen Kooperationen vielfach bemühte Bild der 
‚gleichen Augenhöhe‘ den tatsächlichen und innerhalb der Partnerschaft reprodu-
zierten Machtverhältnissen zum Opfer fällt. Diese Machtverhältnisse bestimmen 
sich vor allem aufgrund der Bedeutung der einzelnen Partner (d. h. der Institutionen) 
für die Partnerschaft und der damit verbundenen Frage wie verzichtbar ein Partner 
für das Kollektiv wäre. So konnte anhand der Fallstudie aufgezeigt werden, dass das 
Kollektiv in Einzelfällen bereit ist, kleinere und somit weniger wichtige Partner trotz 
Einstimmigkeitsprinzip zu überstimmen. Zugleich war erkennbar, dass das Kollektiv 
gegenüber größeren und somit wichtigeren Partnern deutlich mehr Zugeständnisse 
machte, selbst wenn diese allein eine abweichende Position vertraten.  
 Neben den Macht-, waren mitunter aber auch die Mehrheitsverhältnisse im Ver-
handlungsprozess von Bedeutung. So konnte aufgezeigt werden, dass sich einzelne 
Partner mit konträren Positionen in verschiedenen Fällen den bestehenden Mehr-
heitsverhältnissen beugten. Die Hauptmotivation war dabei, politischen Schaden zu 
vermeiden, das heißt nicht als Verhinderer dazustehen und somit einen Reputati-
onsverlust zu erleiden. Mitunter wurden konträre Haltungen auch nachträglich kor-
rigiert, um nach außen Geschlossenheit zu demonstrieren. 
 Beide vorangegangenen Punkte stellen Belege dafür dar, wie und warum die von 
den Partnern selbst festgelegten Interaktionsregeln, in dem Fall die laut Geschäfts-
ordnungen formale Gleichheit aller Partner und der Entscheidungsmodus (Einstim-
migkeits- bzw. Konsensprinzip), in der Praxis konterkariert wurden. Ungeachtet des-
sen hat insbesondere das Einstimmigkeitsprinzip, welches von den Partnern faktisch 
in ein Konsensprinzip umgewandelt wurde, dazu geführt, dass oftmals keine Ent-
scheidung bezüglich eines Sachverhalts getroffen werden konnte, weil Partner, und 
zwar völlig legitim, ihr Vetorecht in Anspruch nahmen.  
 Der politische Handlungs- und Erfolgsdruck war teilweise entscheidend für Zuge-
ständnisse einzelner Partner an das Kollektiv. Die Gefahr, als handlungsunfähig 
wahrgenommen zu werden, war somit ein wichtiges Motiv für eine erhöhte Kom-
promissbereitschaft. Aufgrund der grundsätzlich eher geringen Medienresonanz und 
dem vergleichsweise geringen Bekanntheitsgrad der Metropolregion konnte ein ent-
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sprechendes Verhalten vor allem nach längeren Phasen ohne Einigung auf eine Lö-
sung zu einer spezifischen Frage beobachtet werden.  
 Lerneffekte im strategisch-politischem Bereich, insbesondere das individuelle Ler-
nen bezüglich der Durchsetzung eigener Interessen sowie das kollektive Lernen be-
züglich der politischen Handlungsfähigkeit als Gruppe, waren wichtige Einflussfakto-
ren. So konnte festgestellt werden, dass im Kooperationsverlauf die einzelnen Part-
ner immer besser die Machtverhältnisse innerhalb der Gruppe und ihre eigene Posi-
tion darin einschätzen konnten, in dessen Folge sie ihr eigenes Verhalten anpassten. 
Aber auch als Kollektiv hatte man im Kooperationsverlauf Mittel- und Wege gefun-
den, die Handlungsfähigkeit zu erhöhen. Beispielhaft sei hier die faktische Umwand-
lung des Einstimmigkeits- (alle explizit dafür) in ein Konsensprinzip (keiner explizit 
dagegen) genannt.  
 Die Lerneffekte im strategisch-politischem Bereich verbunden mit geringen Diskon-
tierungsraten auf Arbeitsebene haben die Entscheidungsprozesse positiv beeinflusst 
und die Handlungsfähigkeit im operativen Geschäft spürbar erhöht. So waren die 
Arbeitsgremien in enger Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle zunehmend besser 
in der Lage, operative Fragen von politisch ungelösten Konflikten zu trennen.  
 Dies gelang natürlich nicht in allen Fällen, sodass durch die vergleichsweise hohen 
Diskontierungsraten auf politischer Ebene erzielte Kompromisse auf Arbeitsebene 
regelmäßig in Frage gestellt und gegebenenfalls wieder gekippt wurden. Die eher 
hohen Diskontierungsraten bei den politischen Spitzen sind dabei nur mittelbar auf 
die Wahlzyklen zurückzuführen. Ein wesentlich präsenteres Motiv für die Realisie-
rung kurzfristiger Gewinne (Erfolg) war die in der Regel enge Verknüpfung der regi-
onalen Kooperation mit der Person des Oberbürgermeisters bzw. der Oberbürger-
meisterin bei einer gleichzeitig eher geringen parlamentarischen Verankerung und 
Bekanntheit der Metropolregion in den Mitgliedskommunen. Verhandlungserfolge 
und -misserfolge sowie Zugeständnisse wurden daher unmittelbar mit den politi-
schen Spitzen verknüpft, die, wenn das Thema die parlamentarischen Gremien er-
reichte, unter Rechtfertigungsdruck standen. Dieser Druck wuchs über den Koopera-
tionsverlauf stetig an, nachdem die Bilanz nach längerer Zeit der Kooperation über-
wiegend als unbefriedigend wahrgenommen wurde.  
Die aufgeführten Einflussfaktoren stellen bereits zusammengefasste Kategorien dar, in 
denen zumeist mehrere in Kapitel 4 und Kapitel 5 diskutierte Einzelfaktoren und deren 
spezifische Ausprägungen akkumuliert sind. Bezüglich ihrer weiteren Ausdifferenzie-
rung, ihrer Wirkungen und ihres Zusammenwirkens bei Einzelentscheidungen sei auf die 
genannten Kapitel verwiesen. Grundsätzlich kann jedoch an dieser Stelle festgehalten 
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werden, dass die oben aufgeführten Einflussfaktoren in Abhängigkeit vom konkreten 
Entscheidungsgegenstand (Inhalt) und über den Kooperationsverlauf (Prozess) von un-
terschiedlicher Bedeutung waren. Der gleiche Faktor, beispielsweise die Parteizugehö-
rigkeit von politischen Spitzen, hat bei einer Entscheidung zum Thema A zum Zeitpunkt 
T1 keine Rolle gespielt, war bei einer anderen Entscheidung zum Thema B zum Zeit-
punkt T2 von Bedeutung und hat bei einer weiteren Entscheidung zum Thema C zum 
Zeitpunkt T3 die ausschlaggebende Rolle gespielt. Eine generelle Bedeutung, im Sinne 
einer Relevanz bezüglich aller Einzelentscheidungen, lässt sich daher für keinen einzel-
nen Faktor ableiten. Dabei gab es erwartungsgemäß Faktoren, die häufiger von Bedeu-
tung waren oder größeren Einfluss hatten als andere, eine grundsätzliche Gewichtung 
oder Priorisierung scheint vor den genannten Hintergründen jedoch als wenig hilfreich 
und eher irreführend. Vielmehr ist die zentrale Erkenntnis, dass für jede spezifische Ein-
zelentscheidung die Faktoren in der Regel eine unterschiedliche Ausprägung und Be-
deutung aufweisen.  
Vor diesem Hintergrund müssen auch jegliche Versuche der Prognostizierung von Ent-
scheidungen mit großen Unsicherheiten behaftet bleiben. So lässt sich zwar in Kenntnis 
möglichst vieler der oben aufgeführten Einflussfaktoren und ihrer situationsspezifischen 
Ausprägung vergleichsweise gut abschätzen, was sehr wahrscheinliche und eher un-
wahrscheinliche Ergebnisse von Verhandlungen sein werden. Darüber hinausgehende 
Vorhersagen scheinen jedoch auch bei bester Kenntnis aller Faktoren kaum möglich. 
Letztlich ist es auch diese Ungewissheit bezüglich der Ergebnisse, die eine regionale 
Selbstorganisation kommunaler Akteure in der Praxis sehr spannend und für die Wis-
senschaft als Forschungsgegenstand interessant machen.  
6.2 Zur Anwendbarkeit des Analyserahmens und weiterer 
Forschungsbedarf 
In Kapitel 2.4 wurde ein Analyserahmen entwickelt, mit dessen Hilfe die Ergebnisse der 
Interaktionen zwischen kommunalen Partnern in regionalen Kooperationen analysiert 
werden können139. Er baut im Kern auf einer akteurszentrierten, institutionalistischen 
Perspektive auf und stellt dabei die Akteure mit ihren Handlungsressourcen und kon-
textgebundenen Interessen in den analytischen Mittelpunkt. Er berücksichtigt gleicher-
maßen den Einfluss von Interaktionsregeln und dem institutionellen Design von Partner-
schaften, mögliche Lerneffekte aufgrund einer gemeinsamen Kooperationserfahrung 
sowie die Zukunftsbedeutung in Kooperationen. Der Analyserahmen unterscheidet zwi-
                                             
139 Vergleiche hierzu auch Abbildung 12 in Kapitel 2.4.4. 
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schen kommunalem, regionalem und externem Kontext und erfasst dabei die in diesen 
Kontexten handelnden Akteure. Er fokussiert damit auf Einflussfaktoren innerhalb dieser 
Kontexte, ermöglicht aber zugleich die Erfassung von Effekten, die sich aus der Kopp-
lung der drei Kontexte ergeben (vgl. Abbildung 12).  
Mit Hilfe des Analyserahmens konnte in der vorliegenden Fallstudie aufgezeigt werden, 
welche Akteure Einfluss auf das kollektive Handeln der Partnerschaft genommen haben, 
auf Basis welcher Ressourcen sie diesen Einfluss ausüben konnten, welche spezifische 
Macht (Agendamacht, Verhandlungsmacht, Vetomacht) die Akteure besaßen und von 
welchen Interessen ihre Einflussnahme geleitet war. Weiterhin konnte herausgearbeitet 
werden, wie die von der Partnerschaft selbstgewählten Interaktionsregeln (z. B. Ein-
stimmigkeitsprinzip) und institutionellen Rahmenbedingungen der Kooperation (z. B. 
rotierende Geschäftsstelle) die Handlungskoordination innerhalb der Partnerschaft be-
einflusst haben. Schließlich konnte erfasst werden, welche Effekte sich aus einer mehr-
jährigen gemeinsamen Kooperationserfahrung und der Zukunftsbedeutung für die Ko-
operation ergeben haben. 
Der Analyserahmen war explizit dafür entwickelt worden, Entscheidungen, die durch 
die kommunalen Akteure innerhalb der regionalen Partnerschaft im Kollektiv getroffen 
wurden, zu erklären. Er ist somit auf alle regionalen Kooperationen von kommunalen 
Akteuren anwendbar, wenn Fragen zum Zustandekommen und zu den Hintergründen 
von kollektiven Entscheidungen in diesen Partnerschaften für die Analyse leitend sind. 
Dies gilt auch für Partnerschaften, in denen halböffentliche, private oder zivile Akteure 
fest in der Partnerschaft verankert sind und tragende Rollen übernehmen, wie dies bei-
spielsweise in anderen Europäischen Metropolregionen in Deutschland der Fall ist. In 
diesen Fällen wäre eine terminologische Anpassung ratsam, da, anders als bei der hier 
durchgeführten Fallstudie, nicht alle Entscheidungsträger innerhalb der Partnerschaft 
zwangsläufig kommunale Akteure der öffentlichen Verwaltung sein müssen und daher 
gegebenenfalls terminologisch nicht unter ‚kommunaler Akteur‘ (vgl. Abbildung 12) 
gefasst werden können.  
Die Aufarbeitung der bestehenden theorieorientierten Literatur und die umfangreichen 
empirischen Befunde zu interkommunalen Kooperationen bzw. regionalen Partnerschaf-
ten legen den Schluss nahe, dass, wie in Kapitel 3 herausgearbeitet, eine akteurs-
zentrierte institutionalistische Perspektive die höchste Erklärungskraft bezüglich der kol-
lektiven Entscheidungen in regionalen Partnerschaften aufweist. Die empirischen Be-
funde zur Metropolregion Mitteldeutschland untersetzen diese Annahme. Dennoch tre-
ten damit konkurrierende Perspektiven auf den Untersuchungsgegenstand in den Hin-
tergrund, ohne dass daraus die Schlussfolgerung zu ziehen ist, dass diese nichts zur Er-
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klärung der Entscheidungen beitragen könnten. Mit der hier gewählten Perspektive 
bleiben insbesondere persönliche Merkmale wie Charisma, Durchsetzungskraft, Team-
fähigkeit ebenso unberücksichtigt wie zwischenmenschliche Kategorien, so etwa Sym-
pathie und Antipathie. Eine nähere Beleuchtung dieser Einflussfaktoren ist mit dem ge-
wählten Analyserahmen nicht zu leisten und bleibt anderen Untersuchungen vorbehal-
ten.  
Eine weitere forschungspraktische Einschränkung bei der Anwendung des Analyserah-
mens ergibt sich aus dem Umfang und der Tiefe des empirischen Materials, welche 
notwendig sind, um die darin enthaltenen Kategorien abzubilden. Um die nötige Infor-
mationstiefe zu erzielen, werden ein privilegierter Zugang zu Informationen sowie eine 
begleitende und idealerweise teilnehmende Forschung in der Regel unabdingbar sein. 
Ausschließlich retrospektive Perspektiven können dies nur eingeschränkt leisten. Insbe-
sondere die Erfassung aller Akteure mit Handlungsressourcen, deren Handlungskontex-
te und daraus abgeleitete Interessen sowie die Anwendung und Wirkung der Interakti-
onsregeln dürften rückblickend nur schwer rekonstruierbar sein. Zudem ist der Umfang 
des zu erfassenden empirischen Materials bereits für eine Einzelfallstudie sehr hoch und 
erfordert beachtliche finanzielle und zeitliche Ressourcen, die nicht ohne Weiteres für 
ein Forschungsprojekt vorausgesetzt werden können. Aus beiden Aspekten heraus wird 
deutlich, dass die Anwendung des Analyserahmens voraussetzungsvoll ist und vor allem 
dessen Nutzung im Rahmen vergleichender Studien eine Herausforderung darstellen 
dürfte.  
Ansätze für zukünftige Forschungsaktivitäten 
Angesichts der Diskrepanz zwischen der Fülle an Literatur zu regionalen Kooperationen 
und dem gleichzeitigen Mangel an vertieften Untersuchungen zu darin ablaufenden 
Entscheidungsprozessen forderte DILLER (2005: 185) „die Analyse von Regional-
Governance-Strukturen weiter zu entwickeln zu einer Analyse konkreter Entscheidungs-
prozesse innerhalb von Regional-Governance-Prozessen“. Dieser Forschungsbedarf 
wurde in der vorliegenden Einzelfallstudie zur Metropolregion Mitteldeutschland aufge-
griffen. Im Ergebnis wurde ein für dieses Forschungsziel passender analytischer Rahmen 
entwickelt und angewendet. Zudem wurden empirische Belege zu Einflussfaktoren auf 
das kollektive Handeln kommunaler Akteure in regionalen Kooperationen herausgear-
beitet und strukturiert dargelegt. Im Lichte der Ergebnisse dieser Arbeit scheinen insbe-
sondere drei verschieden Arten von Forschungsaktivitäten vielversprechend bezüglich 
eines weiteren Erkenntnisgewinns zum Untersuchungsgegenstand, die unmittelbar an 
den hier erreichten Arbeitsstand anknüpfen.  
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Erstens sollten anhand anderer Fallstudien weitere empirische Belege gesammelt wer-
den, die Erkenntnisse darüber liefern, welche Faktoren die kollektiven Entscheidungen in 
regionalen Kooperationen beeinflussen. So ist zu erwarten, dass sich viele der im Rah-
men dieser Arbeit aufgedeckten Einflussfaktoren durch weitere empirische Befunde in 
anderen Regionen erhärten. Ebenso ist zu erwarten, dass in anderen Partnerschaften 
einzelne Faktoren eine geringere oder auch höhere Bedeutung haben als im Fall der 
Metropolregion Mitteldeutschland und gegebenenfalls auch weitere, gänzlich neue Ein-
flussfaktoren eine Rolle spielen, die in der hier untersuchten Partnerschaft nicht von Be-
lang waren. Betrachtet man die empirische Vielfalt bei den Governanceansätzen in der 
deutschen Regionalentwicklung, allein die elf von der MKRO anerkannten Metropolre-
gionen in Deutschland weisen im Grunde elf verschiedene Governanceformen auf, liegt 
der Schluss nahe, dass die konkrete Ausprägung der Einflussfaktoren auf das kollektive 
Handeln der kommunalen Akteure von Region zu Region variiert. Erst mit der Durch-
führung weiterer Forschungsarbeiten zur Analyse von Entscheidungsprozessen in regio-
nalen Kooperationen wird es möglich sein, eine große Bandbreite an Einflussfaktoren zu 
erfassen und auf dieser Basis einen ersten Überblick zu erhalten, welche davon möglich-
erweise eine Singularität aufgrund regionaler Spezifika darstellen und welche einer Viel-
zahl von Partnerschaften inhärent sind und somit auch eine andere Gewichtung erhal-
ten müssen. 
Zweitens sollte eine empirisch breitere Basis gezielt dafür genutzt werden, den in dieser 
Arbeit erarbeiteten analytischen Rahmen gegebenenfalls zu modifizieren und zu konso-
lidieren, um zu einem robusteren theoretischen Gerüst für die Analyse von Entschei-
dungsprozessen in regionalen Kooperationen zu gelangen. Um dieses wissenschaftliche 
Teilziel zu erreichen wäre es notwendig und wünschenswert, wenn die in diesem For-
schungsfeld dominante anwendungsorientierte Forschung mit dem Hauptziel der Poli-
tikberatung stärker als bisher ihre empirischen Erkenntnisse auch dazu nutzt, die Diskus-
sion um eine theoretische Fundierung anzureichern.  
Drittens sollte der Versuch unternommen werden, den gleichen Forschungsgegenstand, 
das heißt Entscheidungsprozesse von kommunalen Akteuren in regionalen Kooperatio-
nen, aus weiteren theoretischen Perspektiven zu betrachten. Damit wäre das wissen-
schaftliche Teilziel verbunden, die Tragfähigkeit und Erklärungskraft konkurrierender 
theoretischer Ansätze zu prüfen und dem hier gewählten Ansatz gegenüberzustellen. 
Ideal, aber forschungsökonomisch natürlich sehr schwierig, wäre die Untersuchung der 
gleichen Analyseeinheiten des gleichen Falls für den gleichen Zeitraum aus verschiede-
nen theoretischen Perspektiven. Dies ist für den hier untersuchten Fall allein aufgrund 
der damit erzwungenen Retroperspektivität nicht mehr möglich, aber in zukünftigen 
Forschungsprojekten durchaus denkbar.  
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6.3 Perspektiven der Handlungskoordination im Rahmen der 
Metropolregion Mitteldeutschland 
Die Metropolregion Mitteldeutschland, vormals Sachsendreieck, stand im Mittelpunkt 
der vorliegenden Arbeit. Die Erkenntnisse und Schlussfolgerungen, die sich aus der Be-
antwortung der eingangs formulierten Forschungsfragen für eine mögliche praktische 
Ausgestaltung der Kooperation in der Zukunft ergeben, sind Gegenstand der nachfol-
genden Ausführungen.  
Die im Jahr 1994 im sächsischen Landesentwicklungsplan erstmals formulierte Idee ei-
ner Zusammenarbeit der drei großen sächsischen Agglomerationsräume Chem-
nitz/Zwickau, Dresden und Leipzig im Rahmen einer Metropolregion hat sich, mit Blick 
auf den inzwischen sehr gut dokumentierten Bedeutungszuwachs von Metropolregio-
nen als räumliche Ankerpunkte einer europäischen Wachstumspolitik, als sehr voraus-
schauend erwiesen. Die praktische Umsetzung dieser Idee in den darauffolgenden zwei 
Jahrzehnten war jedoch, trotz einiger Teilerfolge, auch von einer Vielzahl von Konflikten 
und Schwierigkeiten geprägt. Im Kreise der elf von der MKRO anerkannten Europäi-
schen Metropolregionen in Deutschland wird die Metropolregion Mitteldeutschland als 
wenig erfolgreiches Beispiel bewertet und in Frage gestellt (FEDERWISCH 2012: 183). 
Dies soll hier weder kommentiert werden, noch war es das Ziel der Arbeit eine Bilanz im 
normativen Sinne zu ziehen oder Erfolge bzw. Misserfolge zu messen. Die Schwerpunk-
te und der Umfang der in Kapitel 4 gemachten Ausführungen bestimmten sich allein 
aus dem Informationsgehalt bezüglich der Einflussfaktoren auf die Handlungskoordina-
tion (vgl. Forschungsfragen).  
Ungeachtet dessen lassen sich aus der Beantwortung der Forschungsfragen (vgl. Kapitel 
5) Hinweise zur weiteren praktischen Ausgestaltung der Kooperation geben und mögli-
che Handlungsoptionen aufzeigen. Die diesbezüglich herausgearbeiteten Befunde zu 
den Forschungsfragen lassen sich in drei wesentlichen Punkten (A, B, C) zusammenfas-
sen, aus denen insgesamt sieben Handlungsoptionen (A I bis C II) für die 
Metropolregion abgeleitet werden:
A Die kommunalen Akteure sind aufgrund der hohen Komplexität bezüglich der insti-
tutionellen Interessen dauerhaft bei der Koordination ihrer Handlungen überfordert.
Die Komplexität entsteht vor allem durch die Einbindung der Kooperationspartner in
verschiedene institutionelle Kontexte, aus denen sich vielfältige und zum Teil sich
widersprechende Interessen und darauf aufbauende Positionen ableiten. Damit ent-
stehen für diese Akteure Entscheidungsdilemmata, die sie zum strategischen Han-
deln zwingen, wodurch die Handlungskoordination mit anderen Partnern erschwert
wird oder unmöglich ist (vgl. Kapitel 5.1).
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Diese Komplexität und die daraus entstehenden Probleme für die Handlungskoordinati-
on wurden in Kapitel 5.1 aufgezeigt. So hat sich die Partnerschaft, ausgehend von der 
Idee einer innersächsischen Kooperation von vier Städten, im Kooperationsverlauf zu 
einer Ländergrenzen überschreitenden Partnerschaft von elf Städten in drei Ländern 
entwickelt. Damit wurde ein von außen initiierter und innerhalb der Kooperation mit 
größten Schwierigkeiten umgesetzter Erweiterungsprozess vollzogen, der die kommu-
nalen Partner vor schwer überwindbare Herausforderungen stellte. Allein die Notwen-
digkeit, die Interessen einer erhöhten Partneranzahl zu integrieren, führte zu steigenden 
Anforderungen an die Handlungskoordination innerhalb der Partnerschaft. Eine im ne-
gativen Sinne neue Qualität der Herausforderung wurde aber vor allem dadurch ge-
schaffen, dass im Zuge dieser Erweiterung neben kommunalen Kosten-Nutzen-
Abwägungen von elf Kommunen zunehmend auch geostrategische Interessen, partei-
politische Taktiken, landespolitische Konflikte um eine Länderfusion oder auch ungelös-
te Fragen zum Einbezug von kleinen und mittleren Städten sowie ländlichen Räumen 
auf dem Territorium von drei Ländern eine Rolle spielten. Die daraus hervorgegangenen 
Interessenunterschiede und Konflikte bezüglich der räumlichen Abgrenzung, der Mit-
gliederstruktur und Kooperationspartner, des Namens und Erscheinungsbilds, der inhalt-
lichen Schwerpunkte und Interaktionsregeln wie Stimmgewichtung und Finanzierungs-
schlüssel haben die Partnerschaft über viele Jahre gelähmt und überfordert. Vor diesem 
Hintergrund bieten sich grundsätzlich zwei alternative Handlungsoptionen140 an: 
Handlungsoption A I: Reduktion von Komplexität durch Reduktion der Partner bzw. 
Entscheider  
Die Handlungsoption A I zielt auf die Reduktion der bestehenden Komplexität ab, 
indem die Anzahl von Entscheidern reduziert wird. Dabei geht es auch, aber nicht 
vorrangig, um die absolute Anzahl der Partner, sondern vor allem um die Reduktion 
von relevanten Handlungskontexten und damit verbundenen Konfliktfeldern. Hierbei 
bieten sich grundsätzlich zwei Szenarien an, deren Realisierungschancen sicher sehr 
unterschiedlich einzuschätzen sind.  
140 Alle vorgeschlagenen Handlungsalternativen beziehen sich auf die in der Analyse herausge-
arbeiteten zentralen Probleme, die sich im Zuge der Bearbeitung der Forschungsfragen als sol-
che identifizieren ließen. Die mit den Alternativen verbundenen Konsequenzen bezüglich des 
Problems werden aufgezeigt. Naturgemäß sind die Handlungsalternativen mit weiteren spezifi-
schen Chancen und Risiken sowie unterschiedlichen Erfolgsaussichten bezüglich ihrer politischen 
Akzeptanz und Umsetzung verbunden. Eine abschließende Bewertung oder Empfehlung für 
eine konkrete Alternative kann allein anhand der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht vorge-
nommen werden, sondern bleibt eine politische Entscheidung.    
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Einerseits könnte dieses Ziel erreicht werden, indem man die Partnerschaft auf das ur-
sprüngliche Konstrukt des Sachsendreiecks zurückführt und somit eine Kooperation der 
vier sächsischen Oberzentren, ggf. unter Einbezug weiterer Kommunen aus Sachsen 
(z. B. Plauen, Freiberg), anstrebt. Eine Vielzahl der oben aufgeführten Konfliktfelder 
würde an Bedeutung verlieren und insbesondere die beiden stärksten Partner der aktu-
ellen Partnerschaft würden mit Dresden und Leipzig nach wie vor Bestandteil der Met-
ropolregion sein. Eine solche Partnerschaft könnte über die Grenzen Sachsens hinaus 
mit Kommunen kooperieren, allen voran mit der Stadt Halle, aber auch mit böhmischen 
(u. a. Prag) und schlesischen (u. a. Breslau) Nachbarn.  
Angesichts der aktuellen Beschlusslage scheint diese Handlungsoption jedoch in weite 
Ferne gerückt zu sein. Eine Kooperation der sächsischen Agglomerationsräume, wie 
einst von der Landesplanung angestrebt, wird es somit auf absehbare Zeit wohl nicht 
geben. 
Andererseits könnte eine Reduktion von Konfliktfeldern erreicht werden, indem man die 
Partnerschaft auf den engeren mitteldeutschen Wirtschaftsraum um die Oberzentren 
Halle und Leipzig konzentriert, in der keine der drei Landeshauptstädte Dresden141, Er-
furt142 und Magdeburg143 vertreten ist. Eine solche Kooperation würde verstärkt auf die 
Grenzsituation zwischen den drei mitteldeutschen Ländern fokussieren und ebenfalls 
eine Reihe von Konfliktthemen zumindest in ihrer Bedeutung innerhalb der Partner-
schaft abschwächen144 oder gänzlich auflösen145. Eine solche Konstellation dürfte im 
Moment die größten Erfolgsaussichten haben und auch die einzige Alternative darstel-
len, wenn weiterhin eine von der MKRO anerkannte Metropolregion in Mitteldeutsch-
land bestehen soll. 
                                             
141 Die Stadt Dresden hat ihren Rückzug aus der Partnerschaft bereits 2012 angekündigt und 
am 28.03.2013 auch über lokale Medien bestätigt (DNN vom 28.03.2013). Im Gemeinsamen 
Ausschuss vom 29.04.2013 in Leipzig wurde der Rücktritt offiziell vollzogen. 
142 Die Stadt Erfurt war nie offiziell Mitglied, sondern immer als Teil der ImPuls-Region durch die 
Stadt Jena vertreten worden. 
143 Die Stadt Magdeburg hat im Gemeinsamen Ausschuss vom 29.04.2013 in Leipzig in Abwe-
senheit ihres Oberbürgermeisters ihren Austritt aus der Metropolregion offiziell vollzogen. 
144 Das Thema Länderfusion wäre beispielsweise weiterhin brisant, jedoch würden die Interes-
senunterschiede innerhalb der Partnerschaft deutlich reduziert, da keine Landeshauptstädte 
mitwirken, die ihren Status gefährdet sehen. 
145 Der Konflikt um den Einbezug von Wirtschaftsakteuren könnte vergleichsweise schnell auf-
gelöst werden, indem eine enge Kooperation, perspektivisch auch eine organisatorische Zu-
sammenführung von Metropolregion Mitteldeutschland und Wirtschaftsinitiative für Mittel-
deutschland forciert wird. Die Kritiker einer solchen engeren Zusammenarbeit sind, mit Aus-
nahme der Stadt Chemnitz, nicht mehr in der Metropolregion vertreten. Organisatorische Vor-
bilder für eine solche Partnerschaft existieren bereits (vgl. Metropolregion Rhein-Neckar).     
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Beide Szenarien würden in jedem Fall auch die Chancen erhöhen, die Partnerschaft von 
einem Städtenetz zu einer Metropolregion weiterzuentwickeln, indem angrenzende 
bzw. verbindende Landkreise auch formal in die Kooperation einbezogen werden könn-
ten, ohne dass damit ein flächendeckender Ansatz für ein Territorium von drei Ländern 
verfolgt werden müsste.  
Handlungsoption A II: Länder nehmen zentrale Position in der Kooperation ein 
(Staatsvertrag) 
Die Handlungsoption A II basiert auf der Annahme, dass eine Reduktion von Kom-
plexität durch eine grundsätzlich veränderte Zusammensetzung auf Ebene der 
kommunalen Partner, wie in Handlungsoption I skizziert, nicht möglich oder nicht ge-
wollt ist bzw. die Metropolregion weiterhin ein Selbstverständnis hat, wonach grund-
sätzlich alle Akteure aus allen Teilgebieten der drei mitteldeutschen Länder in der 
Metropolregion mitwirken können und sollen. In diesem Fall wäre zu überlegen, die 
drei Länder in eine zentrale Position innerhalb der Partnerschaft zu bringen und die 
Zusammenarbeit in der Metropolregion nach dem Vorbild der Metropolregion Rhein-
Neckar auf Basis eines Staatsvertrages zu regeln. Damit bliebe zwar die grundsätzliche 
Interessenvielfalt auf kommunaler Ebene bestehen, jedoch würde man die 
Partnerschaft auf eine neue politische Grundlage stellen.  
Entscheidend wäre dabei, dass zentrale Konflikte der aktuellen Partnerschaft im Vorfeld 
eines Staatsvertrages thematisiert und abschließend behandelt werden, um eben diese 
Konflikte bestmöglich aus dem Tagesgeschäft der Metropolregion auszuklammern. 
Diese Handlungsoption scheint für das eben skizzierte Szenario eines weitestgehend 
flächendeckenden Ansatzes unabdingbar, aber auch im Rahmen einer ‚geschrumpften‘ 
Partnerschaft um die Oberzentren Leipzig und Halle scheint eine Unterstützung durch 
die drei mitteldeutschen Staatsregierungen ein Schlüssel zum Erfolg zu sein. Die alleinige 
und auch sehr wertvolle Unterstützung der jeweiligen Landesplanungen, das hat die 
Vergangenheit gezeigt, ist zu wenig, um eine vergleichbare politische Kraft zu entwi-
ckeln, wie man sie anderen deutschen Metropolregionen derzeit attestieren kann.  
Ein zweiter zusammenfassender Befund bezieht sich auf das institutionelle Design und 
die Interaktionsregeln der Metropolregion: 
B Das aktuelle institutionelle Design und die Interaktionsregeln der Partnerschaft bie-
ten derzeit kaum Optionen bezüglich des konstruktiven Umgangs mit der bestehen-
den Komplexität und den sich daraus ergebenden Interessenunterschieden und Kon-
flikten (vgl. Kapitel 5.2).
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Die Konsequenzen der Anwendung und Modifikation des aktuellen institutionellen De-
signs und der Interaktionsregeln der Partnerschaft wurden in Kapitel 5.2 aufgezeigt. 
Dabei ist deutlich geworden, dass die für Kooperationen in der deutschen Regionalent-
wicklung klassischen Strukturen und Regeln wenige Optionen zum Interessenausgleich 
und damit zur Konfliktlösung bieten. Die Ergebnisse eines durchgeführten Planspiels 
zum Interessenausgleich haben aber auch gezeigt, dass durch veränderte Rahmenbe-
dingungen die Handlungsfähigkeit einer Gruppe von Akteuren mit gegensätzlichen In-
teressen erhöht werden kann (vgl. Anhang I). Als Handlungsalternativen bezüglich des 
institutionellen Designs und der Interaktionsregeln bieten sich demnach folgende Opti-
onen an:  
Handlungsoption B I: Institutionelle Entkopplung durch formale Rechtsform (Design) 
Die Handlungsoption B I zielt darauf ab, die Handlungsfähigkeit der Geschäftsstelle 
und deren Mitarbeiter zu erhöhen, indem man die Metropolregion rechtlich und be-
züglich des operativen Geschäfts unabhängiger macht. Denkbar wäre die bereits in 
den Gremien der Metropolregion und teilweise in Kommunalparlamenten diskutierte 
Gründung eines Vereins, die jedoch gegenwärtig wiederholt zurückgestellt wurde. Im 
Rahmen einer diesbezüglichen Weiterentwicklung würde man das Personal arbeits-
rechtlich an die Metropolregion und nicht an eine Mitgliedskommune binden und 
somit auch formal eine größere Unabhängigkeit des Personals von einzelnen Mitglie-
dern sicherstellen. Zudem kann die Metropolregion dann als eigene Rechtsperson 
auftreten und beispielsweise Fördermittel direkt einwerben. Letztlich würde eine Ver-
einsgründung auf Basis von Stadtratsbeschlüssen erfolgen müssen, womit die 
kommunalpolitische und demokratische Legitimation gestärkt werden würde.  
Handlungsoption B II: Förderung von Wettbewerb und Paketlösungen 
(Interaktionsregeln) 
Eine stärkere institutionelle Unabhängigkeit der Metropolregion von ihren Mit-
gliedskommunen allein reicht jedoch nicht, um die identifizierten Schwierigkeiten der 
Handlungskoordination erfolgreich aufzulösen. Daher könnte in Kombination mit 
Handlungsoption B I eine Handlungsoption B II verfolgt werden, welche den be-
stehenden Wettbewerb unter den Kommunen zur Generierung von Projektideen 
nutzt (Projektewettbewerb). Damit würde man ein zentrales Problem polyzentrischer 
Partnerschaften, nämlich die Ungleichverteilung des Nutzens einzelner Projekte, als 
gegeben hinnehmen und auch Projekte mit ungleicher Nutzenverteilung 
akzeptieren, während man über Paketlösungen einen Ausgleich ermöglicht. Die 
Simulation eines solchen Ansatzes im Rahmen eines Planspiels hatte die Erkenntnis 
gebracht, dass es zum einen grundsätzlich möglich scheint, auf diesem Wege zu einer
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abgestimmten und von allen Akteuren akzeptierten Liste von Projekten zu gelangen. 
Zum anderen beinhaltete diese Liste einzelne Projekte mit einer klaren 
Ungleichverteilung des Nutzens, welche bei einer Behandlung als Einzelfall in der Regel 
zu einer Ablehnung durch einzelne Partner geführt hätte, im Paket jedoch 
mitbeschlossen wurde (vgl. Anhang I).  
Ein solches Vorgehen würde selbstverständlich nicht auf Grundsatzentscheidungen in-
nerhalb der Partnerschaft (zum Namen, zur Mitgliederstruktur etc.) anwendbar sein. 
Hierzu wäre nach wie vor Einstimmigkeit bzw. Konsens herzustellen, womit das Risiko 
von Blockaden bei diesen Entscheidungen unverändert hoch bliebe.  
Handlungsoption B III: Mehrheitsentscheidungen mit Stimmgewichtung 
(Interaktionsregeln)  
Handlungsoption B III zielt auf eine Neuregelung der Beschlussfassung ab. Demnach 
wäre denkbar, dass alle Beschlüsse oder ein Teil der Beschlüsse im Rahmen von 
Mehrheitsentscheidungen herbeigeführt werden. Die Handlungsfähigkeit der 
Kooperation würde damit ohne Zweifel erhöht. Das größte Risiko einer solchen 
Regeländerung bestünde darin, dass einzelne Partner mehrfach bzw. dauerhaft 
überstimmt werden und somit gegebenenfalls einen Ausstieg aus der Partnerschaft 
in Betracht ziehen würden. Die Erfahrungen aus anderen Kooperationen, aber auch 
aus den Beobachtungen zur Metropolregion Mitteldeutschland, zeigen jedoch, dass 
man sich dieser Gefahr grundsätzlich bewusst ist und allein deshalb bestrebt ist, keinen 
Partner dauerhaft zu übervorteilen. Um dieses Risiko weiter zu reduzieren, wäre es 
denkbar, dass man alternativ zu einer einfachen Mehrheitsregelung eine 
Stimmgewichtung vornimmt. Beispielsweise könnten Mehrheitsbeschlüsse auf Basis 
einer doppelten Mehrheit146 getroffen werden, wonach nicht nur die absolute 
Stimmenmehrheit von Bedeutung ist, sondern auch die Mehrheit der Bevölkerung der 
Metropolregion durch diese Stimmen repräsentiert sein muss.  
Ein dritter Befund bezieht sich auf den Einfluss von gemeinsamer Kooperationserfah-
rung und der Zukunftsbedeutung für einzelne Akteure: 
C Positive Effekte der gemeinsamen Kooperationserfahrung sind, insbesondere in den
    Arbeitsgremien der Metropolregion, erkennbar. Diese kamen aufgrund der ungelös-
    ten Konflikte in den politischen Gremien bisher jedoch nur unzureichend zur Geltung.
146 Ein entsprechender Vorschlag wurde bereits im Rahmen des MORO ‚Überregionale Partner-
schaften‘ an die politischen Spitzen herangetragen und zuletzt auch in den Gremien der Metro-
polregion diskutiert, aufgrund des Ausstiegs der Stadt Dresden jedoch vorerst nicht weiterver-
folgt. 
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Positive Effekte aufgrund der Bedeutung der Zukunft werden durch verleichsweise 
hohe Diskontierungsraten der politischen Akteure negiert (vgl. Kapitel 5.3). 
Die positiven Effekte einer gemeinsamen Kooperationserfahrung und der Einfluss der 
Zukunftsbedeutung wurden in Kapitel 5.3 herausgearbeitet. Es hat sich gezeigt, dass 
man in den Arbeitsgruppen der Metropolregion sowie im Lenkungsausschuss von der 
inzwischen langjährigen Zusammenarbeit profitiert und eine vergleichsweise hohe 
Handlungsfähigkeit erreicht hat. Auch auf politischer Ebene wurde, wie die politischen 
Spitzen selbst immer wieder betonen, schrittweise Vertrauen aufgebaut, jedoch erwar-
tungsgemäß in einem weit geringeren Umfang. Die personellen Wechsel in den Ober-
bürgermeisterämtern haben in der Vergangenheit immer wieder zu kleinen Brüchen 
geführt, vor allem weil neue Amtsinhaber tendenziell reserviert aufgetreten sind und 
eine Positionierung zur und Orientierung innerhalb der Metropolregion mitunter be-
achtliche Zeiträume in Anspruch nahmen147. Zudem hat der schrittweise Vollzug der 
räumlichen Erweiterung dazu geführt, dass immer wieder neue Partner hinzugekommen 
sind. Die Mitgliederstruktur und die räumliche Abgrenzung der Metropolregion waren 
ständigen Veränderungen unterworfen. Neben Vollmitgliedern gab es Akteure mit ei-
nem zeitlich begrenzten Gaststatus in den Gremien, während sich wieder andere Akteu-
re dauerhaft durch ein Vollmitglied vertreten ließen und eine eigene formale Mitglied-
schaft zu keiner Zeit anstrebten. Mit dem Austritt der Städte Dresden und Magdeburg 
im Jahr 2013 hat die Ungewissheit bezüglich der Partnerstruktur und der räumlichen 
Abgrenzung der Metropolregion weiterhin Bestand. Die ebenfalls noch nicht gelöste 
Frage des formalen Einbezugs von kleinen und mittleren Städten sowie von Landkreisen 
verstärkt diese Ungewissheit zusätzlich. Vor den genannten Hintergründen sind zwei 
Handlungsoptionen zu empfehlen: 
Handlungsoption C I: Sicherheit bei der Partnerstruktur und der räumlichen 
Abgrenzung 
Die Handlungsoption C I zielt darauf ab, durch Kontinuität bei der Zusammenarbeit 
das Vertrauen innerhalb der Partnerschaft zu stärken und die positiven Effekte einer 
gemeinsamen Kooperationserfahrung zu nutzen, um die Handlungsfähigkeit der 
Metropolregion zu erhöhen. Hierzu ist es notwendig, sich auf eine klare Partnerstruktur 
147 Zuletzt konnte dies am Beispiel der Stadt Halle beobachtet werden. Nach der Wahl des neu-
en Oberbürgermeisters Dr. Bernd Wiegand im Juli 2012 war bis zum Gemeinsamen Ausschuss 
am 29.04.2013 weder in der Oberbürgermeisterrunde noch innerhalb der eigenen Stadtverwal-
tung bekannt, wie sich der neue OB, nach dem Austritt von Dresden, bezüglich der Metropol-
region positionieren würde. Auch die im Jahr 2013 anstehenden Oberbürgermeisterwahlen in 
Chemnitz beeinflussen die Metropolregion, da auch hier eine klare Positionierung zu einem 
Verbleib oder Austritt aussteht und wohl erst nach der Wahl im Juni 2013 erfolgen dürfte.   
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und eine klare räumliche Abgrenzung der Partnerschaft zu verständigen. Diese sollten 
zumindest mittelfristig Bestand haben und damit für mehrere Jahre 
Planungssicherheit schaffen. Eine solche Handlungsempfehlung mag zunächst 
banal erscheinen, ist sie aber nicht. Zum einen war die Unsicherheit bezüglich 
dieser Aspekte ein wesentliches Hemmnis über den gesamten 
bisherigen Kooperationszeitraum, und zum anderen ist die Herbeiführung von 
Sicherheit in diesen Fragen alles andere als einfach.  
Dabei ist zunächst noch einmal die grundsätzliche Frage zu klären, ob die in der 
Partnerschaft verbliebenen Oberzentren bezüglich der formalen Mitgliedschaft an 
einem Städtenetz festhalten wollen und Mitgliedschaften von anderen Kommunen 
bzw. Landkreisen weiterhin ausgeschlossen sind, oder ob man beitrittswilligen Akteuren 
außerhalb der Oberzentren einen Beitritt grundsätzlich ermöglicht. Zudem scheint es 
unerlässlich, dass man sich vor dem Hintergrund der Austritte der Städte Dresden 
und Magdeburg und dem damit veränderten räumlichen Bezugsraum auch inhaltlich 
weiterentwickelt und strategisch neu aufstellt. Dabei kann an vielen bereits 
definierten Zielen und geplanten Aktivitäten festgehalten werden. Darüber hinaus 
eröffnen sich jedoch auch Chancen für eine Weiterentwicklung dieser Ziele bzw. für 
eine Fokussierung auf neue strategische Ziele und damit verbundene Aktivitäten. Mit 
Blick auf die Ergebnisse einer strategischen und inhaltlichen Diskussion sollte sich 
dann darauf verständigt werden, welche der aktuellen Mitgliedskommunen im 
Rahmen einer dann neu formierten Metropolregion Mitteldeutschland weiter 
miteinander kooperieren wollen und welche weiteren Gebietskörperschaften 
gegebenenfalls mit einbezogen werden sollten.  
Zudem scheint es ratsam, einen Zeitpunkt festzulegen (beispielsweise aller 5 Jahre), 
an dem die inhaltliche Ausrichtung, die Partnerstruktur und räumliche Abgrenzung 
der Metropolregion turnusmäßig evaluiert werden. Dabei wäre festzulegen, dass 
Veränderungen zu den genannten Punkten im Lichte dieser Evaluierungsergebnisse 
diskutiert werden können, vorher jedoch ausgeschlossen sind. Auf diese Weise 
könnte man ein großes Hemmnis der bisherigen Kooperation – die Unsicherheit – 
überwinden, Planungssicherheit schaffen und sich dennoch eine gewisse Flexibilität 
für gewünschte Weiterentwicklungen erhalten.  
Über die Ländervertreter im Gemeinsamen Ausschuss sollte zudem sichergestellt 
werden, dass diese neu formierte Partnerschaft im Zuge der Weiterentwicklung von 
Landesentwicklungsplänen und raumordnerischen Leitbildern die entsprechende 
Berücksichtigung findet und damit auch weiterhin eine landes- und bundespolitische 
Legitimation erfährt.  
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Handlungsoption C II: Stärkere politische Legitimierung auf Kommunal- und 
Landesebene 
Die Handlungsoption C II zielt darauf ab, die (Zukunfts-)Bedeutung auf politischer 
Ebene zu erhöhen und somit den vergleichsweise hohen, weil an Wahlzyklen 
gebundenen, persönlichen Diskontierungsraten der politischen Spitzen 
entgegenzuwirken. Die bisher sehr enge Kopplung von kurzfristigen Erfolgen und 
parlamentarischer Legitimation der Metropolregion hat wichtige institutionelle 
Reformen blockiert und die Kompromissbereitschaft der Stadtoberhäupter innerhalb 
der Partnerschaft reduziert. Teilweise wurden richtungsweisende Entscheidungen 
kurzerhand zurück gestellt, weil zu befürchten stand, dass im Zuge der 
parlamentarischen Diskussion um eine Einzelentscheidung die Metropolregion generell 
in Frage gestellt werden würde. Die Tatsache, dass das Thema Metropolregion bisher 
sehr stark an die Funktion des Stadtoberhauptes gebunden ist und von 
Parlamentariern entsprechend distanziert wahrgenommen wird, führt zu zwei 
unerwünschten Anreizen in Entscheidungsprozessen. Zum einen wird ein mittel- 
und langfristiger Nutzen eher kurzfristigen Gewinnen geopfert und zum anderen 
werden kommunalpolitische Interessen verhältnismäßig oft bzw. im Zweifel über 
regionale Interessen gestellt.  
Beide Anreize sind ein fester Bestandteil kommunalpolitischen Handelns und nur 
schwer überwindbar. Dennoch scheint es ratsam, mit Hilfe von Beschlüssen in 
Kommunal- und Landesparlamenten die politische Legitimation der Metropolregion 
weiter zu stärken, um diesen Anreizen zumindest etwas entgegenzuwirken. 
Teilweise, zum Beispiel in Leipzig, ist dieser Schritt bereits vollzogen. Damit 
verbunden ist unter anderem der aus regionaler Sicht wünschenswerte Effekt, dass 
seitens der politischen Spitze Reformen innerhalb der Metropolregion aktiv 
vorangetrieben werden und der Oberbürgermeister Leipzigs diesbezüglich auf 
Grundlage kommunalpolitischer Beschlüsse agiert anstatt Reformen in Antizipation 
parlamentarischer Kritik selbst zurückzustellen. Andere Städte, beispielsweise Halle, 
waren vor dem Austritt Dresdens und Magdeburgs diesbezüglich bereits auf einem 
guten Weg. Dennoch ist die parlamentarische Verankerung der Partnerschaft in vielen 
kommunalen Parlamenten, insbesondere aber auf Landesebene noch zu gering.  
Ein klares, möglichst langfristiges Bekenntnis von Kommunal- und 
Landesparlamenten zur Metropolregion und eine darauf basierende Bindung der 
politischen Spitzen und jeweiligen Verwaltungen böten demnach gute Chancen die 
politische Handlungsfähigkeit der Metropolregion weiter zu erhöhen. Wenngleich dies 
gerade mit Blick auf den bisherigen Kooperationsverlauf und der Kritik an der 
Metropolregion Mitteldeutschland nicht ohne Weiteres umzusetzen ist, ist dieser Weg
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alternativlos, wenn man über das aktuelle Kooperationsstadium hinaus eine 
höhere Schlagkraft entwickeln und auf Augenhöhe mit den anderen Europäischen 
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Quellenverzeichnis zur Metropolregion Mitteldeutschland 
a) Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses und des Lenkungsausschusses der
Metropolregion Mitteldeutschland
Nachfolgend sind alle Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses und des Lenkungsaus-
schusses chronologisch aufgelistet, dessen Protokolle und Sitzungsunterlagen zur Erstel-
lung des empirischen Teils ausgewertet wurden. Zu den weiteren Sitzungsunterlagen 
zählen unter anderem Einladungsschreiben, Tagesordnungen, Beschlussvorlagen, Prä-
sentationen, Pressemitteilungen und Tätigkeitsberichte. 
Zitate im Text stammen, wenn nicht anders angegeben, aus den Protokollen der jewei-
ligen Sitzungen und werden mit einen Kürzel (z. B. LA/10/01/2005) belegt, auf dessen 
Basis die dazugehörige Sitzung aus der unten aufgeführten Liste zugeordnet werden 
kann (hier: Sitzung AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck am 10.01.2005 in Leipzig).  
Die Namen der Gremien wurden bis zur kontinuierlichen Verwendung der Namen ‚Len-
kungsausschuss‘ und ‚Gemeinsamer Ausschuss‘ immer wieder unterschiedlich in den 
Protokollen festgehalten (z. B. AG Metropolregion, AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck 
oder AG Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck). Zur besseren Lesbarkeit und 
Übersichtlichkeit wurden alle Sitzungen der Vorgängergremien des Lenkungsausschus-
ses im Jahr 2005 ebenfalls mit ‚LA‘ abgekürzt und in der ausgeschriebenen Bezeichnung 
jeweils als Sitzungen der AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck bezeichnet.  
Gremiensitzungen im Jahr 2005 
LA/10/01/2005: Sitzung AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck am 10.01.2005 in Leipzig 
LA/07/07/2005: Sitzung AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck am 07.07.2005 in Chemnitz 
LA/07/09/2005: Sitzung AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck am 07.09.2005 in Halle 
LA/17/10/2005: Sitzung AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck am 17.10.2005 in Leipzig 
GA/04/11/2005: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 04.11.2005 in Leipzig 
LA/21/11/2005: Sitzung AG Halle/Leipzig-Sachsendreieck am 21.11.2005 in Dresden 
Gremiensitzungen im Jahr 2006 
LA/23/01/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 23.01.2006 in Chemnitz 
LA/22/03/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 22.03.2006 in Zwickau 
LA/03/05/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 03.05.2006 in Leipzig 
LA/21/06/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 21.06.2006 in Halle 
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LA/06/09/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 06.09.2006 in Leipzig 
GA/18/09/2006: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 18.09.2006 in Halle 
LA/18/10/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 18.10.2006 in Dresden  
LA/14/12/2006: Sitzung Lenkungsausschuss am 14.12.2006 in Jena 
Gremiensitzungen im Jahr 2007 
LA/01/02/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 01.02.2007 in Chemnitz 
LA/27/03/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 27.03.2007 in Chemnitz 
LA/11/05/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 11.05.2007 in Leipzig 
LA/18/06/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 18.06.2007 in Halle  
GA/02/07/2007: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 02.07.2007 in Leipzig  
LA/18/07/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 18.07.2007 in Dresden 
LA/20/09/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 20.09.2007 in Erfurt 
LA/29/10/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 29.10.2007 in Dessau-Roßlau 
LA/26/11/2007: Sitzung Lenkungsausschuss am 26.11.2007 in Chemnitz 
GA/06/12/2007: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 06.12.2007 in Leipzig  
Gremiensitzungen im Jahr 2008 
LA/09/01/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 09.01.2008 in Leipzig 
LA/27/02/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 27.02.2008 in Zwickau 
LA/03/04/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 03.04.2008 in Magdeburg 
GA/15/04/2008: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 15.04.2008 in Chemnitz 
LA/12/06/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 12.06.2008 in Dresden 
LA/14/08/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 14.08.2008 in Chemnitz 
LA/18/09/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 18.09.2008 in Weimar 
GA/10/10/2008: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 10.10.2008 in Leipzig 
LA/20/11/2008: Sitzung Lenkungsausschuss am 20.11.2008 in Halle 
Gremiensitzungen im Jahr 2009 
LA/13/01/2009: Sondersitzung Lenkungsausschuss am 13.01.2009 in Chemnitz 
GA/22/01/2009: Sondersitzung Gemeinsamer Ausschuss am 22.01.2009 in Chemnitz 
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LA/05/03/2009: Sitzung Lenkungsausschuss am 05.03.2009 in Gera 
LA/27/04/2009: Workshop Lenkungsausschuss zur „Konstituierung/Namensfindung 
Metropolregion Sachsendreieck“ am 27.04.2009 in Dresden 
GA/27/05/2009: Gemeinsamer Ausschuss am 27.05.2009 in Chemnitz 
LA/02/07/2009: Sitzung Lenkungsausschuss am 02.07.2009 in Zwickau 
LA/10/09/2009: Workshop Lenkungsausschuss am 10.09.2009 in Halle 
LA/22/10/2009: Workshop Lenkungsausschuss am 22.10.2009 in Leipzig 
GA/20/11/2009: Gemeinsamer Ausschuss am 20.11.2009 in Chemnitz 
Gremiensitzungen im Jahr 2010 
LA/22/01/2010: Sitzung Lenkungsausschuss gemeinsam mit der AG Wirtschaft und 
Wissenschaft am 22.01.2010 in Halle 
GA/11/02/2010: Gemeinsamer Ausschuss am 11.02.2010 in Chemnitz 
LA/09/07/2010: Sitzung Lenkungsausschuss am 09.07.2010 in Dresden 
GA/30/08/2010: Gemeinsamer Ausschuss am 30.08.2010 in Dresden 
LA/24/09/2010: Sitzung Lenkungsausschuss am 24.09.2010 in Halle 
Gremiensitzungen im Jahr 2011 
LA/17/02/2011: Sitzung Lenkungsausschuss am 17.02.2011 in Leipzig 
GA/06/04/2011: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 06.04.2011 in Dresden 
LA/05/05/2011: Sitzung Lenkungsausschuss am 05.05.2011 in Jena 
LA/21/11/2011: Sitzung Lenkungsausschuss am 21.11.2011 in Zwickau 
GA/16/12/2011: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 16.12.2011 in Halle 
Gremiensitzungen im Jahr 2012 
LA/08/02/2012: Sitzung Lenkungsausschuss am 08.02.2012 in Leipzig 
GA/02/03/2012: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 02.03.2012 in Jena 
LA/23/04/2012: Sitzung Lenkungsausschuss am 23.04.2012 in Leipzig 
GA/13/06/2012: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 13.06.2012 in Leipzig 
LA/25/09/2012: Sitzung Lenkungsausschuss am 25.09.2012 in Leipzig 
GA/02/11/2012: Sitzung Gemeinsamer Ausschuss am 02.11.2012 in Leipzig 
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b) Weitere Dokumente zur Metropolregion Mitteldeutschland
Über die Sitzungsunterlagen hinaus wurden zur Auswertung weitere Dokumente und 
Informationsquellen herangezogen. Hierzu zählen neben Produkten der Metropolregion 
(z. B. Flyer, Ausstellungen, Konzepte, Präsentationen, Ausschreibungen) auch Brief-
wechsel zwischen den beteiligten Partnern, Stadtratsbeschlüsse zur Metropolregion, 
Reden und Pressemitteilungen durch politische Vertreter sowie Presseberichte zur Met-
ropolregion. 
Angebotsaufforderung zur Überarbeitung des Internetauftritts für die Metropolregion 
Sachsendreieck. 
Beitrag der Metropolregion Sachsendreieck zur Publikation des IKM zum Thema 
Governance (Entwurf vom 23.05.2007). 
Konzept zur ersten Metropolregionskonferenz 2007 vom 23.07.2007 (Diskussionsent-
wurf). 
Kooperationsvereinbarung zwischen der Wirtschaftsinitiative Mitteldeutschland und der 
Metropolregion Sachsendreieck vom 18.06.2007 (Entwurf). 
Kooperationsvereinbarung zwischen der Wirtschaftsinitiative Mitteldeutschland und der 
Metropolregion Sachsendreieck vom 29.06.2007 (Neuer Entwurf). 
Messeübersicht 2007 Metropolregion Sachsendreieck/Mitteldeutschland (Stand 
04.05.2007). 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2005): Handlungskonzept. April 2005. 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2006): Geschäftsordnung der Metro-
polregion. unveröffentlicht. 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2007a): Report Auftaktkonferenz. 15. 
November 2007 in Leipzig. Hausdruckerei Stadt Leipzig. 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2007b): Medieninformation. Die Ge-
schäftsstelle Metropolregion Sachsendreieck und die Stadt Leipzig informieren: Konfe-
renz der Metropolregion Sachsendreieck. Leipzig 15.11.2007. 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2007c): Ausstellungskonzept der Met-
ropolregion Sachsendreieck. 
Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2009): „Metropolregion präsentiert sich 
als Solarstandort im EU-Parlament in Straßburg vom 04. bis zum 07.05.09. Empfang am 
06.05.09, 18 Uhr, mit Frau Oberbürgermeisterin Ludwig“. Geschäftsstelle der Metropo-
lregion Sachsendreieck. 04. Mai 2009. Pressemitteilung. 
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Dresdner Neuste Nachrichten (2013): Dresden kehrt Metropolregion den Rücken. Hil-
bert kritisiert Fokus auf Raum Halle/Leipzig. Ausgabe vom 28.03.2013.  
Protokoll zum Abstimmungstreffen zum gemeinsamen Auftritt der Städte Chemnitz, 
Dresden, Halle und Leipzig als Metropolregion zur EXPO REAL 2006 am 16.05.2006 in 
Chemnitz. 
Stadt Dresden (2011): Schreiben von Bürgermeister Vogel an Oberbürgermeister Jung 
zum gemeinsamen EXPO REAL-Auftritt vom 15.05.2006. 
SPD-Fraktion Leipzig (2011): Rede zur Vorlage „Mitwirkung der Stadt Leipzig in der 
Metropolregion Mitteldeutschland“. Ratsversammlung, am 20. April 2011. Redner: 
Heiko Bär, wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion.
Stadt Leipzig (2006): Schreiben von Oberbürgermeister Jung an Bürgermeister Vogel 
zum gemeinsamen EXPO REAL-Auftritt vom 15.06.2006. 
Stadt Leipzig (2011): Ratsbeschluss vom 20.04.2011 (Beschluss-Nr.: BS/ RBV-772/11/) 
zur Drucksache Nr. V/1162 Mitwirkung der Stadt Leipzig in der Metropolregion Mittel-
deutschland. 
Stadt Leipzig & Metropolregion Halle/Leipzig-Sachsendreieck (2007): Leipzig > Met-
ropolregion >, Transformation von Stadt und Region. Druckerei Henning. Markklee-
berg. 
c) Übersicht zu durchgeführten Interviews
Von 2005 bis 2012 wurden im Rahmen der teilnehmenden Beobachtung der Metro-
polregion kontinuierlich Gespräche (z. B. im Vorfeld, am Rande oder im Nachgang von/
zu Gremiensitzungen) zu Beschlüssen, Hintergründen, Planungen etc. mit den beteilig-
ten Akteuren geführt. Die in diesem Zusammenhang gewonnenen Erkenntnisse sind 
in den empirischen Teil der Arbeit eingeflossen und stellen eine unverzichtbarere, 
bezüglich der Interpretation oftmals die entscheidende, Informationsquelle dar.
Darüber hinaus wurden in den Jahren 2009 und 2010 längere Einzelgespräche148 mit 
verschiedenen kommunalpolitischen Spitzen und Verwaltungsmitarbeitern auf Landes- 
und Bundesebene geführt, dessen Ergebnisse protokollarisch festgehalten wurden und 
148 Die Interviews fanden im Rahmen des Modellvorhabens der Raumordnung ‚Überregionale 
Partnerschaften‘ statt. Die Interviews wurden als persönliche Treffen in der jeweiligen Stadt 
durchgeführt. Im Fall von Dessau-Roßlau, Magdeburg und Weimar konnte eine persönliche 
Anwesenheit nicht abgesichert werden. Diese Interviews wurden durch einen anderen Mitarbei-
ter des MORO-Projektteams durchgeführt. Die Protokolle der drei Gespräche standen für die 
Auswertung zur Verfügung. 
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ebenfalls in die Arbeit eingeflossen sind. Die Gespräche dauerten zwischen 30 und 
135 Minuten, im Durchschnitt 70 Minuten. Nachfolgend werden die Ge-
sprächstermine und -partner alphabetisch (Name der Gebietskörperschaft) aufgelis-
tet. Zur Wahrung der Vertraulichkeit wurde im Text eine Codierung (z. B. „INT 1“) 
vorgenommen, sodass die zitierten Aussagen nicht personenspezifisch zugeordnet 
werden können. 
• Interview mit einem Vertreter des Burgenlandkreises am 02.06.2009 in Naumburg.
• Böhm, Thomas – Leiter der Wirtschaftsförderung des Burgenlandkreises.
• Interview mit einem Vertreter der Stadt Chemnitz am 30.06.2009 in Chemnitz.
• Ludwig, Barbara – Oberbürgermeisterin der Stadt Chemnitz, Vorsitzende des 
Gemeinsamen Ausschusses der Metropolregion von 2008 – 2010.
• Interview mit Vertretern der Stadt Dessau-Roßlau am 29.04.2009 in Dessau-Roßlau.
• Koschig, Clemens – Oberbürgermeister der Stadt Dessau-Roßlau.
• Hantusch, Joachim – Beigeordneter für Wirtschaft und Stadtentwicklung.
• Interview mit einem Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung der Bundesrepublik Deutschland am 02.12.2010 in Berlin.
• Sinz, Manfred – Ministerialdirigent im BMVBS, Leiter der Gruppe Raumordnung.
• Interview mit einem Vertreter der Stadt Dresden am 19.11.2009 in Dresden.
• Orosz, Helma – Oberbürgermeisterin der Stadt Dresden, Vorsitzende des 
Gemeinsamen Ausschusses der Metropolregion von 2010 – 2012.
• Interview mit Vertretern der Stadt Erfurt am 13.07.2009 in Erfurt.
• Bausewein, Andreas – Oberbürgermeister der Stadt Erfurt.
• Börsch, Paul – Leiter des Amtes für Stadtentwicklung und Stadtplanung.
• Schacher, Christina – Mitarbeiterin des Amtes für Stadtentwicklung und 
Stadtplanung.
• Interview mit Vertretern der Stadt Gera am 11.05.2009 in Gera.
• Vornehm, Nobert Dr. – Oberbürgermeister der Stadt Gera.
• Interview mit Vertretern der Stadt Halle am 28.05.2009 in Halle.
• Szabados, Dagmar – Oberbürgermeisterin der Stadt Halle.
• Richter, Stefan – persönlicher Referent der Oberbürgermeisterin.
• Interview mit Vertretern der Stadt Jena am 14.04.2009 in Jena. 
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• Schröter, Albrecht Dr. – Oberbürgermeister der Stadt Jena, Vorsitzender des 
Gemeinsamen Ausschusses der Metropolregion ab Mai 2012. 
• Heinze, Barbara – Teamleiterin im Fachdienst Stadtentwicklung. 
• Interview mit Vertretern der Stadt Leipzig am 18.05.2009 in Leipzig.
• Jung, Burkhard – Oberbürgermeister der Stadt Leipzig, Vorsitzender des Gemein-
samen Ausschusses der Metropolregion von 2006 – 2008.
• Zur Nedden, Martin – Bürgermeister und Beigeordneter für Stadtentwicklung und 
Bau
• Wölpert, Reinhard – Stellvertretender Leiter des Stadtplanungsamtes, zeitweise 
Geschäftsstellenleiter der Metropolregion Sachsendreieck bzw. Metropolregion 
Mitteldeutschland.
• Interview mit Vertretern der Stadt Magdeburg am 29.04.2009 in Magdeburg.
• Trümper, Lutz Dr. – Oberbürgermeister der Stadt Magdeburg. 
• Interview mit Vertretern der Stadt Naumburg am 05.06.2009 in Naumburg.
• Küper, Bernward – Oberbürgermeister der Stadt Naumburg. 
• Interview mit Vertretern der Stadt Plauen am 29.07.2009 in Plauen. 
• Oberdorfer, Ralf – Oberbürgermeister der Stadt Plauen.
• Sorger, Eckhard – Beauftragter für Wirtschaftsförderung und Stadtmarketing.
• Stempell, Alexander – Mitarbeiter im Bereich Wirtschaftsförderung.
• Interview mit Vertretern des Sächsischen Staatsministeriums des Innern am 
15.11.2010 in Dresden.
• Hegewald, Margit – Leiterin des Referats Landes- und Regionalplanung im Säch-
sischen Staatsministeriums des Innern.
• Glantz, Christian – Mitarbeiter im Referat Landes- und Regionalplanung im Säch-
sischen Staatsministeriums des Innern. 
• Interview mit einem Vertreter des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
am 13.08.2009 in Pirna. 
• Geisler, Michael – Landrat des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge.
• Interview mit Vertretern der Stadt Weimar am 05.05.2009 in Weimar.  
• Wolf, Stefan – Oberbürgermeister der Stadt Weimar. 
• Hafner, Till – Referent für Wirtschaft und Hochschulen. 
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• Bartsch, Robert Dr. – Mitarbeiter im Amt für Stadtentwicklung/Abteilung Stadt-
planung. 
• Interview mit Vertretern der Stadt Zwickau am 16.04.2009 in Zwickau.
•  Findeiß, Pia Dr. – Oberbürgermeisterin der Stadt Zwickau.  
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AG  Arbeitsgruppe 
AZI  Akteurzentrierter Institutionalismus 
BBR Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
BBSR Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
BfLR Bundesanstalt für Landeskunde und Raumforschung 
BMBau  Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
BMBF  Bundesministerium für Bildung und Forschung 
BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
CDU  Christlich Demokratische Union Deutschlands 
DDR  Deutsche Demokratische Republik 
EU  Europäische Union 
EUREK  Europäisches Raumentwicklungskonzept 
FDP  Freie Demokratische Partei  
FH  Fachhochschule  
GA  Gemeinsamer Ausschuss 
HARA  Raumordnungspolitischer Handlungsrahmen 
IHK Industrie und Handelskammer 
IKM Interaktivkreis Europäischer Metropolregionen in Deutschland 
INT  Interview 
LA  Lenkungsausschuss 
LEP  Landesentwicklungsplan 
LIZ  Leipziger Internetzeitung  
MBV Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt 
MKRO Ministerkonferenz für Raumordnung 
MORO Modellvorhaben der Raumordnung 
OB  Oberbürgermeister 
ORA  Raumordnungspolitischer Orientierungsrahmen 
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PG  Persönliches Gespräch 
REFINA Forschung für die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und ein 
nachhaltiges Flächenmanagement 
REK  Regionales Entwicklungskonzept 
ROKO  Raumordnungskommission 
SMUL Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft 
SPD  Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
SQ  Status quo 
TEN  Transeuropäische Netze 
TOP  Tagesordnungspunkt 
VW  Volkswagen 
WIM Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland 
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Anhang I:  Dokumentation des Planspiels zum Interessenausgleich im Rahmen des 
             Modellvorhabens der Raumordnung ‚Überregionale Partnerschaften‘. 
Anhang II: Interviewleitfaden für Gespräche mit den politischen Spitzen der Metropol-   
region am Beispiel der Stadt Leipzig. 
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Anhang I  Dokumentation des Planspiels zum Interessenausgleich im Rahmen des 
Modellvorhabens der Raumordnung ‚Überregionale Partnerschaften‘ 
------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Die nachfolgende Dokumentation des Planspiels ist dem Endbericht zum Modellvorha-
ben der Raumordnung ‚Überregionale Partnerschaften – Innovative Projekte zur regio-
nalen Kooperation, Vernetzung und gemeinsamen großräumigen Verantwortung‘ zur 
Modellregion ‚Metropolregion Mitteldeutschland‘ entnommen (vgl. WIECHMANN ET AL. 
2010: 124 ff.): 
Ausgangssituation in der überregionalen Partnerschaft und Konzeption des Planspiels 
Der polyzentrale Charakter der Überregionalen Partnerschaft führte in der Vergangen-
heit dazu, dass mögliche gemeinsame Projekte und Initiativen die Interessen der Partner 
unterschiedlich berührten und einen unterschiedlichen Nutzen für die Beteiligten erwar-
ten ließen. Bisher können die Partner auf kein Instrument oder Verfahren zurückgreifen, 
das einen Ausgleich der divergierenden Interessenlagen ermöglicht bzw. erleichtert. Im 
Ergebnis wurden immer wieder Projekte verschoben oder nicht weiter verfolgt. Auch in 
Zukunft wird die Partnerschaft vor der Situation stehen, dass Projekte einen kollektiven 
Nutzen für die Region erzielen, der individuelle Nutzen jedes einzelnen Partners dabei 
aber sehr unterschiedlich sein wird. Ziel des Planspiels war es daher, diese Konfliktsitua-
tion zu simulieren und Optionen zu deren Lösung zu testen.  
Bei der Konzeption des Planspiels standen zwei Aspekte im Mittelpunkt. Zum einen soll-
te eine möglichst realitätsnahe Situation zum Interessenausgleich simuliert werden. Da-
her wurde sich bezüglich des Verhandlungsgegenstandes, der Zusammensetzung der 
Gremien und dem Modus der Entscheidungsfindung stark an der aktuellen Situation in 
der Metropolregion orientiert. Zugleich wurden bereits darüber hinaus Akteure aus der 
‚Überregionalen Partnerschaft‘ beteiligt, die derzeit noch ohne Stimmrecht und vor al-
lem auf Projektbasis im Rahmen der Metropolregion aktiv sind, einbezogen. Hierzu zäh-
len unter anderem Vertreter der Regionalplanungen oder z.B. die Wirtschaftsinitiative 
für Mitteldeutschland. 
Zum anderen sollte das Planspiel in die Zukunft gerichtet sein. Daher wurde die Simula-
tion in den Rahmen einer Vorbereitung auf die zukünftige EU-Förderperiode ab 2014 
gestellt, in dem die Metropolregion Mitteldeutschland als Institution direkter Ansprech-
partner der EU bei der Umsetzung von Programmen und Projekten ist und Grundlagen 





Im Rahmen des Planspiels wurde eine für die Partnerschaft typische Konfliktsituation 
konzipiert. Demnach hatten die Verhandlungspartner im Wesentlichen drei verschiede-
ne Konflikte zu lösen – einen finanziellen, einen thematischen und einen räumlichen.  
So standen dem, von den Akteuren im ersten Schritt selbst festgelegten, Budget für die 
Jahre 2014 und 2015 in Höhe von 1,75 Millionen Euro Projektevorschläge von insge-
samt ca. 4,5 Millionen Euro gegenüber. Diese Diskrepanz war vorgesehen, um eine Pri-
orisierung bzw. Streichung von Projekten zu erzwingen. 
Zudem waren alle Projekte fünf thematischen Schwerpunkten zugeordnet, die den der-
zeitigen Arbeitsgruppen der Metropolregion entsprechen und vor allem von den jewei-
ligen AG-Leitern mit dem Ziel vertreten werden sollten, möglichst viele Projekte aus der 
eigenen Arbeitsgruppe zu beschließen.  
Letztlich hatten alle Projekte sehr unterschiedliche punktuelle, lineare oder flächenhafte 
räumlich Bezüge und somit einen sehr unterschiedlichen Nutzen für die beteiligten Part-
ner (z.B. Ausbau Magdeburger Hafen, Bahnstrecke Berlin-Dresden-Prag, MORO zur 
Daseinsvorsorge im ländlichen Raum).  
Gewählte Rahmenbedingungen  
Die externen Rahmenbedingungen wurden so gewählt, dass die Partnerschaft nur im 
Falle einer Einigung finanzielle Unterstützung durch die EU im Rahmen eines Struk-
turfonds erhält. 
Im Unterschied zur bisherigen Praxis, wonach über jedes Projekt einzeln und im Rah-
men der jährlichen Finanzplanung entschieden wurde, hatten die Partner die Möglich-
keit alle Projekte und thematischen Schwerpunkte gemeinsam zu verhandeln und „Pa-
kete zu schnüren“. Zudem wurde der Partnerschaft über die Einrichtung eines Struk-
turfonds eine hohe zeitliche Flexibilität bei der Verwendung der Mittel eingeräumt. So 
konnte frei darüber entschieden werden, wann mit welchen Projekten innerhalb der 
ersten beiden Jahre (2014 und 2015) begonnen werden soll oder ob verschiedene 
Themen gegebenenfalls erst im weiteren Verlauf der Förderperiode (ab 2016 bis 2020) 
bearbeitet werden sollen.  
Weiterhin bot der simulierte Strukturfondsansatz die Möglichkeit, jedes Projekt entwe-
der mit einem Zuschuss, über ein Darlehen oder durch eine Kombination von beiden zu 
fördern. Dabei sollte der Darlehensanteil wieder in den Fonds zurückfließen und der 
Partnerschaft erneut zur Verfügung stehen. 
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Spielbeschreibung laut Planspielkarte (für alle Akteure gleich) 
Wir haben das Jahr 2013. Ab dem kommenden Jahr (2014) plant die EU einen Teil der 
Strukturfondsmittel im Rahmen eines Sonderprogramms „Stärkung funktionaler Stadt-
regionen und Stadt-Land-Partnerschaften“ auszureichen. Das Programm dient der Ko-
finanzierung von Projekten, die im Rahmen einer freiwilligen Kooperation zwischen 
städtischen und ländlichen Räumen den territorialen Zusammenhalt stärken und die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Stadtregionen erhöhen.  
Die Metropolregion Mitteldeutschland hat einen Verein gegründet, um als formal orga-
nisierte Partnerschaft Mittel aus dem Programm beantragen zu können. Nach Abschluss 
der Verhandlungen zwischen Ländern, Bund und EU stehen der Metropolregion für den 
Zeitraum 2014 bis 2020 insgesamt acht Millionen Euro im Rahmen eines regionalen 
Strukturfonds zur Verfügung. Diese setzten sich aus sechs Millionen Euro (75%) Zu-
schuss aus der EU-Strukturförderung und zwei Millionen Euro (25%) Kofinanzierung 
aus Eigenmitteln der Metropolregion zusammen.  
Der Mitteleinsatz ist nicht an Haushaltszyklen gebunden, sondern kann über die gesam-
te Förderperiode 2014 bis 2020 eingesetzt werden. Die aus dem Fonds zur Verfügung 
stehenden Mittel können als einmalige Zuschüsse oder revolvierend (die Mittel fließen 
in den Fonds zurück) eingesetzt werden. Revolvierend eingesetzte Mittel stehen nach 
deren Rückfluss in den Fonds der Metropolregion erneut zur Verfügung. 
Als Voraussetzung für die Einrichtung des Fonds müssen die begünstigten Partnerschaf-
ten im Vorfeld der Förderperiode ein Operationelles Programm erarbeiten. In diesem 
sind einerseits die strategischen Prioritäten (Schwerpunkte, Handlungsfelder) für die 
gesamte Förderperiode sowie der konkrete Mitteleinsatz (Projekte) in den ersten zwei 
Jahren festzulegen. Das operationelle Programm ist in Deutschland mit den beteiligten 
Bundesländern abzustimmen und fristgerecht bei zuständigen nationalen und europäi-
schen Programmverwaltungssekretariaten einzureichen. 
Konkrete Aufgabenstellung laut Planspielkarte (für alle Akteure gleich): 
Aufgabe im Rahmen der Sitzung des erweiterten Lenkungsausschusses ist es, die 
Grundlagen für ein operationelles Programm für die Metropolregion Mitteldeutsch-
land zu erarbeiten und zu beschließen. Die Metropolregion Mitteldeutschland ist als 
formal organisierte Partnerschaft mit eigener Rechtsform (Vereinsgründung im Jahr 
2012) und einem legitimierten überregionalen Entscheidungsgremium (Gemeinsamer 
Ausschuss) berechtigt, das Operationelle Programm zu erarbeiten und bei den Pro-
grammverwaltungssekretariaten einzureichen.  
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Daher hat die Geschäftsstelle der Metropolregion ihre Mitglieder und Partner dazu auf-
gerufen entsprechende Projektvorschläge einzureichen. Diese sollen der inhaltlich-
strategischen Ausrichtung der Metropolregion folgend auf die Schwerpunkte Wirt-
schaft- und Wissenschaft, Verkehr, Kultur, Familienfreundlichkeit und Governance 
fokussiert sein. Im Ergebnis liegt nun eine Übersicht zu allen Projektvorschlägen149 vor, 
welche die Grundlage für Verhandlungen zum Operationellen Programm der Metropol-
region in einer erweiterten Sitzung des Lenkungsausschusses ist. Darüber hinaus können 
in der Sitzung selbst weitere Projektvorschläge eingebracht werden.  
Im Rahmen einer ganztägigen Sitzung des erweiterten Lenkungsausschusses der Met-
ropolregion (am 11. Mai) soll ein abgestimmter Vorschlag zum Operationellen Pro-
gramm der Metropolregion erarbeitet werden, welcher später dem Gemeinsamen Aus-
schuss zum Beschluss vorgelegt werden und folgende Festlegungen enthalten soll: 
1. Die prozentuale Verteilung der Mittel auf die fünf Schwerpunkte für die gesamte
Förderperiode 2014-2020,
2. Die Höhe der Inanspruchnahme der Fondsmittel in den Jahren 2014 und 2015,
3. Die Projekte, die in den ersten beiden Jahren 2014 und 2015 umgesetzt werden
sollen.
Tagesordnung des erweiterten Lenkungsausschusses der Metropolregion Mittel-
deutschland laut Planspielkarte (für alle Akteure gleich) 
zz) Wann? aaa) Was? bbb) Wer? 
ccc) 10.00
– 10.20
ddd) Begrüßung und Einführung in
das Planspiel Rückfragen durch die
Teilnehmer
eee) Wiechmann/Egermann  
Plenum 
fff) 10.20 – 
10.30 
ggg) Sitzungseröffnung/Ziel der Sit-
zung 
hhh) Leiter der Geschäfts-
stelle 
iii) 10.30 – 
12.15
jjj) Meinungsbildung, Strategie-




mmm) Mittagspause nnn) 
149 Die fiktive Projektliste zum Planspiel mit Angaben zu Projektinhalten, -kosten, -dauer und 
der Finanzierungsart ist dem Endbericht als Anhang beigefügt. 
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ooo) 12.45 
– 13.15
ppp) Vorstellung der Ergebnisse der 
Arbeitsgruppen 
qqq) Vertreter der Arbeits-
gruppen 
rrr) 13.15 – 
15.00 





vvv) Kaffeepause www) 
xxx) 15.10
– 16.00
yyy) Reflektion des Planspiels/Diskus-




Zu besetzende Rollen laut Planspielkarte  
Rolle im Planspiel Besetzung der Rollen 
1 Vertreter der Stadt Chemnitz Herr Michalla 
2 Vertreter der Stadt Dessau-Roßlau Frau Heinze 
3 Vertreter der Stadt Dresden Herr Hermann 
4 Vertreter der Stadt Erfurt Frau Schacher 
5 Vertreter der Stadt Gera Herr Kaniß 
6 Vertreter der Stadt Halle Herr Besch-Frotscher 
7 Vertreter der Stadt Jena Herr Poschmann 
8 Vertreter der Stadt Leipzig Herr Wölpert 
9 Vertreter der Stadt Magdeburg Herr Kubisch 
10 Vertreter der Stadt Weimar Herr Dr. Bartsch 
11 Vertreter der Stadt Zwickau Herr Pfefferkorn / Herr Ziesler 
12 Vertreter des SMI Herr Glantz 
13 Vertreter des TMBLV  Herr Dr. Kilz 
14 Vertreter des MLV Frau Edlich (IÖR) 
15 Geschäftsführer der Metropolregion Herr Kubsch 
16 Leiter der AG Verkehr Herr Dietrich 
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17 Leiter der AG Kultur Herr Tautz 
18 Leiter der AG Wirtschaft & Wissenschaft Frau Mettig 
19 Leiter der AG Familienfreundlichkeit Herr Opitz 
20 Leiter der AG Überregionale Kooperation Herr Holzweißig 
21 Vertreter der Regionalplanung Sachsen Frau Herrmann 
22 
Vertreter der Regionalplanung Sachsen-
Anhalt 
Frau Pforte 
23 Vertreter der Regionalplanung Thüringen Herr Ortmann 
24 
Geschäftsführer der Wirtschaftsinitiative für 
Mitteldeutschland 
Herr Leonhardt (TUD) 
Die Besetzung der Rollen erfolgte in der Regel mit den tatsächlichen Vertretern aus den 
beteiligten Institutionen. Für jede der vierundzwanzig Rollen wurde eine spezifische Rol-
lenkarte erarbeitet. Diese enthielt die jeweiligen Ziele und Verhandlungsstrategien der 
einzelnen Partner und stand als Information nur dem jeweiligen Vertreter der Rolle zur 
Verfügung. Zum besseren Verständnis soll an dieser Stelle exemplarisch die Rollenkarte 
der Regionalplanung Sachsen dargestellt werden: 
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Rollenkarte zur Rolle „Regionalplanung Sachsen“ im Planspiel zum Interessenaus-
gleich 
Grundsätzlich 
Mit der Integration von Vertretern der regionalen Planungsstellen in den Lenkungs-
ausschuss der Metropolregion Mitteldeutschland wurde ein weiterer Schritt auf dem Weg 
vom Städtenetz zur Region vollzogen. Damit ist es Ihrer Ansicht nach aber noch nicht ge-
tan, vielmehr muss die Metropolregion weiter konsequent an der Fortentwicklung ihrer 
Governancestrukturen arbeiten und auch Projekte umsetzen, bei denen die ländlichen und 
Zwischenräume profitieren. Als Vertreter der Regionalplanung Sachsen ist es daher Ihr Ziel, 
dass die Interessen der ländlichen und Zwischenräume in Sachsen in der Arbeit der Metro-
polregion adäquat berücksichtigt werden. Das sieht sicher auch der Vertreter des Landes-
ministeriums so.  
Förderschwerpunkte und Mittelverteilung im Operationellen Programm 2014-2020 
Projekte bei denen die Zwischenräume profitieren finden sich in allen fünf Handlungs-
schwerpunkten. Die Mittelverteilung auf diese Schwerpunkte im Operationellen Programm 
der Metropolregion kann daher Ihres Erachtens gleichberechtigt, d.h. jeweils 20% für ein 
Handlungsfeld, erfolgen. Das Budget in den ersten beiden Jahren sollte sich zwischen 1,5 
und 2 Millionen Euro bewegen. 
Projekte 2014 und 2015 
Grundsätzlich unterstützen Sie alle Projektvorschläge, die einen Nutzen für die Zwischen-
räume erwarten lassen. Höchste Priorität hat für Sie jedoch die Studie zur Integration der 
Zwischenräume und Weiterentwicklung der Governancestruktur (Projekt 5.6). Hier gibt es 
immer noch keine zufriedenstellende Lösung, weshalb das Thema unbedingt wieder auf die 
Tagesordnung der Metropolregion gehört. Dies hatten Sie auch mit dem Leiter der AG 
Überregionale Kooperation so abgestimmt. 
Zudem unterstützen Sie den Aufbau einer "Regionaltheke Mitteldeutschland" mit Produk-
ten der Ernährungswirtschaft der Metropolregion Mitteldeutschland (Projekt 1.11), die Lü-
ckenschlüsse im überregionalen Radverkehrsnetz der Metropolregion (Projekt 2.8) und das 
Modellvorhaben zur Daseinsvorsorge im ländlichen Raum (Projekt 4.2). 
-----  
Kritisch sehen Sie die vielen teuren Werbekampagnen zu den Verkehrsachsen, bei denen 
nur die großen Städte miteinander verbunden werden und die Zwischenräume durchs Ras-
ter fallen. Den neuen Projektvorschlag der Kollegin aus Sachsen-Anhalt „Innovation und 
Wissen im ländlichen Raum“ finden Sie gut. Sie schlagen vor, auch die Ländervertreter für 
dieses Projekt zu gewinnen.  
Anhang 307 
Inhaltliches Ergebnis des Planspiels 
Die Vertreter der vierundzwanzig beteiligten Institutionen haben in der vorgegebenen 
Zeit einen konsensbasierten Vorschlag erarbeitet und verabschiedet, der alle geforder-
ten Punkte der Aufgabenstellung enthielt. So haben die beteiligten Akteure die Mittel-
verteilung während der Förderperiode 2014-2020 und das Budget für die ersten beiden 
Jahre 2014 und 2015 festgelegt sowie eine Einigung zu Projekten erzielt, die in den ers-
ten beiden Jahren umgesetzt werden sollen.  
Verlauf der Verhandlungen in den Arbeitsgruppen 
Es blieb den Akteuren selbst überlassen, gemeinsam im Plenum zu diskutieren oder Ar-
beitsgruppen zu bilden. Da bereits an dieser Stelle die Meinungen divergierten, wurden 
per Mehrheitsbeschluss zwei Gruppen gebildet. Die Zusammensetzung der Arbeits-
gruppen erfolgte bewusst zufällig anhand der Sitzordnung.  
Beide Arbeitsgruppen entschieden sich zu Beginn eine Einigung bezüglich der ersten 
beiden zu beschließenden Punkte zu erzielen. Dies betraf die prozentuale Mittelvertei-
lung auf die fünf Schwerpunkte für die gesamte Förderperiode und das Budget für die 
Jahre 2014 und 2015. Somit stand zunächst der thematische Konflikt im Mittelpunkt. 
Ausgehend von verschiedenen Vorschlägen der Akteure wurde versucht sich schrittwei-
se einem Konsens zu nähern. Die Entscheidung zur exakten Mittelverteilung erfolgte in 
einer Arbeitsgruppe im Konsens, in der anderen wurde zwischen den verbleibenden 
Vorschlägen abgestimmt und per Mehrheitsbeschluss entschieden. In beiden Arbeits-
gruppen wurde für die Verhandlung der ersten beiden Punkte mehr Zeit benötigt als zu 
Beginn angedacht, so dass sich der Zeitdruck für die Verhandlung der Projekte weiter 
erhöhte.  
Bei der Diskussion zu den Projekten entschieden sich beide Arbeitsgruppen für eine 
Verhandlung der einzelnen thematischen Blöcke. Dazu wurde das gesamte zur Verfü-
gung stehende Budget für die Jahre 2014 und 2015 entsprechend der zuvor beschlos-
senen prozentualen Verteilung auf die thematischen Schwerpunkte umgelegt.  
Im  weiteren  Verlauf wählten die Arbeitsgruppen unterschiedliche Vorgehensweisen. 
Keine der Arbeitsgruppen hatte sich zuvor über Kriterien verständigt, anhand derer die 
Projekte bewertet werden sollen. Demnach fehlte beiden AG’s eine Bewertungsgrund-
lage.  
In einer Arbeitsgruppe hatte eine Teilnehmerin bereits im Vorfeld des Planspiels eine 
Gleichverteilung der Mittel über den gesamten Förderzeitraum angenommen und auf 
dieser Basis einen konkreten Vorschlag zur Umsetzung der Projekte unterbreitet und 
begründet. Im Rahmen des Vorschlags wurde kein Projekt gestrichen, vielmehr erfolgte 
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eine Verlagerung von Projekten auf den Zeitraum nach 2014/2015 und waren somit 
noch Gegenstand des Vorschlags und verhandelbar. Alle weiteren Diskussionen in die-
ser Arbeitsgruppe fanden auf der Basis dieses Vorschlags statt. Letztlich wurde sich im 
Konsens auf Projekte in vier der fünf Themenfelder verständigt. Die Projekte in einem 
fünften Themenfeld konnten aus Zeitgründen nicht in der Arbeitsgruppe diskutiert wer-
den.  
In der zweiten Arbeitsgruppe konnte im Rahmen der offenen Diskussion kein Konsens 
zu den Projekten erzielt werden. Daher wurde innerhalb der Themenblöcke per Ab-
stimmung erörtert, welche Projekte die meiste Zustimmung erhalten. Dabei wurden, 
beginnend mit dem Projekt, das die meiste Zustimmung erhalten hatte (12 von 12 
Stimmen), solange weitere Projekte beschlossen, bis der finanzielle Rahmen des The-
menblocks ausgeschöpft war.  
Dieser Abstimmungsmodus schaffte den Anreiz, möglichst viele Partner von den selbst 
favorisierten Projekten zu überzeugen. Dabei wurde deutlich, dass die argumentative 
Untersetzung der für die Themen zuständigen Arbeitsgruppenleiter in der Metropolre-
gion einen besonderen Einfluss hatte. Entsprechend wurden die Projekte sehr stark aus 
der jeweiligen fachlichen Perspektive diskutiert, während die territoriale Dimension und 
damit räumliche Konflikte überwiegend in den Hintergrund traten. Die Tatsache, dass 
kein Teilnehmer über eine Vetoposition verfügte, beförderte die inhaltliche Auseinan-
dersetzung. Im Ergebnis wurden viele Projekte trotz stark divergierender Interessenla-
gen zwischen den Partnern beschlossen.  
Um im Planspiel zu testen, inwieweit die Akteure bereit sind Projekte zu akzeptieren, bei 
denen der individuelle Nutzen für andere Teilregionen höher ist als der eigene Vorteil, 
wurden Projekte mit einer geringen bis zu einer sehr starken Ungleichverteilung des zu 
erwartenden Nutzens einbezogen. Hierzu konnte beobachtet werden, dass relativ deut-
lich Projekte abgelehnt wurden, bei denen nur ein Partner maßgeblich profitiert hätte. 
Die betraf zum Beispiel den Ausbau eines Hafenstandortes oder die Unterstützung einer 
Stadt bei der Bewerbung als Stadt der Wissenschaft sowie eine Marketingkampagne für 
eine Bahnverbindung an der nur eine Stadt liegt. 
Erwartungsgemäß trat der räumliche Konflikt im Handlungsfeld Verkehr am stärksten in 
den Vordergrund. Hier fanden sich vergleichsweise wenige Mehrheiten für Projekte, 
dennoch beinhaltete die abschließende Projektliste auch zwei Marketingkampagnen 
bzw. Lobbyveranstaltungen für zwei bedeutsame Bahnstrecken in der überregionalen 
Partnerschaft. Die zweite Arbeitsgruppe konnte zeitbedingt zu Projekten in drei der fünf 
Handlungsfelder Beschlüsse fassen. Die Diskussion zu den zwei verbliebenen Hand-
lungsfeldern wurde in das Plenum verlagert.  
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Zusammenführung der Arbeitsgruppen und Verhandlung im Plenum 
Im Plenum wurden die Ergebnisse der Diskussionen aus den Arbeitsgruppen schrittweise 
vorgestellt. Bezüglich der ersten beiden zu beschließenden Punkte – die prozentuale 
Mittelverteilung auf die fünf Schwerpunkte für die gesamte Förderperiode und das 
Budget für die Jahre 2014 und 2015 – kamen die Arbeitsgruppen zu ähnlichen Ergeb-
nissen. Daher konnte eine Einigung relativ schnell erzielt werden, indem man sich je-
weils auf die Mittelwerte einigte. Da diese dann folgerichtig immer noch sehr nah an 
der in den Arbeitsgruppen im Grundsatz beschlossenen Ergebnissen lag, wurden diese 
Punkte im Plenum im Konsens beschlossen. 
Auch bei den Projekten erfolgte ein Abgleich der in den Arbeitsgruppen beschlossenen 
Projektlisten. Sofern Projekte zuvor von beiden Arbeitsgruppen beschlossen wurden, 
galten diese als bestätigt. Bei auftretenden Differenzen sowie innerhalb der, aus Zeit-
gründen in den Arbeitsgruppen zuvor nicht behandelten, Themenblöcke wurden die 
Projekte einzeln diskutiert und per Abstimmung ein Votum für oder gegen diese herbei-
geführt. In der Diskussion hierzu wurden immer wieder Querbezüge zu anderen Projek-
ten angeführt. Auch wurden Projekte zwischen den Themenblöcken verschoben. So 
konnte man eine Projekt zur Kreativwirtschaft sowohl dem Themenblock „Wirtschaft 
und Wissenschaft“ als auch dem Themenblock „Kultur“ zuordnen. Unterschiedliche 
Interessen konnten auch dadurch in Einklang gebracht werden, dass ein Teil der Projek-
te erst im Jahr 2015 starteten und somit zunächst nur die Hälfe der veranschlagten Kos-
ten verursachten und dadurch eine Mehrheit im Plenum fanden.  
Beschlussfassung des Lenkungsausschusses 
Der im Ergebnis der Verhandlung vom Lenkungsausschuss gefasste Beschluss wurde im 
Konsens, also unter Zustimmung aller Akteure gefasst. Dies war auch darauf zurückzu-
führen, dass unter dem hohen Zeit- und Erfolgsdruck am Ende keiner der Partner das 
Erreichte durch weitere Interventionen gefährden wollte. Es kann jedoch festgehalten 
werden, dass in der überwiegenden Zahl der verhandelten Punkte zuvor tatsächlich ein 
von allen Partnern getragener Konsens erzielt wurde. Das Ergebnis beinhaltete dennoch 
auch einzelne Projekte, die nicht von allen Partnern getragen wurden bzw. wurden 
auch Projekte abgelehnt, die einzelnen Partner besonders wichtig waren.  
Schlussfolgerungen aus dem Verlauf und den Ergebnissen des Planspiels 
Im Planspiel sollte eine realitätsnahe Konfliktsituation in der überregionalen Partner-
schaft simuliert werden. Dabei sollte insbesondere getestet werden, inwieweit die fest-
gelegten Regeln zur Verhandlung und Entscheidungsfindung dazu beitragen konnten, 
einen Interessenausgleich zwischen den Partnern zu erzielen und eine Einigung bezüg-
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lich der zu verhandelnden Punkte zu ermöglichen. Nachfolgende Schlussfolgerungen 
greifen insbesondere diese Punkte auf, beinhalten aber auch weitere praxisrelevante 
Erkenntnisse aus dem Planspiel: 
1. Die eingeräumte zeitliche Flexibilität bezüglich der Umsetzungszeiträume der
Projekte wirkte stark konfliktmindernd und ermöglichte einen Interessenaus-
gleich. So umfasste die konkrete Projektplanung zwei Jahre (2014/2015), mit der
Option, Projekte für den Zeitraum zu beschließen, diese aber erst im zweiten
Jahr beginnen zu lassen und somit das Zweijahresbudget zu schonen. Somit
mussten insgesamt weniger Projekte gestrichen werden. Dies hatte zugleich den
Vorteil, dass man sich mit der Frage beschäftigten musste, wann welche Projekte
am effektivsten umgesetzt werden können. So bestand zum Beispiel Einigkeit
darüber, dass das Budget für den Bereich Kultur in den Jahren 2014/2015 ver-
ringert werden kann, um mit Blick auf die Lutherdekade und deren Höhepunkt
im Jahr 2017 ein vergleichsweise höheres Budget zur Verfügung zu haben. Die
Möglichkeit der Verschiebung von Projekten in zukünftige Zeiträume hat natür-
lich den Nachteil, dass damit punktuell bereits das zukünftige Budget aus dem
Fonds belastet wurde, was jedoch nichts daran ändert, dass dies zur Konfliktlö-
sung beigetragen hat.
2. Mit der Möglichkeit, bei fehlendem Konsens Mehrheitsentscheidungen herbei-
führen zu können, wurden Vetopositionen und damit Blockaden einzelner Part-
ner von Beginn an ausgeschlossen. Ein Teil des Verhandlungserfolgs ist auf die-
se Regel zurückzuführen. Dabei ist hervorzuheben, dass entsprechende Abstim-
mungen in der Regel eingesetzt wurden, um ein zwischenzeitliches Meinungsbild
einzuholen, dass dann gegebenenfalls weiter verhandelt wurde. „Kampfabstim-
mungen“ haben hingegen nicht stattgefunden. Bei den eigentlichen Beschluss-
fassungen konnte in fast allen Fragen Konsens hergestellt werden. Nur wenige
Entscheidungen fanden zunächst nicht die Zustimmung aller Partner, wurden
dann aber auch von diesen mit getragen. In der späteren Auswertung wurde sich
dafür ausgesprochen, die „Zustimmungsrate“ zu einzelnen Beschlüssen festzu-
halten und diese Information den politischen Entscheidungsträgern im Gemein-
samen Ausschuss zur Verfügung zu stellen.
3. Den Verhandlungspartnern wurden bewusst keine zuvor festgelegten Entschei-
dungskriterien zur Verfügung gestellt. Das Fehlen einer „neutralen“ Bewer-
tungsgrundlage wurde vor allem durch die Argumente und die Bewertung der
Arbeitsgruppenleiter der Metropolregion (AG Familienfreundlichkeit, etc.) kom-
pensiert. Im Kreise der Entscheider, die überwiegend einen stadt- oder regional-
planerischen Hintergrund haben, nahm die Fachmeinung der Arbeitsgruppenlei-
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ter ein hohes Gewicht ein. Dabei erfolgte deren Einschätzung erwartungsgemäß 
auf der Basis fachlicher (z.B. größtmöglicher Effekt für die Metropolregion) an-
statt räumlicher Gesichtspunkte. Die Tatsache, dass neben dem neutralen Ge-
schäftsführer auch fünf Arbeitsgruppenleiter der Metropolregion in erster Linie 
ihren Themen und Inhalten, nicht aber Gebietskörperschaften verpflichtet waren, 
ließen territoriale Aspekte öfter als gewöhnlich in den Hintergrund treten. Dies 
wurde so auch von den Planspielteilnehmern selbst wahrgenommen. Daher 
wurde sich dafür ausgesprochen, dass, bei einer möglichen Übertragung in die 
Realität, die Projekte in den jeweiligen Arbeitsgruppen der Metropolregion vor-
bewertet werden sollen und dass Ergebnis Grundlage für die Abstimmungen im 
Lenkungsausschuss sein sollen. Dass dies eine Bewertung und eine Einigung er-
leichtert, hat sich in einer der beiden Arbeitsgruppen gezeigt, in der eine Teil-
nehmerin bereits zu Beginn einen konkreten und umfassenden Vorschlag in die 
Diskussion einbrachte.  
4. Als Vorteil in der Diskussion erwies sich, dass aus der fiktiven Projektliste der je-
weils vorschlagende Partner nicht hervorging. Die Projektvorschläge wurden so
in erster Linie den Arbeitsgruppen der Metropolregion zugeordnet, nicht ein-
zelnen Partnern. Auch wenn eine diesbezügliche Anonymisierung in der Praxis
nicht hundertprozentig gelingen wird, sollte in Kombination mit Punkt drei der
Schlussfolgerungen, die unmittelbare Zuordnung von Projektidee zu einzelnen
Partnern vermieden werden.
5. Im Rahmen des Planspiels wurde der Lenkungsausschuss um stimmberechtigte
Akteure ergänzt, unter anderem je ein Vertreter der Regionalplanungen aus den
drei Bundesländern, die derzeit noch nicht im Lenkungsausschuss der Metropol-
region vertreten sind. Auch in dieser erweiterten Zusammensetzung mit insge-
samt 23 stimmberechtigten Mitgliedern blieb das Gremium handlungsfähig. Un-
terstützt wurde dies auch durch die Aufteilung in Arbeitsgruppen sowie der
Möglichkeit Mehrheitsentscheidungen zu treffen.
6. Die Möglichkeit ein Teil der Strukturfondsmittel als Darlehen einzusetzen wurde
von den Akteuren positiv aufgenommen und sollte in der Praxis weiterverfolgt
werden. Zum einen bereitete es den Teilnehmern Schwierigkeiten Projekte zu
identifizieren, bei denen eine Darlehensvergabe durch die Partnerschaft sinnvoll
bzw. rechtlich unbedenklich ist und die Kompetenzen anderer Akteure (z.B.
Wirtschaftsförderung, Aufbaubanken) nicht beschnitten werden. In naher Zu-
kunft werden solche Projekte wohl eher die Ausnahme bleiben, sollten aber
angestrebt werden. Denn zum anderen wurde sich dadurch intensiv mit der Fra-
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ge befasst, welche Ziele (z.B. Sicherung Fachkräfte) und darauf aufbauende Pro-
jekte (z.B. Vergabe von Stipendien mit Teilrückzahlung) der Metropolregion 
sinnvollerweise durch eine Darlehensvergabe umgesetzt werden können, dessen 
Mittel der Metropolregion nach Rückzahlung erneut zur Verfügung stehen. Un-
ter anderem wurde ein Projekt im Bereich Kultur letztendlich eine Mehrheit, weil 
die Projektidee so modifiziert wurde, dass ein Teil der Finanzierung über ein Dar-
lehen erfolgen konnte.  
7. Die Diskrepanz zwischen dem zur Verfügung stehenden Budget und den benö-
tigten Mitteln zur Umsetzung aller Projekte förderte Überlegungen zu Möglich-
keiten der Kofinanzierung durch weitere Partner. Das Bemühen Projekte zu ret-
ten, die aufgrund der Budgetgrenze hätten gestrichen werden müssen, führten
unter anderem dazu, dass Projekte beschlossen wurden, die gegenüber dem ur-
sprünglichen Vorschlag eine reduzierte finanzielle Beteiligung der Metropolregi-
on und eine Kofinanzierung durch externe Partner beinhalteten. Die Übertra-
gung von Projektkosten auf „Dritte“ hat somit klar zu Konfliktminderung beige-
tragen, indem weniger Projekte gestrichen werden mussten. Diese Entscheidung,
der alle Akteure erwartungsgemäß relativ leicht zustimmen konnten, hat den fi-
nanziellen Konflikt weniger gelöst als vielmehr verlagert. Ungeachtet dessen soll-
te in der Praxis die Option eingeräumt werden, Projekte beschließen zu können,
deren tatsächliche Umsetzung aber an eine zu bestimmende Kofinanzierung
„Dritter“ zu knüpfen.
8. Erwartungsgemäß wurde eine neutrale Moderation als Erfolgsfaktor in den Ver-
handlungen identifiziert. Dieser Funktion ist die Geschäftsstelle der Metropolre-
gion im Rahmen des Planspiels nach Einschätzung der Akteure sehr gut nachge-
kommen. Zudem war zu beobachten, dass die Verhandlungspartner immer wie-
der selbst Kompromissvorschläge einbrachten und versuchten einen Konsens
herzustellen. Aufgrund der Komplexität der Verhandlungen sollte zukünftig eine
stärkere Visualisierung der Diskussion und von Zwischenergebnissen angestrebt
werden.
9. Der in der Auswertung des Planspiels meist genannte Erfolgsfaktor war das in
den vergangen Jahren in der Metropolregion aufgebaute Vertrauen zwischen
den Partnern und die hohe Kontinuität bei den im Lenkungsausschuss vertrete-
nen Personen. So wurde auch die Verhandlungsstimmung als harmonisch wahr-
genommen und trotzdem in der Auswertung viele Teilnehmer konstatierten, ei-
nen Teil ihrer Ziele nicht erreicht zu haben, wurde sich zufrieden über das erzielte
Ergebnis geäußert. Zudem war man der Meinung, dass man auch dann eine Ei-
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nigung erzielt hätte, wenn das Verhältnis zwischen Budget und benötigten Mit-
teln noch ungünstiger ausgefallen wäre.  
10. Letztlich wurde das Planspiel selbst positiv wahrgenommen und als hilfreiches
Instrument zur Simulation der Realität eingeschätzt. So wurden die gemachten
Erfahrungen und die erzielten Lerneffekte hervorgehoben. Schwierigkeiten be-
reitete mitunter die an einigen Stellen auftretende Diskrepanz zwischen eigener
Meinung und Rollenkarte. Die im Planspiel erzielten Erkenntnisse wurden als hilf-
reich bei der Weiterentwicklung der Partnerschaft eingeschätzt.
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Anhang II:   Interviewleitfaden für Gespräche mit den politischen Spitzen der Metropol-
       region am Beispiel der Stadt Leipzig 
------------------------------------------------------------------------------------------------ 
Gespräch mit Herrn Oberbürgermeister Burkhard Jung zur  
Metropolregion Sachsendreieck 
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Leitfragen für das Interview 
Wie schätzen Sie die Metropolregion derzeit ein? 
Welche strategischen Ziele sollten im Rahmen der Metropolregion verfolgt werden? 
Welche Handlungsfelder sollten in der Metropolregion bearbeitet werden? 
Welchen konkreten Nutzen erwarten Sie für Ihre Stadt von der Metropolregion? 
Wo stößt die freiwillige Kooperation in der Metropolregion an ihre Grenzen? 
Welche Ansatzpunkte sehen Sie für eine Integration bzw. einen Ausgleich der unter-
schiedlichen Interessen in der Metropolregion? 
Wo sehen Sie die Metropolregion im Jahr 2015? 
Ansprechpartner:  
Prof. Thorsten Wiechmann  
Lehrstuhl für Raumordnung 
Technische Universität Dresden 
Dipl. Geograph Markus Egermann 
Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung 
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Dresden, seit 2005 wissenschaftlicher Mitarbeiter und Projektleiter 
am Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung in Dresden, 
seit 2008 Lehrbeauftragter an der Technischen Universität Dresden, 
2013 Promotion zum Dr. rer. pol. an der Technischen Universität 
Dortmund, Fakultät Raumplanung.
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67 Gotthard Meinel, Ulrich Schumacher, Martin Behnisch, Tobias Krüger (Hrsg.) 
Flächennutzungsmonitoring VII 
Boden – Flächenmanagement – Analysen und Szenarien 
Dresden 2015
66 Mei-Ing Ruprecht 
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Wie können viele Akteure gemeinsam eine Region steuern? Wie werden kollektive 
Entscheidungen getroffen, wodurch werden diese beeinflusst und mit welchem 
Ergebnis? Im vorliegenden Buch werden kollektive Entscheidungen aus 20 Jahren 
Metropolregionsbildung in Mitteldeutschland analysiert. Es basiert maßgeblich 
auf einer mehrjährigen teilnehmenden Beobachtung sowie auf Einzelinterviews 
mit Verwaltungsangestellten und den politischen Spitzen auf kommunaler,  
Landes- und Bundesebene.
Die Arbeit zeigt auf, wie die komplexen institutionellen Verflechtungen, partei-
taktische und geostrategische Überlegungen, versteckte Prioritäten, die Macht-
verhältnisse innerhalb der Kommunen, die Art der Kopplung von Entscheidungs-
kontexten sowie das Zusammenspiel von individuellen Diskontierungsraten 
auf politischer und Verwaltungsebene die kollektiven Entscheidungen in der 
Metropolregion Mitteldeutschland beeinflusst haben. 
What determines collective decisions of local actors in regional cooperation 
processes? The book analysis 20 years of decision making for and within the 
‘Metropolitan Region Central Germany’. It is based on a long term participatory 
observation and on interviews with public officials and politicians from the local, 
the federal state and the national level.
It demonstrates how different influencing factors such as institutional interde-
pendency, geostrategic and political party interests, hidden priorities, local and 
regional power structures, the coupling of decision making arenas as well as the 
interplay of individual discount rates of public officials and politicians play 
out in decision processes.
